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Vorbemerkung

Die _vorliegende Arbeit ist im Rahmen des Forschungsprogmmms
"Große technische systeme" des Max-planck-Instituts für deieilichafts-
forschung entstanden. sie behandelt mit der Telekommunikation den
Technikbereich, der seit Gründung des Instituts den zentralen Fokus der
technikbezogenen Projekte bildet. wie die anderen laufenden oder abge-
schlossenen fubeiten versucht sie, technische Entwicklungen mit techii-
gchen und sozialen, d.h. politischen, ökonomischen, reihtlichen oder
kulturellen Kategorien zu beschreiben und zu erkl?iren. Etwas detaillierter
als in sozialwissenschaftlichen Texten aflgemein üblich werden dabei
in dieser Arbeit einige technische Entwicklungsschritte dargestellt.

An $9ser stelle gilt mein Dank zunächst denienigen exteinen Exper-
ten und Gesprächspartnern, die mir ihren sachversland und ihre Zeit
3ur v.e$igung gestellt haben, um mir ein verstäindnis des komplexen
Entwicklungsprozesses der Telekommunikation zu ermöglichen. bieses
bleibt natürlich unvollständig und selektiv, ist aber höffentlich doch
theoretisch angemessen. Für die notwendige und mühsame Assistenz
i1 dem empirischen Projekt danke ich Iris Kobialka und Doris oelerich,
die e-ine zeitlang mitgearbeitet haben, vor ailem aber Günter schröder,
der fast das ganze Projekt "durchlitten" und z.B. alle schaubilder in
S".:- lgch proluziert hat. Cynthia lrhmann hat mit großer Routine
die druckfertige Fassung des Manuskripts erstellt und dJbei offensicht-
lich alle Kompatibilitätsprobleme gelöst, die der "technische Fortschritt"
p9i $en Programmen und Geräten so mit sich bringt. Auch ihr danke
ich herzlich.

Ganz besonders wichtig für den Fortgang dieser Arbeit war die oft
geduldige, manchmal auch ungeduldige konstruktiv-kritische Kooperation
von- Renate Mayntz und meinem unermüdlichen Dauergesprächspartner
volker schneider. Viele wichtige Anregungen erhielt lch von iniupp
Genschel, Jürgen Häusler und Fiitz w. sctrarpr im verlauf des projekii.
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Mutier Ursula und meinen Vätern Richard und Kurt widme.
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Kapitel I
Einleitung

Technikforschung in den Sozialwissenschaften

Das Interesse der sozialwissenschaftlichen TechniKorschung galt lange
ze-it vorwiegend-den Bedingungen und den Folgen der Nutäig techi-
scher Geräte in unternehmen und auch in Haushalten. Die En-istehung
technischer Apparaturen beschäftigte höchstens Technikhistoriker, diä
oftmals fasziniert waren von den lristungen der großen Erfinderpersön-
It"trt9191 fe9 vergangenen Jabrhunderrs. Auch hJute gibt es nocf solche
Persönlichkeiten, wenngleich sie ihre Erfindungen iicht mehr in der
kleinen werkstatt, sondern in der Regel in großön Forschungslaborato-
rien machen, wo ihnen eine ausgebaute technische und persoielle Infra-
struktur -2r vgrfügung steht. schon die technische Ausstattung der
Labors determiniert in gewisser weise, welche Erfindungen md'glicn
sind. Doch sind daneben vor allem der Bestand an wissenichafili&em
und technischem wissen, die konlreten zwenke der Forschung und die
Problemperzeption der Forscher wichtige, die beobachtbaren Altivitäten
strukturierende Randbedingungen. weniger unmittelbar, wenn auch nicht
qnb.edingt,weniger stark, wird die Forschung durch wirtschaftliche, poli-
tische, rechtliche und kulturelle Faktoren beeinflußt.

was für die technischen Erfindungen gilt, trifft in vergleichbarem,
wenn nicht stärkerem Maße für die auf ihnen basierenden innovationen
zu. Ihre F,ntwicklung erfolgt außerdem in der Regel unter Berücksichti-
gung de1 in der Innovationsphase bereits existierenden Nutzungsvorstel-
lungen. Die Diffusion von Innovationen schließlich hängt außei von den
skizzierten Faktoren von den konlireten verwendungsmriglichkeiten eines
technischen Artefakts und den Nutzungskosten, abei aucfi von Marktstra-
tegien und der verbreitung von Informationen über die Innovation ab.

_ Invention, Innovation und Diffusion können als eine Abfolge von
Phasen oder stufen verstanden werden, die die Karriere eines techni-
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schen Artefakts konstituieren. Solche noch erweiterbaren, aber immer

doch recht einfachen Stufenmodelle standen neben ebenfalls nicht

weiter spezifi zierten "Demand-pull, Supply-push"-Konzepten am Anfang

der wirlschafts- oder sozialwissenschaftlich orientierten Forschung zur

Genese von Technik. sie eignen sich gut für eine Ex-post-Beschreibung

technikgenetischer Prozesse, suggerieren aber oftmals eine Linearität und

sachloglsche Konsequenz von Entwicklungen, die mit der empirischen

Realitält der Entstehung, Entwicklung und Verbreitung von technischen

Artefakten nicht übereinstimmt. Außerdem "passen" sie besser auf hin-

sichtlich ihrer Nutzung erfolgreiche Techniken als auf solche, denen

eine Karriere versagt blieb.
Neuere sozialkonstruktivistische Ansätze in der Technikforschung

haben die aufgezeigten Mängel der äilteren Studien teilweise überwunden.

Insbesondere kOnnen sie, da sie die soziale Eingebundenheit technischer

Entwicklungen nicht nlrl ploglammatisch proklamieten, sondern tatsäch-

lich berücksichtigen, auch plausible Argumente anbieten, warum be-

stimmte ArtefakG schließlich nicht erfolgreich waren. Eine zentrale

schwäche auch der meisten neueren Ansätze liegt jedoch darin begrün-

det, daß ihre Konzeption von Technik selektiv auf einzelne technische

Artefakte beschränki bleibt. Diese sind jedoch in modernen Industrie-

gesellschaften häufi g lediglich Komponenten von umfassenderen techni-

Jchen Systemen oder als lose mit ihnen gekoppelte Elemente zumindest

auf ihr unterstützendes Funktionieren angewiesen. Eine moderne Wasch-

maschine arbeitet in der Regel eben nur, wenn Strom- und Wasservel-

sorgpng gesichelt sind, also entsprechende, meist große Flächen netzför-

mig tiberspannende, technische Infrastruktursysteme existieren.
-Die 

konstruktive Gestaltung vieler Geräte muß sich also auch an den

Anforderungen und Möglichkeiten orientieren, die von technischen Infra-

struktursystämen ausgehen. Dies gilt umso mehr, je enger die Geräte

mit dem system gekoppelt sind. Als feste Bestandteile des systems

wurden sie oftmals bereits zumZwecke der Erfüllung ganz bestimmter

Aufgaben entwickelt und konstruiert. Ihre Genese läßt sich nur eIHäIen'

wenn ihre technische Einbettung berücksichtigt wird. Damit wird aber

die Aufmerksamkeit auf die umfassenderen Systeme selber und den

Prozeß ihrer Genese und Entwicklung gelenkt.

Große technische Systeme, vor allem großflächige Infrastruktursy-

steme lassen sich, auch wenn sie mächtige technische Komponenten

besitzen, nicht als ein rein technisches Mosaik veßtehen, sie sind viel-
mehr immer auch soziale Systeme. Die Beschreibung und Erklärung

ihrer Entstehung und Entwicklung muß daher neben den technischen
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auch ökonomische, politische, rechtliche, kulturelle und andere Merkmale
sozialer systeme und natürlich auch die orientierungen, Interessen, Res-
sourcen und strategien der in ihnen handelnden Akteure umfassen. Die
Kombination und Interaktion dieser Merkmale und Handlungen struktu-
riert das System und seine Form der Iristungserbringung.-

Fragestellung

Damit konkretisiert sich die zu behandelnde Fragestellung als eine Dop-
pelte. Mit dem system der Telekommunikation, dessän konstitutive
lristung darin besteht, Kommunikation über räumliche Distanzen mit
technischen Mitteln zu ermöglichen, soll erstens die Enwicklung eines
grolJflächigen technisch geprägten Infrastrulaursystems in der Bundesre-
publik untersucht werden. Dabei werden das "Zusammenspiel" zwischen
system und umwelt einerseits und der verschiedenen funktionalen Teil-
bereiche innerhalb des systems andererseits als Momente des wandels
betrachtet, die der Entwicklung eine spezifische Dynamik und Richtung
verleihen. Eine Abfolge von mehr oder weniger stark ausgeprägten pro--

blemdominanzen, die durch umweltveränderungen oder interneFaktoren
hervorgebracht werden, strukturiert die orientierungen und das Handeln
der Akteure, das in diesem sinne als "Problemlösungshandeln' verstan-
den und als kontinuierlicher Prozeß der Entscheidung zwischen Alterna-
tiven rekonstruiert werden kann. In einem konkreten systemzusammen-
hang sind diese Alternativen zwar kontingent, aber nicht beliebig. sie
bilden Handlungsoptionen. Interdependenzen auf der systemebenä und
der Interaktionsebene haben als intendierte und nicht intendierte Effekte
des Handelns zur Folge, daß neue Probleme entstehen und sich problem-
dominanzen verschieben können.

Die Analyse der Entwicklung des Systems der Telekommunikation,
dessen Differenzierungsstruktur vor allem technisch, ökonomisch, poli-
tisch und rechtlich geprägt ist, bildet gleichzeitig den Rahmen ftii oie
Behandlung der zweiten Frage. Wenn große technische Systeme sich
von anderen sozialen systemen im Hinblick auf ihre Elemente sowie
Muster und Dynamik der Entwicklung unterscheiden, dann liegen diese
unterschiede in ihrer spezifischen technischen Prägung begründet. Die
einzelnen technischen Komponenten des Systems sind nicht bloß Einzel-
teile eines Aggregats, sondern selber relativ eigenständige "Maschinen",
die-allerdings mit Blick auf einen größeren Funktionszusammenhang,
in dem sie zum Einsatz kommen (sollen), entwickelt, konstruiert, ange-
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schafft und installiert werden. Dabei können sie mehr oder weniger

spezifisch auf bestimmte technische Autgaben ausgerichtel sein.' 
In Systemen interaktiver technischer Kommunikation bildet die ver-

mittlungstechnik eine sehr wichtige technische Komponente. Die Ent-
wickluig der vermittlungstechnik stellt deshalb den, im engeren sinne

techniksoziologischen, Fokus der Untersuchung dar. Bestimmte Wachs-

tumsprozesse ünd Nutzungsmuster des bundesdeutschen Systems der

Teleliommunikation, Vorstellungen über den wünschbaren Automatisie-
rungsgrad des Netzes, über Qualität und Zuverlässigkeit de1 Funktions-

erfü1lung, über den zu treibenden technischen Aufwand und die Kosten

spielen nir oe Erklärung, warum bestimmte vermittlungstechniken im
S-ystem zum Einsatz gekommen sind, eine wichtige Roll,e. Innovationen

in anderen Technikbereichen innerhalb und außerhalb des betrachteten

Systems, ökonomische oder politische Interessen der Akteure und andere

Fäktoren kommen hinzu. Insofern ist die Entwicklung dieser technischen

Komponente, die oft als das Herzstück interaktiver Telekommunikations-
systeme angesehen wird, eingebettet in politische, ökonomische, rechtli-
c-he und übär die Vermittlungstechnik hinausreichende technische Orien-

tierungs- und Funktionszusafirmenhänge, die sie beeinflußt und von

denen sie beeinflußt wird.
Die Entwicklung der vermittlungstechnik kann also nicht isoliert

betrachtet werden. Sie wird zum Bezugspunkt der Analyse eines großen

sozio-technischen Funktionssystems, dessen andere Elemente ebenfalls

interessieren und wegen der vielf?iltigen Interdependenzen auch interes-

sieren müssen, so|l der Anspruch eingelöst werden, technische Entwick-
lungen mit technischen und außertechnischen Faktoren zu erklären. So

wirä sich die Darstellung, ohne die Technik völlig aus den Augen zu

verlieren, oft weit von ihr entfernen müssen, um Technikentwicklung

auch als Entwicklung sozio-technischer Systeme fassen zu können. Je

häufiger einzelne Techniken in größere systemische Zusammenhänge

integiiert werden - und dies scheint für moderne Industriege-sellschaften
auch im selbstverständnis der Ingenieunvissenschaften (Mesch 1981)

typisch zu schein -, desto wichtiger wird es, TechnikentwicHtlg genau

in dieser Weise, nämlich als Entwicklung großer funktional differenzier-

ter und interdependenter technischer Systeme zu konzeptualisieren.
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Gang der Untersuchung

In ler folgenden untersuchung soll nun diese doppelte Fragestellung
nach der EntwicHung des bundesdeutschen systems der teöhnischei
Kommunikation als eines großen sozio-technijchen Funktionssystems
und de_r vermittlungstechnik als der darin eingebetteten zentralen iechni-
schen Komponente des systems beantwortet werden. Dazu wird zunächst
ein theoretischer Bezugsrahmcn vorgestellt, der systemtheoretische, einige
evolutionstheoretische und akteurtheoretische Eiemente enthält. Sie we-r-
den gegenstandsbezogen kombiniert und weiterentwickelt.

. -In.den drei Kapiteln III, IV und v wird dann ausführlich, unterteilt
in drei große zeitabschnitte und in einer Mischung von chronblogischer
und systematischer Darstellung, die Entwicklung der Telekommunlkation
abgehandelt. Die zeitliche Gliederung berücksiihtigt wichtige Entwick-
lungsschritte der vermittlungstechniti. tttitte der 5=0er Jahö, hier geht
Kapitel III zu Ende und beginnt Kapitel IV, fiel bei der Deutschen
Bundespost, dem damals und auch heüte noch zentralen Akteur in der
Telekommunikation der Bunde.srepublik, die Entscheidung für ein lei-
stungsf?ihiges elelfromechanisches vermittlungssystem, das-in der Folge-
zeit sowohl in öffentlichen als auch privaten l{eizen nicht nur aus tech-
nischen oder ökonomischen Gründereine absolut dominante Rolle spiel-
te. Ende der 70er Jahre,lier endet Kapitel IV und fängt Kapitel v an,
entschied man sich bei der Post gegen eine über tangJlahä praktisch
bis zur Betriebsreife entwickerte ltäktro*sctr geprägie, jedoch partiell
noch elektromechanisch arbeitende, variante una rtir vottcgitate systeme
der Vermittlungstechnik.

Neben der technischen Entwicklung, der in den drei Kapiteln jeweils
besondere Aufmerksamkeit gewidmei wird, werden in einzehän Ab-
schnitten auch ökonomische und politische sowie gelegentlich rechtliche
Entwicklungsstränge behandelt. Auf diese weisJ so[ ein Gesamtbild
der Telekommunikation gezeichnet und die verschränkung und Inter-
dependenz der einzelnen Faktoren auf der Ebene der Aktjure und des
Gesamtsystems der Telekommunikation aufgezeigt werden. Die analyti-
s-che lrennyng-{er einzelnen Aspekte in äer öarstellung dient auch
dazu, bei aller verschränkung ihre funktionale Eigenständlgkeit zu de-
monstrieren, die entsprechend differenzierte Handlungsorientierungen
prägt.

Der an einzelnen stellen in den jeweiligen Kapiteln und Abschnit-
ten bereits unternommene versuch, aüf der Handlungs- und der system-
ebene zu beobachtende, über einen längeren Zeitrauä stabile strukturen
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herauszuarbeiten oder zumindest anzudeuten, wird im abschließenden

Kapitel VI zusammenfassend und in systematischer Absicht vertieft. Ziel

dieses Kapitels ist es auch, über den analysielten Einzelfall hinausgehen-

de Aussagen über EntwicHungsmuster und Entwicklungsdynamik großer

technischer Systeme zu formulieren.



Kapitel II
Theoretis cher Bezugsrahmen:
Die Telekommunikation als sozio-technisches
Funktionssystem

Die Analyse der Entwicklung des bundesdeutschen systems der Tele-
kommunikation nach dem Zweiten weltkrieg versucht im Rahmen eines
Systemkonzepts drei theoretische perspehivän miteinander zu verbinden:
die differenzierungstheoretische, die ävolutionstheoretische und die ak-
teurtheoretische. Die "abhängigen variablen" bilden ganz allgemein die
strukturveränderungen des systems über die Zeit. Dese können etwa
darin liegen, daß sich Akteurkonstellationen ?indern, problemdomin anzen
verschieben, umfang und spektrum der systemleistungen sich wandeln,
bestimmte technische systemkomponenten neu hinzukommen und andere
verschwinden oder Elemente der rechtlich-institutionellen Regulierungs-
struktur modifiziert werden. wenn auch das..Hauptinteresse äen techni-
s,chen speziell den vermittlungstechnischen Anderungen gilt, so bedeutet
das nicht, daß die anderen Variablen lediglich global oder nur summa-
risch betrachtet werden sollen. Dies verbietet sich schon deshalb, weil
in einem wandlungsprozeß, der eine zeitliche Dimension besitzt, Anoe-
run-gen von abhängigen variablen in einer Periode ihrerseits Anderungen
anderer, zunächst als unabhängige variablen betrachteter MerkmalJ in
einer folgenden Periode auslösen können. solche diachronen Interdepen-
denzen lassen es unsinnig erscheinen, eine fixierte generelle unterschei-

$yng v-9n abhängigen und unabhängigen variablen inzustreben, obgleich
Kausalbeziehungen existieren (vgl. Coleman 1968).

wenn es gelingt, Interdependenzen der angedeuteten Art zu identifi-
zieren, dann wäire es ein reizvoller nächster schritt, nach auf solchen
Interdependenzbeziehungen basierenden veränderungsmustem zu suchen.
Dies soll im verlaufe dieser Arbeit auch versuchi werden. Hierzu ist
es_dann zweckmäßig, statt zwischen abhängigen und unabhängigen zwi-
schen endogenen und exogenen variablenzu unterscheiden. Diese für
j ede komplexe theoretische Modellbildung geläufige unterscheidung läßt
sich in einem systemkonzept aufnehmen. Die endogenen variablen-sind
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hier Merkmale des Systems der Telekommunikation. Sie beeinflussen

sich gegenseitig. Exogene Variablen sind UmweltphQgmge,.die Verän-

Oeruigän im System auslösen können. Je stäirker die Veränderungen

durch-endogene Prozesse ausgelöst, getragen oder strukturiert wetden,

desto eher kann man sie als iigendynamisch bezeichnen, umso höher

ist auch die Selbstreferentialität äes betrachteten Systems (vgl. Mayntz/

Nedelmann 1987; Schimank 1987).

L Genese und Entwicklungsmuster

Die Entstehung und Entwicklung technischer FunktionssysteTg' insbe-

sondere der größen technisch geprägten Infrastruktursysteme Eisenbahn

und Elektrizitätsversorgung, wurde zumeist von Historikern untersucht.

Wirtschaftshistoriker wiOm-en ihre Aufmerksamkeit einerseits den ökono-

mischen voraussetzungen und Folgen des Wachstums der systeme_ (vgl.

Fogel 1964; t965; Fishlow 1965; Fremdling 1975; Carol 19.85; 
L6vy-

Le6oyer 1988). Andererseits analysieren sie die in ihrem Gefolge entste-

hendän Unternehmens-, Organisations- und Managementstrukturen und

die sich hieraus wiederum eigebenden politischen steuerungs- 1nd Regl-
lierungsprobleme (vgl. Chandler/ salsbury 1965 ; Chandl er 19'17 z 7 9 -L87 ;

ttannä'tr'tgZ9). Te'ctrnikhistoriker interessieren sich vorwiegend für die

Entwicklung technischer Systemkonfigurationen oder einzelner ihrer

Komponentän in Abhängiglieit von gesellschaftlichen, politischen oder

wissenschaftlich+echnischen Gegebenheiten (vgl. Hughes 1965; Braun

1980; Hannay/ McGinn 1980; Tödd 1987; Salsbury 19881Caron 1988).

Du un diöser Stelle die zitierten Arbeiten nicht detailliert dargestellt

werden können und Literatur, die speziell die Telekommunikation behan-

delt, noch ausgespart bleibt, mag als zusammenfassende Feststellung

g"niigro, aan iictr die Untersuchungen größerer technischer- Systeme

lu*-offtn.ichtlich nicht mit monofaktoriellen und monokausalen Erklä-

irngru"rru"hen begnügen. Sie sind vielmehr bemüht, zumindest in der

Deiiaiption eine grcißeie ZahI von Variablen zu berücksichtigen. Unab-

hängig davon finden sich in den Arbeiten immel, wenngleich oft impli-
zit,-aich Annahmen über bestimmte Muster der Entwicklung dieser

Systeme.' 
sehr explizit stellt Thomas Hughes als Ergebnis seiner vergleichen-

den historischen Untersuchung der Entstehung und frühen Entwicklung
der Elektrizitätsversorgungssysleme in ausgewählten Regionen der Verei-
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nigten Staaten, Großbritanniens und Deutschlands (Hughes 1983) die
Existenz eines Entwicklungsmusterc heraus, das er in weiterführenden
Arbeiten als "loosely defined pattern" der Evolution großer technischer
Systeme generalisiert (Hughes 1987: 56). Dieses hat eine zeitliche Struk-
tur bestehend aus den Phasen "Invention, Development, Innovation,
Technology Transfer, Growth, Competition, Consolidation und Momen-
tum" (Hughes 1987). In ihnen sind jeweils unterschiedliche sachliche
Probleme zu lösen, wodurch verschiedene Akteure tangiert und involviert
werden.

Die heterogene Gemengelage von Entwicklungsphasen, Problemsitua-
tionen und Akteurkonstellationen skizziert Hughes in komprimierter
Form folgendermaßen:

Professional inventor-entrepreneurs played the leading role in the
genesis of systems originating about the turn of the century. After
the systems came into use, inventors and engineers continued to play
a leading role as solvers of critical problems that frustrated system
growth. The critical problems were located in reverse salients, or
those components that lagged behind other components in an expand-
ing system. After an early period of dramatic growth, managers and
then financiers took over the problem-solving roles associated with
rationalization, efficiency, and capital intensification. Having extended
geographically over regions and nations and having drawn in numer-
ous institutions, such as banks and regulatory agencies, the large
system took on substantial momentum, or dynamic inertia. This
momentum results in the systems' displaying a soft determinism.
Despite their inertia, large systems are influenced by political, eco-
nomic and social circumstances and assume characteristic styles that
distinguish them in one region or nation from that in another
(Hughes 1986a: Summary).

Die Konzentration auf technikinterne Faktoren oder gar die Annahme
einer technikinhärenten Entwicklungslogik reichen, wie die zitierte Pas-
sage verdeutlicht, ganz offensichtlich nicht aus, um die Entwicklung grö-
ßerer technischer Systeme zu erkläiren. Auch genügt es nicht, politische,
ökonomische, rechtliche und andere Variablen lediglich als Kontextmerk-
male in dem Sinne zu betrachten, daß sie zwar technische Systement-
wicklungen strukturieren, ihrerseits aber von technischen Veränderungen
nicht beeinflußt werden. Vielmehr sind sie zum Teil konstitutive Ele-
mente technischer Systeme und stehen in interaktiven Beziehungen zu-
einander. Zwar mögen gerade in frtihen Phasen der Entwicklung die
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verschiedenen Elemente nicht deutlich zu unterscheiden sein oder in den
Köpfen der "System Builders" nur unterschiedliche Aspekte eines ein-
heitlichen Systementwurfs darstellen, doch erscheint die Schlußfolgerung,
die Systeme seien eine Att "seamless webrr, ein nahtloses nicht weiter
strukturiertes Gewebe (Ilughes 1986b), nicht angemessen. Dieser Ein-
druck entsteht vielleicht, wenn - was Law als besonders fruchtbar emp-
fiehlt (I-aw 1988a: t28) - vorwiegend Systeme bzw. Projekte betrachtet
werden, die frühzeitig "scheitern", oder sich die Aufmerksamkeit, wie
bereits erwähnt, auf die frühen Phasen ihrer Entstehung und Entwicklung
beschränkt.

In Form von "Scenarios" (Law 1988b; lad Callon L988) existieren
Systeme nicht nur in den Vorstellungen von Technikern und Ingenieu-
ren, die als "heterogenous engineets" (,aw 1987) neben technischen von
Anfang an auch ökonomische, politische und andere Aspekte berücksich-
tigen. Auch heterogene Politiker oder heterogene Kaufleute können Sze-
narios von technischen Systemen entwickeln und realisieren wollen,
die außer politischen oder finanziellen auch technische Gesichtspunkte
umfassen. Die Techniker mögen oft als erste mit konstruktiver Phantasie
große technische Systeme entwerfen, doch zeigen schon gute "Science-
fiction"-Romane, daß auch Laien hierzu in der Lage sind. Spätestens
mit dem Beginn der Realisierung größerer Systeme setzt ein Prozeß ein,
in dem es möglicherweise zu einer totalen Umgestaltung ursprünglicher
Konzepte kommt, weil nun in verstärktem Maße ökonomische, juristi-
sche und politische Spezialisten ins Spiel kommen (vgl. Weingart 1988).
All die Argumente und Interessen, die nun Geltung beanspruchen, kann
kein noch so heterogener Ingenieur in seinen Plänen vorwegnehmen.
Dieser bei einzelnen Techniken als "Reinvention in the Innovation Pro-
cess" (Rice/ Rogers 1.980) oder auch als "Leaming by Using" (Rosen-
berg 1985: t20-L40) bezeichnete Vorgang kann bei größeren Systemen
als eine Art "Redesign" verstanden werden (vgl. auch Lenk 1982: 65-
76).

Das Entwicklungsmuster eines technischen Systems ist also nicht
Ausdruck einer rein technischen Gesetzmäßigkeit, sondern Ergebnis des

Zusammenwirkens vieler technischer und außertechnischer Faktoren.
Dieser inzwischen triviale Befund l?ißt sich auf unterschiedliche Art und
Weise illustrieren. Die Konzepte des "heterogeneous engineers" und des

'rsystem builders" leisten das sehr anschaulich, aber recht unsystematisch.
Erst eine analytische Trennung der sich in der Realität überlagernden
Faktoren, die ihren Ausdruck unter anderem in den entsprechend diffe-
renzierten Orientierungen der Akteure finden, bietet die Möglichkeit,



Telelattnuni.lrntion als sozia-technisclws Funlaionssy stem 23

generalisierende Aussagen über ihre Auswirkungen auf Systemgestal-
tung und systementwicklung zu formulieren. Diese Möglicbkeit deuten
bereits Law und callon an. obwohl sie die unhennbaie Vermischung
aller Faktoren betonen, unterscheiden sie "different phases" technischei
Projekte, "some of which were more technical in character, while others
were more qolitical" (Lad Callon 1988: 295). Deutlichere Ansatzpunkte
bieten die Arbeiten von Hughes. In der oben zitierten passage unter-
scheidet er etwa zwischen der Phase der frühen Nutzung teöhnischer
systeme, in denen die Ingenieure eine bedeutende Rolle spielen, da sie
kritische technische Probleme lösen müssen, und der phasä des raschen
Wachstums, in der Manager und Finaruiers wichtig werden, um die
Finanzierung zu sichern und die Effizienz zu steigern. Demnach läßt
sich also im zuge der systementwicklung eine Abfolge von problem-
dominanzen und von hierauf bezogenen typischen Handlungsorientierun-
gen erkennen. Diese vorstellung weist gewisse Berührungspunlte mit
dem strukturfunktionalismus auf, der ja auch strukturell 

-und in einer
Art "diachronischem Funl$ionalismus" (schlu chter r97 9 : 104) temporal
variierende funktionelle Problemdominanzen und orientierungsmuster
unterscheidet und diese zur Beschreibung und Erklärung von system-
entwicklungen venvendet (Parsons 1966; L967; vgl. auch Kaupen-r974).

2 Systemeigenschaften und Differenzierungsstruktur

Die Telekommunikation gewinnt ihre Identität als technisches Funktions-
system dadurch, daß sie eine spezifische lristung erbringl: sie ermög-
licht Kommunikation über räumliche Distanzen mit technischen Mitteln.
Konkret besteht die Leistung in der Übertragung von Informationen oder
Nachrichten von einem sender zu einem Empfänger. Zwischen minde-
stens. zwei Endgeräten wird über Kabel oder Funk eine verbindung
vermittelt und aufgebaut, auf der dann signale übertragen werden kön-
nen (vgl. Cohen u.a. 1978: 606). In der Regel wird die Telekommu-
nikation erst attraktiv, wenn sie eine größere zahl von Endgeräten unter-
einander vemetzt.

Elemente des Systems sind Akteure und technische Artefakte. Das
system besitzt eine institutionelle strulaur, die zu einenn gewissen Grade
die stellung der Akteure und ihre Handlungsmögrichköiten bestimmt.
Es besitzt auch eine technßche struktur, die in beslimmten Grenzen die
stellung und Funktion der einzelnen futefakte determiniert, aber auch



24 Kapitel II

die Konstellation der Akteure beeinflußt, denn diese entwickeln, produ-

zieren, bedienen, benutzen, vetkaufen, kaufen usw. Teile oder Leistun-
gen des technischen systems. In diesem sinne bekommen technische

Artefakte, speziell in ihrer systemischen verknüpfung, also durchaus

handlungsprägenden Charakter (Winner 1985: 28-31). Als Produkte von

Ingenieuren, Technikern und anderen Akteuren mögen sie der-en Wert-

voistellungen, Gesellschafts- und systemkonzepte gegenst?indlich aus-

drticken oder zumindest symbolisieren, dennoch sind sie nicht, wie
Callon neuerdings behauptet, selber Akteure bzrv. konstitutive Bestand-

teile von Akteumetzen (Caflon L986; L987; vgl. auch law/ Callon

1988), denn sie handeln nicht, sondern funktionieren höchstens (wallace
1988: 51-53; vgl. Ropohl 1979).

Auf der systemebene prägt die Relation von technischer und institu-
tioneller struktur das spektrum der lristungen und die Fomr der Lei-
stungserbringung. Beide Strukturkomponenten beeinflussen die Konstella-

tionäer Aktäure, deren Handlungen und Orientierungen; sie werden aber

auch von ihnen beeinflußt (Vgl. Lundquist t987:37'60).
Mit der Verwendung des Begriffs technisches Funktionssystem soll

nicht der Eindruck erweckt werden, die Telekommunikation werde als

funktionales gesellschaftliches Teilsystem im Sinne von Luhmann oder

Parsons betrachtet. Vielmehr stellt sie einen Leistungskomplex dar, der

als Teil der technischenlnfrastrul*ur der Gesellschaft eher quer zu den

funktionalen gesellschaftlichen Teilsystemen wie "Politik", "Wirtschaft"
oder "Recht" liegl (vgl. Mayntz 1988a). Das technische Funktionssystem

bietet die Dienstleistung Kommunikation in der Regel gegen Entgelt an.

Ihre Bereitstellung erfordert einen erheblichen Kapitaleinsatz und die

Mitwirkung von Unternehmen, die die benötigte Technik herstellen. Aus
dieser Perspektive l?ißt sich das System noch am ehesten dem gesell-

schaftlichen Teilbereich der Wirtschaft zurechnen (vgl. Parsons/ Smelser

1984: 39-100).
Als technisches Funktionssystem gtenzt es sich dadurch von anderen

gesellschaftlichen Subsystemen ab, daf3 die Akteure ihr Handeln an der

ipezifischen zu erbringenden Leistung orientieren. Es ist umso stärker

ausdifferenziert, je stärker die dominanten Merkmale der gesamtgesell-

schaftlichen Dfferenzierungsstuktur klar abgegrenzte funlOinnsspezifische
Korrespondenzen in der Telekommunikation aufweisen. Mit der Entste-

hung und dem Wachstum von Unternehmen und Märkten ftir Telekom-

munikationsprodukte, von wissenschaftlich-technischen Disziplinen, die

sich auf die Probleme der Nachrichtenübermittlung und ähnliche Fragen

spezialisieren, von rechtlich-administrativen Regelungssystemen, die die
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Telekommunikation zum Gegenstand haben, und von besonderen Tele-

lgmmuikationspolitiken wird eine solche Ausdifferenzierung indiziert.
charakteristisch für die Ausdifferenzierung des Funktionssysiems Tele-
kommunikation ist also dessen klare Abgrenzung von anderen Funktions-
systemen und gleichzeitig dessen Binnendifferenzierung entlang einiger

{omi-nalter Li$en gesamtgesellschafflicher funktionaler Differenzierung.
Durch diesen Prozeß der Ausdifferenzierung wird kein neue,s funktionä-
les gesellschaftliches Teilsystem mit in diesem sinne neuen Funktionen
konstituiert, sondern eben ein intern differenziertes Funktionssystem.
Die im_Zuge seiner Binnendifferenzierung entstehenden funktionsspezifi -

-sche1 _ 

Handlungs- und orientierungsfelder sollen ars Funraioniyelder
bezeichnet werden. schaubild II.1 zeigt, wie die Terekommunikation in
das gesellschaftliche Differenzierungsgefüge eingebettet ist.

schaublld II.1: Dominante Funktionsfelder im sptem der Tblekommunikation und funk-
tionale gesellschaftliche Differenzierung

Gesellschaftssystem

WSSENSCHAFT/TECHNIK

RECHT

WRTSCHAFT GESUNOHEIT

POLITIK

KULTUR/ERZIEHUNG RELIGION

ob über die vier im schaubild II.1 aufgeführten funktionalen gesell-
schaftlichen Teilsysteme Ökonomie, Po[[k, Recht und wissenJchaft/
Technik hinaus weitere Teilsysteme als für die strukturierung der Tele-
kommunikation relevant beachtet werden müssen, ist eine 

-empirische



Frage, hängt aber auch von der Anlage der Untersuchung ab. Da in
dieser Arbeit ausschließlich das Telekommunikationssystem der Bundes-

republik und hier überwiegend die interaktive und nicht die Massenkom-

münikation analysiert wird, können lediglich Zustände des Systems zu

verschiedenen Zeitpunkten, nicht aber in verschiedenen gesellschaftlichen

Kontexten verglichen werden. Variiert dieser Kontext, wie dies bei sich

über längere historische Zeiträume erstreckenden oder auch bei interna-

tional veigleichenden Untersuchungen der Fall ist, wäre wohl zumindest

noch das funktionale gesellschaftliche Teilsystem der Kultur einzubezie-

hen, das übrigens auch bei den technischen Systemen der Massenkom-

munikation von größerer Bedeutung sein dürfte (vgl. Mayntz/ Schneider

1988; vgl. auch Lindqvist 1984: 291-307).
Der Prozeß der Innen- bei gleichzeitiger Ausdifferenzierung ist ver-

mutlich ein Konelat zunehmender Größe (vgl. Stichweh 1984: 39-62).

Er geht einher mit der Herausbildung spezialisierter organisationen
odei Abteilungen innerhalb von Organisationen. Auf der Organisations-

ebene findet älso ein Prozeß der Sektoralisierung statt (Meyer/ Scott
1983: 137-140), und es bilden sich spezielle Arenen, in denen die Ak-
teure über die Optionen entscheiden, die die unterschiedlichen Aspekte
der Telekommunikation betreffen (vgl. Midttun 1988).
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3 Akteure, Orientierungen und Handlungsfelder

Die Kennzeichnung der Telekommunikation als sozio-technisches Funk-
tionssystem orientiert sich insoweit an dem Konzept der Tavistock-
Gruppe (vgl. Emery/ Trist 1960; Emery L972), als es soziale und techni-
sche Komponenten von Handlungssituationen als zusammenhängend
betrachtet und sich damit von einer "gerätetechnischen Auffassung" löst,
die von einer detaillierten Beschreibung technischer Artefakte und ihrer
verschiedenen Kombinationsmöglichkeiten ausgehend deren Effekte auf
das Handeln zu analysieren versucht (Wollnik L986:25'40). Anders als

in den organisationssoziolo gisch orientierten Arbeiten beschrEinkt sich

die Perspektive dieser Untersuchung jedoch nicht auf einzelne Einheiten,
und sie begnügt sich auch nicht damit, die Einführung und Nutzung
bereits auf dem Markt angebotener Techniken in den Organisationen

zu untersuchen. Vielmehr sind die einzelnen Organisationen nur Teile
eines umfassenderen sozio-technischen Systems, in dem nicht nur be-

stehende Techniken eingesetzt, sondern auch neue entwickelt werden
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(vgl. JVlayntz 1988a; 4op,ohl l:979). Außerdem interessieren Entwicklung
und Einsatz der Techniken in größeren systemzusammenhängen unä
nic!! die__arbeitsplatzbezogenen Folgen ihrer Nutzung.

. _Das Konzept des sozio-technischen Systems der-Tavistock-Gruppe
zielt nicht darauf, eine systemische EntwiöHungslogik zu identifizieien,
so1d9p zeigt die Gestaltungsmöglichkeiten technisch geprägter systeme
auf. Hierzu ist der für allgemeine systemtheoretischeEnvägungen viel-
leicht verzichtbare (fo Luhmann LSBB: r3rll32) Bezu,g auf 

-Haiolungen

und Akteure unerläßlich. Dieser Akteurbezug wird nii aie Analyse äes
Telekourmunikationssystems übernommen: Die Entwicklung des Systems
ergibt sich aus den Handlungen und Nichthandlungen (GeJer 19g-6) von
Akteuren, ohne daß der jeweils erreichte systemzustarid das intendierte
Resultat der Aktionen einzelner oder aller Akteure sein muß. Die Akteu-
re sind in der Regel organisationen mit eigenen Interessen und Ressour-
cen. Im sinne colemans lassen sie sich als korporative Akteure verste-
hen (Coleman 1974; lgl. auch Teubner 1989: 149-1g5).

. _zwar.kann prinzipiell jeder individuelle und jeder korporative Akteur
im E_ntrvicklungsprozeß des Telekommunikationssystemsiine einflußrei-
che Rolle spielen, tatsächlich ist der Kreis der relgvanten Akteure jedoch
b3venzt. wegen der immer noch großen Bedeutung tenitorialer Faktoren
für die konlirete strukturierung sozialer systemJ- speziell Recht und
politische Herschaft haben eindeutige räumliche Bezüge (vgl. skocpol
1985; Hejl 1985) - weisen auch reiekommunikationssystäüe, obwöhl
sie scbnelle Raumüberwindung ermöglichen und bereits wenige Jahrzehn-
te nach ihrer Entstehung deutliche I'zentrifugale Effekte" @ool 19g0)
erkennen ließen, klare tenitorial- bzw. nationalstaatliche irrenzen auf.
Demgemäiß rekrutiert sich der Kreis der relevanten Akteure im bundes-
deutschen Telekommunikationssystem auch vorwiegend aus der Bundes-
republik. Die selektionshiterien für die Akteure finden sich in der insti-
tutionellen struktur der Gesellschaft und ihren spezifischen Ausformun-
gen für den Bereich der Telekommunikation.

Institutionen stellen "Handlungspotentiale" und gleichzeitig "Hand-
fungsschranken" dar (scharpf 1985: 16f . Die schranken gehen lelegent-
lich so weit, daf3 sie Akteure aus Handlungszusammenh?ingen gänEtictr
ausschließen. Zur institutionellen Struktur eines sozialen Systems gehören
nicht nur formal-rechtlich konstituierte normative Gebiläe, sond.ern als
ihr Komplement oder substitut auch auf der Ebene kollektiven Handelns
stabilisierte "Routinen, strategien oder verhaltens-Repertoires, die nicht

Tr^l f dgry71i gelr Dispositi on stehen" (Scharpf L983 : t-4 I L 5; vgl. Ianglois
L986: L5'2L). Der institutionelle Ansatz erh<iglicht es, ohnl weitärge-
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hende Kriterien, wie sie etwa das Konzept der "relevant social groups"

(Pincty' Bijker 1934; 1986) benötigt, das Set der relevanten Akteure zu

identifizieien. W?ihrend "relevant social groups", deren Mitglieder defini-

tionsgemäß eine gemeinsame Vorstellung von der Bedeutung eines ein-

zelne-n technischen Artefakts haben (Pincty' Bijker L984: 414), sich im
Prozeß der Genese einer Technik praktisch erct ex post bestimmen las-

sen (vgl. Russell 1986), lenkt der zuweilen etwas notmativ gefärbte

institutlonelle Ansatz bereits ex ante die Aufmerksamkeit auf eine Reihe

von relevanten Akteuren, die allerdings nicht injeder Phase und injeder
Situation gleichermaßen präsent sein müssen. Außerdem gibt er den

Blick frei nir Aie unterschiedlichen Interessen der Akteute, für die unter-

schiedlichen Arenen oder Handlungsfelder, in denen sie agieren, und

zumindest andeutungsweise auch für die unterschiedlichen "Logiken''
oder Orientierungen, denen die Handlungen der Akteure folgen (vgl.

Hall 1986: 17 -20, 231-234).
Benutzt man den institutionellen Ansatz nicht nur, um die Genese

und den Inhalt politischer Strategien der Steuerung von gesellschaftli-

chen Teilbereichen zu erklären, sondern setzt man ihn mit dem Ziel ein,

die strukturelle Entwicklung eines Teilbereichs zu analysieren' so lassen

sich Querverbindungen zwischen diesem Ansatz und dem Konzept funk-
tionaler Differenzierung herstellen (vgl. Mayntz 1988b: 23-33). Funktio-
nale Differenzierung und ats ihre Folge "funktionale Spezifität" sozia-

ler Systeme bildet den "Kern institutioneller Differenzierung" (I-epsius

t977 : L9). Institutionelle Differenzierung kanalisiert Handlungschancen

von Akteuren und "ftihrt zur Ausbildung von je verschiedenen Hand-

lungszielen und Rationalitätskriterien" (Lepsius 1977: 2-0; Scott 1987:

508). Diese Rationalitätskiterien, die etwas weicher als Handlungsofe1-
tierungen bezeichnet werden sollen, variieren also entsprechend der

Funktionsvariation der gesellschaftlichen Subsysteme. In jedem funktio-
nalen Teilsystem dominiert eine Handlungsorientierung. Stellt man sich

Funktionssysteme nicht bloß als Kommunikationssysteme (Luhmann

1984) vor, sondern betrachtet deren "reales Substrat", näimlich die han-

dehden Akteure (Mayntz 1987: L02), so mäßten sich deren orientierun-
gen danach untericheiden lassen, in welchem Handlungsfeld sie typi-
Jcherweise agieren. Zu diesen eher strukturell zu verortenden Faktoren

kommen situative hinzu. Akteure können mehr oder weniger leicht
Handlungsorientierungen vermischen oder von der einen zur anderen

umschalten und so auf situationsabh?ingige Variationen von Problem-

wahrnehmungen reagieren. Korporative Akteure, soweit sie als Basis

eine formale Organisation haben, internalisieren über eine differenzierte
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Abteilungs- und/oder Rollenstruktur verschiedene Handlungsorientierun-
gen (Scott 1987: 502-507), die sie bei Bedarf abstimmen und mobilisie-
ren können.

4 Zur Struktur der Handlungsorientierungen und
Handlungsfelder in der Telekommunikation

Wie bereits im Schaubild II.1 dargestellt, werden die Handlungsfelder
und Handlungsorientierungen (Funktionsfelder) in der Telekommunika-
tion vor allem durch die funktionalen gesellschaftlichen Teilsysteme
ökonomie, Politik, Recht und WissenschaftÄechnik geprägl. Auch in
der wissenschaftlichen Wahrnehmung des Systems der Telekommunika-
tion dominiert in der Regel eine dieser funliilionellen Differenzierung
entsprechende Perspektive. So gibt es Arbeiten über wirtschaftliche,
rechtliche, politische oder technische Aspekte dieses Sektors, ohne dafJ

die Koexistenz und vor allem die Interdependenz der Faktoren angemes-
sen thematisiert wird. Beispielhaft zeigt dies die, obwohl unter erhebli-
chem Zeitdruck entstandene, sehl gründliche zweibändige Studie der
Österreichischen Akademie der Wisienschaften, die eine Grundlage für
die "Technikbewertung neuer Telekommunikationsdienste" schafft
(BraurV Bonek Flrsg. 198f. In ihr werden neben anderen sehr ausführ-
lich "Technische Aspekte"' (S. U.1-II.168), "Ökonomische Aspekte" (S.
VI.1-VI.164), "Rechtliche Aspekte" (S. VIU.1-V[I.78) und etwas Hirzer
"Mögliche Politische Maßnahmen" (S. X.1-X.30) sowie "Die Diskussion
um die Liberalisierung des Fernmeldewesens" (S. UI.1-ilI.16) in arbeits-
teiliger Vorgehensweise abgehandelt. Die die weitere Entwicklung des
Systems der Telekommunikation strukturierende reale Interdependenz
der unterschiedlichen Aspekte wird lediglich angedeutet.

In gesellschaftstheoretischen Arbeiten spielen spezielle technische
Funktionssysteme in der Regel keine Rolle (vgl. Weingart L976). Soweit
sie Erwähnung finden, wird höchstens, wie dies auch für einzelne Arte-
fakte geschieht, ihre Einbettung in einen größeren sozialen Zusammen-
hang betont. In diesem wirken Technik, Recht, Politik und ökonomie
zt$ammen. So spricht etwa Parsons in einer späten Arbeit von der "em-
beddedness of technology in social structure", die ihrerseits durch techni-
sche, wirtschaftliche, rechtliche und politische Dimensionen gekennzeich-
net sei (Parsons L970:62L-623).
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Wie die Faktoren im Prozeß der Entwicklung technischer Funktions-
systeme ansammenwirken und sich gegenseitig beeinflussen, Iäßt sich
nur zeigen durch den Rückgriff auf handelnde Einheiten - individuelle
und korporative Akteure -, durch die analytische Aufschlüsselung der
Orientierungen, die deren Handeln leiten, und durch die Skizzierung der
Handlungsfelder, auf die die Orientierungen bezogen sind. Hierzu ist
eine gewisse Gegenstandsnähe erforderlich, denn isoliert von konlreteren
Problembezügen, aufeinander bezogenen Handlungsketten und histori-
schen Entwicklungsphasen bliebe die Darstellung rein klassifikatorisch
und statisch. Dennoch sollen die Grundlinien des Analyserasters zunächst
im Überblick auf.gezeigt werden.

Die Handlungsfelder und die auf sie bezogenen Orientierungen lassen
sich auf der generellen Ebene am einfachsten mit Hilfe von terminologi-
schen Anleihen in den Theorien funktionaler Differenzierung beschreiben
(Luhmann 1984; 1986; Parsons 1966;1967; Parsons/ Smelser 1984).
Damit, das sei noch einmal betont, soll jedoch nicht der Eindruck er-
weckt werden, das System der Telekommunikation sei ein funktionales
gesellschaftliches Teilsystem im Sinne der zitierten Autoren. Die gesell-
schaftliche Differenzierung in funktionale Teilsysteme bildet sich aber
tendenziell im technischen Funktionssystem der Telekommunikation ab.
Sie strukturiert Handlungsfelder und auf sie bezogene Orientierungen -
ansammen als Funktionsfelder bezeichnet - nach jeweils typischen.Lei-
stungen, den hierzu erforderlichen bzw. hiermit verbundenen Operationen
und den Regeln und Kriterien, die die Operationen lenken.

In den Funktionsfeldern lassen sich typische Konstellationen von
Aheuren identifizieren. Anders als etwa das Postministerium, das über
zuständige Abteilungen oder auch direkt durch den Minister oder einen
Staatssekretär in der Regel in allen Bereichen präsent ist, partizipieren
die meisten Akteure schwerpunktmäßig nur in jeweils einem oder zwei
Funktionsfeldern. Das Handeln der Akteure interessiert, weil und soweit
es sich mit bestimmten telekommunikationsbezogenen Problemen oder
Issues auseinandersetzt und auf die Veränderung bestimmter Paratneter
gerichtet ist.

Die Orientierungen und Handlungen sind in einen zunächst sehr
generellen institutionellen Rahmen eingebettet, in dem sich ein konlcrete-
rer Handlungsrahmen für die Telekommunikation herausbildet. Im Ge-
gensatz zum institutionellen Rahmen, der längerfristig stabil bleibt, unter-
liegt der konkrete Handlungsrahmen rascheren Veränderungen. Einzelne
Aktionen werden also nicht nur durch diesen Rahmen geprägt, sondern
bewirken - gewollt oder ungewollt - immer wieder auch seine Modifika-
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tion. Dabei variiert in der Regel der Zeithorizont der Handlungen und
Orientierungen in Abhängigkeit vom Funktionsfeld.

In jedem Funktionsfeld existieren außerdem be.stimmte Prinzipien
und Strukturmerkmale, die spezifische Handlungsketten und Entwick-
lungsdynamiken unterstützen und in Gang halten. Als Elemente des
institutionellen Rahmens oder auch des konkreteren Handlungsrahmens
werden sie nur deshalb - ohne Anspruch auf Vollständigkeit - beson-
ders hervorgehoben, weil sie als "Motoren der Dynarnift" neben der
Interdependenz der verschiedenen Handlungsfelder und der Umweltab-
hängigkeit des gesamten technischen Funktionssystems dazu beitragen,
eine kontinuierliche, "gleichgewichtigeil Entwicklung, allerdings auch
einen "Systemzusammenbruch", unwahrscheinlich zu machen (Vgl.
Mayntz 1988c: 28-35).

Feldspezifische Orientierungen und Handlungen sind grundsätzlich
selbstreferentiell. Geht man davon aus, daß es ftir sie in den funktio-
nalen gesellschaftlichen Teilsystemen auch keine internen "Stoppregeln"
gibt (vgl. Luhmann 1983a), so kann es speziell bei relativ schwacher
Interdependenz der Handlungsfelder und systemweiter lEinger anhaltender
Dominanz eines Orientierungsmusters zu Erscheinungen kommen, die
hier als "Übersteigeru.ngen" bezeichnet werden.

Im Schaubild tr.2 sind die vier relevanten Funktionsfelder (Hand-
lungs' und Orientierungsfelder) der Telekommunikation skizziert. Die
Beschreibung ist nicht vollständig, und man kann auch darüber streiten,
ob die einzelnen Kategorien trennscharf sind. Zudem sind viele Begriffe
noch erläuterungsbedürftig. Sie werden im Verlaufe der Arbeit aufgegrif-
fen und dann erläutert. Hier mag die schaubildmäßige Darstellung genü-
gen, um einen ersten Eindruck davon zu vermitteln, daf3 und wie analy-
tisch trennbare Strukturen funktionaler gesellschaftlicher Differenziorung
im technischen Funktionssystem der Telekommunikation reproduziert
werden.

Im Unterschied zu den allgemeineren Überlegungen (im Abschnitt
II.2) m gesellschaftlichen Differenzierung in funktionale Teilsysteme,
wo noch vom Subsystem Wissenschaft bzw. Wissenschaft/Technik die
Rede war, enthält das Schaubild II.2 lediglich ein Funktionsfeld mit der
Bezeichnung Technik. Die Frage, ob Technik wie Wissenschaft als ein
funktionales gesellschaftliches Teilsystem betrachtet werden kann, fülut
in das Dickicht der ungelösten Probleme einer genauen Definition und
Abgrenzung funktionaler Teilsysteme (vgl. Mayntz: 1988b). Aus der
Uberwindung der in älteren Theorien des Strukturfunktionalismus ver-
breiteten Vorstellung, daf3 die Erfüllung einer bestimmten, relativ
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kleinen zati von Funktionen überlebensnotwendig für soziale systeme
sei, läßt sich nicht folgern, daß nun alle irgendwie abgrenzbaren Funk-
tionskomplexe als funktionale gesellschaftliche subsysteme bezeichnet
werden sollten.

Das Verhältnis und die deutliche Affinität der Technik zur wissen-
schaft, besonders zur Naturwissenschaft, ist ein beliebtes Thema sozial-
philosophischer und auch wissenschaftstheoretischer Arbeiten (2.8.
Price 1975; L€nk 1982). Aber auch die Ahntichkeit von Technik'und
okonomie wird immer wieder thematisiert (2.8. Llllrich 7979). Dies ist
einerseits ein Ausdruck der Perspektivenabhängigkeit, wenn es darum
geht, den sozialen standort von technischen systemen zu bestimmen.
Andererseits deutet es gber auch die doppelte Koppelung der Technik
mit Wissenschaft und Wirtschaft an @raun L9B4:6iß; Rosenberg 19g5:
L4L-159; vgl. auch schimank 1988). Die Skizzierung des Funktionsfeldes
Technik im schaubild II.2 dürfte deutlich machen, daß bei allen Ahn-
lichkeiten auch klare unterschiede zrrm Funktionsfeld ökonomie beste-
hen. Als orientierungs- und Handlungsfeld bietet die Technik, so wie
das Feld hier beschrieben wird, trotz einiger Differenzen auch viele
strukturelle Ahnlichkeiten mit der wissensönan 1vgt. constant 19g4).
Entscheidend ist letztlich, daß sich in der Telekommunikation mit där
Technik ein Funktionsfeld etabliert hat, das deutlich von anderen Feldern
abgegrenzt werden kann und dessen eigene Dynamik die Entwicklung
des technischen Funktionssystems nachweisbar beeinflußt.

_Ei1 
typisches Phänomen funktionaler Binnendifferenzierung läßt sich

auch für die Telekommunikation konstatieren: Die Grenzen äer Funk-
tionsfelder fallen teilweise mit Professionsgrenzen ansanunen. so basie-
ren die technischen äihnlich stark wie die rechtlichen Handlungsorientie-
rungen auf einem wissenschaftlichen wissenssystem, das einen gewichti-
gen Teil der Basis der Professionsbildung bei Ingenieuren und Juristen
bildet (v91. Ho,mmericlv werle 1988: 78-80). Beidä Professionen pflegen
verschiedene "Denkstile" (Mai L989: 68-t23), die sich nicht nur unter-
einander, sondern auch von dem zumindest teilweise professionalisierten
ökonomischen Denkstil (business managers) unterscheiden. Hiervon
wiederum weicht der politische Denkstil ab. Hinsichtlich der Rolle des
Politikers gilt außerdem, daß sie mrar inweiten Bereichen verberuflicht
(Amts- und Mandatsinhaber, Verbandsfunktionäre) ist, es jedoch keine
politische Profession gibt (vgl. Freidson L9B6: Z0-9L).

Wenn auch in diesem Abschnitt besonderer Wert ciarauf gelegt wur-
de, die unterschiede zwischen den vier Funktionsfeldern zu veideutli-
chen, so sollen die teilweise bereits angedeuteten Ahnlichkeiten nicht



36 Kapitel II

gänztich ignoriert werden. ohnehin wurde z.B. nicht behauptet, daß die

Handlungsorientierungen statistisch unabhängig voneinander variieren.

Es erschlint aber auch mtißig, wenn man etwa schon eine gewisse

"Selbstbezüglichkeit" der Technik konzediert, sich gleichzeitig auf die

Position, daß es "keine rein innertechnischen Werte gibt", festlegen zr
wollen S,ammert 1988a: 753), könnte man doch ebenso gut nachweisen,

daß zentrale ökonomische "eigentlich" religiöse Werte sind. In der Tat

erscheinen jedoch die politischen und die rechtlichen Handlungsorientie'
rungen einerseits und die technischen und die ökonomischen Handlungs-

orientierungen andererseits einander äihnlicher als die jeweils anderen.

Gerade für die "Wahlverwandtschaft" (Weber 197 2: 201) wirtschaftlicher
und technischer "Orientierungskomplexe" finden sich in der Technikfor-
schung immer wieder Belege @eingart t982), dennoch sollte die ver-

bleibende Differenz nicht zugUnsten einer entdifferenzierenden Redeweise

von der "technisch-ökonomischen Rationalität" (Mettler-Meibom L986)

suspendiert werden.
Die Erklärung technischer Entwicklungen im Rahmen größerer sozio-

technischer Systeme kommt, wie sich zeigen wird, nicht ohne den Rück-
griff auf relativ eigenst?indige spezifisch technische Handlungsorientierun-
gen aus, wenn sie realisierte Systemkomponenten als Resultat einer
Selektion aus einem Pool technisch vorstellbarer Möglichkeiten versteht.
Welche Entwicklungen der Technik wahrscheinlich sind, welche Nutzun-
gen technische Systeme zulassen, wie sich die auch ökonomisch interes-
sante Effizienz steigern l?ißt oder wie infrastrukturpolitische Zielsetzun-
gen technisch umgesetzt werden können, darüber befinden auch,leilwei-
se implizit und sehr frühzeitig, Ingenieure und Techniker nach eigenen

Vorstellungen und Kriterien.

5 Problemdominanzen, Handlungsorientierungen und
Systementwicklung

Zu jedem Zeitpunkt seiner Entwicklung läßt sich das System der Tele-

kommunikation im Hinblick auf seine politische, rechtliche, wirtschaftli-
che und technische "Lage" beschreiben. Die Deskription kann sich an

den im Schaubild lI,Z skizzierlen Funktionsfeldern orientieren, und zu

ihrer Aufgabe gehört es, die Konstellation der relevanten Akteure zu
bestimmen, ökonomische und technische Kennziffern zu berichten und
die akJuelle Problemlage zu schildem. Jeder konkrete historische Zustand
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des systems, will man ihn nicht als völlig zuf?illig betrachten, ist erklä-
rungsbedürftig. Er ergibt sich aus dem Zusammenwirken von internen
Faktoren und von umweltfaktoren und wird durch das Handeln von
Akteuren herbeigeftihrt. Dabei spielen die gesamtgesellschaftliche funk-
tionale Differenzierungsstruktur und die interne Differenzierung des
systems der Telekommunikation eine große Rolle, weil sie sich i-n den
Handlungsorientierungen der Akteure vermitteln.

_ wie bereits angedeutet sind die Akteure in der Regel nicht in al-
len Funktionsfeldern der Telekommunikation und in a[än funktionalen
gesellschaftlichen Teilsystemen gleichermaßen involviert. Eine be-
stimmte Handlungsorientierung dominiert oft, ohne daß alle anderen
orientierungen total abwesend sein müssen. wenn es um die konkrete
Entscheidung einer sachfrage geht, kann deshalb die Konstellation der
beteiligten Akteure und die Machtstellung jedes einzelnen den Aus-
schlag dafür geben, wie das Problem genau definiert und nach wel-
9!e1 Regeln entschieden wird (vgl. Rueschemeyer 19g6: t34-137).
welche Akteure an Entscheidungen partizipieren können, ist oftmais
institutionell vorgegeben. Die in diesem sinne institutionalisierten
Akteurkonstellationen bilden Arenen, in denen schließlich entschieden
wird oder auch nicht. Mit dem wechsel der Arena wechseln die
Problemstellungen und Problemperzeptionen, auch weil die Akteure
und_ damit _möglichenveise die dominanten Handlungsorientierungen
wechseln. Geht man davon aus, daIJ sich die InteresJen der Akteure
in allen Handlungsfeldern, allerdings durch die jeweils vorherrschende
orientierung moduliert, unterscheiden können, io dürfte die Entschei-
dung bestimmter Probleme durchaus konfliktiv sein. wechselt die
Arena der Konfliktbehandlung, so ändert sich der Konflikt. Er wird
transformiert (vgl. Nedelmann 1982: 19-81).

Auch in identischen Akteurkonstellationen können sich dominante

Jlgdlungsorientierungen ändern oder Dominanzen abgeschwächt werden.
Hier sind dann situative Faktoren ausschlaggebend. ümweltbedingt oder
auch als Folge systeminterner Aktivitäten können problemsituationen
entstehen, die zumindest bei der großen Mehrheit der Akteure die über-
nahme einer bestimmten Handlungsorientierung "erzwingen"l. Analog

L Dieses Phänomen kann man als Perspektivenwechsel bezeichnen. In wiederkebrenden
Situationen können sich Perspektiven verfestigen, in sich wandelnden Situationen können
sie.sich. qgep (vSL Becker !,a. f96S;. O-as Konzept der perspektive soll hier als
praktisch identisch mit dem der Handlungborientierung verstanden uird gebraucht werden,
da es ebenfalls einen expliziten Handlungsbezug enttiält. Becker u.a., dfr dieses Konzept
eingeführt haben, umschreiben "perspeitive" al-s "co-ordinated set or ioeas and actions
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zu den "single-exit"-Modellen der wirtschaftswissenschaft (Latsis 1972)

l?ißt sich aigumentieren, daß in einem System Situationen entstehen

können, in dänen zwar nicht eine ganz konlrete Entscheidung getroffen,

aber doch eine bestimmte funktionsspezifische Handlungsorientierung
von den Akteuren übernommen werden muß, um angemessen handeln

zu können. Diese Situationen könnte man als "Hochkostensituationen"
bezeichnen, ohne daß damit imptiziert werden soll, es handele sich

immer nut um ökonomßche Zwangslagen (vgl. Z:.r;rll t986;1989). Letzt'
lich sind es Situationen mit einer relativ eindeutigen funktionalen Pro-
blemdaminanz. Dieser Problemdominanz entspricht eine durchgängige

funktionsspezifische Handlungsorientierung der Akteure. Sie handeln und

entscheiden orientiert an rechtlichen, politischen, ökonomischen oder

technischen Regeln und Kriterien. Stabilisieren sich diese Muster zeit'
lich, so kann man im Entwicklungsverlauf eines.Systems von Phasen

oder Perioden der Verrechtlichung, Politisierung, Okonomisierung oder

Technisierung sprechen.
Im Prinzip kann eine bestimmte Handlungsorientierung - bedingt

durch institutionelle Arrangements und strukturelle Faktoren - auch in

"Niedrigkostensituationen" quasi routinemäßig dominieren. Da im be-

trachteten System unter hohem Kapitaleinsatz Telekommunikationsdienst-
leistungen und Technik marktm?ißig gegen Entgelt gehandelt wetden,

liegt es nahe, die Telekommunikation schwerpunktmäßig dem funktiona-
len gesellschaftlichen Teilsystem der Wirtschaft zuzurechnen. Hieraus
folgt, daß in "Niedrigkostensituationen", wenn nicht institutionelle Fak-
toren etwas anderes begünstigen, ökonomische Handlungsorientierungen
dominieren müßten. Die für die Telekommunikation zumindest in der

Bundesrepublik, aber wohl auch in vielen anderen Ländern fast charak-

teristischen Abweichungen hiervon (vgl. etwa Sigurdson 1985) sind

erklärungsbedürftig. Sie finden sich übrigens auch bei anderen größelen

technischen Systemen (Rosenberg/ Steinmueller 1985). Zugespitzt und

bezogen auf die vor allem interessierende technische Entwicklung des

Systems der Telekommunikation läißt sich diese Problematik in die Frage

kieiden: Wie ist es möglich, daß andere als wirtschaftliche Regeln und
Kriterien die Entwicklung des Systems speziell in technischer Hinsicht
und zumindest in bestimmten historischen Phasen prägen (vgl. Granovet-
ter 1.985).

a penon uses in dealing with some prcblematic situation", wobei "a person's o.r1finary

wäy of thinking and feeting about and acting in such a situation" gemeint ist (Becker
u.a. 7963: 34).
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Das Konzept der funktionalen Problemdominanz und der hiermit
korrespondierenden dominanten Handlungsorientierung der Akteure er-
möglicht es, anknüpfend an historische und soziologische Arbeiten zur
Evolution einzelner Techniken oder größerer techniJcher systeme (vgl.
Abschnitt II.1), die SysternentwicHung ats Abfotge von wechseliden
funkionalen Problemdaminanzen zu fassen. Die funktionalen probleme
grgelen sich als Folge institutioneller und struktureller Veränderungen
im System oder in der umwelt. wahrgenommen werden die probreme
von den Akteuren, die durch ihr Handeln versuchen, die probleme, so
wie sie sie sehen, zu lösen. Über die Akteure werden auch die umwelt-
veränderungen in das system der Telekommunikation vermittelt, denn
die meisten von ihnen sind gleichzeitig in bestimmten umweltsegmenten
aktiv. so produzieren die Hersteller von Telekommunikationitechnik
auch Artikel der unterhaltungselektronik oder Kühlschränke, bietet die
Deutsche Bundespost neben Diensfleistungen in der technischen Kommu-
nikation auch den Briefdienst an und engagieren sich die politischen
Parteien nicht nur in der Telekommunikations-, sondern etwa auch in
der Steuerpolitik.

Wie sich das System der Telekommunikation aufgrund von Umwelt-
einflüssen verändert, ist abstrakt kaum zu prognostizieren, auch wenn
man die Umwelt als "enacted", also in gewisser Weise vom System
konstituiert (weick L979), oder sogar als vom system weitgehend kon-
trolliert (Penow 1986) betrachtet. Damit w?ire lediglich ausgädrückt, daß
die umwelt zumindest selek:tiv wahrgenommen wiid und nicht afle um-
weltveränderungen in gleicher weise auf das system zurückwirken bzw.
"Resonanz" auslösen (I-uhmann 1986: 40-50). welcher Art die Resonanz
ist, d.h. wie Umwelteinflüsse intern verarbeitet werden, muß von Fall
zu Fall ex post geklärt werden. Funktionale Problemdominanzen und
hierauf bezogene Handlungsorientierungen können sich verschieben, unter
umständen aber auch nur abschwächen oder verstärken. sorche beob-
achtbaren veränderungen können aber gerade in komplexeren systemen
auch durch interne Prozesse ausgelöst werden, so daß im Einzelfall, auch
angesichts nicht völlig trennscharfer systemgrenzen, offen bleiben wird,
wo ein bestimmter Entwicklungsanstoß seinen Ursprung hatte.

In diesem sinne weist das system der Telekomnr-unikation Merkmale
einer "nicht-trivialen Maschine" auf, die "synthetisch determiniert, analy-
tisch unbestimmbar, vergangenheitsabhängig und unvoraussagbar" iit
(von Foerster 1985: 47). was als trivial und was ars nicht fivial er-
scheint, mag nicht nur von "objektiven" Merkmalen der betrachteten
Maschine, sondern auch von den Beobachtungskategorien des Forschers
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abhängen. soweit dies der Fall ist, können die nun folgenden empiri-

schen-r\nalysen der Entwicklung des Systems der Telekommunikation

als der Veisuch verstanden wetden, die Maschine hinsichtlich ihrer

Funktionseigenschaften zu trivialisieren und auch zu entzaubern, indem

sie als untei bestimmbaren Bedingungen von bestimmbaren Akteuren

in dann auch partiell erwartbarer Weise konstruiert betrachtet wird.



Kapitel III
Die frühe Nachkriegsentwicklung der
Telekommunikation (1945-1955): Technische
Weichenstellung ftir eine unsichere Zukunft

ltit $9 Analyse des historischen Prozesses der Entwicklung des systems
der Telekommunikation in Deutschland gibt es mehrere Mogtictiteiten
des zeiflichen Einstiegs. In den 70er Jahren des letzten Jahrhunderts
wurde das Telefon, das bis heute die zenhale Komponente des systems
bildet, in Deutschland eingeführt (vgl. Basse 1981; Gently' Hoppe-19g6).
Technische Kommunikation, und zwar mit Hilfe des Telegrafen war abär
auch vor jener Periode bereits möglich, und die Nutzungsvorstellungen
wie auch die tatsächliche Nutzung des Telefons orientierten sich 

-zu-

nächst noch stark am Telegrafen. Dies war einer der Gründe, weshalb
das staatliche Monopol in Deutschland fast wie selbstverständlich vom
Telegrafen auf das Telefon ausgedehnt wurde (rhomas 1988). Nicht erst
die Einführung des Telefons, sondem bereits die des Telegräfen als die
erste wichtige prägende Phase in der Entwicklung des systems der Tele-
kommunikation könnte demnach als Startpunkt der Änalyse gewählt
werden.

Doch bieten sich bei aller Bedeutung der frtihen Jahre der System-
entwicklung gerade für die deutsche Telekommunikation auch ipätere
Zeitpunkte ftir einen Einstieg an, zu denken ist hier vor a[em in oas
Ende der beiden weltkriege. In der zeit nach dem Brsten weltkrieg
hat sich die Konstellation der politisch relevanten Akteure ganz erheblic[
gewandelt,.und auch in ökonomischer, technischer und rechtlicher Hin-
sicht sind. Anderungen eingetreten, die ohne das Kriegsereignis weniger
ryahpcheinlich gewesen wären (vgl. Thomas 1989). Aturtictres kann man
als Folge des Zweiten weltkriegs konstatieren, ohne daß dies bislang
systematisch aufgezeigt wurde. Auch finden sich wie schon nach dem
ersten Krieg neben Phänomenen des wandels solche der Stabilität und
Kontinuität.

In der zeit zui'schen den Kriegen wurden außer dem Fernschreib-
dienst neue interaktive Kommunikationsmöglichkeiten wie Telefax oder
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Bildtelefonie, auch wenn man sie prinzipiell technisch durchaus be-

herrschte, bestenfalls ansatzweise angeboten und kaum nachgefragt (vgl.

Dilts 1941; Kukan 1988). Nach dem Zweiten Weltkrieg hingegen hat

sich die szene zunächst allmählich, inzwischen aber beschleunigt gewan-

delt. Es hat den Anschein, als ginge die A,ra der alles dominierenden

Telefonkommtntkation und der mächtigen Deutschen Bundespost dem

Ende entgegen. Bestimmte ganz aktuelle Entwicklungen, wie die schritt-

weise volsiändige Digitalisierung des öffentlichen Telekommunikations-
netzes oder die Neuordnung der Bundespost, die die unternehmerische

Verselbständigung der Telekommunikation als Deutsche Bundespost

TELEKOM unter dem Dach eines mit den anderen Unternehmensteilen
gemeinsamen Direktoriums brachte, sind Anzeichen für eine Transforma-

tion des Systems.
Nicht zuletzt diese neuesten Entwicklungen rechtfertigen es und

machen es besonders reizvoll, die Analyse auf die zeit nach dem Zwei-
ten Weltldeg nr beschränken. Sie setzt mit dem Ende des Krieges

ein und verfolgt die Entwicklung bis in die Gegenwart.

l" Institutionelle Ausgangssituation

Anders als nach dem Ersten gab es in den frühen Jahren nach dem

Zweiten Weltkrieg keine staatliche Zentralgewalt in Deutschland. Die
Oberbefehlshaber der vier Siegermächte übten die Regierungsgewalt für
ihr Besatzungsgebiet aus und bildeten gemeinsam den Kontrollrat, der

die Deutschland als Ganzes betreffenden Fragen entschied. Im viergeteil-

ten Staat konnte die Deutsche Reichspost, traditionell ein zentraler Ak-
teur in der Telekommunikation, als Einheit nicht weiter bestehen. Aller-
dings war es aus militärischen (Heyneck 1949 260'266) und zivilen
Grunden notwendig, möglichst rasch die Funktionsfähigkeit des techni-

schen Kommunikationssystems, vor allem des Telefons, wiederherzustel-
len. Der ursprünglich im Zusammenhang mit dem Potsdamer Abkommen
vom August 1945 enstandene Plarl das Nachrichtenwesen ("Communica-
tions") frt ganz Deutschland von einer Zentralstelle aus einheitlich zu

verwalten, ließ sich wegen Divergenzen im Kontrollrat nicht realisieren

(Gieß 1949: 75-78; Steinmetz L979: 22). Die von funktionalistischen
Theoretikern gelegentlich betonte politisch integrierende Kraft der Kom-
munikationssysteme (vgl. Mitrany 1966:,133) blieb also schwach.
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Schon relativ lrrnze Zeit nach dem Ende des Krieges begann man
in den vier Besatzungszonen also unabhängig voneinander damit, das
Fernmeldewesen und das Telegrafenwesen wieder aufzubauen. während
man in der französischen Zone die lritung den oberpostdirelilionen,
später koordiniert vom Postzentralamt in Rastatt, überirug, wurden in
den drei anderen zonen zentrale Leitungsinstarwen eingeiichtet. post,
Te-legraph und relefon wurden jeweils in einer verwaltung zusammenge-
faßt und aus der allgemeinen verwaltung herausgeröst. Im Gegensatz
zur interaktiven Kommunikation wurde der Rundfunk in allen Besat-
zungszonen entweder ganz dem Einfluß der Post entzogen, oder ibre
Zuständigkeit wurde auf die technische übertragung beichränkt (vgl.
hierzu Bausch 1980: 13-238)1.

Es finden sich keine Hinweise darauf, daß in einer der Besatzungs-
zonen eine "staatsferne", möglicherweise sogar privatwirtschafüiJhe
Reorganisation der Telekommunikation erwogen öder gar in Angriff
genommen worden wäre. Dies ist angesichts der präsenz des us-ameri-
kanischen Militärs, das aus dem eigenen rand mit einer privatwirtschaft-
lichen organisation der Telekommunikation verhaut wari bemerkenswert.
Allerdings hätte eine in diese Richtung zielende umorganisation einige
zusätzliche Probleme verursacht, von der angesichts dei unsicherenzu-
kunft geringen wahrscheinlichkeit, hierfür private unternehmen zu ge-
winnen_und privates Kapital zu mobilisiercn, g^n, zu schweigen.

Nach der Zusammenfassung der britischen und der us-arierikani-
gcfen .Besatzungszone zum Vcreinigten wirtschaftsgebiet (Bizone) im
Ialue 1947 wurde für dieses Gebiet eine verwaltung nir posi- und Fern-
meldewesen eingerichtet, die ihren sitz Slauptvenvaltung) in Frankfurt
hatte. Der Aufbau der Postverwaltung entspiach der orlanisation der
früheren Deutschen Reichspost. An der spitze der Hauptvenvaltung stand
ein Direktor, als Mittelbehörden gab es i5 oberpostdirektionen und vier
zentrale Behörden, darunter das Posttechnische und das Fernmeldetech-
nische zentralamt in Darmstadt bzw. Frankfurt. unterhalb der oberpost-
direktionen wurden, wie gehabt, die verschiedenen Amter angesiädelt
(darunter Post-, Fernsprech-, und Telegraphenämter). Ebenfald wie im
Deutschen Reich war das vermögen där Post sondärvermögen mit der
Folge, daß ihr Haushaltsvoranschlag nicht im Haushaltsplan der verwal-

T Die Ausführungen hiezu und zu folgendem basiereq wenn nicht andes verrrerkt,
vonriegend auf steinmeu tg7 9 : 2!-734, 27 L 413 ; Horstmann 1952: 159 -32i; schu-
ster 1949a; 1949b; 1951; 1966,
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tung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets erschien. Die Post leistete be-

stirimte Zahlungän an den zentralen Haushalt (1948: 100 Mio. DIIQ.

Die Gesetzgöbungskompetenz für das Post- und Fernmeldewesen mit
Ausnahme des Rundfunks hatte der Wirtschaftsrat, der sich aus Abgeord-

neten der Länder a$alnmensetzte und das zentrale Gesetzgebungsolgan

des Vereinigten Wirtschaftsgebietes war. Der Länderrat, der aus je zwei

Vertretern eines jeden Landes bestand, hatte keine originäre Gesetzge-

bungskompetenz, jedoch war seine Zustimmung zu den Gesetzen des

Wirtschaftirates erforderlich. Als wichtigstes Exekutivorgan fungierte

der vom Wirtschaftsrat zu w?ihlende Verwaltungsrat (ursprünglich Exeku-
tivrat), dessen Geschäftsbereiche von Direktoren geleitet wurden. Direk-
tor der Hauptverwaltung des Post- und Fernmeldewesens wurde der

Ingenieur Schuberth, Mitglied der CSU. Er galt als überzeugter Katholik
unä Gegner des Nationalsozialismus. Bereits 1.945 war er von der US-

Militänegierung zum stellvertretenden Präsidenten der Oberpostdirektion
München ernannt und 1947 noch als Nachfolger des Ingenieurs Steidle

Präsident dieser Direktion und gleichzeitig Staatssekretär im bayerischen

Verkehrsministerium geworden (vgl. Benz 1984: 68).
In den Jahren bis zur Gründung der Bundesrepublik Deutschland

henschten keineswegs allgemeinpolitischer Konsens und Harmoni e. Zwi'
schen den politischen Parteien, von denen die bis heute wichtigsten
sehr bald nach Kriegsende wieder- oder neugegründet wurden (vgl.
Kistler 7985: 6L-76), gab es vielmehr zum Teil erhebliche Gegensätze

und Kontroversen. Hinzu kamen Divergenzen zwischen den Ländern

und der sich herausbildenden Zentralregierung sowie Konflikte mit den

Alliierten. Speziell in der Bizone walen außerdem die politischen und

administrativen Kompetenzen der verschiedenen Gremien und Organe

nur unscharf gegeneinander abgegrenzt. Das Hauptinteresse galt den

wichtigen Fragen der zukünftigen Ordnung der Bundesrepublik wie
Föderalismus (Sctrarpf 1989a: 24-36), Wirtschaftsordnung und Einheit
der Nation (vgl. etwa Benz 1984).

Es ist hier nicht der Ort, die Nachkriegssituation eingehend darzustel-

len. Entscheidend ist, daß der entstehende politisch-institutionelle Rah-

men und die aktuelle politische Problemlage, in der das Post- und Fern-
meldewesen eine untergeordnete Bedeutung hatte, viel Raum für einen
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wiederauftau des öffentlichen Teils der Terekommunikation in den
gewohnten Bahnen ließen2.

Die wirtschaftlichen Hauptprobleme der frühen Nachkriegszeit waren
die Versorgung der Bevölkerung, die Eingliederung der Hü;hilinge und
vertriebenen und natürlich insgesamt dia Beseitigung der Schädän und
verwüslungen des Krieges und der Demontage 1vgt. etwa Becker/ Stam-
men/ waldmann 1987). von diesen waren auch-die Installationen des
Telefon- und des Telexnetzes betroffen. Die Herstellerfinnen der Tele-
kommunikationstechnik, die teilweise bedeutende produktionsstätten
im Großraum Berlin hatten, litten zusätzlich unter der mit der sich ab-
zeichlenden Teilung Deutschlands verbundenen ungewißheit, ob die
alten standorte beibehalten werden konnten.Ihr problöm schien weniger
zu sein, gegeneinander um Aufträge konkunieren zu müssen, als zu-
nächst einmal ihre Produktionsfähigkeit wiederherzustellen.

2 Technische Alternativen: Restauration oder Neubeginn

Das überkommene und im Fernmeldeanlagengesetz verankerte staatliche
Monopol in der öffentlichen Telekommunikätion wurde in der frühen
Nachkrie€szeit aus den oben angedeuteten Gründen also nicht infrage
gestellt. Damit war die zentrale Rolle der postverwaltungen beim wil-
deraufbau von Telegraph, Telefon und relex in wirtschaftlicher und
technischer Hinsicht zumindest für die nähere Zukunft bestätigt. unter
ihnen übernahm die Postverwaltung des vereinigten wirtschaf6gebiets,
die den geographisch größten Teil Deutschlands betreute, einJaktive
Führu1ss1o-lle. Die politische und ökonomische sonderentwicklung des
sowjetisch besetzten Teil Deutschlands zeichnete sich - auch im Beieich
des Post- und Fernmeldewesens (vgl. Schröder 1950) - ohnehin frühzei-
tig ab und wurde mit der währungsreform im luni ig+a für alle augen-
fällig. Die stärker dezenhalisierte postverwaltung in der gebiesmäßig
recht kleinen französischen Besatzungszone blieb relativ äinflußlos. -

um die technische Planung des wiederaufbaus der Telekommunika-
tion zumindest für ihr eigenes Gebiet schnell und auf breiter Basis vor-
anzutreiben, bemühte sich die Hauptverwaltung des post- und Fernmel-

symptom€tisch ist daß der wirtschaftsrat der Bizone in einem Besctrluß vom sep-
lember t947 ausdrilcklich bestätigte, daß das sog. vereinfachungsgesetz aus dem Jabre
1931, das das Reichsposrfinanz-gesetz das Jahres 194 entsprecheidlem "Führerprinzip"straffte (vgl. Thomas L98f; lfr-Lgg), weiterhin anzuwenden sei (schuster txa: sli1.

2
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dewesens im Vereinigten Wirtschaftsgebiet um die Mitarbeit der fernmel-

detechnischen Industrie. Es gelang ihr auf Betreiben von Steidle, schon

Ende t947 beim Post- und Fernmeldetechnischen Zenhalamt Beratende
Technische Ausschüsse fur fu Fernmeldewesen (BAF) einzurichten,

deren Mitglieder "bewährte und verantwortliche Fachkräfte der Fernmel-

deindustriä und der Postvenvaltung" walen (Steinmetz L979:3L3). Neben

Ingenieuren der Post nahmen leitende - in der Regel technische - Ange-

stellte von bis zu 73 Firmen an den Beratungen in den Ausschüssen

und Unterausschüssen teil. Für die wichtigsten die Vermittlungstechnik
betreffenden Entscheidungen waren der Unterausschuß "Gestalfung des

künftigen Fernsprechnetzes" und der Ausschuß "Verkehr und Netzpla-
nung" zuständig. Hier spielten neben dem Fernmeldetechnischen Zenhal-
amilffZ; der Post die Firmen Siemens, Standard Elektrik bzw. Mix &
Genest sowie Telefonbau und Normalzeit eine besonders wichtige
Rolle3.

Angesichts der Zerstörungen der technischen Kommunikationsanlagen
ging ei nattirlich in der Arbeit der Ausschüsse zunächst auch darum,

öin-relativ zuverlässiges Funktionieren des Systems überhaupt wieder

zu gewährleisten. Dramatisch formuliprt hing die zukünftige Existenz
des gesamten sozio-technischen Systems ja davon ab, ob es gelingen

würde, in einer ökonomisch schwierigen und politisch unübe.rsichtlichen

Periode das zu ermöglichen, wozu es das System gab: Die Ubertagung
von Informationen oder Nachrichten von bestimmten Sendern zu be-

stimmten Empfängern über räumliche Distanzen mit technischen Mitteln.
Dies war eine Phase, in der technßche Orientierungen dorninant

werden konnten. Rechtliche Probleme walen vor allem wegen der noch

fehlenden staatlichen Einheit Deutschlands entweder irrelevant oder

kurzfristig nicht entscheidbar. Für die relevanten politischen Akteure gat
es, wie angedeutet, wichtigere Probleme als die Telekommunikation, die

nur wiedei funktionieren sollte. Mit den Firmen der fernmeldetechni-
schen Industrie war in den Ausschüssen jedoch eine Gruppe von Akteu-
ren vettreten, die als gewinnorientierte Unternehmen typischerweise

ökonomisch orientiert handeln. Allerdings war die Konkunenz zwischen
ihnen traditionell nicht sehr stark ausgeprägt. "Seit Jahrzehnten" (Meier-
rose 1957: L26), genauer seit den frühen 20er Jabren mit der Einführung
des vermittlungstechnischen Wählsyst ems 22 durch die Deutsche Reichs-

Des weiteren waren beteiligt: Deutsche Tblefonwerke und Kabelindustrig @9fUW9)'
ELMEG Etektromechanik, Fehen & Guilleaume Fernmeldeanlagen (FGF)' Fabdk für
Tbchnische Uhren und Apparate Haucb Lorenz, Merk Tblefonbau sowie Sliddeutsche

Tblefon-Apparate- und Drahtwerke @KaDe).

3
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post, war der Markt zwischen den Lieferfirmen nach einem relativ festen

lgtltigsel aufgeteilt (Meierrose/ Wigand L965: 60-7t; Thomas 1989).
Obwohl keine der Firmen ernsthaft befürchten mußte, keine Aufträge
mehr zu erhalten, ließen die größeren unter ihnen, bevor die Ausschüsie
ihre Tätigkeit aufnahmen, beim Direktor schuberth der Hauptverwaltung
des Post- und Fernmeldewesens der Bizone anfragen, ob sie mit dem
wiederaufleben des "Kartells" der 20er Jahre reLhnen könnten. Die
Antwort der auf Kooperation angewiesenen verwaltung wax für sie
zufriedenstellend4. Die-untemehmön konnten also ihre teihnischen Ex-
perten in die Ausschüsse entsenden, womit sie gleichzeitig die Führungs-
rolle der Post bei der Entwicklung und insbesondere bei der Durchsit-
zung eines einheitlichen öffentlichen technischen Kommunikationssy-
stems anerkannten.

Die Zusammensetanng und die Aufgabenstellung der BTAF kenn-
zeichnen diese als technische Arenen mit einem hohen Maß an Homoge,
nität. Ihre Mitglieder waren nicht nur ganz überwiegend rechniker und
Ingenieure, sondern neben den vertretern der Post *aren in den BTAF
nur noch Experten der herstellenden Industrie vertreten. Es fehlten also
z.B. Interessenten aus dqm Kreis der potentiellen Großanwender (ein-
schließlich Militär) der Telekommunikation.

Der fubeitsstil in den Ausschüssen wird als kooperativ und problem-
orientiert beschrieben. Da ökonomische verteilungsfragen nichi zur De-
batte standen, versuchte man, soweit sich überhaup konkurrierende
Alffassungen gegenüberstanden, die technisch beste kisung zu finden,
die dann auch meist einhellig akzepli.tt wurde. "Unter selbstloser Zu-
rückhaltung manch guter eigener Ideen", so formuliert es ein Teilnehmer,
'!ryrde in objektiver Zusammenarbeit ein gemeinsames Ziel verfolgt'i
(F!iher- 1f5_8: 10), Institutionelle und situative Faktoren (vgl. hierzu
Scharpf 1989c: 22-28;1989b) sowie die relativ homogene Zuiammenser
zung des Akteursets bildeten die Basis, auf der ein tragfähiger Zukunfts-
entwurf entstehen konnte.

Die Ausgangsfrage der Arbeit der BTAF war, ob man das bestehen-
de, jedoch in relevanten Teilen zerstörte, Telefonsystem wieder aufbauen
und weiterentwickeln oder ob man einen weitgehenden Neuanfang pla-
nen sollte. Mit dem Beginn des Zweiten weltkriegs hatte das sysiem
bereits eine durchaus bitrachtliche Größe eneichi (schwarz/ Decher
ß54.:.238-243). L940 berug die sprechstellendichte (Haupt- und Neben-
anschlüsse) pro hundert Einwohner in Deutschland 5p. Damit lag das

4 Zu Kooperation und Konkunenz der "Amtsbaufirmen" spätor mehr.
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Deutsche Reich zwar weit hinter den USA (16,6) oder Schweden (14,3)

und anderen skandinavischen Staaten, es hatte jedoch mit Ausnahme

der Schweiz (LL,Z) die kontinentaleuropäüschen Nachbarn Niederlande
(5,2), Belgi"ti 1S,i;, Frankreich (3,9) gnd Östeneich (3,7)- entweder

örreicht oder übertroffen (tlorstm ann 1952: 3 t7). Ortsgespräche wurden
überwiegend schon automatisch vermittelt, wobei verschiedene Varianten

des Hebdrehwählers zum Einsatz kamen, die sich bereits über mehr als

zwei Jahrzehnte bewährt hatten (Feyerabend 7927:47'58). Da lange Zeit
ein automatischer Fernverkehr als undurchführbar angesehen worden war,

waren die Wählersysteme in Ortsnetzen jedoch ohne Rücksicht auf die

Erfordemisse von Fernverbindungen installiert worden Q-anget t947t
2s).

Eine gewisse Anderung der Grundstruktur des Telefonnetzes war
notwendig, weil die Planungen zunächst verbindlich ohnehin nur für das

Vereinigte Wirtschaftsgebiet erarbeitet werden konnten und weil sich,

wie schon erwähnt, die Sonderentwicklung der sowjetischen Besatzungs-
zone bereits abzeichnete. Die sternförmige Ausrichtung des Netzes auf
Berlin als Zentrum und die relativ starke Orientierung der Nachrichten-
wege auf den Ost-West-Verkehr schienen damit obsolet zu werden. So

wurden die politisch-geographischen Fakten und die Kriegszerstörungen
zum Anlaß genornmen,'runter Berücksichtigung der zwischenliegenden
Entwicklung im In- und Ausland, den neuesten Stand der Technik zur
Anwendung zu bringen und bei aller Wertung der brennenden Gegen-

wartsprobleme sich nicht dazu verleiten zu lassen, eine überholte Tech-

nik für weitere mranzig oder vielleicht mehr Jahre weiterzuschleppen.
Deshalb sollte an die Spitze des Wiederaufbaues eine Gesamtplanung
gestellt werden, welche gestützt auf den verbliebenen Bestand für die

Neubeschaffung technische Wege atfzeigt, die das neu entstehende Netz
dem Stand der Fernsprechtechnik in der Welt angleichen" (Hebel 1948:

L7s).
Mit der einhelligen Entscheidung für einen Neubeginn in der Gestal-

tung des Telefonsystems unter Berücksichtigung noch bestehender, tech-

nisch jedoch teilweise überholter Anlagen, war der Weg frei für eine

detaillierte Planung. Diese umfaf3te die Festlegung einer bestimmten
Netzstruktur, die Äuswahl bestimmter Übertragungs- und Vermittlungs-
techniken sowie bestimmter Formen der Signalisierung. Zum größten

Teil waren die Entscheidungen aufeinander bezogen und konnten nicht
unabhängig voneinander getroffen werden. Sie im Detail nachzuzeich-
nen, würde aber zu weit führen. Einige aus sozialwissenschaftlicher
Perspektive besonders interessante und für die weitere Entwicklung
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ausschlaggebende Entscheidungen sollen etwas genauer betrachtet wer-
den. Dies bedeutet jedoch nicht, d4ß sie immer auch die in der Wabr-
nehmung der beteiligten Akteure wichtigsten oder am stärksten umstritte-
nen Entscheidungen gewesen sein müssen.

Technische Optionen des Neubeginns

Der Betrieb eines Telekommunikationsnetzes, in dem Teilnehmer Infor-
mationen oder Nachrichten (interaktiv) austauschen können, setzt die
kisung einer Reihe von technischen Problemen vorauss. Es müssen
Endgeräte zur Verfügung stehen, die senden und empfangen können,
wobei die verständlichkeit der Informationen gewährieistel sein muß.
Auf.,Übertragungswegen in Form von Kabel- oder Funkstecken müssen
die Informationen von Ubertragungseinrichtungen vom Sender zum Emp-
fänger transportiert.werden, und es muß mit Hilfe von verrnittlungsein-
richtungen auf den Übertragungswegen eine verbindung zwischen äinem
bestimmten sender und einem bestimmten Empf?inger hergestellt und
für die Dauer der Kommunikation aufrechterhalten werden. Zur steue-
rung all $e9er vorgänge ist ein system der Zeichengabe oder signatisie-
rung efiorderlich, das in der Regel auch für die Gebübreneifassung
gebraucht wird. Die Gestaltung der Endgeräte, übertragungswege unä
vermittlungseinrichtungen im Hinblick auf Hardware uno Software ist
zwar nicht nur, aber doch in erheblichem Ausmaß auch eine technische
Frage. Die genannten technischen Komponenten bilden ein Telekommuni-
lcatiansnetz, das auf eine bestimmte Form der Kommunikation (sprache,
Text, Bilder, Daten) spezialisiert sein oder mebrere von ihnen gleichzei-
tig ermöglichen kann. Technisch (und rechtli ch) standardisiertiKontmu-
nikationsformen werden in der Regel als Dienste bezeichnet. So erfolgt
die Abwicklung der interaktiven Sprachkommunikation in Form dös
Telefondienstes. Historisch gesehen wurden die Netze meist zur Realisie-
rung eines einzigen Dienstes geplant und aufgebaut und erst später für
weitere Dienste nutzbar gemacht (vgl. Plank 1983: 18).

Ojq Entscheidungen der BTAF über den Grad der Automatisierung
des Telefonnetzes, die Netzarchitektur und die vermittlungstechnik kön-
nen als wahlentscheidungen (choices) zwischen verschiedenen optionen,

5 stajt .in- systematischer sollen hier und in den folgenden Kapitel die notwendigen
technischen, rechtlichen, politischen und ökonomisätren negriffa und Informatioien
qn problembezogener Form präsentiert werden. Die Dantell;ng wird sich jeweils auf
das Notwendigste beschränken.
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von denen einige im Schaubild III.1 ansammengestellt sind, verstanden

werden. Die Entscheidungen konnten nicht völlig unabhängig voneinan-

der getroffen werden, sondern waren Systementscheidungen.

Schaublld III.1: Einige Optionen für die Gestaltung des TblefonneEes

Netzbetrieb Vollautomatisch Teilautomatisch

Netz-
architektur

Einheitsnetz
Bine Ebene
Stemförmig

Gekoppeltes Inselnetz
Mehrere Ebenen
Vermascht

Vermittlungs-
technik

Rotierende Wähler
Direkt gesteuert

Schalter (Crossbars)
Indirekt gesteuert

Eine grundlegende zunächst zu klärende Voraussetzung für die Kon-
zeption des technischen Systems bildete dre zu erwartende Nutzungsin'
tensität (Verkehrsaufkommen). Die Zahl der Telefonanschlüsse einerseits
und die Zahl der Orts- und Ferngespräche anderemeits bildeten zentrale
Pararneter in der Planung der Größe und Komplexität des Netzes. Die
Techniker waren also gefordert, die Marktentwicklung des Telefondien-
stes einzuschätzen, ohne allerdings Rentabilitätsüberlegungen anstellen
oder Investitionspläne aufstellen zu müssen.

Es ergab sich schon aus dem kriegsbedingten Entwicklungsrückstand
Deutschlands, dafJ mit einer wachsenden Nachfrage nach Telefon-
anschlüssen zu rechnen war.1947 lag im Vereinigten Wirtschaftsgebiet
dre Zahl der Sprechstellen pro hundert Einwohner nur noch bei 3,9
gegenüber 5,3 im Jahre 1940 im Deutschen Reich. In den Nachbarlän-
dern Belgien und Frankreich, die ebenfalls erheblich unter dem Zweiten
Weltkrieg gelitten hatten, war die Sprechstellendichte im gleichen Zeit-
raum von 5,1 auf 6,3 bzvr. von 3,9 auf. 5,2 gestiegen. In Schweden
(1947:21,2), du Schweiz (16,3) und den USA (27,0) waren ftotz eines

bereits hohen Vorkriegsniveaus noch einmal deutliche Zuwächse zu

registrieren (Horstmann L952: 320). Der Vergleich mit der Entrndcklung
im Ausland deutete also einen erheblichen Nachholbedarf für Deutsch-
land an. Schon bald nach der Wiederaufrrahme de.s Telefonbetriebes nach
dem Krieg mußten in der Bizone wegen der hohen Nachfrage nach
Anschlüssen Wartelisten eingerichtet werden, die ebenfalls einen wach-
senden Bedarf signalisierten (Herz L953: 44).
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Dennoch blieben viele für eine Ausbreitungs- und Nutzungsprognose
ganz typische unsicherheitsfaktoren (vgl. pool 1983). währänd man
aufgrund der Erfahrungen der Zwischenkriegszeit von einer relativ
schnell steigenden Nachfrage des Handels und der Industrie nach rele-
fonanschlüssen ausgehen konnte (vgt. Reinke 1988), schien insbesondere
der private Bedarf schwer kalkulierbar zu sein6. Auch die unsichere
politische Lage erschwerte die Planungen. Die Konzeption des Telefon-
systems, die nur für das vereinigte wirtschaftsgebiet relativ verbindlich
erarbeitet werden konnte, mußte auch für eine möglicherweise größere
geographische Region tragftihig sein. Ein Ausweg aus dem Dilemma
wuqde einhellig in der strategie gesehen, ein füi den Massenbetricb
gusbaltftihises system zu konzipieren, ohne bereits übergroße Ausgangs-
kapazitäten schaffen zu müssen. Als konsequent auf dieier Linie liegeird
wurde dann auch die Entscheidung, ein vollautomatisches Netz arauste-
ben, interpretiert.

Erfahrungen mit automatisierten vermittlungssystemen konnte man
in ortsnetzen seit 1908 sammeln, als in Hildesfieim die erste wlihlver-
llltulgJSelbstanschlußamt) eingerichtet worden war (Drangmeister
7977a). ortsgespräche, die ja in der Regel nur über eine einzlge ver-
mittlungsstelle liefen und bei denen über Jahrzehnte wegen der päuscha-
le:t, zumindest aber_gesprächszeitunabhängigen Tarifierung keine kompli-
zierten Gebührenerfassungssysteme erforderlich waren, ließen sich relätiv
einfach automatisch abwickeln. und zu Beginn des Zweiten weltkrieges
war die Automatisierung hier auch mit über 80vo schon selu weit fortle-
schritten. Das erste automatische Fernvermittlungsnetz entstand 19-23
in der Netzgruppe weilheim in Bayern. Die Einricfitun! weiterer selbst-
wäihlnetzgruppen ging außerhalb Bayerns sehr schreppend voran und
wurde durch den Ausbruch des Krieges schließlich gänzlich unterbrochen
(Saulter L95L: 240; Seelmann-Eggebert L977: 351.

obwohl Ende der 40er Jahre ein einheitliches vollautomatisches
Fernnetz 

-(Landesfernwahl) weder übertragungs- noch vermittlungstech-
nisch realisierbar war, sollte dieses das Ziel aller planungen sein.-wurde
vor dcm Krieg eine Erweiterung der Netzgruppentechnik zu Lasten des
handbedienten Fernverkehrs vom Berlinei Räichspostministerium auch

Die ?rognosen ryichten von einer Verbreitung, die diejenige des Radios übertreffen
würde, da "der Femsprecher seinen Benutzern tiberall, nicd't nur in Geschäftsräumen
und Nebenräumen, sondern auch in der wohnung und auf Reisen zur verfügung
stehen soll" (Herz 19531 45), bis zu einer "ziemücf, begrenzten' Nutzungserwar[rng]
* .{er 

priy.ale Femsprecher überwiegend "eine Angelege-nheit wohlhabenörer KreisJi
bleiben würde (Schubert 1951: 355).

6
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aus wirtschaftlichen Erwägungen abgelehnt (Feudel L978), so spielten

solche Aspekte in den BTAF nur eine untergeordnete_Rolle, obwohl

viele ausländische Telefongesellschaften noch auf die Handvermittlung

setzten, die bei entsprechender Organisation auch gut ausgelastet werden

konnte. Wirtschaftlichkeitsüberlegungen auf gesicherter ökonomischer

Basis hätten die BTAF angesichts der Unsicherheit im Hinblick auf viele

technische Komponenten-des neuen Systems ohnehin nur mit gfoß9m

Aufwand ansteilän können. so wurde der einzige vorschlag, der zumin-

dest neben der automatischen noch eine relativ gleichberechtigte Hand-

vermittlung vorsah, das sog. Doppelbetriebssystem der Firma Telefonbau

und Normalzeit, dann auch nicht mit Wirtschaftlichkeitsargumenten,
sondern mit Hinweisen auf die größere Benutzerfreundlichkeit begrün-

det7. Daß dieser Vorschlag sich schließlich nicht durchsetzte, mag sym-

ptomatisch für eine technische Perspeklive sein, die einseitig aus der

Welt der Hersteller stammt. Wo im Einzelfall als Argument gegen die

totale Automatisierung Wirtschaftlichkeitsüberlegungen ins Spiel kamen,

berief man sich notfalls sogar auf die "ideellen Vorzüge" automatischer

läsungen (Langer 1948:267). Dies dokumentiert die Tendenz der Tech-

niker, den'Fakior Mensch als störquelle beim Betrieb eines systems

möglichst weitgehend zu eliminieren (vgl. Noble 19842 42'76).

Zur Netzarchitektur

Ein vollautomatisches Telefonsystem stellt andere Anforderungen an die

Netzarchitektur und an die Vermittlungstechnik als ein handvermittelter

Betrieb. Hinsichtlich der Übertragungstechnik sind die Unterschiede

relativ gering. In jedem Fall waren sich die Mitglieder der BTAF einig,

,,Mit der geplanten Schaffung des Landeswählnetzes wurde der Benutzer vor die Zu-

mutung gäsiellt, quer durch-Deutsclrland jeden Tbilnehmer selbst zu wählen. Wenig

erfahre-niBenützei und Teilnehmer, die für den Bestirnmungsbezirk das Femsprechbuch

nicht besitzen, werden davor zurtickschrecken, und so lieE es im Sinne eines Ertgegen-

kommens gegenäber dem Fernsprechkunden, für diese Fälle eine ebenso rasche Handver-

mittlung üräitzustellen" gtebdl I95Lt L754). Der Vorschlag der Firma enthielt noch

einige üeitere benutzerfreundliche Elemente. So sollte für die selbstgewählten Verli$un-
gen-nach dem Gespräch die Gebühr über eine selbsttätige Gebührenansage dem Tbilneh-

mer magnetofonisch zugesprochen werden,

7
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daß_aufwendige Kabelstrecken für das Fernnetz knapp kalkuliert werden
mußtenÜ, auch wenn detallierte Informationen übef die Kosten fehlten.

sieht man von den Endgeräten ab, so sind Kabel und übertragungs-
e_inrichtungen einerseits sowie vermittlungseinrichtungen andererselts
die.zentralen_Ifomponenten des Telefonnetzes. Ibre technische Leistungs-
fähigkeit und der für sie erforderliche Aufivand bilden zenhale paraüe-
ter der struktur des zu gestaltenden Netzese. Zwischen dem Einsatz von
übertragungs- und vermittlungstechnischen Einrichtungen besteht ein
Zusammenhang, der sich auf der Basis von Annahmen-tiber die Größe
des Netzes (Zahl der Endgeräte) und die Nutzung der einzelnen verbin-
dulqen optimieren läßt. wollte man jedes Endgärät mit jedom anderen
verbinden, so bräuchte man bei einer Zahl von z Endgäräten n(n-I)/2
v_erbindungq{rähte. Das Netz wäre ein vollständiges Mäschennetz 1igt.
Neumann L984a: 60-62). Jedes Endgerät bräuchte line vermittlungstäcl-
nische Einrichtung, die die gewünschte Leitung sucht und schaltöt, also
wären z vermittlungseinrichtungen erforderlich. Alle technischen Kom-
ponenten eines solchen totalen Maschennetzes wären, gemessen an der
Auslegung, 

-hoffnungslos unter?psgelastet, selbst weni alle Endgeräte
ununterbrochen genutä würdenr0. Mit zunehmender Zahl der Endleräte
und begrenzter täglicher Nltanngsdauer würde der Auslastungsgrid des
N91ze.s immer niedriger. Eine sternförmige verknüpfung alrerlidgeräte
mit einer zentralen Vermittlungsstelle reduziert den technischen-Auf-
yTd. Da nicht jedes Endgerät sttindig in Betrieb ist, benötigt man deut-
lich weniger vermittlungs- als Endgeräte. Auch der Gesamtbedarf an
verbindungsleitungen veningert sich. Ftirjedes Endgerät ist noch genau
eine Leitun g zv zenlralen vermittlungsstelle erfoiderlich. Aller-rlings
kann sich der Übertragungsweg im Eiizelfall verlängern. Die verbii-
dung von zwei Endgeräten in zwei benachbarten debäuden muß in
einem sternnetz immer über die zentrale laufen und kann nicht wie

8 So ist in den verschiedenen Planungsvorschlägen für das Tblefonnetz immer wieder
von I'hoc-hwert_ig!]" (selten von teuren oder kosspieligen) I*itungen die Rede (2.8.
Führer 19581 53/54).

9 li: Ausfllhrungen zur Netzarphitektur und zw Vermittlungstechaik stüeen sich, wenn
S:ll qt9:ry vennerkt,_vorwiggend auf Chapuis 1982; Hthftr 1950; 1958; HeUei tg+S;
1949; t95L; L957; Hebeu winzheimer 195-4; lvlattern 1962; panzerbieter tgsg; seet-
lann'Egggbert L955; t/77. Weitere Literatur wurde in diesem Ikpitel bereits zitierr.
Rein technische Darstellungen, die sich in Lehrbüchem und technischön Fachzeitschriften
finden, sollen hier mit Ausnahme des zweibändigen Lehrbuchs der Fernmeldetechnik
@ergmann 1986) unenvähnt bleiben.

10 Denn von allen vertindungsdrähten zu den andoren Bndgeräten wäre z.B. immer nur
einer zu einem garu bostimmten Endgerät belegt.
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in einem Maschennetz direkt von dem einen in das andere Gebäude
geführt werden.

Weitere Finsparungen technischer Komponenten werden möglich,
wenn die Endgeräte nicht in einem, sondern in mehreren regional geglie-

derten Sternnetzen konzentriert werden. So läßt sich der Verkebr von
einer Region in die andere auf wenigen l*itungen zwischen den Knoten
der regionalen Sternnetze zusarnmenfassen @ündeln). Diese Knoten

müssen vollständig vermascht sein, damit jedes Endgerät jedes andere

erreichen kann. Doch kann der technische Aufwand bei einer großen

Zahl von Endgeräten auch in einem Netz der skizzierten Art noch zu

groß sein. Er läßt sich weiter verringern, wenn eine oder mehrete za-
iatzüche Netzebenen eingerichtet werden, auf denen die Knoten der
jeweils darunter liegenden Ebene wiederum sternförmig miteinander
verbunden sind. Zumindest auf der höchsten Ebene müssen die Knoten
vermascht sein. Eine solche Netzarchitektur reduziert den Bedarf an

Fernkabeln, erfordert aber eine Belegung der Vermittlungseinrichtungen
mehrerer Wahlstufen, wenn eine Fernverbindung durchgeschaltet wird.
Mit der Zatü der Netzebenen steigt die Zalü. dq benötigten Vermitt-
lungseinrichtungen für eine Verbindung. '

Bereits vor dem Zweiten Weltkrieg war mit denSelbstwählnetzgrup-
pen in Bayern eine automatische Fernwahl auf der regionalen Ebene
praktiziert worden. Mehrere Ortsnetze waren sternförmig mit einer regio-
nalen Vermittlungszentrale verbunden, und man konnte innerhalb des

Netzes jeden Teilnehmer erreichenll. Es waren auch automatische Ver-

bindungen zwischen verschiedenen Netzgruppen, insbesondere zwischen
großen Städten möglich. Probleme gab es mit der Gebührenerfassung
ünd den hierzu erforderlichen technischen Einrichtungen (Zeitzonenzäh-

ler). Weitere technische Probleme verhinderten das mögliche Durchschal'
ten von Leitungen auf alternativen Wegen. So blieben die Netzgruppen

im wesentlichen voneinander getrennte Netze, die.im Zweifel nur hand-

vermittelt miteinander gekoppelt werden konnten. Ahnüches galt generell

auch für die Ortsnetze, in denen sich lediglich die Gebührenerfassung
einfacher gestaltete, da keine zeit- oder entfernungsabhängigen Tarife
existierten.

Mit der Entscheidung, ein für den Massenverkehr geeignetes flächen-
deckendes Telefonnetz mit automatischer Orts- und Fernwahl zu planen,

I Neben einer zunächst in der individuellen Rufnummer enthaltenen (verdeckten) später

dann offen ausgewiesenen Ortskennzahl fforwahl) wählte man die (Rest-)Rufnummer

des äelteilnehmen,
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ergab sich für die BTAF fast zwangsläufig die Forderung nach einem
Einheitsnetz. Auch hinsichtlich der weiteren Aspekte der Netzarchitektur
folgten die Techniker und Ingenieure weitgehend den ,'planvorschläge(n)
zum wiederaufbau des deutschen Fernsprechretzes'r, die verantwoiuicti
von Martin Hebel erarbeitet wglden (Hebel 1948) und den BTAF in
hektographierter Form vorlagenl2.

Das Konzept des Einheitsnetzes implizierte nicht zwangsläufig die
verwendung vollkommen einheitlicher Techniken, zumal jä auctr die
vorhandenen technischen Komponenten, selbst wenn sie teilweise als
veraltet galten, in das neue system integriert werden mußten. Aus der
Perspektive der planenden Techniker gentigte für die betrieblich techni-
sche seite des Netzes funktionale Einheitlichkeit. Allerdings wußten sie,
daß die Postverwaltung traditionell geneigt war, Einheitlichkeit weiterge-
hend zu definieren. unabhängig davon war allen Beteiligten jedoch klar,
d{- eing vollst?indige Automatisierung des Telefonsystlms nur erfolg-
reich sein könnte, wenn die Benutzung so einfach wiä möglich gestaltät
würde. Die Aufgaben die bislang die Beamten in der vermittlung erfüll-
ten, konnten nicht auf die Benutzer überwälzt, sondern mußten tJchnisch
gelöst werden. wo dies nicht möglich war, mußten einfache Benutzungs-

lggeln gcschaffen werden. unter diesem Aspekt erschien ein einheitlicier
Seynzllenplan (relefonnummer und vorwahl) unverzichtbar. Jeder
Teilnehmer sollte jeden anderen, ganz gleich von welchem ort aus, unter
derselben Rufnummer erreichen können.

Die konkrete Gestaltung des Kennzahlenplans hing direkt von der
Netzarchitektur und diese zumindest teilweise auch von den überha-
gungs- und vermittlungstechnischen Möglichkeiten ab. Trotz der festen
Absicht, sich bei der Planung eines zukunftsoffenen Telefonsystems nur
so wenig wie unbedingt nötig an den gewachsenen tecbnischen struk-
turen zu orientieren, da sonst das "schwächste Glied der Kette" zum
bestimmenden Faktor würde (Hebel L949: L7Z6), kam man nicht umhiq
das Bestehende zu integrieren. Dies galt insbesöndere für die ortsnetze.
Für das Fernnetz sah man vor allem die Notwendigkeit, den verkehr
auf den technisch hochwertigen Leitungen zu bündeln. Deser Notwen-

12 Hetel, der als Rcpräsentant der Firma lblefonbau und Normalzeit an den Beratungen
teilnahm, war bis 1933 in der Abteilung VI des Reichspostministeriums beschäftIgt,
Diese war in München ansässig und maßgeblich am AufbÄu der selbstwählnetzgruppen
!! Pqyq* beteiligt. Nach seiner Entfemung aus dem Stasrsdienst durch die Näziiirat
Hebel in die genannte Firma ein und konnte dort rund zehn Jahre lang die Planvorschlä-
ge erarbeiten Ein voll durchkonstruiertes labormodell des Fernwahüystems wurde bei
Bombenangriffen zerstört.



digkeit war partiell auch schon im handvermittelten Betrieb mit der

Einrichtung mehterer Netzebenen Rechnung getragen worden. Unter

BerücksichtigUng der verschiedenen Anforderungen erschien ein Fern-
meldenetz mit vibr Ebenen als die günstigste kisung. Die höchste natio-

nale Ebene bildete die Ebene der Zentralvermittlungsstellen oder - ent-

sprechend der Amterorganisation der Postverwaltung - der Ze_ltralämter.

Darunter lagen die Hauptvermittlungsstellen und daruntel die Knotenver-
mittlungsstö[en. Die unterste Ebene bildeten die Endvermittlungsstellen
als Eingangs- und Ausgangstor für den Fernverkehr des betreffenden

Ortsneties.-Grundsätzlich war das Netz ieweils sternförrnig und lediglich
auf der zentralen Ebene vermascht.

Jedes Ortsnetz sollte eine einheitliche "offene" Kennziffer (Vorwahl-

ziffer) erhalten. 1937 bestanden im früheren Gebiet der Reichspost rund

7.000 Ortsnetze. In der Bizone lag die Zahl etwas unter 3.700. Eine

mindestens vierstellige Vorwahlziffer wat also, gleichgültig für welches

Gebiet man planen wollte, notwendig. Um nicht nur für den Benutzer,

fär den schlicht Einheitlichkeit der Ziffern das Wichtigste war, sondern

vor allem auch für den automatischen Betrieb der Vermittlungsstellen
einen transparenten und klaren Ziffernplan zu entwickeln, konnten die

Ziff.ernnicht beliebig vergeben werden, sondern mußten einer stringenten

Systematik folgen13. Diese lag darin, ilaß für jede Netzebene zunächst

eine Dekade volgesehen wurde. Die Adressen der Zentralvermittlungs-
stellen bildeten die erste Stelle der Vorwahl. Die Hauptvermittlungsstel-
len unterhalb des jeweiligenZentralamtes wurden mit der zweiten Stelle
adressiert. Die dritte Stelle der Ziffer war für die Knotenvermittlung und
die vierte für die Endvermittlung reserviert. Unterhalb der nächsthöheren

Vermittlungsstelle konnten bei einer dekadischen l,tisung jeweils maxi-
mal zehn (0-9) Vermittlungsstellen eingerichtet werden. Diese Relation

hatte sich nicirt zuletzt aus übertragungstechnischen Gründen auf den

beiden unteren Netzebenen bereits vor dem Krieg eingespielt. Zumeist
sieben bis neun Ortsnetze, deren jeweiliger Radius in der Regel etwas

geringer als 5 km war, waren sternförmig zu Knotenamtsbereichen mit
äinem Halbmesser von knapp 15 km zusaulmengefaßt worden. Für die

beiden oberen Netzebenen konnte sich die Festlegung auf die dekadische

Lösung jedoch durchaus als Restriktion auswirken, insbesondere wenn

nicht nui das Gebiet der Bizone in Betracht gezogen wurde (vgl. auch

l,anger 1951).
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13 Es entstand ein system netzgebundener Kennzahlen (vgl. auch Pausch 1982: 4-6),
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Für das vereinigte wirtschaftsgebiet wurden sieben Zentralvennitt-
lungsstellen festgelegt, die ursprünglich nicht jeweils direkt, sondern
zunächst in Form einer acht miteinander vermascht wurden. Das Kreuz
der Achterschleife bildete Frankfurt (mit der 6 als erster zitrer der vor-
wahl). !9 war nach Norden mit Düsseldorf (2), Hamburg (4) und Han-
nover (f) sowie nach süden mit stuttgart (7), München-(ti)-und Nürn-

lerg (9) kreisförmig verbunden. Für den Fall einer Veieinigung der
B=esalangsgebiete waxen weitere Zentralvennittlungsstellen in Berlin
(3), I-eipzig (9, Nürnberg dann 19) und Rostock (12) vorgesehen. Man
hätte dann das dekadische Prinzip durchbrechen müssen. Für diesen Fall
waxen die Ziffern 13 bis 18 als Reserve auch für möglicherweise not-
wendige weitere Zentralämter vorgesehen worden.

schaublld rII.2r Regelweg eines Tblefongesprächs im 4.Ebenon-Netzkonzept der BTIAF

Weichenstellungen in der frülen Nachlaiegszeit

Frankfurt Düsooldort 2 ...
ZENTBAL.

VERMITTLUNO

HAUPT.

VERMITTLUNG

KNOTEN.

VERMITTLUNO

END-

VEFMITTLUNO

. 2 .. Mannholm Aachen .4 ..

.. 2 . Hoidelborg Slegburg ..4.

...3 165161-
seIqld

Mechernlch . . .3

schaubild llr.2 zeigt an einem Beispiel den grundsätzlichen Aufbau
des Telefonnetzes. Aus den bis heute weitgehend unveränderten vor-
wahlziffern läßt sich der sog. Regelweg oder Kennziffernweg ablesen,
über den ein Ferngespräch geleitet wird. so erreicht man einä Teilneh-
memrfnummer im nordbadischen ort Neckargemünd über die Zentral-
vermittlung Frankfurt (6...), die Hauptvermittlung Mannheim (.2..), die
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Knotenvermittlung Heidelberg (..2.) und die Endvermittlung Neckarge-

münd (...3), woraus sich die Vorwahlziffer 6223 er$bt Die obligato-

rische Ö al3 sog. Verkehrsscheidungsziffer vor der eigentlichen Vorwahl
bewirkt, daß vorn Rufenden aus das ortsnetz verlassen wird. Auf dem

Regelweg wird eine Leitung zur zuständigen Zentralvermittlung geschal-

tet. Wenn von Neckargemünd aus ein Teilnehmer in dem Ort Mecher-

nich in der Eifel (02443) angerufen wird, so gelangt der Anruf durch

das Wählen der 0 in die Zentralvermittlung Frankfurt und wird von dort

über die Zentralvermittlung Dtisseldorf (2...), die Hauptvermittlung
Aachen (.4..) und die Knotenvermittlung Siegburg (.'a.) in den Zielort
Mechernich (...3) gesteuert.

i.4 Die kommunikationstheoretische Erkenntnis, daß neben sozialer Ahnlichkeit vor allem
räumliche Ntihe die Häufigkeit der Kommunikation erhöht S.ogen/ Kincaid t98t:297-
324), bleibt also auch riChtig, wenn es um die Nutzung von Medien- geht, die dazu

beitragen, räumliche Distanzön zu übenpinden, Die konkreten Muster der Nutzung des

Telefons werden allerdings auch durch die Kosten beeinflußt. In Deutschland wurden
und werden immer noch entfernungsabhängig gestaffelte Gebühren erhoben'

Zur Vermittlungstechnik

Wenn der Weg eines Telefonanrufs durch Netzarchitektu und Kennzif-
fernplan eindeutig festgelegt ist, ltißt sich der Verbindungsaufbau relativ
einfäch realisieren. Mit jeder gewählten Ziffer der Ortskennzahl wird
eine Vermittlungseinrichtung der entsprechenden Netzebene auf das

gesuchte Leitungsbündel eingestellt, bis auf der Ortsebene die angesteu-

erte Teilnehmerleitung erreicht ist. Diese "Schritt für Schritt"-Technik
des Verbindungsaufbaus über den Kennziffernweg stellt keine hohen

Anforderungen an die vermittlungstechnischen Einrichtungen' Sie war
üblicherweise auch schon vor dem Krieg in den Ortsnetzen und den

selbstwählnetzgruppen praktiziert worden, wobei schritthaltend auch

der Sprechweg selber direkt aufgebaut wurde.
Ein für den Massenbetrieb ausgelegtes Fernmeldenetz mußte aber

unter dem Gesichtspunkt eines effizienten Einsatzes der technischen

Mittel die zu erwartenden Nutzungsmuster (Verkelusströme) berücksichti-
gen. Es war aus statistischen Erhebungen bekannt, daß von den Fern-

gesprächen mehr als ein Drittel innerhalb eines Knotenamtes und rund
drei Viertel im Bereich eines Hauptamtes abgewickelt wurden (Führer
1950: 5)14. Es wäre unnötig kompliziert und aufwendig gewesen, alle
diese Gespräche über den Regelweg und damit auch über die höchste
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Netzebene zu schicken. Dort, wo das zu erwartende verkehrsaufkommen
groß genug war, um auf zusätzlichen Leitungen unterhalb der Zentral-
ämter gebündelt werden zu können, wurden deshalb entsprechende euer-
verbindungen vorgesehen. Innerhalb regionaler schwerpunkte konnten
diese Querwege auf allen Netzebenen, aber auch zwischen ihnen, z.B.
zwischen einem Knotenamt und einem Hauptamt, eingerichtet werden.
Damit war das Prinzip eines rein sternförmigen Netzaufbaus zugunsten
einer den Verkehrsbdürfnissen folgenden Vermaschung von Anfang an
eingeschränkt.

Maschennetze werfen allerdings gravierende vermittlungstechnische
Probleme auf, da sie mehr als einen Verbindungsweg von zwei Endgerä-
ten anbieten. will man nicht nur einen bestimmten weg fest vorgeben,
sondern die mit dem Maschennetz gegebene Möglichkeit nutzen" zwi-
schen verschiedenen Wegen (und auch Umwegen) zum Zwecke der
optimalen verkehrslenkung und der Maximierung der Realisationschance
eines Telefonats auszuwählen, so benötigt man entsprechend "intelligen-
te" Vermittlungstechnik. In den BTAF stand die Fiage zur Debatte, ob
die Probleme der Leitweglenkung (Routing) mit wenig intelrigenten
Direhwahlsysternen oder mit intelligentercn indirekt gesieuerten syste-
rnen gelöst werden sollten.

Man war sich einig, daß unabh?ingig von der schließlich anzustreben-
den technischen Iäsung für die Planungsdiskussion eine analytische
Trenlung zwischen den beiden Hauptteilen eines vermittlungssystems,
dem sprechwege-Netzwerk, das später auch als Kopplungsfeld bezeichnet
wurde, und dem Steuerungs- bzw. Informationsverarbeitungsteil, vorge-
nommen werden müßte.

Das Konzept der Firma Telefonbau und Normalzeit, die sich hier
deutlich exponiert hatte, basierte noch sehr stark auf dem "deutschen
W-eg" des direkt gesteuerten Verbindungsaufbaus (HebeV Winzheimer

-1954: 
148). Die deutschen vermittlungstechnischen Einrichtungen der

Vorkriegszeit benötigten in aller Regel keine Speicher (Registär), um
Teile der Rufnummer festzuhalten, und sie hatten auch teine Kompo-
nenten, die in der Lage waren, die Rufnummern im Hinblick auf eine
weg_einformation o.ä. auszuwerten (umwerter). Auch in Zukunft sollten
die schaltglieder des Kopplungsfeldes, in einem vollautomatischen sy-
ltem dann auf jeder Netzebene, durch die Wählimpulse in der Regel
schritt ftir Schritt direkt eingestellt werden. um auch euerwege oäer
Umwege ansteuern zu können, wie es der zu erwartende Massenverkehr
erforderte, sollten Überbrückungsverbindungen geschaltet werden. Hierzu
wurden Umsteuereinrichtungen vorgeschlagen, die in Verbindung mit



einem sog. Mitlaufwerk bewirkten, daß parallel zum Regelweg minde'

stens ein 
-Querweg 

aufgebaut werden konnte. Der Effekt dieser läsung,
die keine Speichenrng-der Rufnummer erforderte, wat eine sog. Blind-
belegung v-on lritgngen, denn es wurden zunächst mindestens zwei

I-eitungän, darunter der aufwendige Regelweg, belegt, bis nach erfolg-

reichei Schaltung eines Weges der andere wieder freigegeben wurde.

Die Firma siemens, aber auch andere wie standard Elektrik bzw.

Mix & Genestls, setzten von Anfang an stärker auf etwas intelligentere

vermittlungstechnische Einrichtungen. So sollten als Register bezeichnete

speicher iuf den höheren Netzebenen die für den verbindungsaufbau
jeweils noch benötigten Teile der Rufnummer speichern und.behalten,
:bis feststand, ob ein Querweg zur Verfügung stand oder nicht. Erst

wenn kein Querweg geschaltet werden konnte, sollte das Register mit
Hilfe eines Impulswiederholers die Rufnummer reproduzieren, um den

Regelweg beschreiten zu können. Eine generelle Blindbelequng di:qes

W"go war also vermieden. Allerdings benötigte der Prozeß des Ein-
und Ausspeicherns, speziell wenn eI sich auf mehreren Netzebenen

wiederholie, einige Sekunden Zeit. ln dieser Phase waren ähnlich wie
bei der Blindbelegung (bereits geschaltete) Teile der lritungen blockiert.

Außerdem galten speicher als technisch noch relativ aufwendig und

waren zudem zusätzlich zu den ohnehin benötigten vermittlungstechni-
schen Einrichtungen erforderlich.

Die Dauer des Verbindungsaufbaus und die damit in Zusammenhang

stehende Dauer der Blindbelegungszeit schien ein wichtiges Kriterium
für die Entscheidung zwischen den beiden konkurrierenden Systemen

zu werden. Während dieser Zeit standen ja Teite des Netzes nicht für
ihre eigentliche Aufgabe, interaktive Telefonkommunikation zu ermögli-

chen, zur Verfügung. Als Kompromiß zeichnete sich eine Lösung ab,

die auf der Ebene der Knotenämter Mitlaufwerke und auf der Ebene

der Hauptämter Register vorsah (vgl. HebeV Winzheimer 1954: 151).

So wären auf jeden Fall Blindbelegungen der Strecken auf den Ebenen

der Haupt-und Zentralvermittlungsstellen vermieden und gleichzeitig der

Bedarf än Registern klein gehalten worden. während allerdings die

Technik der Mitlaufwerke ausgereift war, bot der Rückgriff auf Register
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15 Die Aktienmehrheit der bis 1954 rechtlich selbständigen Mix & Genest AG befand

sich im Besitz der Standard Elektrizitäts-Gesellschaft AG (Standard Elektrik), die

ihrerseits mehrheitlich der Intemational Standard Electric Corporation (SEC) in den

USA gehörte. Hinter der ISEC stand die International Telephone & Tblegraph Com-

pany (ITT).
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9il9 erte Möglichkeit des Einstiegs in intelligentere noch entwicklungs-
fähige Systeme.

Eine gewisse Intelligenz war auch für die automatßche Gebühren-
erfassung erforderlich. Die Technik der zeitzonenzähler aus der vor-
kriegszeit erschien ucht ziletzt aufgrund ihrer sehr begrenzten speicher-
kapazität und der zählung nach Abschluß des Gesprächs überholt. Es
wurde eine L<isung favorisiert, die als Zeitimpulsz?ihlung während des
Gesprächs über einen Zählimpulsgeber in b-estimmten Zeitabständen
Impulse direkt auf den Teilnehmerzähler in dessen Endvermittlungsamt
gab- war der Zählimpulsgeber auf einen bestimmten Takt eingeitellt,
so konnte er, von einem zeittaktgeber gespeist, beliebig langJsolche
Impulse absenden. Eine Begrenzung der Gesprächszeit wil teim zeitzo-
nenzähler (12 Minuten) war deshalb nicht notwendig. Benötigt wurde
aber mit dem sog. verzoner ein Gerät, das die ortskennziffer unter dem
Aspekt auswerten mußte, in welcher Tarifzone (Entfernungszone) vom
Rufenden aus sich der gerufene Teilnehmer befand. Durch den veizoner
wu-rde der Zählimpulsgeber jeweils auf einen bestimmten Takt einge-
stellt.

Da der auf der Ebene der Knotenämter anzusiedelnde verzoner ohne-
hin die ortskennziffer auswerten mußte, lag es nahe, diese Auswertung
nicht nur auf die Gebührenzonen zu beschränken, sondern auch diä
Leitrveglenkung einzubeziehen. Hierzu war der verzoner um die notwen-

$eelKomponenten nt ergänzen, die eine Umrechnung (Umwertung)
der wahlinformationen in der weise errnöglichten, daß'Impulse zur
steuerung der schaltglieder auf eine freie tritung generieri und die
noch benötigten Teilnehmerkennziffern als Impulse-regeneriert und über
den geschalteten weg weiter transportiert wurden. Da verzoner und
umwerter immer nur kurzzeitig im Prozeß des Leitungsaufbaus benötigt
wurden, konnten sie im Vermittlungsamt zur steuerung mehrerer schalt-
glieder im Kopplungsfeld eingesetzt werden. Diese Idee det indirelaen
steuerung wurde als die zukunftsträchtigere und im Hinblick auf die
Le.itrveglenkung in einem großen Telefonnetz mit vielen euerwegen auch
leistungsfiihigere üisung angesehen. Da 1"948 aber noch keinl klaren
technischen Lösungen existierten, sondern noch viel Entwicklungsarbeit
zu leisten war, brauchte keine abschließende Entscheidung zugunsten
der direkten oder der indirekten steuerung getroffen zu weräen. Ftr aie
ortsebene war ohnehin nur die direkte steuärung ars Regel vorgesehen.

Die schaltglieder in den Kopplungsfeldern des automatischen Teils
des Telefonnetzes waren in Deutschland traditionell bestimmte Varianten
des sog. Hebdrehwöhlers, der seinerseits eine weiterentwicklung eines
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um die Jahrhundertwende von A.B. Strowger in den usA erfundenen

W?ihlers darstellte. Über Heb- und Drehbewegungen wird das Schaltwerk

mit seinen mindestens drei Schaltarmen (Sprechadern a und b sowie

Steuerader c) zu den auf mindestens zehn Ebenen angeordnelen Kontakt-

lamellen (ebänfalls mindestens zehn) gesteuert und die Schaltung vollzo-

gen. In Fbrm einer Schrittschaltung können mit der Heb- die Ze1net-

ind mit der Drehbewegung die Einerstellen einer zweistelligen ziffet
angesteuert, also hundärt Ausgänge geschaltet werden. Die von der

Wählscheibe eines Telefonapparates ausgesandte Impulsserie stellt den

wähler direkt ein, steuert somit die Heb- und Drehbewegung, die mit

Elektromagneten ausgeführt wird. Beim Hebdrehwähler, der in verbes-

serter Forä noch heüte betrieblich eingesetzt wird, müssen bei 28-35

Schritten/sec erhebliche Massen schlagartig besctrleunigt und wieder

abgebremst werden. Dadurch entstehen ein lautes fubeitsgeräusch und

ein relativ hoher Verschleiß.
Die Firma Siemens hatte sich im ersten viertel dieses Jahrhunderts

alle wichtigen Patente auf dem Gebiet der Wähleinrichtungen gesichert

und den Hebdrehwähler ständig weiter entwickeltl6. Seit den 30er Jahren

wurden auch mit individuellem Motor angetriebene Wählertypen konstru-

iert17. Diese waren zunächst als Hebdreh-, daffi aber auch als reine

Drehwähler, in denen alle Ausgänge ohne Hebbewegung erreicht werden

können, ausgebildet (Hettwig 1953). Durch den kleinen Elektromotor

werden höhäe schaltgeschwindigkeiten erreicht (ca. 180 Schritte/sec),

und die Drehbewegungen können außerdem erschütterungsfrei abge-

bremst werden, wal aen wartungs- und Pflegeaufwand reduziert. sie-

mens setzte bei der Entwicklung des Motorwählers vor allem auf "Frei-
zügigkeit in der Anwendung des wählers sowohl für direkt- als auch

für- i-ndirektgesteuelte Wählsysteme" und auf "Einheitlichkeit der Kon-

struktion für alle verwendungszwecke, wie z.B. für alle wahlstufen,

für Orts- und Fernverkehr, für Nebenstellenanlagen, für Hilfseinrichtun-
gen, fär große und für kleine Bündel" @tzel 19532 I73).- 

Eine äher konstruktive als funktionale Alternative zu den rotierenden

Wählersystemen stellen dre Schaltersysteme dar78. Die Crossbar-, Kreuz-

16 Vgl. hierzu: Ohne Verfasser, Fünfzig Jahfe Wählbetrieb in Deutschland (L959:20f21),

17 Mit dem sog, Maschinenwähler gab es auch eine Variante, in der mehrere einzelne

Schaltgliedei (Wähler) von einem gemeinsamen Motor angetrieben wurden.

18 Teilwäse *ird die Bezeichnung WEiler (englisch: switch oder exchange) in der deut-

schen Literatur auch als Oberbegriff für die rotierenden und die schaltenden Systeme

venpendet (2.B, Seelmann-Eggebärt 1955). Die hier vorgenomme begriffliche Unterschei-

dung folgt tteUrt ltteUet tg]iL 2g-3L). Sie darf nicht so verstanden werden, als ob die

Wäfiler k'eine Schaltungen ausführten, Blektro-mechanische Schaltungen waren nach dem
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schienen- oder Koordinatenschalter gehen auf Erfindungen und patente
des Amerikaners J.N. Reynolds und des schwedischen Ingenieurs G.A.
Betulander zurück und datieren ebenfalls aus der Zeit um die Jahrhun-
dertwende. In Deutschland war der Kreuzschienenschalter aus den An-
fängen der vermittlungstechnik bekannt. Er bestand aus feststehenden,
in zwei Ebenen hintereinander liegenden waagerechten und senlrechten
Massingschienen (Koordinaten), an deren Enden die Teilnehmerleitungen
angeschlossen waren. Durch stecken eines stöpsels an den Kreuzungs-
punkten konnten je zwei schienen und damit zwei reilnehmer verbün-
den werden. Dieses Prinzip realisierte auf elektromechanischer Basis der
crossbar-schalter, der vor allem in den usA und in schweden einge-
setzt wurde. Bei ihm sind in Form einer Matrix auf der senkrechien
Relais_(Brücken) montiert, die den Eingängen der Drehwähler entspre-
chen. vor ihnen verlaufen die Kontaktdrähte von einzelnen lritungen.
h Ag Waagerechten liegen magnetisch bewegbare Stangen, die äine
Markierfeder an den zu schaltenden Punkt führen. Die Feder bewegt
ginel Kontalrtsteg, der die Kontaktdrähte an der markierten stelle gegä
die Kontaktfedern der Brücke drückt, wodurch die verbindung zustande
kommt. Mit der danach wieder freien stange können weitere Verbindun-
gen in demselben crossbar geschaltet werden. Ein wähler kann hingegen
im Prinzip immer nur für eine schaltung benutzt werden und ist nir aie
Dauer der Schaltung belegt.

Der crossbar, der in seiner Matrixform stärker als der währer an
die typische Darstellungsform eines elektrischen schaltbildes erinnert,
lentlligte zumindest für den Fall der MeMacbnutzung ein steuerelement.
sein "electrical brain" ist der sog. Markierer, der aufgrund der eingegan-
genel_Infgrmation (Telefonnummer) eine bestimmte schaltung fJstlegt.
Der Markierer, der für mehrere crossbars in einem Kopplungsfeld Ä-
{qdig sein kann, greift auf ein Register zurück, in dem eingehende
Rufnummern lnnzzeitig gespeichert werden. Er ruft die Nummern ab
und wertet sie aus, wie e,s die umwerter bei den wählersystemen mit
indirekter steuerung tun. crossbarsysteme sind also typischerweise intel-
ligente indirekt gesteuerte systeme, die auch die protleme der lritweg-

herrschenden stand des technischen wissens Ende der 40er Jahre die zentrale Aufgabe
aller vermittlungssysteme, .während die wähler aber Drehbewegungen ausftihren, 

-sind

es im crossbar die beweglichen stangen (schwenlschienen) und'diäelastischen liopp-
lungsglieder, die waagerechte oder senkrechte Bewegungen ausfilhren, um den elektroma-
gnetisch gesteuerten schaltvorgang des enkeranzuls -uod 

Ankerabialls auszulösen.
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lenkung in größeren Netzen sicher lösen könnenle. Seit Anfang der 40er

Jahre setzte AT&T verschiedene Varianten des Systems in großer Zahl

in den usA ein. crossbars galten immer als relativ wartungsfreundlich,
ja sogar weitgehend wartungsfrei, benötigten aber relativ viele hochwerti-
ge Rätais. Hinzu kam, daß mehrere hintereinandergeschaltete crossbars
pint Frames) aus konstruktiven Gründen häufig mit Problemen der

inneren Blockierung ilues Verbindungsleitungssystems konfrontiert walen

und so die tatsächliche weit unter der rechnerischen Auslastungsquote

und auch deutlich unter der bei vergleichbaren wähleranordnungen er-

reichbaren Quote lag. Deshalb schienen die Systeme langeZeit eher für
kleinere ländliche Teile eines Telefonnetzes als für große städtische

Netze geeignet.
Wthend Siemens in den BTAF auf den Drehwähler und auf eine

ebenfalls motorbetriebene Weiterentwicklung des Hebdrehwählers, von
der Firma Koordinatenwäbler genannl, setzte, gab es auch Vorschläge,

Schalter vom Tlp des Crossbar einzusetzen. Einen solchen unterbreitete
die Firma Telefonbau und Normalzeit, die einerseits zwar den Hebdreh-
wäihler weiter entwickelte (Schmall 1951), andererseits aber auch an

einer von ihr als Kreuzschienenwtihler bezeichneten "unintelligenten"
Variante des Crossbars mit direkter Steuerung ohne Markierer arbeitete.

Hier lag für die Firma eine Chance, mit einer eigenen Entwicklung
unabhängiger von der Patentdominanz der Firma Siemens zu werden.

Allerdings mutete es etwas paradox an, daß das Telefonkonzept der

Telefonbau und Normalzeit, das explizit die deutsche Tradition der

wenig Intelligenz beanspruchenden Direktwahl als konzeptionelle Grund-
lage äuch für ein vollautomatisches landesweites Netz nutzen wollte,
plötzlich technische Komponenten mit einbezog, die ihr lristungspoten-
tial erst in intelligenten Varianten voll entfalten konnten.

Etwas anders war die Situation bei Standard Elektrik, die ebenfalls

einen Crossbar vorschlug. Sie verfolgle explizit "das Ziel, Vermittlungs-
einrichtungen ohne bewegte Wähler unter ausschließlicher Venvendung
von Schaltern und Relais mit Edelkontakten aufzubauen, um die Störan-

fälligkeit zu vermindern und die Betriebsgtrtte zu verbessern". In ihrem
für die Fernwahl vorgeschlagenen "Stafettenwahl-System" wurde auch
der Einsatz von Speichern zur weitgehenden Ausnutzung von Querver-

19 Die organisatorische Lösung der Steuanrngsprobleme mit Hilfe der lvlarkierer als

"common conttolr Systeme enthlllt, [hnlich wie der schaltungsmäßige Aufbau der

Crossbars, einige zukunftsweisende Elemente. Chapuis betont es ganz besonders' daß

"these design principlas and this architectwe foreshadow the up-to-date systems of
the late fgZOs, wtratever their country of origin" (Chapuis 19821 385).
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li,ndungen ausdrücklich vorgesehen2o. Aufgrund ihrer kapitalmäßigen
Abhängigkeit von ITT konnte die Firma auf die notwendigen patente
und das Know-how für crossbars zurückgreifen. Auf dieser Basis hatte
sie mit der Entwicklung eines solchen Gerätes, das sie Koordinatenschal-
ter nannte, begonnen.

In den Jahren 1947 und 1948, in denen die BTAF rtas vollautomati-
sche Telefonsystem in seinen Grundzügen planten, waren weder wähler
noch Schalter in Deutschland bereits soweit entwickelt, daß ein Tlp von
ihnen als voll geeignet für den zukünftigen Betrieb hätte ang-eiehen
werden können. Dies lag vor allem an den Brfordernissen der überta-
gungstechnilfr. Neben Jolchen Störeffekten wie Rückkopplungen und
'\lensprechen" waren es bei Fernverbindungar vor allemdie piobleme
der Dämpfung, d.h. eine mit der Länge der übertragungswege immer
problematischer werdende Abschwächung der signale, die gelöit werden
mußten. Hinsichtlich der Dämpfung orientierten sich die vbrschläge der
BTAF ry_{glvorgaben der Internationalen Telefon- und Telegraphen-
union (CCITT) aus dem Jahre 1946. Um die,se zu erfüllen oder, was
beabsichtigt wurde, noch deutlich zu unterschreiten, war geplant, in
Zukunft alle Ferngespräche auf vierdrahtigen Leitungen praktisch dämp-
fungsfrei zu überfiagen (vgl. schmidt Lg57). Das vorhandene Kabelnetz
von der ortsebene bis hinauf zur Knotenvermittlungsebene (Bezirksnetz,
Netzgruppe) war zweidrahtig und damit nur für die-überbtlmng Hirze-
rer Entfe_mungen geeignet (vgl. Düll 1953). Die hier auflaufende Dämp-
fung ließ sich auch für weitgespräche tolerieren, wenn die vierdraht-
übertragung auf den höheren Netzebenen tatsächlich dämpfungsfrei erfol-
gel konnte. Hierzu wurden nach übereinstimmender Meinung in den
BTAF wähler mit bis zu acht schaltarmen ftir die Sprech- und signal-
wege und mit Edelmetallkontakten in den Sprechästen (bzw. entspre-
chende crossbars) benötigt. während für die Durchschaltung der zwei-

20 so der Geschäftsbericht des Vorstandes für die Geschäffsjahrc 1949, 1949 und 1950
der Mix & G€nest AG.

2l Den aufirrendigsten Tbil eines technischen Kommunikationsnetzes bilden bis heute die
ü9ertragungstechnischen Komponenten (2.8. Kabel, heuto auch Satelliten, aber auch
Verstärker- und Modulationseinrichtungen). Neben der kabolgebundenen ist auch eine
Übertragung per Funk möglich. Die zu iösenden technischen P-robleme liesen bei beiden
Ubert_ragungslormen lihnlich, und auf irgendeinem Tbil des Übertragungswlges interakti-
ver Kommunikation sind in aller Regel auch Kabel beteiligt. ple rein fragmatische
Konzentration dieser Afteit auf die Vermittlungstechnik soll-nicht darübei hi-nwegtäu-
t"Jtgn, d"q Üuertragungs- und vermitttungstechiik eng aufeinander bezogen sind. bies
wid an 9i{s9n sJellen deutlich werdenfauch wenn-die knappe Behanälung itborrra-
gungstechnischer Probleme noch dadurch verkürzt wird, daß sie sich nur auf die Kabel-
ilbertragung beschränkt.



66 Kapitel III

drahtkabel im Prinzip herkömmliche Hebdrehwähler benutzt werden

konnten, gab es zumindest in der deutschen Fernmeldeindushie noch

keine den äefinierten Anforderungen voll genügende serienreife automati-

sche Vermittlungsglieder für die Vierdrahtdurchschaltung. Damit erütrig-
te sich auch eine explizite Entscheidung zwischen Wählern und Schal-

tem, obwohl Wählef besser in das System, das traditionell diese Schalt-
glieder benutzte, zu passen schienen.

Langfristige Selbstbindung und technische Kooperation

Noch im Jahre 1948 konnten die BTAF ihre Überlegungen zu den we-

sentlichen Grundsätzen des Ausbaus des Fernsprechwesens abschließen.

Diese wurden von der Hauptverwaltung des Post- und Fernmeldewesens

des Vereinigten wirtschaftsgebietes gebilligt und in der Folgezeit in
Form von technischen Richtlinien unter maßgeblicher Beteiligung des

Fernmeldetechnischen Zentralamts spezifiziert und festgeschrieben' Es

sollte also ein vollautomatisches Telefonnetz (die landesfernwahl) reali-
siert werden. Hierzu wurde ein Einheitsnetz mit mehreren Ebenen, die

überwiegend als Sternnetze und in der obersten Ebene, aber teilweise

auch auf anderen Ebenen als (regionale) Maschennetze ausgelegt wurden,

konzipiert. Alle Teilnehmer sollten mit einer netzgebundenen landesweit
einheitlichen Kennziffer eneicht werden können. Die Endvermittlungs-
stellen als Ein- und Ausgänge der Ortsnetze sollten ein Art Gateway-

Funktion erfüllen, damit die Ortsnetze mit ihrer gewachsenen Technik

nicht vollständig den Anforderungen der Landesfernwahl angepaßt wer-

den mußten, sondern praktisch zunächst über das Fernnetz gekoppelte

Inselnetze bleiben konnten. Die Vermittlungsanlagen sollten in den Orts-

netzen direkt und im Fernnetz überwiegend direkt sowie zu einem klei-
neren Teil indirekt gesteuert werden. Im Hinblick auf das zu erwartende

Verkehrsaufkorrmen hielt man eine gewisse I!,telligenz des Netzes ftir
erforderlich, um die Auslastung zu optimierenz2. Bei den Vermittlungs-

22 Besondere Bedeutung, im Sinne einer Vorentscheidung für ein intelligentes Netz,

kommt hierbei der Entscheidung der B'IAF zu, ftir die Signalisierung neben andercn

notwendigen Tnichen(2.B. Wählimpulszoichen, Beginnzeichen, gerytztzgigher\ Zählim-
pulszeich6n, Auslösezeichen) auchein Wahlendezeichen einzuführen. Dieses Zeichen

3o11te in der Ziel-Endvermitttungsstelle generiert werden, sobald die Leitung zum gesuch-

ten Tbilnehmer geschaltet war, Es diente dazu, die Register in der Knoten- und/oder

Hauptvermittlunlsstelle, in der'Ibile der Rufnummer gespeichert waren, für die nächste

Auflabe freizusöhaften. Ein solches Tnichen war im Grunde nur in intelligenten, also

mit Umwertern und Registern arbeitenden Systemen zweckmäßig'
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systemen zeichnete sich eine Tendenz angunsten von Wählern ab, vor
allem weil siemens hier bereits weitgehende Entrvicklungsvorleistungen
erbracht hatte und die wähler das typische schaltglied im deutschen
Fernmeldenetz darstellten23. von eher-untergeordnetel Bedeutung waren
für die BTAF die Endgeräte des Telefonnetzes. Abgesehen vonlinigen
kleineren technischen verbesserungen entsprachen die geplanten neuen
Telefonapparate dem zaletzt entwickelten Modell aus dei zweiten Hälfte
der 30er Jahre.

Die Pläne und Richtlinien legten einen langfristigen Rahmen fest,
innerhalb dessen der Ausbau der technischen Kommunikation realisiert
werden sollte. Sie waren also kcine lanlcreten Investitionspläne, dte dre
einzelnen Ausbauschritte und ein bestimmtes Investitionsvölumen fixier-
ten. Vielmehr entstand ein Konzept, das es ermöglichen sollte, mittelfri-
_stig absehbare technische weiterentwicklungen in der überhagungs- und
vermittlungstechnik zu integrieren, internationale standards zu berück-
sichtigen und auf relativ hohem technischen Niveau auch Massenverkehr
abzuwickeln. Es wurden nicht nur die Grundlagen für ein vollautomati-
siertes system gglegt, sondern auch organisatorische Konventionen ge-
funden, die den ubergang in dieses system störungsfrei und ohne erheb-
liche-nachträgliche Anpassungen gewäMeisten sollten. Durch die syste-
mische Einbindung der einzelnen technischen und organisatorischen
Komponenten ergaben sich die an sie zu stellenden funkiionalen Anfor-
derungen gleichsam sachlogisch, zumindest war der Freiheitsgrad funk-
tionaler und auch konstruktiver Variation eingeschränkt

_ Die Entscheidung für ein vollautomatisches System liegt auf der
Linie einer der für technische Entwicklungen immer wieder beobachteten
"natural trajectories ... (o0 increasing mechanization of operations that
have been done by hand" (Nelson/ winter 1977:58). wichiiger als diese
allgemeine Tendenz ist die paradigmatische Bindung dei deutschen
Pläne. Das von Dosi eingeführte Konzept des technologischen paradig-
mas definiert r"technological paradigm' as a 'model' and a 'pattern' öf
solution of selected technological problems, based on selected principles
derived from natural sciences and on selected material technorogies"
(Dosi 1982: 152). Die von den BTAF erarbeiteten Pläne bewegen sich
noch vollständig in der elehromechanischen Traditinn, in der elektro-
magnetische Kräfte und feinmechanische Konstrul:tionen einen zentralen

23 Je nach Stellung des Schaltgliedes im Netz varüeren dessen konkrete
Funktion. So werden die Schaltglieder als Vonpähler, Annrfsucher,
Richtungswähler, Leitungswähler usw. eingesetzt.

4ussls6ung und
Gruppenwähler,
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Stellenwert haben. Diese Tradition wurde auch von den schließlich nicht
gebilligten Optionen grundsätzlich nicht in Frage gestellt, Auc| sie wa-

ien demselben Paradigma verpflichtet. Ein solches technologisches Para-

digma stellt keinen abgeschlossenen Entwicklungszustryd dar, sondern

biätet Orientierungspunkte für die weitere Entwicklung. Derartige "tech-
nological guidepoiti" finden sich in vielen technischen Bereichen (q"h4
L98Lt 32-36). Ftir das Telefonnetz waren es denkbare und praktikable
technische Lösungen für die bereits identifizierten oder sich klar abzeich-

nenden Probleme, die aus der Zielsetzung der vollständigen Automatisie-
rung und der BewältigUng des zu erwartenden Massenverkehrs resultier-

ten. So gab es noch keine geeigneten Schaltglieder ftir Vierdrahtleitun-
gen und auch noch keine befriedigend schnell arbeitenden, mit vertretba-

iem technischen Aufwand zu produzierenden Register und Umwerter.
Es war klar, daIS erhebliche EntwicklungsanstengUngen unternourmen

werden mußten, um dieseEngpißse ntbeseitigen. Die für ein langfristig
erfolgreiches Funktionieren des Gesamtsystems kritischen Probleme,

Hughes bezeichnet sie als "reverse salientsr' (Ilughes 1983: 79-105)
waren identifiziert, und die "Frontbegradigung" mit Hilfe der bekannten

technischen Komponenten erschien lediglich als eine Frage der Zeit.
Verbessefie festveidrahtete Schaltelemente und Wähler oder auch Cross-

bars mit Edelmetallkontakten wurden als Problemlösung ins Auge gefaßt

Neben diesen technischen Faktoren dürfen nicht die sozialen Interak-
tionen und institutionellen BedingUngen übersehen werden, die die Pla-

nungsaltivitäten ermöglichten und sich während des Prozesses stabilisier-
ten.-Der Wiederaufbau und Ausbau des Systems der technischen Kom-
munikation orientierte sich auch in der Planungsphase von Beginn an

an dem Ziel einer "flächendeckenden VersorgUng". Dies bedeutete nicht,

daß etwa bereits explizit daran gedacht war, alle Haushalte mit einem

Telefon zu velsorgen oder alle Betriebe und Behörden mit einem Fern-

schreiber auszustatten. Vielmehr sollte das System die gasamte Fläche

des Planungsbereichs abdecken, so daß grundsätzlich Verbindungen 19ch
zwischen Teilnehmern in entlegenen Regionen möglich waren. Die Ent-

scheidung für ein einheitliches Netz implizierte die universelle Möglich-
keit des Netzzugangs. Ohne überhaupt Alternativen erwogen zu haben,

akzeptierten die Techniker der beteiligten Fimlen die Haupwerwaltung
des Post- und Fernmeldewesens der Bizone bzw. ihre Rechtsnachfolgerin
als diejenige Instanz, die die Pläne auf eine für alle Beteiligten und

Unbeteiligten verbindliche Basis stellen konnte. Die Hauptverwaltung
war es ja auch, die die BTAF initiiert und in diesem Zusammenhang

auch Kontakte zu den Technischen Hochschulen und Technischen Insti-,
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tuten der universitäten wieder belebt hatte,^ lie bereits vor dem Krieg
in Form der Professorengespäche bestandenz. Faktisch wurde auch diE
exklusive stellung der Hauptverwaltung als Anbieterin von Telekommu-
nikationsdiensten zumindest hingenommen. um sie herum entwickelte
sich ein technßcher Kooperationsverband der Herstellerfirmen der ersten
stunde, in dem sich spezifisches technisches Know-how sammelte, das
diesem Kreis sehr schnell eine gewisse Exklusivitör sicherte. Getragen
wurde die Kooperation von dem gemeinsanenziel, die ambitiösen tech-
nischen Pläne schritt für schritt zu realisieren, von der Bindung an ein
Ilchnologisches Paradigma, das im Hinblick auf die weitere Entrvicklung
orientierungssicherheit bot, und von der verfabrensmäßigen selbstbinl
dung der Akteure in einem Planungsprozeß, dessen erste phase zwar
abgeschlossen, der aber auf Dauer angelegt war. über das planungsver-
flhtgl ulrd den langfristigen zeithoizont wurden Mechanismen *itLsa"u
die die Exit-option unattraktiv machten und eine vom Fernmeldetechni-
schen Zentralamt koordinierte problemorientierte Kooperation auch ohne
veltraglilhe Grundlagen stabilisierte (vgl. Luhmann rgggt; Axelrod
1984; Macaulay 1985; Scharpf 1988).' 

-

3 Politische Non-Decision: Perpetuierung des staatlichen
Monopols in demokratisch geläuterter Form

Aus einer politischen Perspektive kann das system der Telekommunika-
tion als objekt von steuerungsversuchen betrachtet werden. Die steue-
rung zielt einerseits darauf, die strukturen dieses systems vor allem im
Hinblick auf die institutionellen Regelungsmechanismen und die Lri-
stungserbringung zu beeinflussen. In diesem sinne ist sie in erster Linie
ordnungspolitik. Andererseits dient die Beeinflussung des systems der
Telekommunikation und die Nutzung der hier vorhandenen b-zw. produ-
zierten Ressourcen dazu, politische ziele, die mit Hilfe der Telekommu-
nikation erreicht werden können, zu verwirklichen. Dabei ist die Tele-
kommunikation dann also nicht "selbstzweck", sondem 'rMittel zum

24 Die erste offizielle Professorenkonferenz nach dem Krieg wurde 1953 durchgefährt.
Neben 25 Hoclrschullehrern von Tbchnischen Hochschulei und Universitäten iahmen
im unterschied zu Praxis vor dem Krieg auch 21 "maßgebende wissenschaftler aus
der beteiligten Industrie" teil. Aus dem Femmeldetechniühen zentralamt lomen 73,
von den Oberpostdirektionen 13 und vom Postministerium einschließlich Minister Schu-
berth 8 Tbilnehmer (Glitsch 1955).
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Zweck". Entsprechende steuerungsaktivitäten können den Bereichen

Wirtschafts- und Finanzpolitik, Infrastruktur-, Industrie- und Technologie-

politik zugerechnet werden.' 
Nennt man die auf die Telekommunikation gerichteten politischen

Handlungen Telekommunikationspolitik, so umfaßt diese die genannten

und weiäe "Politiken" wie etwa bestimmte Aspekte der Medienpolitikx.
Sie bilden ein differenziertes Spektrum von Politikfeldern mit schon

aufgrund von formalen Zuständigkeitsregelungen teilweise recht unter-

s"hl"dich"n Akteurkonstellationen. Dennoch war, wie zu zeigen sein

wird, das Spektrum der relevanten Akteure in der Bundesrepublik zumin-

dest lange Zeit relativ klein und überschaubar, die Telekommunikation

blieb gewissermaßen politisch unentdeckt.
wle bereits in den-vorhergehenden Abschnitten deutlich wurde, war

in der frühen Nachkriegszeit der Wiederaufbau des Telekommunikations-

systems und hier insbesondere dessen zukünftige technische Gestaltung

das dominante Problem. Auf eine politisch-institutionell noch lange nicht

konsolidierte Situation konnten die Techniker und Ingenieure sich in
der Weise einstellen, daß sie ein politisch-geographisch anpassungsfähi-

ges system konzipierten und die Führungsrolle der Hauptverwaltung für

äas Post- und Fernmeldewesen im Sinne des historisch überkommenen

staatlichen Fernmeldemonopols akzeptierten. Im übrigen schien für sie

die Frage, wie die Telekommunikation in Zukunft politisch zu organisie-

ren wäie, in keinem relevanten Zusammenhang mit den zu lösenden

grundsätzlichen technischen Problemen zu stehen. Gleichermaßen wal
äs für die politischen Akteure unerheblich, wie die Telekommunikation
technisch gestaltet werden sollte. Für sie wal es zunächst wichtig, die

notwendigön politischen Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß insbe-

sondere überhaupt wieder telefoniert werden konnte.

Zum staatlichen Telekommunikationsmonopol

Die kurze Skizze der institutionellen Ausgangssituation (III.1) enthielt

bereits die These, daß die Alliierten in der frühen Nachkriegszeit viel

25 Sehr viel enger ist Scherers Definition. Für ihn ist "Tblekommunik*ionspolitik die

Summe aus Femmeldepotitik und der auf die Tblekommunikationsmedien bezogenen

Medienpolitik, Ihr Gegenstand ist das Fernmeldewesen im Sinne von Art, 73 Nr' 7 des

Grundghetzes, für rteJsen politische Steuerung der Bund zuständig ist und jener 'kultu'
rellrec[tliche' Bereich jensäits der Femmeldetechnik, den das Bundesverfassungsgericht

den Bundesländern zugerechnet hat" (Scherer 1985: 25).
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Raum für einen politisch-organisatorischen wiederaufbau der Telekom-
munikation in den gewohnten Bahnen ließen. Fragt man, wie der spiel-
raum konkret genutzt wurde, so wird die Aufmer[samkeit auf die Äkti-
vitäten_zur schaffung des Gru+ggesetzes und zur Gründung der Bundes-
republik Deutschland gelenkttr.

In 
$e-n 

Beratungen des Parlamentarischen RatePT über das Grundge-
setz spielten Post- und Fernmeldewesen keine besondere Rolle. Im prin-
zip wurden die Bestimmunpen der weimarer Reichsverfassung in das
Grundgesetz übernommenä. so wurde in Art. 73 Nr. 7 des Bonner
Grundgesetzes fe-stgelegt, daß der Bund die ausschließliche Gesetzge-
bungkompetenz für das Post- und Fernmeldewesen besitzt, und in Art.
87 Abs. 1 wurde die Bundespost neben dem Auswäirtigen Dienst, der
Bundesfinanzverwaltung und den Bundeseisenbahnen aß bundeseigene
verwaltung,genannt, die mit eigenem Verwaltungsunterbau zu fülren
ist. Zu erwllhnen ist, daß der Art. 87 des Grundgeietzes - bei den Bera-
tungen des Parlamentarischen Rates fut. LL6 - zanächst nur die venval-
tungszuständigkeit regeln sollte, während für die organisationsform der
Post mit ful. t17 eine gesonderte Regelung vorgeiehen wafe. Diese
Bestimmung war bereits in drei Irsungen vom Haultausschuß des parla-
mentarischen Rates gebilligt worden, wurde dann aber vor Abschluß der
vierte^n I4sung des Eniwurfs auf Antrag des Redaktionsausschusses, der
sie offenbar ftir überflüssig hielt, gestrichen.

-F" g"yfse politische Bedeutung gewann die Frage, ob das post-
und Fernmeldewesen einem eigenen Minister unterstellt werden sollte.
Beim verfassungskonvent auf Henenchiemsee3o gab es überlegungen,

26 Die folgende Darstellung basiert im wesentlichen auf der bereits im Abschnitt UI.l
angeführten Uteratur, Außerdem wurden Archivmaterialien insbesondere aus dem Bun-
desarchiv in Koblenz, dem Bundespostmuseum in Franldrt und dem Archiv des Deut-

-_ lch€l Bundestages in Bonn horangezogen.
27 Die im August 1948 y,on de.n rgdtaggn {er elf Länder der drei westzonen gewählten

9S^1!S_.f{q.n_ g$lrtln den fotgenden parteien an: CDU/CSU und SpD jäweits 2Zj
FDP/LDP/DVP 5; DP, Zentrum und KpD jeweils 2. Der Anteil der Beamien lag bei
über 60vo. Konrad Adenauer (cDU) wurde-zum präsidenten des Rates gewätrlt (s"tam-
med Maier 79üt 4O5/406).

28 fut' 6 Nr. 7 und Art, 88 der Weimarer Reichsverfassung von 1919. Bereits die Verfas-
y1g des Deutschen Reiches von 1g71 wies in art. z Nr. 10 und in Art, 4g dem
Reich die Gjjetzgeb-ungs-_und die Venvaltungskompetenz für das post- und rblegraphen-
wes€n zu (Hesse 1984: 46).

29 Art, 117 Abs. 1: "Die Buncieselsenbahnen sowie das post- und Fernmeldewe,sen werden
als einheitliche Verkehrsanstalten des Bundes verwaltetil.

30 Die offizielle Bezeichnung. lautete "Verfassungsausschuß der Ministerpräsidentenkonfe-
renzr'. Dieser Sachverständiqenausschuß verfti$e über keine formale p6lftische Entschei-
dungskompetenz. Er bestand aus je einem be-vollmächtigten Oercgiärten dei oinzelnen
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diesen Aufgabenbereich dem Verkehrsministerium anzugliedern. Hier-

gegen *"ndteo sich relevante Mitarbeiter der Hauptvelyaltung des Post-

ioä fe*meldewesens des Vereinigten Wirtschaftsgebietes. Doch auch

dii "Atb"ittgemeinschaft der Gewerkschaften des Post- und Fernmelde-

*orn. im Vereinigten Wirtschaftsgebiet" sprach sich in e[er Denk-

schrift im Dezembei tg+S "mit aller Entschiedenheit" für die Errichtung

eines Postministeriums aus. Das Postgeheimnis, abet auch allgemeine

"staatspolitische" Rücksichten machten es erforderlich, "die geschichtli-

che Eiirheit 'Post"' als unmittelbare Reichspostvewaltung zu bewahren.

So könnten auch die sozialen Interessen des Personals am besten ge-

wahrt werden. wollte man dieses Erbe aufgeben, könnte man die Post

ebenso gut dem Wirtschaftsminister unterstellen und "damit in der

Hauptsaähe der wirtschaftspolitik gnterwerfenr'. "Post muß bei uns das

Hauptrvort werden, nicht verkehr, wirtschaft, Ge14 FinalSen oder ande-

re ltierkmale". Staats- und verwaltungsrechtlich sei die Post weder ein

Betrieb noch eine Anstalt noch ein Ünternehmen, sondern fotz ihrer

großen Mechanisierung und Technisierung_eine Y9*{toog:
Es wurde schließliöh auch ein eigenes Postministerium eingerichtet,

nachdem Bundeskanzler Adenauer als Chef einer bürgerlichen Koali-

ti6ort"gi"*ng aus CDU/CSU, FDP und DP31 im Se_pt9m.ber 1949 die

große Zahl där Ministerien damit begründet hatte, daß einlg! von ihnen

iediglich zeitbedingt seien und nach Efüllung. ihrer Aufgaben wieder

aut{"tOst werden Jo[ten. Die klassischen Ministerien, woztl auch das

Miilsterium für das Post- und Fernmeldewesen gehöre, sollten jedoch

auf Dauer eingerichtet werden (Schuster 1951: 68). Erster Ressortmini-

ster wurde sc[uberth (csu), der bereits die Hauptvenvaltung im verei-

nigten Wirtschaftsgebiät geieitet hatte. Eine der eßten Amtshandlungen

dei Ministers war ös, im Bundeskabinett zu beantragen, die Bezeichnung

Postministerium auf Ministerium für das Post- und Fernmeldewesen zu

erweitern, "um den Aufgabenbereich des Ministeriums besser zu kenn-

zeichnen'i. Im Dezembei 19qg faf3te das Kabinett einen entsprechenden

Beschluß und stellte damit nach außen klat daß zum Ressort des Mini-
sters "nicht nur die Post, sondern auch das - mit dem technischen Fort-

schritt der draht- und drahtlosen Nachrichtenübermittlung - immer mebr

an Bedeutung gewinnende Fernmeldewesen gehört" (schuster L95t:77).

länder, viezehn Mitarbeitern und vier sachverständigen (stamnery'.Mare[ t987t 404),

3L Bei den wahlen zum Deutschen Bundestag im nugrrsitgas hatten die cDUlcsu 3Lvo,

die FDP/BDV/DYP 17,9Vo und die DP {?o der Siimmen und zusammen 208 det 4V2

parlamentssitze eneichi, Die SPD als größte Oppositionspartei hatte es auf 29,2Vo vnd

die KPD aü. 5,7V0 der Stimmen gebracht.
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Bereits im Oktober desselben Jahres konstituierte sich der Bundestags-
ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen unter Vorsitz des Abgeord-
neten Cramer (SPD). Auch der Bundesrat bildete im Jahre 1950 einen
ständigen Postausschuß. Mit der Überführung der Hauptvenvaltung für
das Post- und Fernmeldewesen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und
der Oberpostdirektionen in den Uindern der französischen Besatzungs-
zone als "Deutsche Bundespost" in die Verwaltung,des Bundes konnte
diese am 1. April 1950 ihre Geschäfte aufnehmen. Der Sitz des Ministe-
riums war zunächst noch Frankfurt.

Der politische Wille zur Kontinuität oder auch schlicht das politische
Desinteresse am Post- und Fernmeldewesen führte also dazu, daß die
traditionell dominante Rolle des Staates in der Telekommunikation er-
neut verfassungsrechtlich abgesichert wurde. Noch wichtiger war zu-
nächst allerdings, daß zahlreiche einfache gesetzliche Regelungen oder
Rechtsverordnungen aus der Zeitvor dem Krieg unver?indert fortgalten.

Von grundlegender Bedeutung für die Telekommunikation waren und
sind im Bereich des "Fernmeldehoheitsrechtsrr (Eidenmüller 1936) das
Telegraphenwege-Gesetz C|IVG) von 1899 und das Gesetz über die
Fernmeldeanlagen (FAG) von, L92832. Das FAG bestimmt in g 1, daß
das Recht, Fernmeldeanlagen (felegraph, Telefon, Funk) zu errichten
und zu betreiben, ausschließlich dem Bund zusteht und durch den Bun-
desminister für das Post- und Fernmeldewesen ausgeübt wird. Dieses
Gesetz begründet also das Monopol der Post im Bereich Telekommuni-
kation, und zwar als Netz-, Dienst- und Endgerätemonopol. Nach $ 2
kann der Minister unter von ihm festgeset2lea lsdingungen die Befugnis
zur Enichtung und zum Betrieb einzelner Fernmeldeanlagen verleihen.
Er muß sie erteilen "fih Fernmeldeanlagen, die von Elekhizitätsunterneh-
mungen zur öffentlichen Versorgung mit Licht und Kraft, die der allge-
meinen Versorgung von Gemeinden oder größerer Gebietsteile zu dienen
bestimmt sind, zum Zwecke ihres Betriebes verwendet werden sollen".
Nach $ 3 können drahtgebundene Fernmeldeanlagen genehmigungsfrei
errichtet und betrieben werden, wenn sie ausschließlich für den inneren
Dienst von Behörden der Länder, Gemeinden oder Gemeindeverbäinden
oder bei Transportanstalten zum Zwecke ihres Betriebes benutzt werden.
Auch innerhalb eines Grundstücks und zwischen verschiedenen Grund-

32 Beide Gesetze galten im wesentlichen unverändert seit ihrer Bekanntmachung weiter.
Ersl irn Zuge der Poststruktuneform wurde das FemmeldeanlagengeseE (EnC) zum
1. Juli 1989 erheblich geändert. Die folgende Darstellung benutzLdie Fassung des FAG
aus dem lahre L/17. Das Postvenvaltungsgesetz von 1953, das seinen Vortäufer im
Reichspostfinanzg€setz von Ly24 hsit, wird anschließond noch ausfllhrlich behandelt.



74 Kapitel III

stücken desselben Besitzers oder Betriebes, soweit die Grundstücke nicht
weiter als 25 km voneinander entfernt liegen, können Fernmeldeanlagen
für die interne Nutzung genehmigungsfrei errichtet werden. Das TWG
räumt der "Telegraphenverwaltung" das Recht ein, Verkehrswege (öffent-
liche Wege, Plätze, Brücken und die öffentlichen Gewässer) für ihre
öffentlichen Zwecken dienenden Telegraphenlinien zu benutzen. Diese
Bestimmung des $ 1 wird um die Feststellung etgärzl, daß unter Tele-
graphenlinien die Fernsprechlinien mitbegriffen sind. Ein solches Wege-
recht hatten und haben andere Verwaltungen, private Unternehmen und
Personen nicht. Das TWG schränkt also die in $$ 2 und 3 des FAG
formulierten Ausnahmen vom Monopol der Post faktisch wieder ein.

Mit dem Verzicht auf eine grundlegende politische Neuordnung des

Post- und Fernmeldewesens wurden Interessenauseinandersetzungen im
wesentlichen auf die Frage reduziert, wie die überkommenen rechtlichen
Regelungen im Lichte sich ändernder gesellschaftlicher Verhältnisse zu
interpretieren waren. Sind Gesetze und Verordnungen erst einmal in
Kraft getreten, so bilden sie, neben z.B. Verträgen, einen Teil des recht-
lichen Materials, an dem sich das Handeln der Akteure orientiert oder
zumindest im Sinne einer juristischen Fiktion orientieren muß. Fortan
wachen allerdings Juristen und nicht Politiker über das Material. Korpo-
rative Akteure bedienen sich juristischer Expertise in der eigenen Rechts-
abteilung oder auf dem Markt der Rechtsberatung, um Handlungsspiel-
räume auszuloten, Konflikten vorzubeugen oder im Konfliktfall die eige-
ne Position durchzusetzen (Blankenburg 1980; Galanter 1983). Insbeson-
dere die Handhabung von Gesetzen und Verordnungen, die eine eigene
Tradition besitzen, weil sie schon lange Zeil in Kraft sind, bedarf juristi-
scher Expertise. Dies gilt auch für das in der Telekommunikation vor-
herrschende öffentliche Recht, obwohl es als "politiknahes" Rechtsgebiet
betrachtet werden kann, da es in weiten Bereichen das Verhältnis zwi-
schen Bürger und Staat regelt. Vor dem Hintergrund der Tatsache, daß

im deutschen Rechtsstaat letztlich Gerichte über jeden Rechtsstreit ent-
scheiden, müssen j uristische Interpretationen von Rechtspositionen deren

Vereinbarkeit mit Gesetzen, Gerichtsurteilen und relevanten Komrnenta-
ren zumindest aufzeigen oder besser noch sich als korrekte Schlußfolge-
rungen aus der bestehenden Rechtslage darstellen. Politische, wirtschaft-
liche und technische Rücksichten sind dabei zwar vielleicht nicht voll-
kommen irrelevant, aber doch sekundär.

Zumindest in den ersten Jahren nach der Gründung der Bundesrepu-
blik Deutschland war die Telekommunikationspolitik also stark verrecht-
licht, wobei I'postfremde" Juristen mit der Gemengelage von "Grundla-
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geffecht und Benutzungsregelungen'r häufig überfordert waren (Eiden-
müller 1986: 305/306). Nur wenigen Insidern im Postministerium und
in den Verwaltungsgerichten war die Materie geläufig (vgl. Herrmann
1986: 35-40). Dieser Umstand sicherte dem Mnisterium und hier beson-
ders den Juristen, die mit grundsätzlichen Rechts- und Gesetzgebungsan-
gelegenheiten befaßt waren, eine einflußreiche Stellung bei der weiteren
Gestaltung des Telekommunikationsrechts.

Nachdem schon aus der Hauptverwaltung des Post- und Fernmelde-
wesens der Bizone mit Erfolg das Argument angeführt worden war, daß
in diesem Bereich mit den Aufgaben der Gasetzgebung, Aufsicht, Pla-
nung und Grundsatzfragen alle Voraussetzungen für die Bildung eines
Ministeriums gegeben seien und "Eigenart und Eigengesetzlichkeit des
Nachrichtenwesens" die Bildung eines eigenen Ministeriums erforderten
(Schuster l95t: 7017L), konnte nun auf der Basis der überkommenen
Gesetze und der grundgesetzlichen Bestimmungen der formelle Zust?in-
digkeitsbereich des Mnisteriums festgelegt werden. Dabei lag es im
typischen institutionellen Eigeninteresse des korporativen Akteurs, die
Domäne weit zu fassen (vgl. Schneider/ Werle 1989a). Ministerialdiri-
gent Schuster verwies denn auch als einer unter mehreren Mitarbeitern
des Ministeriums frühzeitig darauf, daß in der Hand des Ministers "ho-
heitliche" und "verwaltungsm?ißige" Aufgaben vereinigt seien33.

Das Postverwaltungsgesetz (PVerwG)

Die Diskussion um die Notwendigkeit und speziell um die Aufgaben
des Postministeriums berührte bereits viele Fragen, die sich im Zusam-
menhang mit der parlamentarischen Aufgabe stellten, ein Postverwal-
tungsgesetz (PVerwG) zu schaffen. Das für die Telekommunikation
wichtigste Gesetz der ersten Legislaturperiode sollte Stellung und Auf-
gaben des Post- und Fernmeldewesens regeln und über die bestehenden
gesetdichen und verfassungsrechtlichen Vorschriften hinaus spezifizieren.
Vom Postministerium wurde ein Gesetzentwurf vorbereitet. Er orientierte
sich am Reichspostfinanzgesetz von L924, das eine ähnliche Aufgabe
hatte (vgl. Scheda L932), und am Bundesbahngesetz, das bereits im
Dezember 1951- verabschiedet wurde. Etwa zur gleichen Zeit wurde

33 "Der Bundespostminister .., hat nicht nur die 'Aufsicht' äber die Deutscho Bundespost,
sondern auch die 'lritung'. Die hoheitlichen Aufsichtsbefugnisse und die Leitungsbefug-
nisse sind also bei der Bundaspost nicht getrennt, während dies bei der Bundesbahn
der Fall ist" (Schuster 19512 72),
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endlich auch ein Entwurf des PVerwG der Öffentlichkeit bekannt ge-

macht, obwohl er bereits seit November 1950 existierte. Seine Veröffent-
lichung war darauf zurückzuführen, daß parlamentarischer Druck ent-

standen war. Sowohl die FDP als später auch die SPD bemängelten die
wegen des verzögerten Gesetzgebungsprozesses weiterhin unzureichende
demokratische bzw. parlamentarische Kontrolle der Post. Sie verlanglen
eine Beschleunigung des Verfahrens.

Solange es das PVerwG noch nicht gab, bildeten das Reichspostfi-
nanzgesetz und das Kapitel II des Gesetzes zur Vereinfachung und Ver-
billigung der Verwaltung aus dem Jahre 1934 (Vereinfachungsgesetz)
die iechflichen Grundlagen für das Handeln des Postministeriums. Da-
nach war das Vermögen der Post vom übrigen Vermögen des Bundes
getrennt zu halten, und die Post haftete nur mit diesem Sondervermögen.
Es war vom Postminister zu venwalten, der auch die Verordnungen über
die Bedingungen und die Gebühren für die Benutzung der Verkehrsein-
richtungen der Post erlassen konnte. Der Haushaltsvoranschlag bedurfte
der Genehmigung durch den Finanzminister, war aber nicht Teil des

vom Parlament zu beschließenden Staatshaushalts. Aus den Betriebsein-
nahmen war eine Abgabe (Ablieferung) von gut 6Vo an die Bundeskasse
zu leisten. Zur "beratenden Mitwirkung" bei den Angelegenheiten der
Post war ein von der Regierung ernanntq Beirat zu bilden, der in
grundsätzlichen und wichtigen Fragen zu hören war. Speziell diese letzte
Bestimmung des Vereinfachungsgesetzes wurde zum Fixpunkt der Kritik,
weil durch sie der im Reichspostfinanzgesetz vorgesehene, mit wichtigen
Beschlußrechten ausgestattete, Verwaltungsrat3a eliminiett worden wat,
ohne daß irgendeine andere Form der parlamentarischen Kontrolle des

Post- und Fernmeldewesens an seine Stelle getreten wäre.
Ein Entwurf für ein Gesetz über die Verwaltung des Post- und Fern-

meidewesens im Vereinigten Wirtschaftsgebiet aus dem Oktober 1948,
der keine Rechtskraft mehr erlangte, machte deutlich, daß die politisch
Verantwortlichen an den grundsätzlichen Regelungen der Vorkriegszeit
festhalten, aber wieder einen Verwaltungsbeirat mit Beschlußrechten
einsetzen wollten35.

34 Der Venryaltungsrat hatte bis zu 41 Mitglieder. Einen Vertrcter entsandte der Finanzmini-
ster. Elf waren vom Reichstag und zehn vom Reichsrat vorzuschlagen. Aus der Beleg-

schaft der Post konnten sieben und bis zu zwölf weitere Mitglieder aus den Bereichen

"Wiftschaft und Verkehr" vorgeschlagen werden (Scheda t932t 2O'23),
35 Dieser sollte ähnlich wie in Weimar neben einem vom Direktor der Venualtung für

Finanzen zu ernennenden Vertreter aus je sechs Vertrctern des Wirtschaftsrates und des

Länderrates bestehen. Nur diese dreizehn Mitglieder hatten jedoch Beschlußrechte.
Weitere filnf "Gewerkschaftsmitglieder" sollten ohne Stimmrecht in den Verwaltungsbei-
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Pi" Rechtslage nach dem Krieg war für das Postministerium ganz
komfortabel. Der Minister hatte entsprechend dem vereinfachungsg€setz
weitgehende Alleinentscheidungsrechte. Er war zwar als Mitglied der
Regierung dem Parlament politisch verantwortlich, doch gab es bis auf
das Zustimmungserfordernis des Bundesrates bei Gebühren- und Benut-
zungsverordnungen von grundsätzlicher Bedeutung (Art. 80 Abs. 2)36
keine konkreten parlamentarischen Einflußmöglichkeiten außerhalb <ies
klassischen Gesetzgebungsverfahrens. So konnte das Ministerium im
Rahmen der Ressortverantwortung praktisch wie ein rechtlich selbständi-
ges Privatunternehmen, jedoch nicht einmal durch einen Aufsichtsrat
kontrolliert, die technischen Ausbaupl?ine für die Telekommunikation
im_ eigenen weitgefaßten Monopolbereich verbindlich fesflegen, ohne

9un g eine Rechtsgrundlage für eine politische Intervention gegeben
hätte". Für das Postministerium bestand also kein AnlafJ, die Verab-
schiedung des PVerwG mit Hochdruck voranzutreiben, zumal sich auch
abzeichnete, dafJ die von Minister schuberth favorisierte version nicht
auf ungeteilte Zustimmung stoßen würde.

Auf der Basis des weitgefaßten nicht kontroversen Monopols der
Post in der Telekommunikation ging es beim PVerwG ganz zentral um
den Grad der politischen und der wirtschaftlichen Autinornie der Bun-
despost bzw. um die Mitrvirkungsmöglichkeiten anderer Bundesministe-
rien, 

_des Parlaments, der Bundesländer und bestimmter gesellschaftli-
cher Gruppen bei der lritung und Konfolle der Deutschen Bundespost.
Dabei standen Aufgaben und Zusammensetzung des Postvenwaltungs-
rates, die Modalitäten einer finanziellen Belastung der post durch eine
Abli eferung an den Bundesfiskus3s sowie konluete Interventionsrechte
anderer Bundesministerien bei der Gestaltung des Haushalts, der r,eistun-
gen und der Gebühren der Post im Zentrum der politischen Auseinander-
setzungen. Die Ubersicht im Anhang, auf die sozusagen im Vorgriff auf
die anschließende Darstellung hingewiesen werden soll, enthäli bereits
das Ergebnis des Gesetzgebungsprozesses, allerdings nur diejenigen
Paragraphen des PVerwG, die besonders umstritten waren oder in späte-
ren Perioden der Entwicklung der Telekommunikation aus der perspek-

rat berufen werden. Eine Vertretung der "wirtschaftr' und des 'verkehrs'r war nicht
vorgesehen.

36 Eine solche verordnung, z.B, eine Gebührenreform, wurde in dem Zeitraum bis zur
Verabschiedung des PVerwG 1953 jedoch nicht erlassen.

37 An den technischen Plänen warcn die politischen Akteure jedocll wie bereits gesagt,
auch gar nicht interessiert, Ftir die Jurisien des Postministeri-ums waren die techn]schän

lragen nicht ganz unwichtig, weil sie die Benutzungsordnungen tangieren konnten,
38 Dieses Thema wurde allerdings später mit erheblich-größerer-Vehem-enz diskutiert.
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tive dieser fubeit als institutionelle oppoltunities oder constraints be-

deutsam wurden.
Der erste Gesetzentwurf, der wie erwähnt erst Ende 1951 mit seiner

Übermittlung an den Bundesrat in die Öffentlichkeit gelangte, sah einen

zahlenmäißig sehr großen Postverwaltungslat vor, der erhebliche Ent-

scheidungsfompetJnzen haben sollte. Letzteres wal, so der Deutsche

Industrie- und Handelstag (DIHT), vor allem auf Anregungen der wirt-
schaft zurückzuführen. In &esem Entwurf war auch noch eine Zustim-

mungspflicht des Bunderates zu den Benutzungs- und Gebührenverord-

nung--en vorgesehen. Diese und andere Vorschläge gingen-dem Postmini-

ster-offenbär zu weit. so erklärte er in einer Rede Anfang 1951, der

Verwaltungsrat könne nicht mehr dieselben weitgehenden Kompetenzen

wie in dei Weimarer Republik haben. Dem Minister müsse die volle

dem Parlament verantwöriliche Exekutivgewalt vorbehalten bleiben,

wäihrend der Verwaltungsrat auf administrativem Gebiet Beschlußrechte

erhalten solle. Letztlich hinge es von den Kompetenzen des Verwal-

tungsrates ab, ob der Minister ein solcher im Sinne des Grundgesetzqs

bliJbe oder ein Generaldirektor mit der Eigenschaft eines Ministers,
jedoch ohne verantwortlichen Geschäftsbereich würde. Nur im ersteren

Falle könne es gelingen, eine Organisationsform zu realisieren, die so-

wohl dem charäkter-der staats- und Hoheitsverwaltung wie dem eines

hochmodernen Großunternehmens entspreche (Schuberth L95t: 257-

263)3e. Mnister Schuberth plädierte letztlich also für einen formal

schwachen Postverwaltungsrat, der vor allem beratende Funktion haben

sollte.
Im Juni 1952 übermittelte die Bundesregierung dem Bundestag einen

Entwurf des PVerwG, der sich erheblich vom ersten internen Entrvurf

unterschied und auch bereits eine stellungnahme und einige Anderungs-

vorschläge des Bundesrates, die dieser im Frühjahr 1952 erarbeitet

hatte, enihielt. Noch bevor ihm als federfüluendem Ausschuß der Ge-

setzentwurf der Bundesregierung offiziell vorgelegt worden war, nahm

der Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen die Beratungen auf

und beschloß zunächst, eine Reihe von verbänden einzuladen. Ausge-

39 Vorsor$ich wies der Minister, wie auch 15 Jahre spfleJ aus dann schon etwas aktuelle'

rem Ailaß sein damaliger Mitstreiter Schuster, daraüf hin, daß bereits im Zusammenhang

mit der Verabschiedun! des Reichspostfinanzgesetzes 1924 wtat angestrebt-worden sei,

alle Hemmungen zu beieitigen, die äie wirtschlftliche Entwicklung der Po$t beei$r.ächti-

gen könntenfeine privatßierung abet dch! i4 Frage gekommen sei. Die. Wahrung

äes Post- und Tblegraphengeheimnisses, die gleichmäßige Verkehrsbedienung d€r g€sam-

ten Volkswirtschafr ünd d-ie Handhabung des öffentlichen Nachrichtenverkehrs hätten

diese ausgeschlossen (Schuberth 1951: 257; Schuster I96F; 57L/512).
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wählt wurden die spitzenorganisationen des Handels, des Handwerks,
des verkehrs und där Landwirtschaft sowie der DIti! der Bund der
Deutschen Industrie (BDI), der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB),
die Deutsche Postgewerkschaft (DPG) und der Deutsche postv-erband
(im Beamtenbund).

Zunächst begründete staatssekretär schneider vor dem postausschuß
den Regierungsentwurf. Er betonte die Rechtsfigur des sondervermögens,
die vom Reichspostfinanzgesetz übernommen worden sei. sie sclaffe
denlotw_endigen Handlungsspielraum für die Post, da sie eine Bindung
an den Haushalt des Bundes ausschließe. Die eigene Rechnungs- unä
Haushaltsführung mache ein Gremium erforderlich, das die notwendige
Kontrolle ausübe. Diese Kontrolle entspreche derjenigen der gesetzgeben-
de1 _$örperschaften gegenüber anderen Bundesverwaltungen. Das zu
schaffende Gremium, der Postverwaltungsrat, solle maxima z+ vtitgtie-
der haben. Als "kleines Postparlament't solle er aber nicht nur vertieter
der gesetzgebenden Körperschaften, sondern auch der postbediensteten
und der Benutzer umfassen. Außer über den Haushalt sone der verwal-
tungsrat daher auch über die Bedingungen und die Gebühren für die
Benutzung der Einrichtungen der Post sowie über die übernahme neuer
q4 O: Anderung oder Aufgabe bestehender Dienstzweige entscheiden.
Allerdings sei zu berücksichtigen, daß der Bundesministör für das post-
und Fernmeldewesen allein zur Leitung und Führung der post berufen
und auch allein dem Parlament verantwortlich sei.

Gegenüber dem ersten inoffiziellen Gesetzentwurf sah der nun vorlie-
gende Entwurf etwas eingeschränkte Beschlußkompetenzen des verwal-
tungsrates vor. sie waren aber immer noch größer, als sie sich der post-
minister vorgestellt hatte, der dem verwaltungsrat eigentlich nur rtas
klassische parlamentarische Budgetrecht einräumen wöUte.

Der Bundesrat, der sich als erster mit dem Gesetzentwurf befaßte,

lgtryg Anderungen derjenigen Bestimmungen vor, die seine eigenen
Einflußmöglichkeiten einzuschränken drohten. so forderte er stark erwei-
terte Beschlußkompetenzen des Postverwaltungsratas, dem auch fünf
vertreter des Bundesrates angehören würden, und die Zustimmungs-
pflicitigkeit der Rechtsverordnungen über die Bedingungen und Geuüh-
ren für die Benutzung der Einrichtungen des Post- und Fernmeldewesens
durch den Bundesrat.

Noch im September 1952 nahmen die geladenen Verbände im post-
ausschuß zum Gesetzentwurf stellung. Als be,sonders aktiv und dominant
in der Diskussion sowohl im Ausschuß als auch in der öffentlichkeit
erwiesen sich der DIIil und die DPG.
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Der DIIIT verstand sich explizit als Interessenverband der gewerbli-

chen und kommerziellen Postbenutzer und sprach vor allem in dieser

Funktion ausdrücklich auch im Namen des BDI und anderer Wirtschafts-

verbändea0. Er argumentierte, die Post betone ganz offenlar-"in stärke-

rem Umfang ah die Bahn ihre Stellung als eine behördliche Institution"

;;ä bg" "äemgem:iß auf eine autoriläre Verwaltung_ großen 'Wert"41.

Besond'ers kritisierte er die zu schwache Stellung des Verwaltungsrates.

Bereits in einer schriftlichen Stellungnahme im März 1952 hatte der

DIHT erklärt, ein starker verwaltungsrat als Mitbestirnmungsgremium

sei angesichts des "immer noch unbestrittenen Beförderungs- und Fern-

meldäonopols" der Post unbedingt erforderlich. Außerdem müsse die

Post insgesämt stärker als im Eniwurf vorgesehen -nach 
betriebswirt-

schaftlicf,en und kaufmäinnischen Gesichtspunkten geführt werden. Nicht

zulelzt deshalb solle der Verwaltungsrat auch die Möglichkeit bekom-

men, Maßnahmen zu beschließen, die zu einer verminderung der velan-

schlägten Einnahmen der Post fühlten (2.8. Gebührensenkung bei guter

Ertralslage). Die Wirtschaft müsse zahlenm?ißig stärker im Verwaltungs-

rat rJpraseritiert sein, und ihre Vertreter sollten, um (wie teilweise bei

Oer Bähn) eine Zersplitterung in Gruppeninteressen zu vermeiden, vom

"Gemeinichaftsaussöhuß dei gewerblichen Wirtschaft" und nicht von

den einzelnen Verbänden ernannt werden.

Auch die DPG forderte eine erhebliche Erweiterung der Entschei-

dungsrechte des Verwaltungsrates, da der Regierungsentwurf darauf

hinaluslaufe, "dem Minister eine absolut freizügige Stellung zu vermitteln

und nicht nur das Parlament, sondern auch den Verwaltungsrat in eine

bescheidene Position zurückzudrängen"4z. Die DPG schlug vor, die im

Bundesbahngesetz von 1951 festgelegten Grundsätze für den Verwal-

tungsrat zu ri-bernehmen, damit dieser insgesamt gestfuktlnd ein gleich-

berächtigtes Organ neben dem Minister werde.Im Verwaltungslat müsse

die Steli-ung dei Gewerkschaften auf ein Drittel der Vertreter ausgebaut

werden, da-sie auch die Belange der "kleinen Postbenutzer" wahrnäh-

men43. Außerdem sei es abwegig, im Gesetz von Vertretern der Beleg-

schaft statt der Gewerkschaft zu sprechen, nur weil das Mitbestimmungs-

40 Hierzu zählren der Gesamwerband des Deutschen Groß- und Außenhandels, der Bundes-

verband des Deutschen Versandhandels, der Zentralverband des Deutschen Handwerlc

und der Zentralausschuß der Deutschen Landwirtschaft.

41. Ausschußprotokoll vom t8.9'1952'
42 Ausschußprotokoll vom L8'9.1952
+ä postminisier Schuberth hatte schon damit gerechnet, daß die Gewerlschaft die @dttel-)

parität verlangen würde. Diese könne jäoch für eine Verrrali3n{ die ohnehin der

p"ttu.rntr.irJttrn Kontrolle unterliege, nicht gewährt werden (Schuberth L95tt ?.62).
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recht einer sondergesetzlichen Regelung vorbehalten bleiben müsse.
Ebenso wie für die Bundesbahn müsse auch für die Bundespost die
Beteiligung der Gewerkschaft im Vemraltungsrat sichergestellt sein. Im
Hinblick auf die grundsätzliche Bedeutung des Personalwesens in der
Verwaltung ftir das Post- und Fernmeldewesen mit mehr als 300.000
Beschäftigten erweise es sich als notwendig, den Verwaltungsrat auch
über die grundsätzlichen Fragen des Personalwesen entscheiden zu las-
sen.

Die Standpunkte im Bundestagsausschuß für das Post- und Fernmel-
dewesen waren wenig kontrovers. Zwar forderte auch der Ausschuß eine
gewisse Erweiterung der Beschlußkompetenz des Verwaltungsrates, doch
galt sein Hauptanliegen, ganz im Sinne des ministeriellen Ressortegois-
mus (Mayntz/ Scharpf L975:43), einer Erweiterung des Handlungsspiel-
raums der Post gegenüber den anderen Ministerien. Anders als es der
Gesetzentwurf der Bundesregierung vorsafu sollte etwa der Haushaltsvor-
anschlag (flaushaltsplan) der Post nicht im 'rEinvernehment', sondern
lediglich im "Benehmen" mit dem Bundesminister der Finanzen aufge-
stellt werden. Insgesamt lagen die Abgeordneten von CDU/CSU etwas
stärker auf der Linie ihres Ministers als diejenigen der SPD. So setzte
sich die SPD im Ausschuß ohne Erfolg für eine stärkere Position der
Gewerkschaften im Postverwaltungsrat ein. In seiner schriftlichen Stel-
lungnahme zum Gesetzentwurf ging der Postausschuß auch noch einmal
auf die grundsätzliche Rechtsstellung der Post ein. Die Stellungnahme
liest sich so, als wäire sie von den Juristen des Postrninisteriums ge-
schrieben worden. Der Gesetzentwurf treffe eine andere Regelung, als
sie ftir die Bundesbahn gelte, die wie die Bundespost nach Art. 87 des
Grundgesetzes in bundeseigener Verwaltung zu führen sei. "Die Deut-
sche Bundesbahn ist als ein Unternehmen des Bundes in Form einer
nicht rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts ausgestaltet worden.
Die Bundespost konnte nicht zu einem Unternehmen ausgestaltet werden,
weil das Post- und Fernmeldewesen im Gegensatz zur Bundesbahn ein
eigenes Ressort bildet, an dessen Spitze ein Bundesminister steht. Die
Verwaltung des Post- und Fernmeldewe,sens mußte daher unmittelbare
Bundesverwaltung werden"44.

Die abschließende parlamentarische Behandlung des Gesetzentwurfs
brachte keine erheblichen Veränderungen der Regierungsvorlageas. SPD
und KPD scheiterten mit Anträgen, die darauf gerichtet waren, die Stel-

r14 Bundestagsdruclsache Nr. V4204.
45 261. Sitzung, 2. und 3, hsung, 28.4.L953.



82 Kapitel III

lung der Gewerkschaften im Postverwaltungsrat auszubauen. Die FDP
bemängelte die zu schwache Beteiligung der Wirtschaft in diesem Gre-
mium. ktztlich blieb es aber bei der von der Regierung im $ 5

PVerwG vorgesehenen Größe und Zusammensetzung des Verwaltungsm-
tes, in dem Bundestag und Bundesrat, technischer und finanzieller Sach-
verstand, Arbeitnehmerinteressen und die Interessen der Wirtschaft reprä-
sentiert waren. Die Bereitschaft zur Vergrößerung des Gremiums hätte
nur neue Begehrlichkeiten geweckta6.

Der Postvenvaltungsrat besctrließt, wie von der Regierung vorgeschla-
gen, über den Haushaltsvoranschlag, die nachträgliche Genehmigung
über- und außerplanmäßiger Ausgaben, den Jahresabschluß einschließlich
Gewinnverwendung oder Verlustdeckung und über die Bedingungen für
die Benutzung der Einrichtungen des Post- und Fernmeldewesens ein-
schließlich der Gebührenbemessung ($ 12). Wie sich bereits im Vortrag
des Staatssekretärs Schneider vor dem Postausschuß abgezeichnet hatte,

konzedierte die Regierung abweichend von ihrer ursprünglichen Vorlage
dem Verwaltungsrat außerdem das Beschlußrecht anstelle des Anhö-
rungsrechts hinsichtlich der Frage einer Übernahme neuer sowie einer
Anderung oder Aufgabe bestehender Dienstzweige.

Etwas überraschend wurde speziell auf Initiative des Abgeordneten
Funcke (FDP) in der Plenarsitzung noch eine zusätzliche Kompetenzer
weiterung verabschiedet. So beschließt der Verwaltungsrat nun auch über
die Durchführung grundlegender Neuerungen oder Anderung technischer
Anlagen. In der Begründung seines Antrags verwies Funcke darauf, daß

die Verwaltung der alten Reichspost sich schon in kaiserlicher, aber

auch in der Weimarer Zeit den Ruf erworben hätte, eine Behörde zu
sein, die sich ganz besonders nach außen hin abzusperren verstände. Sie
bedürfe der "frischen Luft der Demokratie", die nur teilweise durch den
Gesetzentwurf wehe. Mit Bezug auf das Bundesbahngesetz verwies er

auf die Rechte des Verwaltungsrates der Bahn, üb.er den Bau neuer
Bahnen, die Durchführung grundlegende. r technischer Anderungen, Stille-
gungen von Strecken und Bahnhöfen, LJbergang vom zw.eigleisigen zum
eingleisigen Betrieb und wesentliche organisatorische Anderungen bei
den Eisenbahndirektionen und zentralen Amtern zu beschließen. Ahnliche
Rechte müsse auch der Postverwaltungsrat erhalten. Der Widerstand von

46 So hatte die Arbeitsgemeiruchaft der kommunalen Spitzenverbände einen Sitz im Ver-
waltungsrat für sich reklamiert, da Städte und Gemeinden vielfältig durch die Dienste
und A,lrtivitäten der Post betroffen seien und ein hoher Koordinationsbedarf im Bereich
der Ptanung bestehe. Vor 1933 war der Deutsche Städtetag im Venraltungsrat der
Reichspost vertteten,
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Postminister schuberth, der argumentierte, mit dem Beschrußrecht über
den Haushaltsvoranschlag sei der angestrebte Einfluß des verwaltungs-
rates ohnehin gesichert, wurde vom Parlament nicht akzeptiert.

Trotz dieser Enveiterung der Beschlußkompetenzen des verwaltungs-
rates blieb das Ergebnis weit hinter der summe der Forderungen der
verschiedenen Akteure zurück. Formal waren deren Interessen darin
einig, daß der verwaltungsrat gestärkt werden müsse, inhaltlich waren
sie jedoch teilweise diametral entgegengesetzt, so daß sie sich im Effekt
gegenseitig neutralisierten. Doch formierte sich auch keine veto-Koali-
tion gegen das PVerwG, die dieses hätte nt Fall bringen können. Eine
gesetzliche_Regelung erschien allen Beteiligten notwendig, und ein al-
ternatives Konzept konnte niemand präsentieren. so wuide auch von
keiner seite ein Blick über die Grenzen der Bundesrepublik getan, um
zu sehen, ob es im Ausland andere Modelle für die lnJtitutionatisierung
des Post- und Femmeldewesens gab. Eine Trennung der beiden Bereiche
wurde ebenfalls nicht erwogen. vielmehr setzte sich die cDU/csu im
Parlament sogar mit Erfolg dafür ein, an mehreren Steilen des Gesetzes
die worte "Deutsche Bundespost" durch "Post- und Fernmeldewesen"
zu ersetzen, um so den Verbund dieser Bereiche zu dokumentieren.

Hinsichtlich der Mitrpirkungsrechte anderer Ministerien scheiterte der
Antrag des Ausschusses für das Post- und Fernmeldewesen, das für den

$aulhaltgvgranschlag geforderte "Zustimmungsrecht" (Einvernehmen)
des Bundesfinanzministers durch ein bloßes "Informationirecht" (Beneh-
men) zu ersetzen ($ 17 PVerwG). Hiergegen hatte sich bereits dei Haus-
haltsausschuß, "als Hüter der öffentlichen Finanzen", vehement zur wehr
gesetztal. Das im Gesetzentwurf vorgesehene Einvernehmen mit dem
Bundesminister ftir wirtschaft bei der Festsetzung der Gebübren für die
Postbenutzung im wege der Rechtsverordnung ($t+; blieb unbestritten,
nachdem die preisgesetzlichen vorschriften der fnihen Nachkriegsjahre
schon ein entsprechendes Recht enthielten. Allerdings beantragie- eine

9*ppr von Abgeordneten der FDP und der CDU mit Erfolg, daß vor
allem wegen der Konkurrenz zwischen Post und Bahn im Fersonen-,
Expreß- und Paketverkehr bei den Gebühren im postreiseverkehr Einver-

47 So wörtlich als Beschluß in der Sitzung des Ausschusses am 15.4.1953. Das Verbalten
von Post- und Haushaltsausschuß zeigl, daß die Ausschüsse mehr als bloße Arenen sind,
in denen vorher abgestimmte parteipolitische Positionen aufeinandertreffen und entsprc-
chend den Mehrheitsverhältnissen durchgesetzt werden. Zumindest von Fall zu FaU
profilieren sich die Ausschtisse als kollektiv handlungsfähige Alcteure, die eigerutändige
politische Positionen aufbauen. Dabei streiten sie dain in äer Regel fär den-Erhalt oder
die Erweiterung der Kompetenzen trihrqstr Ministeriums, da ein stükes Ministerium auch
die Bedeutung des zuständigen parlamentarischen Ausschusses erhöht.
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nehmen mit dem Bundesverkehrsminister herzustellen sei. Somit kam

ein weiteres Ministerium explizit ins Spiel.

Mit der Verabschiedung däs Postverwaltungsgesetzes durch_das Parla-

ment fand die erste Phase-des politischen Wiederaufbaus der Post ihren

Abschluß. Zwar hatten Bundeslag und Bundesrat auch bis 1953 relativ

geringe Möglichkeiten, das Post- und Fernmeldewesen an beeinflussen,

äoctr-teschräntte das neue Gesetz diese noch weiter. Lediglich die KPD

schien diesen Tatbestand mißbilligend zu erkennen. Sie venvies noch

in der Bundestagsdebatte darauf, daß durch das Gesetz die garlamentari-
sche Kontrole äer Post auf ein Minimum reduziert werdeaö. Vor allem

der Bundesrat war nun ganz darauf angewiesen, seine Interessen über

seine Vertreter im Postvärwaltungsrat, in dem nicht einmal jedes Bun-

desland einen regulären Sitz hatte, durchzusetzen. Trotz der infrastruktu-

rellen Bedeutunf, die für die Zukunft vor allem der Telekommunikation

beigemessen *nide, reflamierten nicht einmal die Flächenländer mit dem

nötlgen Nachdruck weitergehende Einflußmöglicltkelt_e.t wie sie im
Bunäesbahngesetz existiertänae. Sie gaben sich schließlich mit der Be-

stimmung iri pVerwG ($ 31) zufrieden, daß die Deutsche Bundespost

als Auftraggeber bei der Vergabe von Lieferungen qn{ Iristungen ange-

messen Inäistrie, Handwerk und Handel jedes Bundeslandes berücksich-

tigt.
Gmz generell dominierte bei allen Alcteuren die Tendenz, den Be-

reich Posi- und Fernmeldewesen unter einer infrastrulAurpolitischen

Perspelaive zu sehen. Immer wieder wurden Vergleiche des Telekommu-

nikaiionsbereichs mit dem Verkehrsbereich und hier insbesondere mit
der Bundesbahn gezogen. Die sich hieraus ergebenden,vorstellungen

hinsichtlich Oer N-otwJndigkeit einer flächendeckenden Versorgung mit

Dienstleistungen der Telekommunikation fanden sich auch bei den Tech-

nikern und Inlgenieuten, als sie das Design des Telefonnetzes so planten,

daß die Flächendeckung technisch zumindest möglich war'

4g Die weitere Fesßtellung der Kommunisten, daß der Einfluß der Unternehmer im Verwal-

tungsrat zu groß sei unä ab ein er$ter Schritt zu einer "möglichst weitgehenden Privati-

riäfü"g Oiir?r Bundesorgans" angesehen werden müsse, ärwies sich, wie die weitere

Entwicklung zeigte, als so nicht zutreffend.
+e Oegen entslrech"ende Forderungen, die unprün_glich vom Bundesrat gestellt wurden,' 

frnö Oir Brirdesregierung in ihrär offizielten Stellungnanme sogar verfassungsrechtliche

nin*rnO*grn erhöben. fDas Grundgesetz hat die Vörwaltung des 
-fo.st- 

und Femmelde-

wesens zur-gnmittelbaren Bundesverwaltung erklärt. Die gesetziiche Festlegung von

irgindwie gearteten Rechten der Länder bei 
-der Venvaltungder Deutschen Bundespost

ist daher mit dem Grundgesetz selbst dann nicht vereinbar, wenn es sich lediglich um

Anhörungsrechte oder dergleichen handelt'"
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Möglichkeiten, in technische Planungsprozesse der Post t,von autJen,,
gestaltend einzugreife4 bietet das PVerwG prahisch nicht. Es verpflich-
tet die Bundespost lediglich, ihre Anlagen technisch und betrieblich den
Anforderungen des Verkehrs entsprechend weiter zu entwickeln und zu
vervollkommnen, und räumt dem Verwaltungsrat.das Recht ein, über
die Durchftihrung grundlegender Neuerungen oder Änderung technischer
Anlagen zu beschließen ($$ 2 Abs. 3 und 12 Abs. t funkt 6;50.

Die Verabschiedung des Postverwaltungsgesetzes bildete einerseits
den Abschluß des politischen Entscheidungsprozesses über das Verhältnis
von staat und relekommunikation im allgemeinen und die institutionelle
Einbindung der Deutschen Bundespost im besonderen. Andererseits war
sie der Startschuß für ein langanhaltendes juristisch geprägtes und poli-
tisch motiviefies argumentatives Gerangel um die Auslegung vieler ein-
zelner Rechtsbestimmungentr. Das lag nicht zuletzt darin begründet,
daß die Mefuzahl überkommener Regelungen einfach übernommen oder
gegenüber früher nur leicht modifiziert wurde. Dies ist der klassische
Fall einer Non-Decision, die getragen wurde von einem bürolcratßch-
administrativen Beharrungsvermögen, das zu überwinden schon wenige
Jahre nach der Wiederaufnahme des Post- und Fernmeldebetriebs durch
die Postverwaltung keine politischen Pluspunkte versprach.

Das Postverwaltungsgesetz bildet 
^tsammen 

mit dem Fernmeldeanla-
gengesetz eine komplizierte Konstruktion des öffentlichen (staatlichen)
Teils der Telekommunikation. Am Beispiel des Entscheidungsablaufi
für den Haushaltsvoranschlag läßt sich zeigen, wie sich die Prozedur
komplizieren kann, wenn sich Postminister, Finanzminister und Verwal-
tungsrat nicht einig sind. Der Postminister muß, nachdem in seinem
Haus ein Voranschlag erarbeitet worden ist, die Zustimmung des Finanz-
ministers einholen. Verweigert dieser die Zustimmung, so muß der Post-

50 Im Bundesbahngesetz wird auch noch verlangt, daß der Betrieb sicher zu führen ist.
Betrieblich+echnische Sicherheitsaspekte spielen im PVenvG überhaupt keine Rolle.

51 Beim PVerwG bemühten sich als erste die Juristen aus dem Postminiiterium um eine
interpr€tative Nachbesserung ("Klarstellung") einzelner Bestimmungen. Die vom Minister
in den Debatten abgelehnten Beschlußrechte des Postvenvaltungsrate,s hinsichtlich des
Dienslespelrqums der Bundespost und grundlegender technischefNeuerungen (912 Abs.
1 \1 5 und 6) wurden schnell als ',weniger bedeutunpvoll" eingestuft (Schuste/ Eckner
L955t 381ß82), und obwohl sich der Minister gegen (noch) weircrgehende Rechte dieses
Gremiums mit dem Argument zur Wehr gesetzt hatte, diese würden die parlamentarischc
Verantwortung des Ministers untergrabe& argumentierte $chon wenig später der angehen-
de Staatsseketär Steinmetz, I'Die parlamentarische Kontrolle verpflichtet den BPMin
rechtlich zu nichts. ,.. Er ist nicht einmal dem Bundestag verantrvortlich. Denn mit der
'eigenen verantwortung' der Bundesminister in Art. 65 s. 2 GG ist nur die politische
Verantwortung gegenüber dem Bundeskanzler gemeint" (Steinmetz 1957: 33).
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minister den Etat überarbeiten, bis der Finanzminister sein Einvernehmen
erteilt. Danach legt der Postminister den Haushaltsplan dem Verwal-
tungsrat zur Beschlußfassung vor. Stimmt dieser dem Entwurf nicht zu,

sonäern ändert ihn, so muß der Postminister erneut tätig werden. Er
kann den vorschlag des verwaltungsrats akzeptieren, benötigt hierzu

aber wieder das Einvernehmen des Finanzministers. Jedoch kann der

Postminister den Voranschlag auch seinerseits erneut modifizieren.
Dies hat zur Folge, daß, nachdem der Finanzminister zugestimmt hat,

der Verwaltungsrat erneut beschließen muß. Der geschilderte Prozeß

könnte nunmehr ein zweites Mal in Gang gesetzt werden. Der Postmini-
ster kann aber auch an seiner ursprünglich präsentierten Vorlage festhal-
ten. Dann muß er gegen den Beschluß des Verwaltungsrats Widerspruch
einlegen. In diesem Fall entscheidet die Bundesregierung abschließend,

nachdem der Verwaltungsrat seinen Beschluß schriftlich begründet hat.

Diese Prozedur greift ganz analog z.B. auch bei der Festsetzung der

Gebühren für einen Telekommunikationsdienst. Hier hat der Wirtschafts-
minister ein Mitbestilnmungsfecht. Um die angedeuteten Komplikationen,
die den Entscheidungsprozeß zudem sehr zeitaufwendig machen' ztr

vermeiden, bieten sich informelle Verhandlungs- und Abstimmungsver-
fahren an. In der Tat wutden, von wenigen Ausnahmen abgesehen, vor
allem Gebühren- und Haushaltsentscheidungen in informeller Weise

zwischen den zuständigen Ministerien und dem Verwaltungsrat und
teilweise auch noch anderen Akteuren, speziell dem DIHT, so vorberei-
tet, daß die formalen Beschlüsse keine Ubenaschungen mehr brachten.

Schaubitd III.3 skizziert die Rolle des Ministers für das Post- und
Fernmeldewesen. Er ist zunächst ganz allgemein durch seine Mitglied-
schaft in der Regierung politisch eingebunden. So hat er die Deutsche

Bundespost nach den Grundsätzen der Politik der Bundesrepublik
Deutschland, die vom Kanzler bzw vom Kabinett vorgegeben werden,
zu führen. Spezifischere Abhängigkeiten ergeben sich über die Einver-
nehmensregelungen von Fall zu Fall gegenüber den Bundesministern
für Wirtschaft, Finanzen, Verkehr und des Inneren. Gleichzeitig ist der

Postminister Leiter der Deutschen Bundespost, einer Hoheitsverwaltung,
die nach wirtschaftlichen Grundsätzen möglichst wie ein Unternehmen
zu führen ist, über ein weitreichendes Monopol als Anbieter von Tele-
kommunikationsleistungen sowie Nachfrager von Telekommunikations-
technik verftigt und für ein technisch einwandfreies Funktionieren des

wichtigen Infrastrukturbereichs technische Kommunikation zu sorgen

hat. In dieser Funktion wird er vom Postverwaltungsrat kontrolliert,
dessen Kompetenzen jedoch im Konfliktfall nicht so weit gehen wie
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schaublld III:3 Aufgaben- und Kompetenzverteilung bei der Bundespost nach dem post-
verwaltungsgesetz von 1953

die eines Aufsichtsrats eines privaten unternehmens, da letztlich jeder
Beschluß nach $ 13 PVerwG von der Bundesregierung kassiert wörden
kann52. Die Rolle des Ministers bzw. das von iträ getätete Ministeriurn
internalßiert also gegensätzliche, zumindest aber lanht rrierende prirui-
pien, nuischen denen immer wieder vermittelt werden muß. Iast but
not least vereinigt die Deutsche Bundespost mit der Telekommunikation,
den "gelben" Diensten (speziell Brief-, Paket-und Zeitungsdienst) und
den Bankdiensten (Giro- und sparkassendienst) drei versöhiedene Lei-
stungsbereiche, die teils im Monopol, teils im Wettbewerb zu privaten

52 zur, Frage, wie weit die verpflichtungen und Kompetenzen des Ministers und der
anderen Aldeure und Gremien jeweils-gehen, gab ei in den verschiedenen Entwick-
lungsphasen der Deutschen Bundespost-zum Tbil sehr unterschiedliche mit den Pro-
blemlagen.und den Akteurkonstellaiionen variierende Meinungen. Einige wurden be-
reits angedeutet, auf andere wird noch einzugehen sein.
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Anbietern offeriert werden und teils in einem substitutiven, teils in
einem komplementären Verhältnis zueinander stehen, unter ihlem Dach53.

4 Ökonomische Ultima Ratio: Verschuldung der Bundespost

zw Finanzierung von \üiederaufbau und Wachstum

Wenn auch nicht in jeder Situation gleichermaßen intensiv und von den

beteiligten Akteuren ständig dominant intendiert, zielen die technischen

Planungs- und Entrvicklungsaktivitäten ebenso wie die politischen Steue-

rungs- und Regulierungsmaßnahmen in der Telekommunikation darauf,

die Erbringung der Leistung zu ermöglichen, für die das sozio-techni-

sche Funktionssystem geschaffen wurde: Kommunikation über räumliche
Distanzen mit technischen Mitteln. Das Produkt ist eine wirtschaftliche
und marktfähige Leistung. Seine Bereitstellung verursacht zurechenbare

Kosten, und für seine Nutzung läßt sich ein Entgelt erlösen. Interaktive
Telekommunikation ist also weder ein unteilbares noch ein öffentliches
Gut in dem Sinne, daß "Free Riders" nicht vom Gebrauch ausgeschlos-

sen werden könnensa. Anders als beim Rundfunk oder beim Fernsehen

ist es auch nicht so, daß durch das Ausmafj der Nutzung einzelner die

Nutzung anderer nicht beeinträchtigt würde, wenngleich bei entsprechend
groß ausgelegten Systemen die Beeinträchtigung qrnimal sein kann.

Jedoch kann die vielfache Nutzung der interaktiven Telekommunikation
diese gerade erst für tatsächliche und potentielle Nutzer interessant

machen.
Die Existenz weiterer Nutzer ist geradezu konstitutiv für den ökono-

mischen Nutzen, den der einzelne aus dem technischen System zieht,

wobei in der Regel zunächst eine kritische Masse, d.h. ein Minimum
von Teilnehmern erreicht werden muß, die dann ein rasches System-

wachstum auslöst S.ohlfs 1974; Rogers 1986: 716-t22; Markus 1987;

Allen 1988). Mit der Teilnehmerzahl in einem Telekommunikationsnetz
wachsen ceteris paribus seine potentiellen positiven externen und inter-

53 Bis Anfang der 80er Jahre unterhielt die Post auch noch den Postreisedienst, den sie

dann mit Beschluß des Verwaltungsrates vom 10.7.1980 auf die Bundesbahn bzw
regionale Verkehrsgesellschaften überleitete. Der jahrzehntelalSe Xarln{ der Post um

diäsen Dienst, der Jchon früh in den 50er Jahren ins Defizit geriet, ist ein beeindrucken-

des Beispiel für ein bürokratisch überformtes politisches Domäneinteresse, das praktisch

ohne Rücksicht auf wirtschaftliche Verluste verfolgt wird.
54 Andere Aspekte eines öffentlichen Gutes lassen sich durchaus feststellen.
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nen Effekte im Sinne von A. Marshall (Marshall L96t: 267-322). En
funktionsfähiges und im Hinblick auf die überhagungs- und vemritt-
lungstechnischen Kapazitäten ausreichend großes technß ches Netz ist
jedoch lediglich eine notwendige Bedingung für die Möglichkeit von
positiven Externalitätentt. Nutzungsbedingungen und Nutzungskosten,
die futen der Nutzung, soziale Merkmale der Nutzergruppen und andere
Faktoren müssen ansätzlich berücksichtigt werden, wenn die hinreichen-
den Bedingungen für und das Ausmaß von Externalitäten bestimmt
werden sollen (l\{arkus 1987; Dybvig/ Spatt 1983).

Trotz aller notwendigen Differenzierungen im Detail l?ißt sich gene-
rell festhalten, daß die interaktive Telekommunikation als Dienstlei-
stungskomplex eine erhebliche Bedeutung im Gefüge der wirtschaftlichen
und sozialen Infrastruktur hat (vgl. Jochimsen 1966:99-LL7). Ihre tech-
nischen Installationen sind in der Regel Vorleistungen für den Konsum,
vor allem aber für den Handel und die Produktion und damit Mittel zum
Zweck und nicht Zweck an sich, was im übrigen auch für den größten
Teil der mit ihrer Hilfe realisierten Kommunikationsakte gilt.

Positive Netzexternalitäten und die große Infrastrukturbedeutung
technischer Kommunikationssysteme werden in der Literatur häufig ali
Gründe dafür angefüht, daß die Systeme "gtoß"tu und in der Regel äuch
politisch reguliert oder als staatsmonopol organisiert werden (vgl. Faul-
haber 1987: 1-2L, 105-L26). Dabei wird im Zusammenhang mit dem
Auftreten von Economies of scale (Größendegression) und Economies
of scope CVerbundvorteilen) für den Netzbetreiber eine im nationalöko-
nomischen sinne "natürliche" Tendenz zur Monopolbildung konstatierf 7.

Diese gilt speziell in Verbindung mit technisch bedingten unteilbarkei-
ten, die sich betriebswirtschaftlich als sprungfixe Kosten darstellen, auch
als eine ursache für eine gewisse uberkapitalisierung der Telekommuni-
kation und anderer technischer Infrastruktursysteme (vgl. Jochimsen
1966; Chapuis 1978; Shum/ Wuthnod Beniger 1985; Littlechild 1986;
Thiemeyer 1983).

55 Nicht z$.äqis wird das Konzept {er Nekefiernalität z. B. gelegentlich auch im compu-
terbereich fär Hardware- und Softwarestandards fruchtbaigemacht. Dort wie auch bei
anderen standards ist die Frage der physischen vemeuung völlig inelevant (vgl.
Katz/ Shapiro 1986a; 1986b; Tirote tgBSi 404,&9).

56 In der Tblekommunikation ist hiermit in der Regel die Ausbreitung in der Fläche und

__ 9i.. Zahl der Nutzer (Ibilnehmer) gemeint (vgl.-Joerges 1988: 20-31).
57 Bei weitgehender Einigkeit über die Definition des nitürlichen Monopols ist die Frage

der empirischen Prauchbarkeit bzw. der empirischen Evidenz dieses Konzepts durchaäs
umstritten (vgl. Baumol/ Panzar/ willig 1982: 169-242; wieland 1983; 1985; Neumann
L984a: 52-60; 1984b; Windisch 1982: 41-56).
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Ökonomische Expansion, Monopolisierung und Überkapitalisierung
werden also gelegentlich als eine Art inhärenter Entwicklungstendenz
technischer Kommunikationssysteme verstanden, und in der Tat sind sie

in dieser Kombination wohl kaum von einzelnen Akteuren intendiert.
Dennoch ergeben sie sich, falls sie überhaupt auftreten, nicht mit der

Zwangsläufigkeit, die etwa die Theorie des natürlichen Monopols nahe-

legt. Speziell in den meisten Ländern Europas war der "Staat" als Regu-

lierer oder Betreiber der Telekommunikation spätestens seit der Entste-

hung überlokaler Telefonnetze in diesem Bereich engagiert (vgl. etwa

Pitt 1980; Bertho 1981; 1984). Anders also als noch zu Beginn dieses

Jahrhunderts in den USA, als der "Nachtwächterstaat" lediglich die not-
wendigen Minimalbedingungen für privates Wirtschaften garantierte und
beim Telefon neben faktischen regionalen Monopolen auch Konkurrenz-
beziehungen anzutreffen waren (vgl. Barnett/ Carroll 1987; Fischer

I987),lagen in Europa und speziell in Deutschland solche in der Theo-
rie des natürlichen Monopols vorausgesetzten Rahmenbedingungen nicht
vor58. Daneben gab es zunächst auch in keinem l,and die technischen
Verbundvorteile im engeren Sinne, die vielleicht am ehesten erwarten
Iassen, daß ein einzelnes Unternehmen in einem Bereich kostengünstiger
als mehrere Unternehmen produzieren kann ("Subadditivität").

Es ist demnach unumgänglich, die wirtschaftlichen Orientierungen,
Handlungen und Interessen der Akteure etwas genauer zu betrachten,
wenn gezeigt werden soll, wie ökonomische Faktoren die Entwicklung
der Telekommunikation strukturieren. Wenn ökonomische Orientierungen
relevant werden oder sogar dominieren, dann sind sie zumindest in den

westlichen Gesellschaften einzelwirtschaftlicher Natur. Externe Effekte
oder Verbundvorteile im Zusammenhang mit Monopolbildungen spielen
unter bestimmten Bedingungen zwar auch in einzelwirtschaftlichen Hand-
lungskalkülen eine Rolle, doch gehören sie in den gesamtwirtschaftlichen
Datenliranz, der zu einem guten Teil nach wirtschaftspolitischez Vorstel-
lungen gestaltet wird. Dieser Datenkranz, als ein Element des institutio-

58 Die Entstehung des privaten Monopols von AI&T in den USA war einer der Fälle'
die die Theorie des natürlichen Monopols besonden inspiried haben. AI&T hat auch
selber einschlägige Forschung finanziert und mit dem Bell Journal of Economics (and

Management Science) zudem eine Plattform für Publikationen bereitgestellt. Die wichti-
gen hiitorisch-sozialwissenschaftlichen Analysen der horizontalen und vertikalen Konzen-
trationsprozesse bei AT&T (2.B. Garnet 1985; Smith 1985) benuEen dieses Konzept
jedoch äbensowenig wie die Arbeiten, die die Problematik und den Wandel der Regulie-

rung des Monopols bis hin zur "Divestiture" von AT&T behandeln (z.B' Schlesinger
u.a. 1987; Temin 1987; Faulhaber 1987).
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nellen Rahmens wirtschaftlichen Handelns in der Telekommunikation,
kanalisiert und formt dieses, setzt es aber nicht außer Kraft.

Die zentrale Marktposition der Bundespost

Die Analyse der politischen Entscheidungsprozesse hinsichtlich der recht-
lich-institutionellen Gestaltung der Telekommunikation hat bereits erken-
nen lassen, daß auch nach dem Krieg die dominante Stellung der Post
auf dem Markt der Telekommunikation unverändert beibehalten wurde.
Der Gesamtmarkt läßt sich aus der Sicht der Post in einen Absatz- und
einen Beschaffungsmarkt aufteilen. Auf dem Absatzmarkt bietet sie
Endgeräte an und natürlich Telekommunikationsdienstleistungen, wobei
dies in der Nachkriegszeit bei den interaktiven Diensten nur der Tele-
fon-, der Telegraphen- und der Fernschreibdienst waren. Auf dem Be-
schaffungsmarkt fragt die Post neben Arbeitskräften und Finanzmitteln
vor allem Kabel, übertragungs- und vermittlungstechnische Einrichtun-
gen, Endgeräte sowie Bau- und Installationsleistungen nach.

Mit dem Monopol bei den öffentlichen Kommunikationsdiensten
hatte die Post eine Schlüsselposition im Telekommunikationsmarkt inne,
auch wenn die sog. Inhouse-Kommunikation als nichtöffentlicher Bereich
außerhalb des Monopols lag. Große Kommunikationsnetze für interne
Zwecke unterhielten und unterhalten noch heute z.B. die Bundesbahn
und andere öffentliche Verkehrsunternehmen oder einige Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmense. Firmeninterne und behördeninterne Kommunika-
tion, die in der Regel auf Anlagen mit einem Zugang zum öffentlichen
Netz Qt{ebenstellenanlagen) abgewickelt wird, gehört ebenfalls zum In-
house-Bereich. Hier, wie auch in den vorher genannten Fällen, gab es
bereits vor dem Weltlaieg Netze beträchtlicher Größe (vgl. Horstmann
1955; Reinke L988; Herrmann L986: t74-202). Nach dem Krieg sind
sie weiter gewachsen. Nebenstellenanlagen mit über 20.000 Anschlüssen
sind heute keine Seltenheit mehr (vgl. Altmann L987; ISDNreport Nr.
2, L989: L2). Trotz der rechtlichen Unterschiede (Klingler L972) wti-
schen einer privaten Fernmeldeanlage, wie sie etwa die Bundesbahn mit
ihrem großen BASA-Netz betreibtoo, und einer Nebenstellenanlage gilt

59 Hinzu kommen Anlagen ftir militärische Zwecke.
60 Mitte der 60er Jahre hatte das Streckennetz der Bundesbahn eine Länge von rund 30.000

km mit rund 7.150 Bahnhöfen, Das Fernsprechnetz der Bundesbahn mit 16 Bezirksnet-
zen unterhalb der Großnetzebene war bereits 1950 voll$tändig automatisiert (Gruber
1967: speziell 34L/342).
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für beide Tlpen, dafj über sie in der Regel keine Leistungen für Dritte,
auch nicht unentgeltlich, erbracht werden dürfen.

Konkurrenz für die Post auf dem Markt öffentlicher Dienstleistungen
der Telekommunikation war also nach dem Krieg nicht zugelassen. Es

gab aber auch keine Interessenten, die solche Dienste hätten anbieten

wollen. So erzielte nur die Post Einnahmen aus der Nutzung von Tele-

kommunikationsdienstleistungen. Steigende Nachfrage nach solchen [ri-
stungen eröffnete der Post Aussichten auf zusätzliche Einnahmen, die

für &e Deckung der laufenden Betriebskosten, abet auch für die Finan-
zierung von Neu-und Ersatzinvestitionen benötigt wurden. Für die Nach-
frager nach den Dienstleistungen reduzierte sich der Grundsatz der Ver-

tragsfreiheit auf eine bloße Abschlußfreiheit. Man konnte im Prinzip
nur ar den vorgegebenen Bedingungen ein Teilnehmer- oder Nutzewer-
hältnis eingehen, wollte man nicht auf die Nutzung der Telekommunika-
tion in der Bundesrepublik gänzlich verzichten.

Praktisch alle von der Post benötigten technischen Anlagen für den

Betrieb der Telekommunikationseinrichtungen wurden von Unternehmen
der Privatwirtschaft hergestellt. Abgesehen von den nicht vorhandenen

Produktionskapazitäten, deren Aufbau einen erheblichen Kapitalaufwand
erfordert hätte, verboten auch die Prinzipien der in der Bundesrepublik
nach heftigen politischen Auseinandersetzungen von den bürgerlichen
Parteien durchgesetzten "sozialen Marktwirtschaft" in der Tradition der

Freiburger Schule de,s Ordoliberalismus eine Erweiterung der wirtschaftli-
chen Aktivitäten der Bundespost im Sinne einer vertikalen Monopolbil-
dung (vgl. Berg-Schlosser 1987; auch Lehmbruch u.a. t988:262'264).
Ein erhebliches staatlichas Engagement im Bereich der Infrastruktur
ließen sie jedoch zu (vgl. Graffe/ Bilgmann L980: t74'233).

Damit war die Post darauf angewiesen, sich die technischen Anlagen
auf dem Markt zu beschaffen. Mit ihrem Monopol als Anbieter von
Dienstleistungen in der Telekommunikation wuchs ihr allerdings eine

erhebliche Nachfragemachtnt, ohne daß jedoch von einem vollständigen
Monopol gesprochen werden kann. Für potentielle ausländische Lieferan-
ten existierte natürlich neben dem deutschen Markt zumindest noch der
jeweilige Heimatmarkt, und für die deutschen Produzenten kamen neben
möglichen Exportmärkten auch noch nationale Absatzmöglichkeiten im
Bereich der privaten Fernmeldeanlagen in Betracht. Dabei muß zwischen
den Kabeln und den vermittlungs- und übertragungstechnischen Anlagen
einerseits sowie den Endgeräten andererseits unterschieden werden. Wäh-
rend die ersteren im engeren Sinne Bestandteile des Netzes sind und
in der Regel in baulichen Einrichtungen der Post untergebracht oder auf
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öffentlichen Wegen "vergraben" sind, befinden sich die letzteren sehr
häufig in den Räumen der Teilnehmer der Telekommunikationsdienste.
Wenn die Post den Teilnehmern die Endgeräte zur Verfügung stellt,
agiert sie wirtschaftlich betrachtet als vermieter oder Händler der Geräte,
der diese nicht für "eigene" betriebliche Zwecke angeschafft hat.

Obwohl die Post die Endgeräle technisch und benutzungsrechtlich
traditionell als Bestandteile des Telekommunikationsnetzes betrachtet
hat, gelang es ihr nicht in allen Bereichen, den Monopolanspruch in der
Weise durchzusetzen, daß nur sie die Endgeräte gegen eine Gebühr wie
bei einem Mietverhältnis zur verfügung stellte. Bei den Nebenstellenan-
lagen konnten Private seit 1900, dank politischer Interventionen einiger
unternehmer und der knappen Finanzmittel der Post, die Endgeräte auctr
von den Herstellern mieten bzw. bei diesen oder der Post kaufen (Horst-
mann 1955: 256-258). Nach dem Krieg wuchs der Anteil der privaten
Nebenstellenanlagen in einem insgesarit stark wachsenden Maikt sehr
rasch und ereichte 1985 bei 1,12 Mio. Anlagen rund85Vo (Regierungs-
kommission Fernmeldewesen 1987: 1,9). Fernscfueiber konnten seit Ein-
führung des Telexdienstes im Jahre 1933 immer nur bei privaten Her-
stellern bezogen werden. Auch hier war die Finanzknappheit der Post
einer der ausschlaggebenden Gründe für ihre Abstinenz6l.

zielvorgaben und Parameter des wirtschaftlichen Handelns der post

Die zentrale, zum Teil monopolistische Marktposition der Bundespost
(vgl. auch Monopolkommission I98L:39-76) impliziert nicht, daß sie
sich wie ein gewinnmaximierender Monopolist verhalten hat. Ebenso-
wenig impliziert die Feststellung, die Posf sei Hoheits- oder auch Lei-
stungsverwaltung, daß solche verhaltensweisen nicht aufgetreten wären
(vgl. Eckner 1952; Rottmann 1986). Vielmehr muß, um zu generalisie-
renden Einschätzungen zu gelangen, genauer geprüft werden, än welchen
Zielvorgaben sich der korporative Akteur orientiert und welche Hand-
lungsmöglichkeiten wirtschaftlicher Art ihm zur Verfügung stehen.

6L So erklärte der Chefingenieur und spätere Staatssekretär Herz vom Bundespostministe-
rium am 6.3.1950 vor dem zuständigen Bundestagsausschuß: "so gern die Deutsche
Bundespost es sehen würde, wenn sie selbst den Fernschreibteilnehmern ihre Einrichtun-
gen.als- posteigene Anlagen hinstellen könnte, so wird dies doch bei der beengten
Kapitallage vorent nicht möglich sein," Falls diese Außerung als Absichtserklerung fUr
eine zukünftige Anderung der Endgerätestrategie der Post verslanden werden kann, bleibt
zu konstatiereq daß diese Absicht nie realisiert wurde.



94 Kapitel III

Die Ziele der Bundespost sind in zum Teil recht allgemeiner Form

im postverwaltungsgeseti festgetegt und vorgegeben. Dieses Gesetz

bedeutet, wie bereits gezeigt wurde, keinen gravierenden historischen

Einschnitt, sondern steht in weiten Teilen in der Tradition des historisch
gewachsenen institutionellen Rahmens. Wenn auch weder in der breiten

Mitarbeiterschaft noch in der Chefetage des Postministeriums völliger
Konsens im Hinblick auf die ökonomischen und anderen Ziele der Bun-

despost herrscht, so findet sich doch traditionell in Deutschland wie
bei vergleichbaren Organisationen in anderen Ländern ein gewisser

"Esprit äe Corps" odei eine fut "Commitment" gegentiber der spezifi-

schän "Unternehmenskultur" wirtschaftlich tätiger Bürokratien (Bertho

1981; Feldman 1,986; Taubitz 1988; vgl. auch Weber 1972: 799-2ll'
55 1 -579). Wo unterschiedliche Arbeitsgebiete und institutionelle Zielkon-
flikte divergierende Perspektiven zur Folge haben und stabilisieren, bleibt
dennoch in der Regel das gemeinsame Interesse an Bestandserhaltung

der Organisation. Dies sichert der Organisation als korporativem Akteur
Handüngs- und strategieftihigkeit nach außen ntm zwecke der siche-
rung seiner Domäne (vgl. Mayntz 1986).

bie wirtschaftlichen Ziele der Post sind nur teilweise identisch mit
denj enigen privatwirtschaftlicher organisationen (orlik I97 t: tL9 -t52).
Es ist in diesem Zusammenhang jedoch nicht erforderlich, die unter-
schiede detailliert zu betrachten6z, da sie nicht zur Folge haben, daß in
Unternehmen wie der Post ökonomische Probleme keine Rolle spielen

oder ökonomische Handlungsorientierungen nicht existieren. Sie dominie-
ren höchstens weniger oft als in privatrvirtschaftlichen Unternehmen (vgl.
Mestmäcker 1988: 540-549).

Das zentrale öl<onomische Ziel der Post als Akteur in der Telekom-

munikation ist es, im Rahmen verschiedener gemeinwirtschaftlicher

Verpflichtungen die Eigenwirtschaftlichkeit zu sichern (Witte 1986:

l6ilL66; gott fqgZt: 286-289), Aus dem Status der Bundespost als

Sondervermögen ergibt sich, was $ 15 PVerwG dann explizit vor-
schreibt: Die Ausgaben sind durch entsprechende Einnahmen zu finan-
zieten, Bundeszuschüsse werden nicht geleistet. Die Verpflichtung zur

Gemeinwirtschaftlichkeit als Element der öffentlichen Daseinsvorsorge

62 Mit der Theorie der gemeinwirtschaftlichen bzw, der öffentlichen Unternehmen hat sich

eine eigerständige T;ildisziplin herausgebildet, die ausschließtich auf diesen Differenzen
aufbauf (vgl. Biede/ von l,oesch 1"986). Vertreter dieset Tbildisziplin haben sich als

Experten aich immer wieder in die politischen Diskussionen um l\nderungen der Posh

verfassung eingeschaltet (2.B. Eichhorn 1989). Speziell für den Bereich der Bundaspost

gibt es sdlar äen Venuch, eine eigene "Postökönomiet' zu begränden @ott 1982a),
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und Infrastrukturversorgung läßt sich für die Bundespost so operationali-
sieren, daß sie "sicherzustellen" hat, "daß alle ihre l.eistungen, die sie
aufgrund des öffentlichen Auftrages zu erbringen hat, jederzeit flächen-
deckend und zu angemessenen Preisen angeboten werden" (Bott 1982b:
286).

Für die Bundespost als wirtschaftlich handelndem korporativen Ak-
teur war von Anfang an klar, daß die Monopolstellung auf dem Markt
der Telekommunikationsdienste, auch wenn kurzfristig potentiellen Kon-
kurrenten ein Marktzutritt rechtlich verwehrt war, auf l?ingere Sicht
nur gesichert werden könnte, wenn die Nachfrage nach Dienstleistungen
tatsächlich flächendeckend befriedigt würde (Aubert 1950: 314). Eine
ausreichende Erfüllung des gemeinwirtschaftlichen Auftrages lag also
durchaus auch im egoistischen (existentiellen) Interesse der Post, auch
wenn möglicherweise das daraus resultierende "wachstumssüeben nicht
als originäres Ziel, sondern als Mittel zum Zweck der Bedarfsdeckung"
angesehen wurde (Orlik L97L: L27).

Die Post war nicht verpflichtet, einen Gewinn zu erwirtschaften, und
ihr fehlte als unternehmen im Eigentum des Bundes das profitinteresse
des privatkapitalistischen Unternehmers63. Die Ablieferungen an die
Bundeskasse, zu denen sie nach $ 21 PVerwG verpflichtet war, hingen
in ihrer Höhe nicht vom Gewinn, sondern ausschließlich vom Umsatz
der Post ab, wurden also auch bei Verlusten füllig. Gewinne benötigte
die Post jedoch zur Finanzierung der zu erwartenden hohen Investitionen
in der Telekommunikation, vor allem in das Telefonnetz.

Die Haupteinnahmen der Post waren die Gebühren für die Dienstlei-
stungen in der Telekommunikation und im klassischen Postwesen. In
den ersten Jahren nach dem Krieg waren beide Einnahmeblöcke unge-
fähr gleich groß. Höhere Einnahmen aus Iristungen in der hier nur
interessierenden Telekommunikation ließen sich vor allem durch eine
Steigerung der Zahld der Teilnehmer, durch eine erhöhte Nutzung, durch
eine Erweiterung des Diensteangebots im Sinne der Diversifikation oder
durch eine Anhebung der Gebühren erzielen64. Bis auf die letztgenannte

63 So erklärte der damalige Postminister Dollinger (CSU) auf dem 9. Ordentlichen Kongreß
der Deutschen Postgewerkschaft am 30.9.L968, die Post sei ein Instrument der staatlichen
Daseinsvorsorge und werde "im Gegensatz zu einem privatwirtschaftlichen Unternehmen"
nicht "um des Gewinns willen tätig".

64 AII dies war nur im nationalen Markt möglich, da die Erbringung der Basisdienstleistun-
gen der Informationsäbertragung und Vermittlung für die Bundqspost, die als "Carrier"
agierte, schon aus technischen Günden räumlich gebunden war. Litemationale Tblekom-
munikationsdienste, speziell Auslandsferngespräche, wurden auf der Basis bilateraler
oder multilateraler Abkommen im Rahmen dei Internationalen Tblegraphen-Union (ITU)
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erforderten alle Optionen zusätzliche Investitionen. Den ursprünglich ins

Auge gefaßten Plan, die Gebühren zu erhöhen, legtg da9 Postministerium
jedoch zunächst auf Eis, weil die vor der verabschiedung des Postver-

waltungsgesetzes gültigen preisrechtlichen Bestimmungen erhebliche

Komplikationen erwarten ließen.
l{uf derÄus gabenseite bildeten der Personalaufwand und die Investi-

tionen die beidön größten Positionen. Nachdem die Post ihren Betrieb

mit rund 280.000 Beschäftigten Ende der 40er Jahre wieder aufgenom-

men hatte, stieg die Zahl dq Bediensteten bis 1964 (427.000) ununter-

brochen. Der Anteil der Beamten lag immer zwischen rund 507o und

60Vo :ulnd der der Arbeiter bei rund 25Vo. Die übrigen Beschäftigten
walen Angestellte oder befanden sich in einem Ausbildungsverhäiltnis.

Für die Interessenwahrnehmung aller Beschäftigtengruppen spielte und

spielt die Gewerkschaft eine große Rolle. Mit der Vereinigung der

lonengewerkschaften der Post am 30. Juni 1949 wurde in Stuttgart die

Deutsche Postgewerkschaft (DPG) gegründet, die immer auf eine hohe

Organisationsbereitschaft der Beschäftigten bei der Post rechnen konn-

te65. Im Gegensatz zu fast allen anderen DGB-Gewerkschaften vertrat
die DPG von Beginn an nur die Beschäftigten eines einzigen unterneh-
mens. Nicht zuletzt deshalb blieb sie von dem Problem auseinanderlau-

fender Interessen der betrieblichen Ebene (Betriebs- bzw. Personalräte)

und der Verbandsebene, wie es für die Industriegewerkschaften konsta-

tiert wird (Hohn 1988), weitgehend verschont. Die faktische Führungs-
rolle der Gewerkschaft OfV (Öffentliche..Denste, Transport und Ver-

kehr) in den Tarifuerhandlungen für den Öffentlichen Dienst, die auch

von'den öffentlichen Arbeitgebern, angeführt vom Bundesminister des

Inneren, akzeptiert wurde, "entmachtete" und "entlastete" gleichzeitig

die DPG, aber auch das Postministerium in Tarifkonflikten.
Die DPG konnte ihre Aktivitäten auf die Gestaltung der fubeitsbe-

dingungen und auch der Geschäftspolitik der Bundespost konzentrieten,
wolie, oftmals für die öffentlichkeit kaum sichtbar, sehr einflußreich

wirkte66. Mitrvirkungs- und Mitbestimmungsrechte der fubeitnehmer

abgewickelt (codding/ Rutkowski 1982: 83-114; 202-222). Sie waren kein Exportgeschäft

im engeren Sinne.
65 Zur dit sino lanpp 75vo der aktiv Beschäfti$en Mitglied der DPG. Der Deutsche

Postverband (im Bämtenbund) organisiert nnd tlvo. Nimmt man die Mitglieder der

Christlich-<teräokatischen Postlewärkschaft (im Christlichen Gewerkschaftsbund) hinzu,

so ergibt sich ein Organisationsgrad von nnd 90Vo'

66 In dei Regel besetzte-die DPG mindestens rvnd 75Vo der Positionen in den Mitbestim-
mungsgremien der Post und in der Gruppe der Belegschaftsvertreter im Postverwaltungs-

rat. tlitte der 80er Jahre gehörten seclß der sieben Vertreter des Penonals im Verwal-
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haben in der Post eine lange Tradition. Nach ihrer Beseitigung durch
die Nationalsozialisten im Jahre L933 wurden sie nach dem Krieg zu-
nächst durch das Kontrollratsgesetz Nr. 22 vom April 1946 und später
durch das Personalvertretungsgesetz (September 1955) wieder in Kraft
gesetzt (Steinmetz 1979: 547-550). Stets war das Verhältnis der DPG
zum Postministerium eher durch Kooperation als durch Konflikt geprägt.
Begünstigt wurde dies auch noch durch die im öffenflichen Diensfrecht
verankerte relativ hohe Sicherheit der Arbeitsplätze und durch das lang
andauernde Stellenwachstum bei der Post, wenngleich die Entwicklung
in den verschiedenen Bereichen unterschiedlich verlief. Die Bezatrlung
des Personals orientierte sich wie in allen Bereichen des öffentlichen
Dienstes vor allem an der formalen Ausbildung und der Anciennität,
nicht aber an funktionalen Kriterien (vgl. Luhmanry' Mayntz 1973). Den
hieraus resultierenden Problemen der Rekrutierung von qualifiziertem
technischen Personal versuchte die Post, unteßtützt durch die DPG,
durch verstärkte betriebliche Ausbildung und durch die Einrichtung
spezieller Fachhochschulen für den gehobenen technischen Dienst zu
begegnen (Rudolph 1982).

Bei den Investitionen war die Post an die Vorgaben des Haushalts-
voranschlags, der mit dem Finanzminister abgestimmt werden mußte,
gebunden. In diesem Rahmen konnte sie Umfang und Preise mit den
Lieferfirmen frei vereinbaren, wobei sie allerdings gehalten war, bei
allen Aufträgen die Unternehmen in den einzelnen Bundesländern ange-
messen zu berücksichtigen ($ 31 PVerwG). Grundsätzlich galten für die
Auftragsvergabe weiterhin die Bestimmungen der Reichshaushaltsordnung
von 1922. Diese forderten Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit der Mittel,
verwendung ($ Z0; und als Sollvorschrift die öffentliche Ausschreibung
der Aufträge ($ a6 Abs. 1). Bei der Post dominierten jedoch die "be-
schränkte Ausschreibung", bei der nur bestimmte Firmen aufgefordert
wurden, Angebote zu unterbreiten, und die "freihäindige Vergabe" von
Aufträgen an einzelne Unternehmen, die aus patentrechtlichen oder ande-

tungsrat der DPG an. Von den 31 Angehörigen des Hauptpersonalrats waren ZT, dannter
alle Vorstandsmitglieder und alle ftir die Personalratstätigkeit freigestellten Mitglieder,
von der Liste der DPG gewählt worden, "Die Führungsp€$onen der DPG sind über
viele Drähte mit Inhabern hoher staatlicher und politischer limter verbunden'r Qlerrmann
1986: 139). Auch im DGB spielte und spielt die DPG eine wichtige Rolle. So war Ernst
Breit, bevor er Vorsitzender des DGB wurdo, Chef der DPG. Da im Kontext der hier
behandelten Frage$tellungen die Gestaltung der betriebsinternen Prozesse bei der Bundes-
post nur eine untergeordnete Rolle spielt, tritt die DPG wie schon beim pVerwG fast
nur in den politischen Auseinandenetzungen um die Postverfassung als relevanter Akteur
in Erscheinung,
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ren auch beim Auftraggeber liegenden Gründen über eine begrenzte
Monopolstellung verfügten (Meienose 1961). Die Vergabebedingungen
für öffentliche Aufträge hielten die Post bis 1954 auch förmlich dazu

an, inländische Lieferfirmen zu bevorzugen (Itrleienose/ Wigand 1965:

37-4L). Danach wurden sie gelockert und 1960 von der Bundesregierung
gänzlich außer Kraft gesetzt, ohne daß sich jedoch die Einkaufspraxis
der Post erheblich änderte. Während von den Oberpostdirektionen und
den ihnen untergeordneten Amtern vor allem Bau- und Lieferaufträge
für Fernmeldeleitungen und Teilnehmereinrichtungen vergeben wurden,
verwaltete das Fernmeldetechnisch e Zentralamt flIZ, Beschaffungsabtei-
lung) rund zwei Drittel des gesamten Investitionsvolumens. Wenn auch
derlrößere Teil der Mittel regelmtißig in die Übertragungseinrichtungen
investiert wurde (rund 60Vo), so war doch der Anteil für die Vennitt-
lungstechnik mit rund 30Vo ebenfalls ganz erheblich (Meierrose 1957;

Meierrose/ Wigand 1965; Scherer 1985: 434'447).

Die Herstellerindustrie

In den Beratenden Technischen Ausschüssen für das Fernmeldewesen
hatte die Postverwaltung der Bizone bereits alle Firmen versammelt, die
als Hersteller von Telekommunikationstechnik vor dem Krieg eine sta-

bile Marktstellung innehatten. Die Konkurrenzbeziehungen unter ihnen
waren traditionell eher schwach ausgeprägt. So hatten bereits 792t dre

Reichspost und sieben Kabelwerke, darunter die großen Firmen Siemens,

Felten & Guilleaume und AEG, gemeinsam die Deutsche Fernkabel-Ge-
sellschaft gegründet, die die Verlegung und Montage der Fernkabel
organisierte und durchführte und ihre Beschaffung kontrollierte (Meier-
rosei Wigand 1965: 77-80). Siemens, das die wichtigsten Patente hielt,
war in diesem Rahmen, der ihr zwei Drittel der Marktanteile sicherte,
bereit, die Rechte freizugeben (Thomas 1989: 53). Aturtictr war die Lage
bei den Herstellern det Vermittlungstechnik Auch hier dominierte Sie-
mens in den 20er Jahren, nachdem die Post sich für das von dieser
Firma entwickelte "Wählsystem 22" entschieden hatte, an dem Siemens

und die Firma Zwietusch die Schutzrechte hatten. Auch bei den W?ihlem
war Siemens bereit, gegen die Zusicherung eines Marktanteils von 60Vo

für die Dauer von fünf Jahren die Rechte freizugeben (Scherer L985:
4371438).

Als Unternehmen der Privatwirtschaft waren die Herstellerfirmen
durchaus gewinnorientiert. Ihre relevanten Handlungsparameter waren
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auf der Kostenseite, sieht man von der Finanzierung ab, die materiellen
und personellen Kosten der Produktion, aber auchder Forschung und
Entwicklung und der vemrarktung (Absatz). Die Firmen waren anäner
guten Auslastung ihrer Produktionskapazitäten ebenso interessiert wie
an geringen Kosten der Vermarktung. Die Forschung und Entwicklung
sollte insoweit bedarfsgerecht sein, daß neue produkte und verfahren
auf dem Markt erfolgreich würden. Die Firmen, in Deutschland reil der
Elektrobranche, unterlagen anderen arbeits- und personalrechtlichen Re-
gelungen als die Bundespost und hatten es auch mit einer anderen ge-
werkschaftlichen Konstellation, in der die IG-Metall besonderes Gewiötrt
hatte, zu tun.

Den sach- und Personalkosten standen Erträge gegenüber, die durch
den verkauf der Produkte der Telekommunikation erwirtschaftet wurden.
Der Absatzmarkt war entsprechend den verschiedenen Komponenten der
technischen Kommunikationssysteme differenziert, und die Firmen waren
auf einzelne Komponenten (Endgeräte, speziell relefone, Kabel, übertra-
gungstechnische oder vermittlungstechnische Einrichtungen) mehr oder
weniger stark spezialisiert.T. Sie konnten ihre verkauiseil<ise in der
Telekommunikation durch verschiedene strategien erhöhen. Neben

-eine1 
Anhebung der Preise kamen Absatzsteigerungen innerharb eines

Marktsegments entsprechend dem wachstum die,ses Marktes, die Auswei-
tlng des Marktanteils oder das Eindringen in andere Marktsegmente
(Diversifikation) in Behacht. Auch Exportmöglichkeiten konnten lesucht
und ve_rstärkt genutzt werden. Allerdings wai das Exportgeschäft nicht
nur aufgrund weltweiter protektionistischer Tendenzen in diesem Bereich,
sgnpern auch, wegen technischer Banieren sehr schwierig und blieb
deshalb im verhältnis zu anderen wirtschaftszweigen mil rund 20vo
relativ klein (Schniedermann 1963).

Die dominante Käuferposition der Bundespost auf dem Marlt der
Telekommunikationsprodukte barg für die Hersteflerfirmen chancen und
Risiken zugleich. Der Aufbau von kostenträchtigen Marketing- und ver-
triebsorganisationen war, auch wegen der starken ZentraüJierung der
Beschaffungsfunktion beim FTZ, nicht notwendig. Die faktische pltiti-
sche Envartung gegenüber der Post, aber mehr noch ihre genöreile,
auch technisch begründete Bereitschaft, ihren Bedarf im Inhnä zu dek-
ken, garantieften einen beträchtlichen Absatz, allerdings noch nicht auto-

67 Außedem variierte arrch der Grad der Konzentration der Untemehmen auf die Tblekom-
munikation' Dieser war z.B. bei Siemens niedrigor als bei lblefonbau und Normalzeit
(Tblenorma).
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matisch auch eine bestimmte Lieferquote. Abrupte Anderungen im Ein-

kaufsverhalten des FTZ gegenüber einzelnen Unternehmen oder auch

der ganzen Branche hätten durch Ausweichen auf andere Kunden prak-

tiscli nicht kompensiert werden können. Keine Herstellerfirma konnte

deshalb riskieren, die Post ganz oder teilweise als Käufer zu verlieren,

was sich z.B. als Resultat eines intensiven Preiswettbewerbs der ver'
schiedenen Anbieter hätte ergeben können. Das gemeinsame Interesse

der Hersteller war ein möglichst rasch und stetig wachsendes Auftrags-

volumen, das entsprechend gut gehende Geschäfte der Post bei den

Dienstleistungen där Telekommunikation, aber auch eine Abschottung

des Beschaffungsmarktes gegenüber möglichen weiteren Konkurrenten

voraussetzte. Eine solche Konstellation ließ, wenn die Lieferquoten ein-

mal festgelegt waten, im Prinzip nur noch Raum für einen moderaten

Wettbew-erb, der sich auf die Verteilung des Zuwachses konzentrierte,

also nicht die.tnangenehmen Merkmale eines echten Nullsummenspiels
hatte.

Da in der frühen Nachluiegszeit Produktionskapazitäten ^r 
einem

großen Teil erst wieder neu geschaffen werden mußten (Garbe 1955:

las-nz1,war hier in gewisser weise die Möglichkeit einer Neustruktu-

rierung des Marktes gegeben. Diese erfolgte jedoc-h nu1_in sehl be$enz-

tem Äsmaß, wobei insbesondere die grundsätzliche Konstellation mit
jeweils relativ wenigen Herstellern der verschiedenen technischen Kom-
ponenten der Telekommunikation praktisch unverändert blieb. war die

irost schon auf das Know-how der Firmen bei der technischen Planung

des Wiederaufbaus und der weiteren Entwicklung der Telekommunika-

tion nicht ntletzt deshalb angewiesen, weil sie selber nur bescheidene

Fors"huttgs- und Entwicklung;kapazitäten besaß68, so galt dies erst recht

für die Produktion und die Wiederherstellung der technischen Anlagen.

über personal mit dem notwendigen Know-how verfügten nlll die Ffu-

men, die bereits vor dem Krieg und wäihrend des Krieges im Markt

waren. Für die Post war es ökonomisch rational, diese Firmen mit Auf-
trägen zu betrauen. Für potentielle Newcomer stellte das erforderliche

6g Die 193? gegründete "Fonchungsanstalt der Deutschen Reichspost",_die den Status einer

selbständi-gei höheren Reichsbähörde hstte, ist in dieset Form nach dem Kriege nicht

mehr eingärictrtet worden. Sie war zunächst im wesentlichen im Bereich der Femsehtech-

nik engaliert und wurde spätet zunehmend mit militärischen  S^gttn bctfaut. 1944

b"t*gä."r gesamte Personalbestand rund 1400 Kräfte (Reuter 1989j Eliasi TlaA L974),

Nachlem krieg waren die wenigen technischen Bxperten des FIZ, wie bereits darge-

stellt, durchaus-vielfältig und eiiflußreich an den Planungsaufgaben beteiligt. Namen

wie Führer, Seelmann-Eggebert, Pausch, Bornemann oder Zerbel mögen dies belegen

(vgl. Reuter/ Eck 1989).
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spezifische Know-how eine Eintrittsbarriere dar. Entsprechende Investi-
tionen in die Ausbildung oder Rekrutierung von Personal, um in einen
bereits besetzten Markt einzudringen, erschienen wenig attraktiv in einer
Zeit des Wiederaufbaus, in der in vielen einfacher zu betretenden Märk-
ten ebenfalls günstige Umsätze zu erwarten waren. Opportunitötsknsten-
erwägungen und Transaktionskostenaspehe stabilßierten also zunächst
den überlcomtnenen Status quo. Die am Markt vefiretenen Firmen konn-
ten beginnen, spezifische Produktionskapazitäten aufzubauen oder zu
erweitern, was eine weitere Stabilisierung der Marktverhältnisse im Sinne
einer Pfadabhängigkeit zur Folge hatte (vgl. David 1985; Willi'mson
1e86).

So lebte in der Nachkriegszeit die Deutsche Fernkabel-Gesellschaft
faktisch wieder auf (Burkart 1969). In zwei Stufen wurde sie 1953 und
1957 auch förmlich reaktiviert. Sie organisierte und realisierte insbeson-
dere die Verlegung der modernen Trägerfrequenzkabel, die eine Mehr-
fachbelegung (Multiplex) auf verschiedenen Frequenzebenen und damit
eine bessere Ausnutzung der Kabelstrecken ennöglichte. Die Kabel sel-
ber wurden im Unterschied zur Vorkriegszeit von der Post direkt bei
den Herstellern geordert. Obwohl eine größere Zahl von Firmen Kabel
produzierte, teilten sich fünf von ihnen den überwiegenden Teil des
Umsatzesov. Ahnlich war die Situation bei den Endgeräten, speziell den
Telefonapparaten, während in der Übertragungstechnik ffeitverkehr
außer Kabelproduktion) lediglich vier Firmen tätig wurden/u. Der hier
besonders interessierende Markt für vermittlungstechnische Einrichtungen
wurde auch nur von vier Herstellern, und zwar von Siemens, Standard
Elektrik, die als einzige in allen Märkten mit erheblichen Anteilen ver-
treten waren, sowie Telenorma und DeTeWe bedient (Meienose/
Wigand 1965; Monopolkommission 1981; Scherer L985: 434-452).

Nachfragedruck und Infrastrukturknappheit

Die Frage, wie sich der Bedarf an Telefon- und Telexanschlüssen und
die Nutzung der Dienste entwickeln würde, hatte, wie gezeigt wurde,
bereits die Akteure, die die technische Infrastruktur planten, beschäftigt.
Sie rechneten mit steigender Nachfrage und entwarfen ein flexibel aus-

69 Siemens, AEG-Tblefunken, Standard Blehrik einschließlich Mix & Genest (später SEL),
Kabelmetall und Felten & Guilleaume.

70 Siemens, Standard Elektrik, AEG-Tblefunken, TEKADE.
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baufähiges System. Aus wirtschaftlicher Sicht war es sowohl für die
Hersteller, die entsprechende Produktionskapazitäten aufbauen mußten,
als auch für die Post, die konkrete Investitionspläne für den Netzausbau
aufstellen wollte, notwendig, den Bedarf etwas genauer abzuschätzen.
Da jedoch der kriegsbedingte Nachholbedarf bereits einen Uberhang der
Nachfrage speziell nach Telefonanschlüssen verursachte und eine Warte-
liste eingerichtet werden mußte, relativierte sich dieses Problem ganz
erheblich. Der Bedarf war auf längere Sicht höher als das Angebot.
Der Effekt, den die ökonomische Theorie in der Mitte der 70er Jahre
entdeckte und als Netzexternalität bezeichnete, war den Praktikern seit
langem, zuerst denjenigen bei AT&T, aus der Anschauung bekanntTl.
Da des Teilnehmers "direkter Nutzungswert mit der Zahl der erreichba-
ren Fernsprechanschlüsse immer mehr ansteigt, ohne daß die Herstel-
lungskosten oder die laufenden Aufwendungen dafür steigen", erwartete
man bei der Post, "daß das Bedürfnis zur Einrichtung eines Fernsprech-
anschlusses für ein Wirtschaftsunternehmen, eine Behörde oder auch
einen Privatmann um so mehr steigt, je größer die Zahl der Menschen
ist, die man mit Hilfe des Fernsprechers überhaupt (und zu jeder beliebi-
gen Zeit) erreichen kann" (Herz 7953: 45146). Wie auch beim Telex-
dienst, der etwas ruhiger anlief, konnte bei größer werdenden Verbin-
dungsmöglichkeiten damit gerechnet werden, daß "das Netz einen zuneh-
menden Sog auf künftige Teilnehmer ausübt, der sich wieder als Zunah-
me der Teilnehmerzahlen auswirktrr. Bis zu einer Grenze würden "die
Teilnehmerzahlen progressiv ansteigen" (Hummel 1963: 354).

So ergab sich als Problem zunächst und, wie sich zeigen sollte, auf
lange Sicht, wie, d.h. mit welchem Tempo und in welcher Reihenfolge,
man den Bedarf befriedigen und ob man bis zur "Sättigungsgrenze", die
nicht genau bekannt war, zubauen sollte (Herz 1953). Von Anfang an
standen also die Fragen der Finanzierung bzw. Finanzierbarkeit und der
Rentabilität der Investitionen im Vordergrund. Man hätte nach Schätzun-
gen Anfang der 50er Jahre den Bestand an Telefonanschlüssen rund
zehn Jahre lang um I2Vo jährlich vermehren müssen, um wieder das

Niveau Großbritanniens zu erreichen, wo trotz doppelter Telefondichte
immer noch Zuwachsraten von 6-7Vo zu verzeichnen waren. Solche
Wachstumsraten waren natürlich nicht aus den laufenden Einnahmen
zu finanzieren, selbst wenn die Gebühren erhöht worden wären. Das
Problem der Kapitalbeschaffung war ungelöst (Herz 1953: 54), die Nach-

'rEveryone knew, after all, that a telephone system with more people in it was more
valuable to each of its members" (Faulhaber 1987: 110).

77
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frage nach Telefonanschlüssen hingegen massiv. Nach einer internen
Prüfung hatte das Postministerium Anfang 1950 rund 350.000 Anschluß-
wünsche als dringlich oder zumindest "wirtschaftlich berechtigt" einge-
stuft. Die notwendigen Mittel beliefen sich bei kalkulierten Durch-
schnittskosten pro Sprechstelle von 2.810 DM auf fast 1 Mrd. DM.
Weitere 200 Mio. DM wurden ftir dringend erforderliche Erneuerungen
insbesondere vermittlungstechnischer Einrichtungen benötigt72. Die lau,
fenden Einnahmen der Post aus der Telekommunikation blieben im
Rechnungsjahr 1949 unter der Grenze von 1 Mrd. DM, die sie dann
L950 knapp überschritten. Um Finanzierungsmittel zu mobilisieren, plan-
te die Post, sowohl die Gebühren zu erhöhen als auch eine Anleihe
aufzulegen. Beides l<onnte sie nicht in eigener Autonomie realisieren.

Nachdem der Bodensatz der Postscheckguthaben, über den die Post
unmittelbar verfügte, nicht ausreichte, um den Fremdmittelbedarf zu
decken, sondierte die Post Anleihemöglichkeiten in den USA und der
Schweiz. Parallel dazu unterbreitete der Postminister der Bundesregie-
rung seine Pläne ftir eine Anleihe in der Bundesrepublik. In einer Kabi-
nettssitzung im Dezember L949 fand er zwar die grundsätzliche Zustim-
mung der Mehrheit, stieß aber speziell beim Bundesminister für den
Wohnungsbau auf Widerspruch, weil dieser eine überlastung des Kapi-
talmarktes mit negativen Folgen für den Wohnungsbau befürchtete. Der
Postminister sollte deshalb noch eine gutachtliche Stellungnahme des
beim Finanzminister des Bundes angesiedelten Kapitalverkehrsausschus-
ses einholen. Angesichts der sich abzeichnenden Probleme entwickelte
das Postministerium einen Alternativplan, der eine verzinsliche Anleihe
mit zehnjähriger laufzeit bei allen Inhabern von Telefonanschlüssen
vorsah. Für die bestehenden Hauptanschlüsse sollten 200 DM und für
Neuanschlüsse 300 DM eingefordärt werden73. Gegen diesen Plan wand-
te sich vor allem Bundeskanzler Adenauer mit juristischen und politi-
schen Argumenten. Die Bundespost habe kein Recht, bereits bestehende
Anschlüsse zu belasten; außerdem sei die öffentliche Meinung gegen
eine solche MafJnahme.

72 D_Jese Angaben machte Minister schuberth gegenüber dem Bundestag im Februar 1950
(Drucksache I/607). Bine genauerc Spezifikation der Kosten findet sich bei Horstmann
(Horstmann L952: 322). Ende März 1950 umfaßte das Tblefonnetz der Deutschen Bun-
despost, wie im Geschäftsbericht für 1949 ausgewieseq 3.707 OrtsneEe mit 4.054
Vermittlungsstelleq von denen noch 1.458 Handvermittlungsämter waren.

73 Eine ähnliche Maßnahme war im Mai 1920 mit dem Gesetz betreffend rblegraphen-
und_Fernsprechgebühren erfolgreich durchgeftlhrt worden. Pro Hauptansctrlu8 mugte
ein Darlehen von 1,000 Mark zur Verfügung gestellt werden
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Auch das Vorhaben der Post, GebühLrenerhöhungen bei verschiedenen

Diensten, darunter dem Briefdienst, zu realisieren, mußte zumindest
vertagt werden. Obwohl sich der beim Bundesminister für Wirtschaft
gebildete Preisrat ebenso wie der Deutsche Industrie- und Handelstag
grundsätzlich für die vom Postminister als "Tarifreform" bezeichnete
Maßnahme ausgesprochen hatte, gelang es Staatssekretär Schneider vom
Postministerium nicht, den Bundestag von ihrer Notwendigkeit zu über-
zeugen. Nicht einmal das Argument der Arbeitsplatzwirksamkeit der

durch die höheren Tarife zusätzlich möglichen Investitionen stieß auf
positive ResonanzT4. Als dann auch noch die Frage nach der politisch-
parlamentarischen Zuständigleit für den Erlaß von Gebührenverordnun-
gro ^. Streitobjekt wurdä7s, verzichtete das Poshinisterium darauf,
vor der Verabschiedung des Postverwaltungsgesetzes die vorgesehenen
Anderungen weiter zu verfolgen. Die Post hatte zum ersten Mal erfahren
müssen, wie eng der politische Rahmen für wirtschaftliches Handeln
werden konnte.

Sie mußte sich daher noch mehr als vielleicht ursprünglich geplant

darauf beschränken, die Kosten ihrer Leistungserbringung nr minimie-
ren, wollte sie die notwendigen Investitionen aus den Gebühreneinnah-
men finanzieren. Allerdings mußte sie auch Pläne für einen rascheren
Ausbau vor allem des Telefonnetzes auf Eis legen. Erst im August L955,
also zehn Jahre nach dem Zusammenbruch, konnte die Post eine erste

Anleihe über 125 Mio. DM. auf dem Kapitalmarkt p\aziercr{6. Ein Jahr

anvor war es ihr gelungen, eine moderate Gebührenerhöhung durchzuset-
zen. Mt Zustimmung des Postverwaltungsrates und des Finanzministers
wurde ohne große Diskussion der Preis für eine Gebühreneinheit im

74 Schneider am 1-1. September t952 im Deutschen Bundestag: "Wir müssen natürlich
investieren. Wo bliebe denn die Fernmeldeindustrie, die zu 80Vo von der Deutschen
Bundespost lebt. Wo blieben die Zehntausende von Arbeitern? Die Fernmeldeindustrie,
die ja zum Tbil auch in Berlin ansässig ist, kann auch nicht exportieren ohne den
Rückhalt der Deutschen Bundespost. ,,, Wir können, auch um eine Anleihe zu erhal-

ten, nur kreditwürdig bleiben, wenn wir nicht mit Verlwt arbeiten, und wir können
auch solche Verhste, die durch Personalunkosten enßtehen, nicht etwa auf eine Anleihe
nehmen, selbst wenn wir eine solche Anleihe ethielten",

15 Der Bundestagsausschuß für das Post- und Fernmeldewesen stellte am 6. Oktober 1952
nach einer "regen Diskussionrr fest, daß die Zuständigkeit für eine Tbrifreform nicht
beim Deutschen Bundestag, sondem beim Postminister und beim Bundesrat liege'

76 Vorher eingesetzte Fremdmittel zur Finanzierung von Investitionen stammten entweder
aus Lieferantenkrediten der Herstellerindustrie (Garbe 1955: 373) oder aus relativ kurzfri-
stigen Mitteln des Geldmarktes. Diese erste Anleihe diente daher in erster Linie der
Konsolidierung eines Tbils der Schulden.
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Telefondienst von 15 auf 16 Pfennig angehoben. ln übrigen blieb die
Gebührenstruktur in der Telekommunikation fast unveränäert.

Prinzipiell waren dte Investitionen in die Telekonmunikntion renta-
bel. Bei rund 2.800 DM Investitionskosten pro Hauptanschluß kalkulierte
man beim Telefon monatliche Kosten von etwa 30 DM für verzinsuns
und Amortisation und durchschnittlich 65 DM Gebühreneinnahmedf.
Die Zahlen machten aber auch deutlich, daß zunächst hohe investive
vorleistungen zu erbringen waren, bevor nennenswerte Erträge zurück-
flossen. Der Anschluß von Telefonen und der Ausbau des Nitzes wur-
den als sich wechselseitig bedingende Maßnahmen benachtet. Beide
sollten deshalb gleichgewichtig erfolgen, wobei in den ersten Jabren
jedoch zwangsläufig der Netzausbau etwas höhere Priorität hatte, da
immer erst Kabel, übertragungs- und vermittlungstechnische Einrichtun-
gen vorhanden sein mußten, bevor Endgeräte angeschlossen werden
konnten. Nicht jedes Größenwachstum brachte also automatisch eine
Kostendegression, vielmehr stieg zunächst der Fixkostenblock pro zusätz-
lich angeschlossener Einheit, bis die Nutzung entsprechend gestiegen
war.

Die Ausbaustrategie der Post orientierte sich an der Nachfrage, oft-
mals auch noch an der wirtschaftlichen Iristungsfähigkeit und-der zu
erwartenden Nutzungsintensität der anzuschließenden Teilnehmer. So
erklärte staatssekretär Gladenbeck im April 1955 vor dem postausschuß,

nachdem zunächst die "freie wirtschaft" als Nutzer durch Fernmerde-
investitionen besonders unterstützt worden sei, gehe es nun mehr und
mehr auch darum, "mittleren Geschäftsbetrieben" und privaten Anschluß-
möglichkeiten an rlas Netz zu verschaffen. Dabei betonte er die Infra-
strukturbedeutung der Telekommunikation: "Das Fernmeldewesen ist kein
Hilflbetrieb, es ist viel eher mit der Grundstoffindustrie vergleichbar".

-Das 
Infrastrukturgut Telekommunikation war in der Nachkriegszeit

äußerst knapp. Die Post bemühte sich, den Mangel so zu verwalte& daß
sie Anschlußmöglichkeiten vor allem nach der wirtschaftlichen Notwen-
digkeit "verteilte", wobei sie davon ausgehen konnte, daß wirtschaftlich
notwendige in der Regel gleichzeitig für sie besonders attraktive An-

77 So der neue Postminister Balke im Januar und sein Finanzexperte Engel im Februar
1954 vor dem Postausschuß. Engel betonte außerdem, daß das Femsp-rechwesen mit
Sicherheit auf die Dauer die beste Verdienstmöglichkeit fär die posi biete. Inteme
Kostenrechnungen ergaben bei Bertictsichtigung aller Kosten, also vor allem noch der
Personalkosten, der Kosten der Betriebsführung und Unterhaltung sowie der nicht be-
triebsbedingten Kostel (2.8. Ablieferung) ftiräas Jahr L952 ein6, Kostenüberdeckung
von 47 DM bei einem jährlishen Umsatz von742 DM pro Hauptanschluß (Mliller 1960I
220).
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schlüsse mit der größten "Quellkraft", also der größten Nutzungsintensi-
tät waren. Dies galt allerdings auch generell für Anschlüsse in großen

städtischen Netzen verglichen mit solchen in der Peripherie (vgl. Riebe-

ling 1951). Wegen der positiven externen EffeHe des wachsenden Ge-

samtnetzes hatte die teilweße Befriedigung der Nachfrage nach An-
schlüssen zur Folge, da\ noch nölt z,isatitiche Nactfrage entstanils.
Diese bewirkte nun aber nicht den zu erwartenden überproportionalen
Zuwachs der Anschlüsse, sondern nur eine länger werdende Warteliste
der PostTe. Lange Zeit konnte die Liste praktisch nicht dadurch verktirzt
werden, daß die Preise für die Anschlüsse oder die Nutzung deutlich
erhöht wurden. Durch politische Vorgaben war für die Post der Spiel-
raum nach oben eng begrenzt. Es stabilisierte sich daher eine Situation
der Infrastrukturknappheit, die als typisch für öffentliche oder öffentlich
kontrollierte Infrastruktursysteme gilt (Hirschman L967 : 78-92).

Diese gesamtwirtschaftlich unerwünschte Lage (vgl. lrnnertz 7958)
war, wie dargestellt wurde, auch für die Post suboptimal. Zusätzliches
Eigenkapital zur Finanzierung der Investitionen stand praktisch nicht
zur Verfügung, da in der Zeit von 1949 bis L954 bei unterschiedlicher
Ertragslage insgesamt nur ein Nettogewinn von rund 100 Mio. DM
erwirtschaftet wurde und an eine Zuführung zusätzlichen Kapitals durch

den Bund nicht zu denken war, obwohl der Finanzminister an jeder

Umsatzsteigerung wegen der Ablieferungspflicht der Post lmtt 6 2l3Vo

beteiligt war. So blieb der Post nur die Möglichkeit, sich mit steigender
Intensität darum zu bemühen, Fremdkapital ztt mobilisieren. Dies war
angesichts einer Eigenkapitalquote vonT\Vo im Jahre 1950 betriebswirt-
schaftlich völlig unproblematisch, es war aber auch der Weg des gering-

sten Widerstandes. Von den rund 2,6 Mrd. DM, die die Post in den

Rechnungsjahren 1949 bis 1954 investierte, entfielen 1,6 Mrd. DM auf
Neuinvestitionen. Die Mittel flossen zu rund 70Vo n die Telekommuni-
kation, obwohl sie in dieser Zeit nur rand 49Vo der Erlöse erzielteso.

Die Eigenkapitalquote der Post sank auf immer noch akzeptable 47Vo,

die Geschwindigkeit des Rückgangs deutete aber bereits an, dafJ die

78 Außerdem mußte man damit rechnen, daß die private Nachfrage nach "dem gehobenen

Gebrauchsgut Fernsprecher" von einem bestimmten, Anfang der 50er Jahre aber noch

nicht eneichte& Lebensstandard ab schneller als das Bruttosozialprodukt steigen wütde
(Schniedermann 19631 406).

79 Tlpischer,weise nimmt die Wachstumskuwe, wenn keine irutitutionellen und/oder,kapital-
nidnigen Hemmnisse auftreten, einen s-förmigen Verlauf (Vgl, Heinzel Kill 1987).

80 In gewisser Weise gingen die Investitionen für die Telekommunikation also zu lasten
der anderen Bereiche des Unternehmens Post.
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Strategie der Finanzierung der Investitionen über die Neuverschuldung
bald an ihre Grenzen stoßen würde.

5 Verschränkung von Technik und Ökonomie

Die bisherige Darstellung der Entwicklung der Telekommunikation in
den ersten zehn Jahren nach dem Krieg hat deutlich gemacht, dnfi zu-
nächst technische und dann zunehmend auch ökonomische Probleme
das Handeln der Akteure dorninierten, während dieser Bereich aus politi-
scher und rechtlicher Perspektive für weniger wichtig gehalten wurde.
Grundsätzlich existierten die verschiedenen orientierungen nebeneinan-
der, wobei die einzelnen Akteure mehr oder weniger stark einer be-
stimmten Sichnveise verpflichtet waren. Betrachtet man statt der han-
delnden Individuen die korporativenAkteure, so ftillt allerdings unmittel-
bar ins Auge, daß viele von ihnen gleichzeitig in den technischen und
den ökonomischen Arenen engagiert waren, während in der politischen
Arena abgesehen von der Bundespost regelmäßig ein ganz anderer Kreis
von Akteuren anzutreffen war. Auf die Wahlverwändtschaft im Sinne
relativer Ahnlichkeit technischer und ökonomischer orientierungen wurde
bereits im theoretischen Bezugsrahmen hingewiesen. Sie impliziert je-
doch nicht notwendigerweise, daß beide orientierungen auch gleichzeiiig
auftreten oder technische und ökonomische Probleme in der Telekommu-
nikation gleichzeitig dominant werden (vgl. Urban 1986: 68-89, ZZ4-
239). Historisch ist dies natürlich möglich und im ersten Nachkriegsjahr-
zehnt der Telekommunikation in der Bundesrepublik, mit bedingt durch
das set der korporativen Akteure, tatsächlich auch ansatzweise feststell-
bar.

In dieser Hinsicht gleicht die Periode des Wiederaufbaus der Tele-
kommunikation der frühen Phase der Entstehung technischer Systeme,
aber auch technisch geprägter Unternehmen, in denen große Erfin-
derÄJnternehmer-Persönlichkeiten sowohl technische Problemlösungen
entwickelten als auch die ökonomischen Voraussetzungen für deren
Verwertung, Nutzung und Expansion schafften, wobei die Technik oft
einen kleinen Zeitvorsprung hatte (vgl. Hughes 1987; Hanf 1980). In
der Nachkriegszeit und auch schon früher waren an die Stelle soicher
Persönlichkeiten längst Unternehmen und Organisationen getreten, in
denen die bezeichn€ten Aktivitäten arbeitsteilig und unter der Maxime
der Sicherung der Domäneinteressen der korporativen Akteure ausge-
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ftihrt wurden (vgl. Noble 7977:84-109). Auch in einem weiteren sinne

war der Freiheitsgrad der Entwicklung des Gesamtsystems durch Pro-

zesse der Struktubildung innerhalb der Telekommunikation in der Vor-

kriegszeit bereits in einem Maße eingeschränkt, das das Einschlagen

einei gänzlich neuen Entwicklungsrichtung unwahrscheinlich, wenn nicht

unmoglich machte (vgl. Noble 1984: I44'L92). Dieser von Hughes als

"Momentum" benannte Aspekt großer technischer Systeme, der einen

autokorrelativen Trend im Sinne von 'rstationarity", aber nicht "stagna-
tion" (Faia 1986: Preface) bezeichnet, wird von den sozialkonstruktivisti-
schen' Techniksoziologen als Folge sich stabilisierender technischer

Strukturen interpretiert.
In der Bundesrepublik waren jedoch gerade für die technische Seite

der Kommunikation, trotz aller Notwendigkeit der Rücksichtnahme auf

die bestehende technische Infrastruktur, betlächtliche Veränderungen
geplantsl. Das flächendeckende vollautomatische in mehrere Ebenen ge-

gliederte Telefonnetz als Zietgröße stand zwar in der elektromechani-
ichen Tradition der deutschen Telekommunikation, stellte aber technische

Anforderungen, die deutlich über das hinausgingen, was bislang prakti-
ziert wurde. Allerdings klaffte zwischen der Planung des Neuanfangs

in den späten 40er Jahren und seiner Realisation naturgemäß eine zeitli-
che Lücke, wobei von Anfang an feststand, daß die Realisation viele
Jahre benötigen würde.

Differenzierung der Benutzungsgebühren

Es zeigte sich bald, daß nicht nur viel Zeit, sondern zumindest auf Sei-

ten dei Post auch ein hoher Kapitaleinsatz erforderlich werden würde.

So mußten für einen automatischen Betrieb größere Kapazitäten als für
die Handvermittlung vorgehalten werden, da der "Operatot" als Puffer

nicht zur Verfügung stand. Spitzenbelastungen konnten nicht im "Batch-
Betrieb" abgearbeitet wetden, es drohten Uberlastungen und als deren

Folge teilweise Netzzusammenbrüche. Man rechnete mit einem abneh-

menden Ausnutzungsgrad bei zunehmender Automatisierung der Anlagen,

da diese aus technischen Gründen8z grundsätzlich auf den Spitzen- und

81 In dieser Hinsicht wies die Tblekommunkation in der Nachkriegszeit eben doch auch

einige Aspekte auf, die nach Hughes typisch für die "Pre-Momentumr'-Phase der Ent-

wicfuung großer technischer Systeme sind (Ilughes 1988: 85-89)'
82 Wegen deiin dieser Beziehung im Vergleich mit dem "Operator" geringeren Intelligenz

der Vermittlungstechnik.
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nicht den Durchschnittsverkehr ausgedchtet werden mußten. Eine Konse-
quenz der Entscheidung für ein vollautomatisches Netz war also ein
erhöhter Kapitalbedarf sowohl flir die aufwendigere vermittlungstechnik
als auch für die insgesamt notwendige größere Kapazität (Schubert 1951:
3s6).

Wollte man, wozu die Post entschlossen war, an der Entscheidung
festhalten, obwohl sich, wie im letzten Abschnitt gezeigt wurde, die
Mobilisierung des notwendigen Kapitals ohnehin schon äußerst schwierig
gestaltete, entstanden zusätzliche ökonomische Probleme. Um allzu große
spitzenbelastungen und damit aufwendige strukturelle Höchstkapazitäten
zu vermeiden, versuchte die Post durch Gebührendifferenzierung einen
Teil der Nutzung in verkehrsärmere Zeiten umzulenken und hier auch
zusätzliche Nutzung anzareizen. Die bereits frtiher praktizierte verbilli-
gung der "Nachtgebühr" wurde ftir handvermittelte Verbindungen redu-
ziert, da diese abendlichen und nächtlichen Personaleinsatz erforderten,
für den automatischen Ferndienst jedoch ausgeweitet, um eine bessere
Auslastung der Anlagen rund um die Uhr zu erreichen Q.{eumann 1984a:
247-259; Steinmetz 7979: 393-404). Der gewünschte Effekt fat aller-
dings nur teilweise ein. Die Entlastung der Hauptverkebrszeiten war
wegen der ganz überwiegenden geschäftlichen und damit geschäftszeit-
abhängigen Nutzung des Telefons als eines interaktiven Mediums prak-
tisch nicht zu erreichens3. In den Abendstunden nahm die private Kom-
munikation etwas zu. Sie war aber natürlich abhängig von der Existenz
privater Anschlüsse und von der Einübung in den Gebrauch des Tele-
fons als "cold medium" (Mcluhan L964: 23-32,265-274).

Der Gebührendifferenzierung waren weniger politische oder rechtliche
(Kirchhof 1988: 100-105) als technische Grenzen gesetzt. Bei der Tari-
fierung wurde zwal.arn Prinzip der entfemungs- und zeitabh?ingigen
Gebühr festgehaltenea. Um die Verzoner und ZEhlimpulsgeber, diä äuf

83 Die Binschaltung von Speichermedien in den interaktiven Prozeß der Kommunikation
war nach den technischen Möglichkeiten der Nachkriegszeit praktisch noch ausgeschlos-
sen. Die Tbndenz der Uno-actu-Abwicklung dieses Dienstleistungsaktes seEt der-Rationa-
lisierungsstrategie der zeitlichen l$tvefieilung in diesem Beieich zumindest bei der
sprachorientierten Kommunikation auch heute noch enge Grenzen (vgl. scharpf 1986:
15-1e).

84 Die Crebühr fitr Ortsgespräche, also Gespräche innerhalb eines Endamtes, war zeitunab-

!ängig, Man konnte also für 15 bzw. 16 Pfennig unbegrenzt lange telefonieren. Die
Bundespost hatte und hat bis heute wie viele andere AnbiEter von TElekommunikations-
dienstleistungen einen "two-part tariffl' (vgl. Littlechitd 1975; orery' smith 19g1). Neben
der Gcsprächsgebühr wurde von den thilnehmern eine benutzungsunabhängige hronatli-
che Grundgeblt4 erhoben. Diese berüclsichtigte im Ansatz den Zusammenhang zwischen
Netzgröße und Nutzungswert, weshalb sie mit wachsender Größe des Ortsneües stufen-
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der Ebene der Knotenämter angesiedelt waten, aber nicht zu kompliziert
gestalten an müssen, wurde die Zatrl der Entfernungszonen, für die un-

terschiedliche Zeittakte galten, gegenüber dem Handbetrieb sukzessive

reduziert (timm 7954:56-6I). Als Maßstab für die Entfernung galt die

Distanz zwischen Knotenämtern oder Hauptämtern, eine "Feinver-
zonungrr, also die Berücksichtigung dff genauen Entfernung zwischen

ursprungs- und Bestimmungsort wäre technisch, zumindest ohne elekho-

nische Hilfsmittel, praktisch nicht mehr realisierbar gewesen (vgl. Führer

1958: LL2-121)8s. Im "Widerstreit von Technik und Tarif" entschied man

sich zugunsten der Technik (Kirchner 1953). Hierdurch enlstanden für
die Benutzer gelegentlich auch Härten, wenn räumlich nicht allzu weit
voneinander getrennte Teilnehmer, nur weil sie verschiedenen Knoten-
amtsbezirken angehörten, die hohen Ferngebühren bezahlen mußten,

während andere Teilnehmer, die auch nicht näher beeinander wohnten,

aber innerhalb eines solchen Bezirks lagen, zu niedrigeren Tarifen kom-

munizieren konnten. Eine noch stärkere Entdifferenzierung der Gebühren

hätte zwar den technischen Aufwand für die Erfassung weitel velringert
und einige der geschilderten Härten beseitigt, verkehrslenkende Wirkun-
gen des Tarifs jedoch verhindert oder spitzenbelastungen lediglich zeit-
iich verschobe;86.

85

86

weise stieg.
Die Technik der Gebührenerfassung war für die Post wie für die Tbilnehmer gleicherma-

ßen wichtig. Bei Inhouse-Netzen spielt sie hingegen bis heute oftmals überhaupt keine

Rolle. An d-'er Schnittstelle von'fechnik und Ökonomie wird die Konkunenz unte$chied-
licher Prioritäten und Orientierungen deutlich. Dies mögen die folgenden Sätze von
Führer verdeutlichen: "Schon die eßten Planungsarbeiten bewiesen mit aller Deutlichkeit,
daß der l,andesfernwahl nur dann ein durchschlagender Erfog beschieden sein wird'
wenn es gelingt, den Thrif der Tbchnik anzupassen. Es war daher ein bahnbrechender

Schritt, ali sich die Deutsche Bundaspost 1953 entschloß, den Knotenamtstarif einzuftih-
ren. Erstmals in der Geschichte des deußchen Fernsprechgebührentarifs sind die Belange

der Tbchnik bei der Gestaltung des Tbrifs voll berücksichtigt worden. Die bisher weit
verbreitete Ansicht, dem Tbrif gebühre das Primat und die Tbchnik habe nur eine

dienende Stellung, darfdamit endgültig als übenwundengelten" (Führer 1958: 118/119).

Diese Erfahrung machte die Post, ali sie 1956 einen einheitlichen "Nachttarif" für
Ferngespräche über eine (Knotenamß-) Distanz von mehr als 50 km einführte. Ab 19

Uhr ieriangerte sich die Sprechzeit für eine Gebühreneinheit gegenüber dem "Thgtarif'
bei den weitesten Entfernungen um das Fünffache, ab 75 km bercits um das Dreifache.

Kuz nach L9 Uhr waren viele lritungen darauf hin für einen längeren Zoitraum ständig

besetzt (vgl. Steinmetz I979t 399/400). Solche Blockaden konnten schon durch die

bloßen gieichzeitigen Wählversuche einer Vielzahl von Tbilnehmern enßtehen. In diesen

Fällen iurden atso teite des Netses belegt, ohne daß die Post hierftir Gebühren ein-
nahm.
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Technische und wirtschaftliche I-ebensdauer der Anlagen

Das wirtschaftsunternehmen Bundespost benötigte für die kontinuierliche
Kosten- und Ertragskontrolle sowie ftir die Investitionsentscheidungen
ein differenziertes Rechnungswesen. Die Prinzipien der kameralistischen
Buchführung, an denen sich die Einnahme-Ausgabe-Rechnungen der
öffentlichen Verwaltungen orientierten, konnten nicht die Grundlage
hierfür bilden. Kaufrnännische und befüebswirtschaftliche Gesichtspunkte,
wie sie das Postverwaltungsgesetz für die Rechnungsführung der Post
verbindlich forderte ($$ 15-19), wurden auch vor der Verabschiedung
des Gesetzes bereits beachtet. Dennoch wies das Rechnungswesen noch
einige für öffentliche Verwaltungen typische Merkmale auf, die erst im
Laufe det zeil beseitigt werden konnten. Zumindest im ersten Jahrzehnt
nach dem Krieg wurden sie durch die Kontrollkompetenzen und die
Praxis des Bundesrechnungshofs, auch wenn dieser die wirtschaftsfüh-
rung nicht erheblich beeinflussen konnte, eher stabilisie#7. Insbesondere
die risikobehafteten unternehmerischen Entscheidungetr waren einer ange-
messenen formalen Prüfung durch den Rechnungshof kaum zugänglich
(vgl. Herrmann L986: 134).

Ein ganz wesentlicher Faktor für die wirtschaftliche Erfolgsbilanz,
aber auch für die Dimensionierung von Investitionen und den Liquidi-
tätsstatus der Post war der Modus der Abschreibungen der Anlagen. Die
Präferenz privater wirtschaftsunternehmen, Anlagen zumindest sieuerlich
grundsätzlich so schnell wie möglich abzuschreiben, wax bei der Post
nicht anzutreffen, da sie keine Ertragssteuern bezahlen mußte. sie konnte
sich vielmehr an der tatsächlichen wirtschaftlichen Nutzungsdauer orien-
tieren, wobei sie hier vor allem von technischen Eigenschaften der Anla-
gen ausging. Nach den Regeln der Sparsamkeit der Mittelverwendung
in öffentlichen Haushalten war die Post durchaus auch gehalten, ihrä
Anlagen sehr lange zu nutzen, wollte sie nicht eine Rüge des Bundes-
rechnungshofs riskieren. Die technische Lebensdauer galt in der Regel
als sehr lang. Nicht nur bei den Gebäuden und sonstigen baulichen

87 f,uch das umfangreiche "Gutachten über die Organisation der Bundespost", da$ der
Präsident des Bundesrechnungshofs in seiner Eigenschaft als Bundesbäauftragter für
die Wifischaftlichkeit der Vennaltung 1956 vortegte, hat daran nicht viel geändört (vgl.
Steinmetz L979t 57/58), zumal es beim Postministerium selber immer auch als Versuih
einer externen Stelle, einen gesunden Patienten zu heile& angcsehen wurde. So erklärte
staatssekretär Gladenbeck im Bundestag 8L.6.L9s5), die posi habe sich dem Beauftrag-
ten für die wirtschaftlichkeit der Verwaltung gegenüber so gefühlt ''wie ein Mensch,

{er sic! geslnd flihlt und sich doch einer erztlichen Untersüchung untepiehcn muß".
Dennoch habe es wichtige und ntttzliche Vorschlüge des BeauflraEen gegeben.



Einrichtungen, deren I-ebensdauer auf mindestens 30 Jahre bemessen

wurde, son-dern auch bei den Orts- und Fernkabeln (20 Jahre)' den Orts-

vermittlungs- (15 Jahre) und Fernvermittlungseinrichtungen (10 Jahe)
sowie den übertragungstechnischen Einrichtungen (10 Jahre) überstiegen

die geschätzten Nützungsperioden oft den zeitratm von 1.0 Jahren. Ent-

sprechend niedrig waren die linearen Abschreibungssätze. Abgeschrieben

wurden zudem die fuischaffungs- bzw. Herstellungskosten und nicht die

Wiederbeschaffungskosten, was bei langen Abschreibungszeiten beson-

ders problematisch war. Neue Anlagen walen verglichen mit den Prei-

sen, die zehn oder mehr Jahre früher für die alten Einrichtungen bezahlt

wurden, schon wegen der Preissteigerungsrate deutlich teurer.

Mit der Abschreibungspraxis konform ging das Bestreben der Techni-

ker der Herstellerindustrie und der Bundespost, solide, langfristig gut

funktionierende Anlagen zu entwickeln bzw. zu beschaffen. Es wurde

durch die innerhalb des elektromechanischen Paradigmas wie bei jedem

technischen Paradigma dominierende evolutorische Vorstellung techni-

schen Fortschritts hervorgerufen (Nelsoni Winter L982:246-272). Die
interaktive Verschräinkung technischer und ökonomischer Orientierungen
im gegebenen institutionellen Rahmen stabilisierte den eingeschllgglg.n
technischen und wirtschaftlichen Kurs (vgl. Rosenberg 1976: t08-L25).
Wenn sich die Abschreibungen linear an der technischen Lebensdauer

orientierten, konnten sich die Anlagen nur durch extensiv lange Nutzung
amortisieren. Die Umschlagsgeschwindigtceit des Kapitals wurde reduziert

und das Durchschnittsalter der technischen Komponenten, mit denen

neue Anlagen im Sinne der Rückwärtskompatibilität zusammenarbeiten

mußten, stLg entsprechend an88. "The Present Value of the Past" (Wolf
L970), das Gewicht der Vergangenheit für die Gegenwart, war hoch.

Es ließ sich praktisch in Mark und Pfennig bestimmen, und eine rasche

Trennung von alten Anlagen wäre nur mit Hilfe von Sonderabschreibun-
gen an Lästen des Gewinns möglich gewesen, da entsprechende Gebüh-

ienerhöhungen nicht durchsetzbar waren und neuete technische Kompo-

Ltz Kapitel III

88 Mitte der 50er Jahre hatten mehr als 600.000 WäNereinheiten ein Betriebsalter von
über 25 Jahren. Rund 60Vo aller "Anschlußeinheiten" waren mindestens 15 Jahre in
Betrieb (vgl, seelmann-Eggebert 1955: ?9). Sie waren natürlich abgeschrieben, konnten

aber wegen Kapitalmangels und der Priorität von Enreiterungsinvestitionen nicht dutch
neue Anlagen enietzt werden,
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nenten als reine Prozeßinnovationen auch keine^oder nur geringfügige
zusätzliche Einnahmen zu Folge gehabt hättenEe.

Die Finanzexperten der Bundespost waren sich der Problematik der
Abschreibungspraxis bewußt, nahmen sie aber hin. So wies Minister
Balke am 9. November 1954 vor dem Postausschuß angesichts eines
bescheidenen Reingewinns im laufenden Rechnungsjabr darauf hin, daß
die Abschreibungen eigentlich nach den Wiederbeschaffrrngswerten erfol-
gen müßten. Unter diesem Aspekt war der Reingewinn tatsächlich ein
Scheingewinn (Bott L984:2L8-223). Für die Lieferfirmen war die Ab-
schreibungspraxis der Post so lange ohne Bedeutung, wie eine andere
Praxis nicht zu zusätzlichen Aufträgen geführt hätte.

Kostenorientierte Rationalisierung: Das Prinzip der Einheitstechnik

Der hohe Kapitalbedarf der Post und ihre begrenzten Möglichkeiten,
diesen durch zusätzliche Einnahmen zu decken, zwargen das Unterneh-
men in besonderem Maße dazu, die Kosten der Beschaffung und des
Betriebs der technischen Anlagen der Telekommunikation niedrig zu
halten. Beides war leichter möglich, wenn eine gewisse Einheitlichkeit
der Anlagen gewährleistet werden konnte. Für das technische Personal
waren Reparatur- und Wartungsarbeiten einfacher und kostengünstiger
durchzuführen, wenn die Vielfalt der technischen Komponenten des
Syslems nicht zu groß wurde (Seelmann-Eggebert 1955: 78-80). Auch
die Beschaffung der Komponenten, vor allem im Hinblick auf die Kon-
trolle der Preise, gestaltete sich für die Post weniger aufivendig, wenn
sie nicht zwischen unterschiedlichen Produkten mit ähnlichen Funktionen
auszuwählen brauchte, sondern ein ganz konkret spezifiziertes Produkt
ordern konnte (vgl. Meienose 1957: L23-L29). Wie bei anderen Unter-
nehmen existierte auch bei der Post von Anfang an im Zusammenhang
mit dem Prozeß der I*istungserstellung, aber auch mit dem Einkauf von
Produkten auf dem Markt der Investitionsgüter ein betriebliches Interesse
an Standards, da sie die Realisation von Economies of Scale ermöglich-

89 Der Abschreibungsmodus hatte also zumindest indirekt einen dämpfenden Effekt auf
die Gebilhren. Er läßt im übrigen auch vetmut€n, daß die hohe lGbitalintensität bzw
die Überkapitalisierung der Tblekommunikation teilweise ein buchhalterisches Artefakt
ist. Wären die Abschreibung;szeiten kürzer, würde sich der in der Bilanz erscheinende
Wert. der Anlagen und damit die Kapitalintensität deuttich rpduzieren (vgl. Chapuis
1e78).
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ten (vgl. David 1985; Sirbu/ Zwimpfer 1985; auch Voelzkod Hilbert/
Bolenz L987: 95-99).

Hinzu kam aber im Unterschied zu vielen anderen Unternehmen das

ausgeprägte technische Erfordernis der Kompatibilität. Es lag im eigenea

Interesse der Post, daß neue technische Komponenten jeweils in die

"installed base" (FanelV Saloner 1986), das bestehende System, "paß-
ten", damit die Telekommunikationsdienstleistungen ohne Einschränkun-
gen erbracht werden konnten. Kompatibilitätsstandards konnten in der
Regel nur graduell modifiziert werden, wollte man nicht den Wert der

existierenden Anlagen beeinträchtigen. Diese als Problem der "sunk
costs" (vgl. Knieps 1985:38-42) oder der "asset specificity" (Williamson
1986) bezeichneten Phänomene erzwangen gerade bei einem technisch
vernetzten System wie dem Telekommunikationsnetz der Post das Fest-

halten an technischen Standards, wobei diese bei einem gewachsenen

Netz immer auch auf "Rückwärtskompatibilität" zielten.
Dem Standardisierungsproblem begegnete die Post dadurch, daß sie

sich auf das Prinzip der Einheitstechnik festlegte (Meierrose t957: t25-
129). Dieses Prinzip wutde begrifflich zunächst nicht weiter differenziert.
Allerdings konnte es grundsätzlich in drei Varianten praktiziert werden.
Die weitestgehende war die "Geröteeinheitstechnik", die eine völlige
Identität der einzelnen Bauelernente verlangte und im Endeffekt zu ho-
mogenen Produkten führte (Monopolkommission 1981: 44). Sie wurde
sehr konsequent bei den Telefonapparaten betrieben (Bernhardt 1986;
vgl. auch Oden/ Vömel 1977; Simon 1989). Auch bei den Vermittlungs-
systemen setzte die Post traditionell auf diese Variante des Prinzips.
Nicht ganz soweit grng das Prinzip der "einheitlichen Technik", das

"Stecker-Kompatibilität" verlangte. Es mußten I'die kleinsten steckbaren
Baugruppen der verschiedenen Hersteller gegeneinander austauschbar"
sein (Ueckert 1981: 176). Dies forderte die Post z.B. bei den Kabeln
der Ortsnetze. Weit weniger rigide war das Prinzip det "funlaionalen
Einheitstechnik", das die Austauschbarkeit der Baugruppen unterschiedli-
cher Hersteller in einem vorgegebenen Funktionszusammenhang verlang-
tee0. Es galt mit gewissen Einschränkungen z.B. für private Nebenstel-
lenanlagen.

90 Eine moderne Variante der funktionalen Einheistechnik ist die Forderung nach einheitli-
chen Schnittstetlen (Pegel, Schaltkennzeichen, Frequenzschemata usw). Sie trägt der
zunehmenden Bedeutung der Softwarebestandteile der Systeme der technischen Kommu'
nikation Rechnung. Konstruktive Vorgaben, die die Produktion der Hardware regelrl
verlieren hingegen an Bedeutung (Ueckert 1981: 176)'
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In der Nachkriegszeit tendierte die Post dazu, das Prinzip der Ein-
heitstechnik eher eng auszulegen. Sie war allerdings zunächst, auch
wegen der Lieferschwierigkeiten einiger Hersteller, dazu gezwungen,
sich bei einigen Komponenten mit der funktionalen Einheiflichkeii zu
begnügen". In Pflichtenheften wurden die Bedingungen vorgegeben, die
bei Entwicklung und Konstruktion der technischen Komponenten von
den Herstellerfirmen zu beachten waren.

Das betrieblich und technisch begründete verlangen nach standardi-
sierung, von der Post als Prinzip der Einheitstechnik praktiziert, hatte
erhebliche normative Kraft für den Markt der technischen Komponenten
für Telekommunikationssysteme (vgl. Adams/ Brock IggZ). Dib Ubena-
g_ende Fedeutung der Post als Abnehmer für die Technik zwang die
Hersteller dazu, die vorgaben der Post, die diese mit Rücksicht auf ihre
eigenen technischen Anlagen und auf ihre Betriebskosten setzte, za
beachten, da sonst keine Aufträge an erwarten gewesen wären. Firmen,
die die standards erfüllten, konnten umgekehrt bei Neuentwicklungen
darauf rechnen, eine patentrechtlich und auch produktionstechnisch domi-
nante Position gegenüber den Konkurrenten zu erlangen und so erhebli-
che Profite zu erwirtschaften (vgl. Braunsteiry' White 1985). Bei der
Formulierung und Festsetzung von standards war die post ihrerseits auf
die Kooperationsbereitschaft der Hersteller, in späteren Jahren zuneh-
mend auch der Benutzer der Dienste, angewiesen, weil sie selber weder
über ausreichende Forschungskapazitäten noch über die notwendigen
Marktkenntnisse verfügte. Das Prinzip der Einheitstechnik, gepaart mit
der Notwendigkeit der Rückw?irtskompatibilität in großen technischen
Netzen und den anderen skizzieften Faktoren, schaffte gegenseitige Ab-
hängigkeiten von Post und Herstellerindustrie und begünstigte auf seiten
der Firmen oligopolistische Konstellationen mit produlitspezifischen
Monopolen oder zumindest Systemführerschaften.

Neben diesen "marktvermittelten" Prozessen der Standardisierung,
die bei entsprechenden Asymmetrien zwischen einem mächtigen Käuför
und einer kleinen Zahl von Verkäufern wirksam werden konnten, trugen
die Hoheitsrechte der Post im Bereich der Telekommunikation zusätzfich
zur Stabilisierung von Standards bei, die von ihr gesetzt wurden. Alle

91 Dies führte gelegentlich zu größeren Unterschieden bei funktional einheitlichen Geräten.
so 

-entwickelten ABg Mix & Genest und Siemens bei den fär die trägerfrequente
Mehrfachausnut"r'ng von Kabeln notwendigen Modulationsgeräten relaiiv ahirliche
Qrsteme, die auf der sog. vorgruppentechnik basierten. Hingegen präsentierte Felten
& Guilleaume bei denselben VorgabCn der Post ein funktional gläiches, aber konstruktiv
ganz unterschiedliches system auf der Basis der sog. vormoädation (Zerbel 1951).
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an das Telekomrnunikationsnetz anzuschließenden oder anschließbaren

technischen Komponenten bedurften der technischen Zulassung, die vom
Fernmeldetechnisöhen Zenlralamt (FI'Z) auf Antrag vorgenornmen wurde,

wenn die postulierten Bedingungen erfüllt waten. Bei diesem Hoheitsakt

war die pbst im Prinzip gänzlich autonom, während in vielen anderen

Bereichen, wie bereits geschildert, immer noch Beteiligungs- oder Inter-

ventionsrechte für andeie Akteure existierten (vgl. Scherer 1985: 76-91).

Die hohe faktische verbindlichkeit der von der Post gesetzten stan-

dards, die auch auf die nicht unmittelbar von ihr kontrollielten Ber€iche

ausshahlten, bedeutete Anreiz, wenn nicht gal Zwan;g für die Hersteller-

industrie, bei der EntwicHung der Standards mitzuwirken, wollte sie

nicht riskieren, übergangen zu werden (vgl. Röder 1984). Es bildeten

sich daher, praktisch in der Tradition und Nachfolge der Beratenden

Technischen Ausschüsse für das Fernmeldewesen, sehl rasch zahlreiche

Gremien, die außer technischen Standards im engeren Sinne oft auch

noch Benutzungsmodalitäten und andere dienstbezogene Regeln erarbeite-

ten (Scherer tgAS: ggS-g92; vgl. auch McKnight 7987: 424-426)tln
diese im allgemeinen beim FTZ angesiedelten Gremien brachte die Post

ihre betrieblichen Interessen ein und wirkte gleichzeitig als vemrittelnde

Instanz zu den internationalen StandardisierungSgremien der Telekommu-
nikation.

Auf der nationalen Ebene waren die Beteiligten bemüht, zu "Kon-
sens-Normen'r (Berndt 1986: 94) an gelangen, wobei auf Seiten der

Herstellerindustrie oftmals bereits im Vorfeld der Arbeit an den Empfeh-

lungen innerhalb der zuständigen Glemien Positionen abgesteckl wurden.

OiJAttivitaten im Vorfeld waren durchaus exklusiv. Ein eindrucksvolles

Beispiel hierfür ist der Bereich der Nebenstellenanlagen. Die'ser konnte

von äer Post, die hier, wie bereits dargestellt, kein Monopol hatte, zu-

nächst über die Zulassungsbestimmungen für die Anlagen, die im sinne

der Fernsprechordnung Teil des Telefonnetzes waren, reggliefi werden.

Hier konnte die Post ihr betriebliches Interesse an einer störungsfreien

und reibungslosen lntegration der Anlagen in das Netz einbringen. Sie

nutzte Oesä tvttiglichkeit jedoch in ganz extensiver Weise, indem sie

das Zulassungsveifahren nicht auf die Anlagen beschränkte, sondem die

Hersteller gleich mit einbezog%. Die am Markt vertretenen Unternehmen

92 So besagt der g 27 der Fernmeldeordnung von 1953 zu privaten Nebenstellenanlagen:

"PrivatiNebenrstellenanlagen sind Nebenstellenlagen, die nicht von der,Bundes_post'

sondem von privaten Untemehmern hergestellt und unterhalten werden, Die Untemehmer

mtissen von der Deutschen Bundespost zum Herstellen und Unterhalten privater Neben-

stellenanlagen zugelassen sein". Hiei tiegt ein Ursprung der Bezeichnung "Amlsbaufirma'l



Weiclrcnstellwgen in dcr [rühcn Nacl*riegszeit 717

erhielten den Status von Amtsbaufirmen und hatten keinen Grund mehr,
die Praxis, die sie gegenüber potentiellen Newcomern privilegierte, zu
kritisieren. Sie hatten ihre organisatorische Basis in der Fachabteilung
"Fernsprechnebenstellenanlagen" des Zentralverbandes der Elektrotechni-
schen Industrie (ZVEI). Hier erarbeiteten sie gemeinsam mit Vertretem
der Post Rahmenregeln für Nebenstellenanlagen, die vor allem Größen-
klassen, den Mindestausbau, die zulässigen Erweiterungsstufen sowie
bestimmte weitere lristungsmerkmale festlegten. Diese wurden dann
vom FTZ als Baustufenordnung für Nebenstellenanlagen in den Status
einer Venryaltungsvorschrift erhoben und dadurch verbindlich gemacht
(Scherer L985:3541355). "Das Ergebnis war eine kartell?ihnliche Situa-
tion, die den Wettbewerb zwischen den Anbietern kanalisierte. Dieser
erfolgte nicht mehr über den Preis, sondern nur noch über die technische
Qualität im Rahmen der technischen Vorschriften" @nquete-Kommission
1983: 185).

Das ölronornßch begründete Standardisierungsinteresse der Post, das
sich im Prinzip und in der Pracis der Einheitstechnik ausdrücWe, führte
also zu einer Reüthion technßcher V.elfalt, die wegen der Dominanz
der Bundespost als Käufer von technischen Komponenten der Telekom-
munikation auch auf andere Märkte ausstrahlte (vgl. Stoll 1989). Die
Herstellerfirmen akzeptierten die Standards und versuchten, sie so weit
wie möglich mitzubestimmen, wobei das gemeinsame grundsätzliche
Interesse an Standards konkurrierende Positionen im Hinblick auf deren
Gestalt nicht ausschloß. Im Gegenteil wurde ein gewisser Teil des öko-
nomischen Wettbewerbs in die technische Alena, in der neben der Kom-
patibilität mit dem bestehenden System überlegene technische Leistungs-
fähigkeit zählfe, umgelenkt. lagen die Standards erst einmal fest und
waxen die Produktionsverfahren auf sie eingestellt, war es für die Firmen
unter dem Gesichtspunkt der Realisation von Economies of Scale attrak-
tiv, auch andere Märkte im Inland und Ausland mit den nach den fest-
gelegten Verfahren gefertigten Produkten zu beliefem, also die Standards
auf andere Märkte zu exportieren.

Die Entscheidung für den Vermittlungsw?ihler (EI\,D) von Siemens

In der skizzierten Situation der Verschr?inkung von Technik und Ökono-
mie traf die Bundespost die Entscheidung über das zukünftige Vermitt-

für Lieferanten der Bundespost.



118 Kapitel III

lungssystem. Bei den Vermittlungsanlagen war sie traditionell auf das

Prinzip der Einheitstechnik im Sinne der Geräteeinheitstechnik festgelegt.
Einheitliche Geräte, einschließlich der dazugehörigen und um sie herum
gruppierten Relais mit ihren verschiedenen Federsätzen, erschienen aus

betrieblichen Gründen unverzichtbar. Die Vielzahl der beweglichen Teile
in den Vermittlungssystemen, die auch bei qualitativ hochwertigen Anla-
gen einen erheblichen Wartungs- und Instandsetzungsaufwand verursach-
ten, sollten einheittich gefertigt und damit auch leicht austauschbar sein.

Bei vollkommen einheitlichen Komponenten war es für das technische
Personal auch weniger schwierig, die Ubersicht über die Funktionszu-
sammenhänge zu behalten. Bei den Vermittlungsanlagen als dem Herz-
stück interaktiver technischer Kommunikationssysteme traten Betriebs-
störungen nicht nur in Form von Totalausfäillen auf. Vielmehr konnten
sich aufgrund fehlerhafter Installation und Einstellung nach Reparatur-
und Wartungsarbeiten auch Funktionsstörungen von der Art ergeben,
daß z.B. falsche Verbindungen hergestellt oder Leitungen nach beendeter
Benutzung oder nicht zustande gekommener Verbindung nicht wieder
freigeschaltet wurden. Jede technische Variante trug in diesem Sinne
zur Unübersichtlichkeit in einem Vermittlungssystem bei, in dem ohne-
hin wegen der über einen langen Zeitraum gewachsenen Struktur unter-
schiedliche Vermittlungsanlagen, einschließlich der Handvermittlung,
nebeneinander existierten. Die bereits im Telefonnetz vorhandenen auto-
matischen Vermittlungsanlagen waren verschiedene rotierende Wähler
vom Tlp des Hebdrehwählers.

Wegen der Orientierung der wirtschaftlichen Nutzungsdauer der

Systeme an ihrer technischen Lebensdauer und wegen der sich abzeich-
nenden langen Periode des Aufbaus und Ausbaus der Telekommunika-
tion war den Beteiligten klar, daß die Entscheidung für eine bestimmte
Vermittlungstechnik wieder den Charakter einer Systementscheidung
bekäme.

Die Firma Siemens hatte nach dem Krieg damit begonnen, einen
mit einem individuellen Motor angetriebenen Wähler (Motorwähler)
weiter zu entwickeln. Dieser Wähler, dessen Entwicklung zwischen 1928

und 1930 begonnen wurde, war erstmalig 1938 von der Deutschen
Reichspost in einem Versuchsamt in Eisenberg (Ihüringen) mit recht
gutem Erfolg in zehnjähriger Betriebszeit getestet worden. Mit Wählern
der gleichen Bauart waren sämtliche Vierdraht-Gruppenwäihler im Selbst-
wählverkehr der Deutschen Bundesbahn ausgerüstet worden. Außerdem
wurden in der Schweiz Motorwähler für dieses Land und für Holland
gefertigt (Seelmann-Eggebert 1955: 76177; Chapuis L982: 233). Die
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[eiterentwicklung zielte auf eine verkleinerte vier- oder achtarmige
version mit erheblich verbesserten Kontakten aus Edermetall. 1953
konnte der Edelmetall-Motordrehwähler (EMD) "praxisreif auf den Markt
gebSch! werden" (von Weiher/ Goetzeler L98I: L37).

Nachdem die Firma Telefonbau und Normalzeit ursprüngriche pläine,

einen "Kreuzschienenwähler" zu entwickeln, wohl niötrt Jetr intensiv
weiter verfolgt hatte, blieb als einziger ernsthafter potentieller Konkur-
rent für den EMD der von standard Elektrik (Mix & Genest) entwickel-
te Koordinatenschalter (KS 53), der in der Tradition der irossbar-sy-
steme stand und etwa zur gleichen zeit wie der EMD verfügbar wurde.
Gegenüber crossbars bestanden allerdings bei vielen mit dieier Technik
nicht so vertrauten deutschen Fernmeldetechnikern zweifel, daß sie
überhaupt in großen Netzen mit einer vielzahl von Teilnehmern, die
auf unterschiedlichen wegen miteinander verbunden werden können
(Kennzahlenweg, Querwege, umwege), zufriedenstellend arbeiten wür-
den. Angesichts der Tatsache, daß etwa zur selben zeit in Frankreich
mit dem Einsatz des Pentaconta der Firma cGCTe3 im Telefonnetz
begonnen wurde @ertho L984: 786), waren die Zweifel an der techni-
schen Iristungsfiihigkeit weitgehend unbegründet. Der Koordinatenschal-
ter war dem Pentaconta von CGCT, die wie standard Elektrik eine
Tochtergesellschaft von ITT war, ziemlich ähntich. Er war a[erdings
dem traditionellen deutschen Direktwahlsystem angepaßt worden (Heblt
L957:33). Diese Anpassung machte das System, äas wegen der vielen
benötigten Relais ohnehin schon relativ aufwendig wai noch etwas
aufwendiger. Dies war aber ein Kostenaspekt und keiner der technischen
Iristungsfähigkeit.

Beim Blick auf die Kosten mußten die Akteure der post allerdings
konzedieren, daß nach allem, was über crossbar-systeme bekannt war,
diese wenig wartungsintensiv waren. Das schwedische system der Firma
Ericsson benötigte deutlich weniger als eine stunde waitung und pflege
pro Teilnehmer und Jahr. In den usA ergaben sich bei ciossbars, die
bereits rund L5 Jahre in Betrieb waren, werte von etwa einer stunde.
Ahdiche Werte wie die gesicherten amerikanischen galten beim EMD
zwar als möglich, jedoch lagen noch keine größeren Betriebserfahrungen
vor. Bei den älteren Motonvählern waren Wartungsaufivendungen von
mehr als zwei Stunden an der Tagesordnung (Seelmann-Eggebeit 1955:
79180). so blieb als einziger relevanter und'vielleicht enischeidender
wirtschaftlicher und technischer vorteil des EMD der umstand, daß das

93 Compagnie GdnCrale des Constructions Tdldphoniques.
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Betriebspersonal der Post mit Wäihlersystemen vertraut war, während

es Schaliersysteme praktisch nicht kannte. Der EMD paf3te somit besser

in die deutsöhe Tradition und wil hier wohl auch etwas flexibler einzu-

setzen.
In dieser Situation der relativen Gleichwertigkeit und Gleichzeitigkeit

zweier Systemee4, in der das,Prinzip der Einheitstechnik die Entschei-

dung für eines von beiden gebot, kamen schließlich auch unternehmens-

pofiIische und allgemeinpolitische Rücksichten anm Tragen. So hätte

äine Entscheidung der Bundespost zugunsten des Koordinatenschalters

die Position von Siemens als Marktführer in der Vermittlungstechnik

schon aus patentrechtlichen Gründen unhaltbar werden lassen. Obwohl

sich die Polt nach der "Zeit der Harmonie" zwischen Heinrich stephan

und werner von siemens in den Jahren 1874 bis 1887 immer wieder

bemühte, auch Konkufienz za fördern, um eine Abhängigkeit von einem

einzigen Lieferanten zu vermeiden (von Peschke L981: 41-88), waren

EntsCheidungen gegen Siemens zumindest immer dann unbequem, wenn

die Angebotä Oiesei Firma nicht deutlich ungünstiger als diejenigen d9r

Konkunenz waren. ob siemens nach dem zweiten weltkrieg noch wie
Ende des vergangenen Jahrhunderts als "der offizielle Staatslieferant"

im Bereich der Elektrotechnik, insbesondere "für Militär, Nachrichten-

technik, Post, Forschung" (Zängl 1989: 17) bezeichnet worden konnte,

braucht hier nicht geklärt zu werden. Die traditionell dominante Stellung

der Firma bei praltisch allen technischen Komponenten der deutschen

interaktiven Telekommunikation hatte aber, wie bereits angedeutet wutde,

unverändert Bestand (vgl. auch vetter t984:39-44). Deshalb wäre es

für die Post auch nicht mehr möglich gewesen, Terrainverluste von
Siemens in der Vermittlungstechnik durch zusätzliche Aufträge in ande-

ren Bereichen zu kompensieren.
Die generelle Abhängigkeit von öffentlichen Aufträgen speziell von

Seiten dEr Bundespost wärbei Siemens als einem relativ stark diversifi-
zierten und exportorientierten Unternehmen weniger stark ausgeprägt

als bei Standard Elektrik, dem Anbieter des mit dem EMD konkurlieren-
den Koordinatenschalters. Der größte Aufttraggeber dieser Firma war

94 Siemens war allerdings etwas früher am Zug, In West-Berlin wurde für Betriebsversuche

schon i.952 das ente 
-öffontliche Vermittlungsamt mit Edelmetall-Motorwählern für 4'900

Anschlußeinheiten mit gutem Erfolg eingerichtet. Sodann präsentierte Siemens den EMD
auf der Verkehnausstillung in M[nchän der Öffentlichi<eit. 1953 schließlich lief die

Großfertigung des EMD * (ugt. Geschäftsberichte der Firma für die Jahre L95Ll52
und 1952153).
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die Bundespostes. Hieraus resultierte die fast zwangsläufige Bereitschaft
von Standard Elektrik, jedem technischen Kurs der Post zu folgen.

Auch die besondere Situation von Standard Elektrik (damals noch
Mix & Genest) dürfte die Entscheidung der Post zugunsten des EMD
beeinflußt haben. Die Majorität der Aktien dieser Firma befand sich im
Besitz der US-amerikanischen Gesellschaft ITT. Dies hatte zur Folge,
daß die Firma nach dem Krieg bis August 1949 unter Alliierter Vermö-
genskontrolle gehalten wurde und erst danach dieselbe Autonomie wie
deutsche Aktiengesellschaften erhielt. Die Patente, über die Standard
Elektrik verfügte, stammten zum Teil aus dem Ausland und waren über
ITT vermittelt. Als Kapitaleigner hatte ITT auch das Verfügungsrecht
über die in Deutschland patentierten Entwicklungen der Tochter. Die
hier liegende Problematik sprach indirekt bereits Postminister Schuberth
im Dezember L949 in einem Vortrag an, der in großen Teilen "das
geschichtliche Widerspiel zwischen dem 'Primat der Wirtschaft' und dem
'Primat der Politik"' zum Gegenstand hatte. Nachdem der Minister dar-
auf hingewiesen hatte, daß jeder Staat "2r Erhaltung seiner Souveräni-
tät, seines Bestandes, seiner Macht" ein "wohlgeordnetes Nachrichtensy-
stem" brauche, betonte et gArT allgemein die oftmals unterschätzte wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und "Durchdringung" im internationalen
Rahmen gerade im Bereich des Post- und Fernmeldewesens. Er venn'ies
auf die traditionell erheblichen Exportaktivitäten von siemens und auch
darauf, "daß umgekehrt die deutschen Firmen Mix & Genest und Lorenz
abhängig sind von den amerikanischen Wirtschaftsgiganten der Interna-
tional T and T Company" (Schuberth t950:2941295). Vor dem Hinter,
grund dieser durchaus positiv gewerteten internationalen Verflechtung
war dennoch zu erwarten, daß es aus einer politischen Perspektive vor-
gezo Een würde, das vermittlungstechnische Herzstück des bundesdeut-
schen Telefonsystems bei einer deutschen Firma und nicht boi einem
im ausländischen Besitz befindlichen Unternehmen zu ordern.

Erleichtert wurde der Post die Entscheidung zugunsten von Siemens
auch dadurch, daß Standard Elektrik wohl angesichts der aus den ge-
nannten betrieblichen Gründen frühzeitig sichtbar werdenden Neigung
der Post, den EMD als Einheitstechnik zu bevorzugen, den Koordinaten-
schalter sehr bald nur noch als Technik für Nebenstellenanlagen und
für Endvermittlungsstellen anpries. Nachdem technische Gründe nicht

95 sowohl bei siemens als auch bei standard Elehrik stieg der Export Anfang der 50er
Jahre mit zweistelligen Zuwachsraten. Während er bei Siemens Ehde dieses iahrzehnts
nnd 25vo des umsatzes eneicht hatte, blieb dor Erportanteil bei standard Elehrik
knapp unter 20%.
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gegen, betrieblich-wirtschaftliche Überlegungen der Post und auch politi-
iche Erwägungen eher für die Übernahme des EMD als Vermittlungs-
wähler sprachen, entschied die Bundespost das System als "Wählsystem
55" einzufühten. "Im Interesse der Unabhängigkeit von einem einzelnen

Lieferanten wurde die Einführung des Systems u.a. davon abhängig
gemacht, daß der bis dahin für Postlieferungen gepflegte Patentaustausch

zwischen den einzelnen Firmen ebenso wie die Freigabe der Nachbau-
rechte auf das Wählsystem 55 ausgedehnt ... wurde. Als Ergebnis ent-

stand eine lizenzvertragliche Vereinbarung zwischen den beteiligten
Firmen mit einer Einigung über Marktanteile". An dieser war die Post

nicht direkt beteiligt, doch sorgte sie mit einer "vetwaltungsintern ver-

bindlich festgelegten Schlüsselung" dafür, daß "keiner der Firmen ein

Marktanteil über 50Vo des Gesamtbedarfs zugestanden wurde" (Meier-
rosei Wigand 1965: 63).

Die Entscheidungen waren alle schon gefallen, als der Postverwal-
tungsrat im März 1954 za seiner konstituierenden Sitzung zusammentrat.
Es konnte daher offen bleiben, ob der Beschluß, das "Wählsystem 55"
einzuführen, nach $ 12 Abs. 1 Punkt 6 PVerwG der Kompetenz des

Verwaltungsrates unterlag, der Beschluß also _grundlegtl9e Neuerungen

bzw. Anderungen technischer Anlagen zum Gegenstand hatte. Noch im
April 1954 wurde die erste EMD-Vermittlungsstelle der Post in Mün-
chen offiziell dem Betrieb übergeben.

Die Hersteller, die mit ihren Systemvorschlägen nicht zum Zuge
gekommen waren, wurden, wie erwähnt, mit festen Lieferquoten in
einem wachsenden Markt abgefunden. Die durch die Entscheidung be-

sonders hart getroffene Standard Elektrik erhielt einen für ihre Export-
interessen wichtigen Zusatzauftrag. Sie sollte einige Endvermittlungs-
ämter zum Zwecke eines Betriebsversuchs der Post mit ihren Koordina-
tenschaltern ausrüsten. Bereits im Frühjahr 1955 konnte die Firma das

ercte von ihnen in Beilstein in Betrieb setzen. Sie hatte damit einen

Zugangzum Postnetz, der für die Weiterentwicklung des Vermittlungssy-
stems auf der Basis von Betriebserfahrungen in einem großen Netz
unabdingbar war, und gleichzeitig eine Referenzanlage, die den Verkauf
fördern konnte. Es zeigte sich, daß die Koordinatenschalter in den Ver-

suchsämtern die rrerwartet hohe Betriebssicherheit" aufwiesen und "mit
bestem Erfolg" arbeitetene6. Standard Elektrik konnte das System in
einige Ländern exportieren und war vor allem bei den Nebenstellenanla-
gen mit dieser Crossbar-Technik recht erfolgreich. Für das Telefonnetz

96 So der Geschäftsbericht der Standard Elektrik für das Jahr 1956 (S. 11' 13).
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der_ Byrqdesryst jedoch bildete der EMD von siemens die vermittlungs-
technische Komponente, an der sich alle weiteren Entwicklungen oriön-
tierten.





Kapitel IV
Wachstum und Konsolidierung der Telekommunikation
auf technisch sicherer Basis (1955-1978)

Im vorangegangenen Kapitel wurden die ersten zehn Jahre der Entwick-
lung der Telekommunikation nach dem Kriege relativ ausführlich analy-
siert. So wie die Sozialisationstheorie die frühen Lebensjahre eines Men-
schen als die Phase betrachtet, in der die Persönlichkeit in ihrer Grund-
struktur geprägt wird so deuten auch einige der bereits erwähnten histo-
rischen Untersuchungen der Entwicklung großer technischer Systeme
die zentrale Bedeutung der Jahre der Entstehung und frtihen Entwicklung
ftir die Herausbildung bestimmter Grundstrukturen an, die sich spätei
nur noch wenig verändern. Demnach legen die Grundstrukturen den
historischen Entwicklungspfad des Systems langfristig fest. Von diesen
Vorstellungen ist es oft nur noch ein kleiner Schritt zu vor allem der
Biologie entlehnten Konzepten zyklischer Entwicklung. Geburt, Jugend,
Reife und Verfall, Aufstieg und Niedergang oder schlicht "Life cycles"
werden zumindest implizit als Schablonen zur Beschreibung des histori-
schen Verlaufs der Veränderung von Organisationen und Systemen be-
nutztl.

Insbesondere der "Population Ecology r' -Ansatz in der Organisations-
forschung versucht, basierend auf den Prinzipien von Variation und
Selektion das Konzept zyklischer Entwicklungen für die Beschreibung
und Erklärung struktureller Veränderungen in der Population von Organi-
sationen fruchtbar zu machen (vgl. Aldricly' Mueller t982). Dabei spie-
len in einigen Arbeiten technische Artefakte und insbesondere Innovatio-
nen eine große Rolle im Prozeß des Wandels der Organisationsökologie

L 9elegentlicr geht der Gebrauch biologischer Metaphern sehr weit. so argumentiefi
Kimberly, 'rone can speak of organizational birth, life, and death, and tenf,s such as
conceptiog gestatio& birth trauma, and even miscarriage and arbortion are useful for
describing some important events in organizational life. For organizations as for peoplq
conditions of birth and early infancy may shape later development in significanfways"
(Kimberly 1987:617).
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(vgl. Freeman 1,982; Brittairy' Freeman 1987). Obwohl der Ansatz bean-
spruch! auf alle Tlpen von Organisationen anwendbar zu sein, wird
er, speziell wenn technische Innovationen als ausschlaggebender Faktor
für Veränderungen heralgezogen werden, am Beispiel von Wirtschafts-
unternehmen vorgeführtz. Bei diesen Innovationen, die Nischen in orga-
nisatorisch besetzten Sektoren schaffen, kann es für die Strukturierung
der Bereiche von besonderer Bedeutung sein, welche "first moves" statt-
finden (Brittair/ Freeman 1987:295-308). Die weitere Entwicklung eines

Sektors wird in der "Population Ecology" als dynamischer Prozeß der
Anpassung der Organisationen an eine sich wandelnde Umwelt verstan-
den, wobei die Anpassungsprozesse selber auch wieder Umweltveräinde-
rungen auslösen können. Schließlich überleben diejenigen Organisationen,
deren Strukturen den spezifischetr Bedingungen des Sektors am besten

angepaßt sind.
Die atomistische Perspektive des Ansatzes läßt sich nur mit Ein-

schränkungen auf die Telekommunikation übertragen. Deren technische
Infrastruktur mit ihren vernetzten Komponenten und Kompatibilitätser-
fordernissen generiert Interdependenzen und "vested interests", die einen
Koordinationsbedarf hervomrfen, der offenbar nicht über reine Markt-
mechanismen befriedigt wird (vgl. Carlton/ Klamer 1983). Strategische
Zijge einzelner Akteure wirken sich in der Regel unmittelbar auf die
Positionen der (meisten) anderen aus. Hinzu kommt, daß in der bundes-
deutschen Telekommunikation mit dem Ende des zweiten Weltkdegs
trotz aller Zerstörungen kein völliger Neubeginn stattfand. Neben dem
Wandel war ein beträchtliches Maß an rechtlicher, politischer, ökonomi-
scher und technischer Kontinuität zu verzeichnen.

Wenn dennoch dem ersten Jahrzehnt nach dem Krieg eine relativ
große strukturprägende Bedeutung zukommt, so liegt das darin begrün-
det, daß das Bewußtsein und der Wille der beteiligten Akteure, feste
Grundlagen ftir eine gut kalkulierbare zukünftige Entwicklung zu schaf-
fen, und damit auch Kooperations- und Kompromißbereitschaft erheblich
größer waren, als das in "normalen" Entwicklungsphasen zu erwarten
gewesen wäre. langfristige Bindungswirkungen waren also in der Regel
durchaus intendiert, was jedoch nicht bedeutete, daß alle Beteiligten mit
allen Entscheidungen einverstanden waren oder die weitere Entwicklung
so verlief, wie man es intendiert hatte. Dies liegt zu einem Teil daran,

2 Insbesondere die Halbleiterindustrie in den USA, in der in relativ schneller Abfolge
neue Unternehmen aufgebaut, aber auch wieder aufgelöst wurden, bildete einen Fokus
der Analysen,



ffi $"- Entschejdungen in den einzelnen Entwickrungsphasen entspre-
chend den verschiedenen Problemdominanzen und den unterschiedlichen
orienlierungen der Akleure notwendigenveise fragmentiert waren. In den
einzelnen Arenen wurde an Problemlösungen in der Regel "ohne Rück-
sicht" auf-die jeweils anderen Arenen geaibeitet. zeitliih zum Teil syn-
chron laufende Entscheidungsprozesse waren nicht aufeinander bezogen,
beeinflußten sich aber im Zeitablauf in der weise, daß sie wechselseitigeI'opportunities" und I'constraints " produzierten.

Diese typischen Konsequenzen institutionell stabilisierter funktionaler
Differenzierung dürften mit wachsender Größe eines systems verstärkt
sichtbar werden. ob dadurch die Existenz bestehendei organisationen
gefährdet oder die Gründung neuer organisationen begünsdgt wird" ist
grundsätzlich eine offene Frage. Mit sich im Zeitablauf ändernden pro-
blemdominanzgl 

ryögen die Bedeutung und der Einfluß von organisatio-
nen variieren, biologistische Annahmen über organisatorischJ Lebens-
zyklen lassen sich aus der Theorie funktionaler Differenzierung jedoch
nicht herleiten3.

Wachstum und Konsolidierung L27

L Von der Finanzkrise der Bundespost zur Politisierung der
Telekommunikation

Zum Ende des ersten Jahrzehnts der Rekonstruktion hatte die Telekom-
munikation in der Bundesrepublik einen stabilen Entwicklungspfad ein-
geschlagen. Allerdings zeichneten sich ftir die Bundespost öfonomische
Probleme ab, die sie mit den ihr zur verfügung stehänden Handlungs-

J Auch die klassische Techniksoziologie macht keine solchen Annahmen. Bestimmte
Konzepüe linearer Tbchnikentrvicklung beziehen sich auf einzelne Tbchniken und besiEen
lediglich eine Ex-post-Plausibilität. sie postulieren eine gestufte Abfotge von der Grund-
lagcnforschung !u9f atr angewandte Forschung, die teclinische umseüung, die produh-

PPt:ulng und die Produktion bis hin zur Anwendung bzw. Nutzungles produks.
Dabei übersehen sie die vielfältigen möglichea verzwei-gungen im Erinn'icklungsgang
bis hin zum "scheitern" einer'lbchnik Gl. pinctv rljkei rd-8+: 404-4fi9). anoäräaur
Tbchnisierungsproz€sse oder die fntwiiktung gößerel technischer Systeire girictrtete
Konzepte weisen implizite eher "triviale" Verlaufsannahmen auf. In der 1üt: "ohne
irgendeinen_Anfang_ist eine Tbchnisierung undenkbar; ohne Behamrng *6rc sins sinmal
begonnene En{icklung abgeklungen; ohne eine steigende Dynamit< wtirce ein bestehen-
der, konstanter zustand angedauert haben; ohne Tlansfer - bäv. ohne parallelentwicklun-
gjn - wäre die Tachnik auf einen bestimmten räumlichen Bereich beschränkt geblieben,'
S,app/ JokiscV Lindner 1980: 149).



128 Kapitel N

parametern angesichts ihrer eingeschräinkten Autonomie nur schwer lösen

konnte.
schon in der ersten Hälfte der 50er Jahre war die Post, um die

Investitionen in der Telekommunikation zu finanzieren, dazu gezwungen,

erhebliche Kredite aufuunehmen. An dieser Situation änderte sich in den

folgenden Jahren nichts. Das wachstum der Nachfrage n€ch Telefonan-

scliüssen und auch nach Telexanschlüssen nahm zu, ebenso stieg die

Nutzung der entsprechenden Dienste ana. Insbesondere die Zahl der

FerngeJpräche wiäs bis Anfang der 70er Jahre mit einer einzigen Aus-

nutni. äweistellige jährliche Zuwachsraten auf. Hier wirkte sich auch

die zunehmende Auiomatisierung der Fernvermittlung aus. Für die Teil-

nehmer war es attraktiv, ein Ziel durch Direktwahl erreichen zu können,

statt auf die handvermittelte Durchschaltung warten zu müssen, auch

wenn nur in rund 70vo der Fälle die verbindung beim ersten versuch

zustande kam, weil Leitungen besetzt walen oder Fehler beim wählen

gemacht wurden (Clausen L954: t29lL30).- 
Vergtichen mii dem Telekommunikationsbereich entwickelten sich

die Diinste der "gelben" Post eher verhalten, ohne daß von direkten

Substitutionswirkungen etwa des Te-lefondienstes zu Lasten des Brief-
dienstes gesprochen-werden konntes. lnsbesondere das sich beschleu-

nigende Waätrrtum der Nominallöhne, das auf die lohnintensiven Post-

diänste stärker als auf die kapitalintensiven Telekommunikationsdienste
durchschlug6, trug dazu bei, Oan Ae "gelben" Dienste schon in der zwei-

ten Hälfte der 50er jante iitt Defizit-gerieten und einen Teil der Über-

schüsse aus dem Telefondienst aufzehrten.

4

5

Ledielich der Tblerrammdienst, der in den ersten Jahren nach dem Krieg wegen des

Munfirf* an andereil technischen Kommunikationsmöglichkoiten eine Renaissance erlebt

frattel st.gnierte bis Anfang der 60er Jahre auf relativ hohem Niveau, um dann kontinu-

iirtiitr zu-rtict<zugehen. 196-2, im besten Jahr des Dienstes, wurden 25,5 Mio. Tblegramme

aufgegeben, 1988 warcn es nur noch 5,2 Mio'
nii"gäeretie Feststellung, trthe latest and newest modes of communication and trarspor-

iatioä ao not liquidate tfC need for earlier forms, but become a valuo-added phenome-

nonl; lttorowitz'l984: 405), trifft in dieser Form sicher auch fär die von der Bundespost

angebötenen Dienste zu. bas Problem ist jedoch- weniger, daß_ alte. Dienste ganz vef-

iJn-winOen, sondem ihre tendenzielle Stagnation aufgrund neuerKommunikationsmöglich-

tiit.n t.i'"o*eist steigenden Kosten.*So stieg im pcrsonalintensiven Briefdienst die

Anzahl der beförderten Sendungen in den leEtä dreißig Jahren nut noch um rund 70%

bei allerdings auch nur noch etwa t|Vo Petsonalzuwacbs'
iS5t bü*g- Oie "Kapitalausstattung je Arbeitslcaft" im Fernsprechwe-sen 4?:8i^5 DM

und im Tb6xdienst 4t.380 DU geferiUber 5.595 DM im Postdienst (lr4üller 1960t 258,

261).

6



Wac lts tum md Kons olidierung L29

In dieser Periode hatte die Bundespost ihr Rechnungswesen so weit
entwickelt, daf3 eine relativ gute und detaillierte Kosten- und Ertragskon-
trolle für die einzelnen Dienste möglich war (Müller L960: 267-268).
Gleichzeitig wurden mehrj ährige Investitionspläne aufgestellt, die nicht
nur für die Post, sondern auch für die Lieferfirrren Orientierungssicher-
heit bieten sollten. Allerdings gestaltete sich die Realisation dieser Pläne
schwierig, weil die notwendige Kreditaufrratrme von verschiedenen Seiten
kritisiert wurde. Wegen der lange Zeit sehr angespannten lage des Kapi-
talmarktes bedeuteten zusätzliche Kredite der Post, daß die Privatwirt-
schaft dringend benötigte Fremdmittel entweder gar nicht oder nur zu
ungünstigeren Konditionen aufnehmen konnte. Auch der Präsident des
Bundesrechnungshofes äußerte Bedenken. Er wies 1958 zum wiederhol-
ten Male auf die ungünstige Fremdkapitalstruktur der Post hin, nachdem
der Anteil der kurzfristigen Kredite mit einer Laufzeit bis zu drei Jahren
jahrelang deutlich über 40Vo lag. Der Präsident forderte die Post auf,
um die Finanzlage nicht zu gefährden, das für fünf Jalue geplante Inve-
stitionsprogramm um zwei weitere Jahre zu strecken. Angesichts des
dringenden Bedarfs an Fernsprechanschlüssen widersprach der Postmini-
ster diesem Vorschlag, und auch der Vorsitzende des Postverwaltungs-
rates - ganz auf der Linie des Ministeriums - wies im Namen dieses
Gremiums das Ansinnen zurück. Der Fernsprechdienst als die zenhale
Einnahmequelle der Post müßte im Gegenteil zusätzlich und mit allen
verfügbaren Mitteln gestärkt werden/.

Der adäquate Weg zur Finanzierung der lnvestitionen wäre nach
Ansicht ds1 pinnnzsxperten im Postministerium eine Erhöhung des Ei-
genkapitals der Bundespost gewesen (Schubel t957). Gleich nach
seinem Amtsantritt im Jahre 1957 bemühte sich Minister Stücklen dann
auch, das Bundeskabinett dazu zu bewegen, auf die Ablieferung der Post
zumindest teilweise zu verzichten. Dies gelang ihm zwar nicht, jedoch
erklärte sich der Finanzminister bereit, den Schuldendienst (Zinszahlun-
gen und Tilgung) für eine Postanleihe über 200 Mio. DM zu überneh-
men. Diese MafJnahme bremste den relativen Rückgang des Eigenkapi-
tals etwas ab. Die Verschuldung der Post stieg jedoch weiterhin rasch
an, weil rlas Unternehmen entweder Verluste oder nur sehr bescheidene
Gewinne envirtschaftete. Nachdem Bundeskanzler Adenauer Anfang
Januar 1958 den Postminister in einem Schreiben noch einmal ausdrtick-
lich darauf hingewiesen hatte, daß zur Erhaltung eines stabilen gesamt-

7 Zitiert nach dem Bericht "Bundespost investiert weitere 5 Milliarden. Der Brurdesrech-
nungshof 'bellt unter falschem Baum", in der Deußchen Zeitung vom 5.11.1958.
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wirtschaftlichen Preisniveaus Gebührenerhöhungen ausgeschlossen seien
(Steinmetz 1966:107), war sicher, daß auch von der Einnahmeseite auf
absehbare Zeit keine durchgreifende Entlastung zu erwarten war.

Technik im Dienste der Ökonomie

Hatten die betriebswirtschaftlichen Rücksichten der Post schon einen
Einfluß auf die Auswahl der Vermittlungstechnik für das Fernmeldenetz,
so galt dies noch stärker für einzelne technische Entwicklungsschritte
in der Telekommunikation. Sowohl die Notwendigkeit, schnell steigende
Einnahmen zu erzielen, als auch die drtickende Nachfrage nach Telefon-
anschlüssen ließen der Post keine Zeit, mit dem beschleunigten Ausbau
des Fernmeldenetzes zu wafien, bis alle notwendigen Komponenten für
das vollautomatische Netz bis zur Serienreife entwickelt waren.

Allerdings wollte die Post unter keinen Umstäinden die Handvermitt-
lung in erheblichem Maße ausbauen, obwohl ein rationeller handvermit-
telter Ferndienst durchaus hätte rentabel sein können, da die hierfür
erforderlichen Investitionen mit Sicherheit geringer als für die Automa-
tisierung gewesen wären. Hier bestand außerdem noch Unsicherheit, in
welchem Zeitraum und zu welchem Preis es gelingen würde, die benö-
tigten Wähler und sonstigen Schalteinrichtungen zu produzieren. Die
Betriebskosten für die Handvermittlung wären allerdings relativ hoch
gewesen und zusätzliches Personal hätte rekrutiert werden müssen (Clau-
sen 1.954: 124). Speziell für die Techniker und Ingenieure der Bundes-
post stellte das vollautomatische Telefonnetz überdies eine technische
Herausforderung dar. Auch die Fernmeldeindustrie war als diejenige,
die die Anlagen konstruierte und produzierte, an einem hochtechnisierten
System interessiert.

Damit blieben der Post zwei Optionen. Zw einen konnte sie die
ehrgeizigen Pläne für eine Landesfernwahl suspendieren und, wie schon
einmal in den 20er Jahren begonnen, die Automatisierung des Netzes
auf bestimmte Segmente konzentrieren. Eine spätere Verknüpfung dieser
Segmente wäre jedoch technisch und organisatorisch schwierig gewor-
den. Zum anderen konnte sie dort provisorßche Lösungen praktizieren,
wo die möglichst kurzfristige Automatisierung hohe Einnahmen und
beträchtliche Kosteneinsparungen versprach. Hier wären gewisse zasätz-
liche Kosten für solche technischen Komponenten entstanden, die für
das spätere vollautomatische Netz unbrauchbar waren. Man entschied
sich für die letztere Option und entwickelte, orientiert an den Plänen
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der Beratenden Technischen Ausschüsse fih das Fernmeldewesen, die
im Dezember 1949 vom Ministerium als "Technische Richtlinien für
die Hinftige Landqsfernwahl" verbindlich gemacht worden waren, ,,über-
gangstechniken", bei denen der "verlorene Bauaufwand" mögrichst nied-
rig gehalten wurde (Raettig 1953: speziell 185-201).

seit 1948 waren im Bezirk wuppertal mit dem "vbreinfachten selbst-
wäihlferndienst" positive Erfahrungen gesammelt worden. Deshalb nutzte
man das ausgedehnte Kabelnetz im Ruhrgebiet, indem man die Knoten-
ämter mit einem Maschennetz miteinander verband das mit nur für den
Regionalbehieb reservierten wählern bedient wurde und ein entsprechend
vereinfachtes Gebührenerfassungs_system zuließ. unter umgehung der
höheren Netzebenen konnte so auf der Basis eines nur für küizere über-
tra€un€sstrecken geeigneten Zweidrahtsystems der automatische Regio-
nalverkehr realisiert werden. Die Zielknotenämter konnten mit elner
verkürzten Vorwahl, die mit der verkehrsscheidungsziffer "9" anstelle
der-"O" bggrytt, angesteuert werden. Dieses der alten Netzgruppentechnik
nachempfundene verfahren bewährte sich im Ruhrgebiet uno riurae oann
auch in anderen Ballungsgebieten praktiziert (chüsen 1954; seelmann-
Eggebert L977:36)8.

Auch nachdem der Edelmetall-Motordrehw?ihler (EI!D) in größerer
zatd zrtr verfügung stand gnd im Telefonnetz eingeseizt werden-konnte,
waxen noch technische Übergangslösungen für-die vollautomatische
Fernwahl notwendig (Mattern L9G2). so ärforderte die Leitweglenkung
angesichts eines zunehmend komplexer werdenden Netzes mit vielei
alternativen verbindungsmöglichkeiten zwischen zwei Teilnehmern einen
hohen technischen Aufirand. Es war geplant, von der Knoten- und von
der Hauptvermittlungsstelle des rufenden Teilnehmers aus zusammen
mindestens fü{zig Quenvege zu beliebigen anderen vermittlungslimtern
ansteuern zu können (Mattern L962: l7). Ein reines Drektrvahlsystem
konnte dies natürlich auch mit EMD-w,ihlern überhaupt nicht leistene.
speziell die umwerter, die die wahlinformation zum Z:wecke der rrit-
wegoptimierung auswerteten, aber auch die anderen hierzu erforderlichen

8 Eine anderp Maßnahme war die Einftihrung der t'städtewahl. oröBero städte, zwischen
denen eine hohe Kommunikationsdichto bestand, wurden direkt miteinander verbrmden
Dabei konnten ebenfalls Netzebenen ausgespart rmd das Hintereinanderschalten mebrerer
Wähler vermieden werden. Die erste Verbindung znrischen Dilsseldorf und Franlf,urt
wurde bereits im Juli 1952 geschaltet, und ab 1953 wurdo die städtewahl zilgig ausge-
laot (vgt. Steinmerz L979:3L6).
Eine zeitlang gab es hier auch'eino andere Meinung (I{ebev Mnzheimer 1954),9
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10 Bei den Hauptanschlüssen half auch die Süategie, verschiedone Formen von Mehrfachan-

schlüssen, insbesondere Zweieranschlässe, zuintwickeln und zumindest übergangsweise

einzusetzen (Abart 1965).
11 Bei der "Stäätewahl" ,rajtte man deshalb dann auch auf die Binftihrung einer an sich

möglichen verküzten Vorwahl veuichtet, um die Kontrolle über die Netrauslastung

nicht aus der Hand zu geben.

Komponenten waren entwedel technisch noch nicht ausgereift oder so

teuer, daß sie nur eingeschränkt eingesetzt werden konnten.

schrittweise wurden das vermittlungssystem und das Kabelnetz vor

allem in den Ballungsgebieten mit HiH; von Übergangslösungen toch-

nisch soweit aufgerüitöt, daß Selbstwählferndienst innerhalb der Regio-

nen und zwischön den städten möglich wurde. so gelang es, die be-

stehende Kapazität besser zu nutzen und die steigende Nachfrrye lach
Fernverkehrimöglichkeiten und Hauptanschlüssen teilweise zu befriedi-

gen10. Nicht nui die "Venotgung" mit Telefonen, sondern auch die

Äutomatisierung erfolgte anerst dort, wo die Nachfrage am größten war

und entsprechend hohe Einnahmen erzielt werden konnten.

Insgesamt hatte die strategie der inkrementalistischen verbesserung

und Eiveiterung der Effizieiz des bestehenden technischen Systems

bei gleichzeitiger fubeit an der Entwicklung und Erprobung von entsple-

cheiO den Voigaben "besseren" technischen Läsungen, zur Folge, daß

immer wieder-von den ursprünglichen Pl?inen abgewichen werden

mußte. So hatte man beim "vereinfachten Selbstwählferndienst" mit der

Verkehrsscheidungsziffer " 
g" sogat das einheittiche offene Kennzahlen-

system aufgeweicht, um eine stärkere legionale Vermaschung del unteren

Netzebene-zuzulassen. Dies beunruhigte die Techniker der Post vor

allem deshalb, weil bei diesem verfahren für die Teitnehmer zwei Mög-
lichkeiten eröffnet wutden, ihre Gesprächspartner zu erreichen. Sie konn-

ten die reggläre oder die Vorwahl des vereinfachten Dienstes benutzen

und damit verschiedene Teile des Leitungsnetzes in einer für den S;4-

stembetreiber nicht mehr kontrollierbaren Weise in Anspruch neh.men".

Der konkrete Netzausbau, insbesondere auch die partielle Verma-

schung der unteren Netzebenen, wurde mit begrenzten ökonomischen

Ressoircen im Rahmen einer mittelfristigen Investitionsplanung in An-
griff genommen. Im vorgegebenen finaraiellen Rahmen waren es tech-

igchö Optimierungskalküle, ausgehend von Struktur und Entwicklung
des Verkährsaufkommens und dem daraus zu projizierenden Bedarf an

Leitungen und Anschlüssen, die den Ausschlag gaben. 9p*i,tll das ver-
hältniJvon Leitungs- bzw. Übertragungsaufwand zu Vermittlungsauf-

wand wurde optimiert. Die Kalktile orientierten sich vorwiegend an
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Inputgrößen (Personalaufwand für Betrieb, Installation und Wartung;
Materialaufwand für Wählertechnik, Gebäude, Kabel und Kabeltechnik,
Funktechnik). Der Output hingegen wurde als eine Größe betrachtet,
die technisch nicht gesteuert werden konnte bzw. nicht gesteuert werden
sollte. Aus technßcher Sicht wurden also gebührenträchtige Fernver-
kehrsstrecken nicht gegenüber Ortsleitungen favorisiert. Vielmehr wurde
das Telefonnetz als ein System betrachtet, das "gleichgewichtig"..ver-
ändert werden mußte, da der einseitige Ausbau bestimmter Teile über-
lastungs- und Engpaßsituationen anderer Teile des Netzes nach sich
gezogen hätte.

Politische Resonanz der Wachstumskrise der Bundespost

Wäihrend bei insgesamt noch ausgeglichener Ertagslage in der zweiten
Hälfte der 50er Jahre die mahnenden Stimmen aus der Bundespost unge-
hört blieben, sollte sich dies in der Folgezeit tindern. Von 1961 bis
1965 summierten sich die Verluste der Post auf knapp 1,1 hdrd. DM.
Weniger die leicht rezessiven Tendenzen der Gesamtwirtschaft, die sich
auf die Nachfrage nach Telefonanschlüssen und die Telefonnutzung fast
nicht auswirkten, als vielmehr steigende Personalkosten, Defizite bei der
"gelben" Post und zunehmende Verschuldung bei steigenden Zinsen
waren die Ursachen hierfürl2. Zwar war es der Post gelun-gen, einen Teil

12 Am L8,3.L964 wies Minister Stäcklen vor dem Postausschauß zunäcbst auf die Erflolge
der Post hin' Beim Femmeldeverkehr könne man seit 1949 einen Zuwachs von?L8%
verzeichnen. I*diglich acht Ortsnetze seien noch nicht automatisiet, und glVo det
Femgespräche würden über den SelbsturÄhldienst abgewickelt. Der Minister betonte aber

Sgch^dig großen wirtschaftlichen Probleme des Unternehmens: Die Personalkosten pro
Kopf geien von 4.369 DM auf 10.120 DM um mehr als das Doppelte gestiegen, ünd
die Ablieferurgen hätten sich von 140,1 Mio. DM auf 519,8 Mio. pM ornOnt. am
dramatiscbsten habe sich die Znslast entwickelt, die von 0,7 Mio. DM im Jahrc 1949
auf 405,1 Mio. DM im Ja$e 1964 explodiert sei. Weiterhin bestünde große Eigenkapi-
talknappheit. Wenn auch der Bund es sich "nicht leisten, könne, die Fost ,'in Konkurs
gehen zu lassenrr, sei ihre lage dennoch dramatisch. während die post "ausbluten"
milsse, habe die Bundesbahn mit immerhin noch 60Vo Eigenkapital in den letrten 15
Jahren 15,9 Mrd. DM an Zuwendungen erhalten.

Bereits sechs Jahte zuvot, am 30.1.1958, hatte der Minister vor damselben Ausschuß
e$tmals angedeutet, daß die Post finanziellen Spielraum brauche, um nicht nur für die
Gegenwart, sondern auch flir zukünftige neue Aufgaben gerüstet zu sein, "In den näch-
sten Jahrpn muß auch darauf Bedacht genommen werden, daß ein erhöhter Bedarf an
Mietleitungen zur rationellen Austrutzung von Bärromaschinen, besonders Großrpchonma-
schinen, auftreten wid.il Anträgen auf solche tdtungen müsse entsprcchen werden
können, um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wiitschaft im Rahriren des gemein-
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der kurzfristigen in langfristige Kredite umzuwandeln, doch äinderte dies

nicht viel an der Fremdkapitalbelastung, die im übrigen weiter stieg.
Um }reditwürdig zu bleiben, ging die Post dazu über, den Teil der

Gelder aus dem Postscheck- und dem Postsparkassendienst, der erfah-
rungsgemäß usbefristet als "Bodensatz" auf den Konten verblieb, als

zusätzfiches (wirtschaftliches) Eigenkapital auszuweisen (Stücklen L960:

12). Dennoch wurde der Kreditspielraum immer enger, und nachdem
die Eigenkapitalquote zwischenzeitlich sogar unler 70Vo zu sinken drohte,
erreichte sie schließlich im Jahre 1964 den Rekordtiefstand von IZ,lVo.

Trotz des immer noch rentablen Telefondienstes schien Eigenwirt-
schaftlichkeit kaum noch erreichbar zu sein, da auch die Finanzierung
des weiteren Wachstums nicht mehr gewährleistet war. Die Post war
in eine Wachstumslerise getaten, aus der sie sich bei den gegebenen

Handlungsmöglichkeiten mit eigener Kraft nicht mehr befreien konnte.
Gebühreierhoiungen bei einigei "gelben" Diensten waren in der Öffent-
lichkeit - nicht zluletzt wegen gleichzeitiger "Maßhalte-Appelle" von
Bundeswirtschaftsminister Erhard - auf erheblichen Protest gestoßen,

obwohl speziell der Paketdienst und der Postzeitungsdienst Mitte der

60er Jahre fast 700 Mio. DM Kostenunterdeckung aufwiesen". Sie hat-
ten auch nicht die erhofften entlastenden Wirkungen. Der Präsident der

Deutschen Bundesbank hatte inzwischen auch zu erkennen gegeben, daß

er eine Anleihe, die hauptsächlich das Defizit der Post finanzieren sollte,
auf dem Kapitalmarkt nicht zulassen werde.

Andererseits war die Post mit ihrem mittelfristigen Investitionspro-

$amm gegenüber der Fernmeldeindustrie und mehreren Hunderttausend
äuf einä Telefonanschluß wartenden Privatkunden "im Wort"14. Eine
zeitliche Streckung des Ausbaupro$alruns wurde deshalb nicht ernsthaft
erwogen. Das Postministerium bereitete vielmehr eine drastische Gebüh-
renerhöhung im lukrativen Telefondienst sowie beim Standardbrief vor
und versuchte gleichzeitig, die politische Aufmerksamkeit auf die hohe
Ablieferung, die sie sogar in Verlustjahren an die Bundeskasse zu lei-

samen Marldes zu sichern.
13 Die zentralen Konzepte der Kostenrechnung der Post brauchen hier nicht explizienzu

werden, "Kostenunterdeckung" ist grundsätzlich ebensow€nig wie "Defizitu mit "Verlust'l
gleichzusetzen, obwohl alle drei Begriffe problematische Zustände baschreiben (vgl.
zur Begrifflichkeit Kutyniok 1986).

L4 Bereits im November 1959 war auch der Kabinettsausschu8 fär Wirtschaft dem Vor-
schlag des interministeriellen Ausschusses "Gesamßituation der Deutschen Bundesposf'
gefolg und hatte die Notwendigkeit verstärkter Investitionen im Fernmeldebereich
betont, da hier Überschüsse etwafiet wulden, durch die Zuschässe aus dem Bundes-
haushalt an die Post vermieden wetden könnten (Stäcklen 1960: 11).
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sten hatte, und auf betriebsfremde sog. politische lasten, die sie zu
tragen hatte, zu lenken. Diese [asten wirkten sich in Ausgabenerhöhun-
gen oder Einnahmenminderungen aufgrund politischer Vorgaben aus15.

Sehr plastisch prangerte Minister Stücklen die Last der Ablieferung
vor dem Postausschuß am 6.L2.L962 an: "Dann (1966) wird die Abliefe-
rung ...vermutlich 700 Mio. DM eneicht haben. Das bedeutet für den
Eigentümer der Deutschen Bundespost eine Dividende von rund 30Vo.
Es ist also ein Unternehmen, das zu privatisieren sich lohnen würde".
Dies war natürlich zu jener Zeit kein ernstgemeinter Privatisierungsvor-
schlag, sondern lediglich das Eingeständnis, daß die Post, weil es nicht
gelungen war, die gesetzlich vorgeschriebene Ablieferung erlassen oder
gestundet zu bekommen, zu Gebührenerhöhungen gezwungen war, um
wenigstens das laufende Defizit auszugleichen. Der Postminister hatte
sich im Kabinett nicht gegen den Finanzminister durchsetzen können.
Dieser war selber mit unerwarteten Defiziten konfrontiert und hatte
außerdem Probleme, eine für 1965 geplante steuerreform zu finanzie-
ren16.

_ Einige Angehörige des Postministeriums, aber auch Mitglieder des
Postverwaltungsrates und des Postausschusses bemühten sich, die Debat-
te mehr auf die grundsätzlichen Probleme der Verfassung der Bundes-
post und damit auf die politischen Faktoren zu lenken, die die wirt-
schaftlichen Handlungsmöglichkeiten der Post zu sehr einengten. Insbe-
sondere Staatssekretäir Steinmetz hatte schon frübzeitig auf den ,,zwie-

spältigen institutionellen Charalaer,, der Bundespost, wie er im postver-
w^altungsgegetz festgeschrieben worden war, hingewiesen (Steinmetz
L956: 45-48). Die "Doppelnatur" der Post als Verwaltung und Unterneh-
men verpflichte sie, eingebunden in politische Rücksichten gemeinwohl-
orientiert wirtschaft und Bevölkerung an gleichen Bedingungen flächen-
deckend mit preisgünstigen Dienstleistungen ztr versorgen und gleichzei-

15 Eine erhebliche Belastung bildeten die Versorgungsbezilge, die die Post einerseits an
iyt zuge der Entnazifizierung "verdrängte nuiestandsbeamte" (entsprechend g 42 des
Gesetzes zu Art. l3L Grundgesetz) und andererseits an Kriegsopferbzw deren Hinter-
bliebene zl zahlen hatte, Bei der Bundesbahn trug der Bundieif 1957 diese l-ast. Auch
erhebliche Defizite im Postzeitungsdienst, wo kostenorientierte Gebühren nach Meinung
der betroffenen verbände und wohl auch dar Bundesregierung die presse-, Meinungsr
und Informationsfreiheit hätten beeinträchtigen können, wurden häufig zu den poli-ti-
schen lasten gerechnet,

16 Die Haushaltslage des Bundes war auch ein Grund dafitr, daß der vorschlag des post-
verwaltung$rates, den die Ablieferung regelnden S 21 des poswenvaltungsgeseues mit
dem Ziel der Herstellung einer gesunden Kapitalstruktur der Post zu ändeÄ,-im Kabinett
keine Zustimmung fand.



t36 Kapitel N

tig wie ein privates Wirtschaftsunternehmen zumindest die Ausgabgn

dürch eigene Einnahmen zu decken, ohne daß sie hier die erforderliche
Freiheit besitze (Steinmetz 1960; vgl. auch Herrmann 1985).

Aus etwas anderer Perspektive artikulierten Mitglieder des Postver-

waltungsrates und des Postausschusses des Bundestags Unzrlfriedenheit

mit Oem Informations- und Kooperationsverhalten des Postministeriums.

Aktueller Anlaß waren kurzfristig vorbereitete Gebührenerhöhungen im
Postzeitungsdienst und im Paketdienst. Der Postausschuß, der keine

formalen Mitwirkungsmöglichkeiten bei der Gestaltung der Gebühren

besaß, wollte zumindest frühzeitig informiert und gehört wetden, da et

sich als politische Zielscheibe der Kritik an der Gebührenerhöhung sah.

Auch der Postverwaltungsrat fühlte sich- zunächst übergangen, da der

DIHT früher eingeschaltet worden war17. Im Zusammenhang mit der

Diskussion um GäUtituenerhöhungen zeigte sich übrigens wie schon bei

der Diskussion um das Postverwaltungsgesetz, daß der DIHT in Post-

angelegenheiten eine "Führungsrolle" unter den wirtschaftsverbänden
einnahm.

Nur eine relativ kleine Gruppe von Politikern interessierte sich zu

Beginn der 60er Jahre für das Post- und Fernmeldewesen, und die we-

nigiten waren mit den spezifischen Finanzproblemen vertraut, mit
denen die Post konfrontiert war. Während auf Regierungsebene ein

Kabinettsausschuß, bestehend aus dem Post-, dem Wirtschafts-, dem

Finanz- und dem Schatzminister sowie einem Vertreter des Kanzleram'
tes, gebildet wurde, um "Sanierungsvorschläge" zu eratbeiten, schlugen

im Postausschuß Abgeordnete der CDU/CSU, an ihrer Spitze der Ver-

kehrsexperte Müller-Heünann, vor, die Bundesregierung zu beauftragen,

1? Am g.5.Lg6g kritisierte der Abgeordnete Cramer (SPD) als Mitglied des Postausschusse's

und stellvertretendes Mitglied des Postverwaltungsrates vor dem Bundestag, daß man

von den Beratungen ersierfahren habe, als sie gewissermaßen schon abgeschlossen

gewe$en seien. Hingegen habe das Ministerium den Postausschuß des DITIT bei allen

verhandlungen mitliigeschaltet. Er habe starken Einfluß genommen.und einen Tbil

seiner Wtinslhe durchgeseU. Staaßsekrctär Steinmetz bestätigte, da$ "in diesen schwieri-

gen Fragen mit dem DIHT längere Zeit verhandelt worden ist. Daß dabei auch_gewisse

Ünterhfen hergegeben worden sind, ist, glaube ic[ selbswerständlichu. Minister Stücklen

äußerte-sich äf,nlich, wies aber darauf hin, daß die Gebührenvorlage dem DIIIT nicht

als eine solche der Post, sondern als Vorlage des Wirtschaftsministeriums, das ja fär
die Gebühren zuständig sei, zugeleitet wordCn sei. "Ohne Gegenzeichnung des Bundes-

wirtschaftsministers kann eine Gebtiluenenderung nicht in Kraft treten. Bei allen Ministe-
rien ist es eine Gepflogenheit, solche die Wirtschaft ent$cheidend angehelden Angele;
genheiten zu bespiechän. Das haben auch wir gotan, und zwar mit dem Postausschuß

äes Industrie- unä Handelstages". Er fügle an anderer Stelle hinzu: "Ich glaube kaum'

daß es ein Untemehmen gibt, das einen so umfassenden Geschäftsbericht henusgibt
und sich derart in die Karten blicken läßt, wie es die Deutsche Bundespost tut".
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eine Kommission von unabhängigen Sachverständigen einzusetzen, die
läsungsvorschläge für die Probleme der Post erarbeiten solle. Während
sich die FDP dem Vorschlag anschloß, forderte die SPD, rlaß sofort
gehandelt werde, da die Probleme erkannt seien und es nur noch darum
gehe, Abhilfe zu schaffen. Allerdings wollte sie die Einsetzung einer
Kommission auch nicht blockieren. Daraufhin beschloß der Bundestag
am 15. April 1964, rlie Bundesregierung möge eine Sachverständigen-
lcommission beauftragen, insbesondete aL untersuchen:

1. wie eine grundlegende Verbesserung der Kapitalsfuktur bei der
Deutschen Bundespost zu erreichen ist;

2. welche betriebswirtschaftlichen Maßnahmen notwendig sind, um
einen Ausgleich der Betriebsrechnung herbeizufübren;

3. wie die erforderlichen Investitionen finanziert werden können;
4. wie die rechtlichen und organisatorischen Grundlagen der Deut-

schen Bundespost den veränderten Verhätrissen angepaßt werden
sollen18.

Mitte Juli 1964 wurde die siebenköpfige Expertenkommission bestehend
aus Hochschullehrern, Verbandsvertretern und Praktikern aus der Wirt-
schaft von der Bundesregierung bestellt. Sie nahm im September ihre
Arbeit auf.

Die Haltung des Postministeriums gegenüber der Kommission war
ambivalent. Die Aktivierung einer externen Instanz zum Zwecke der
"Revision" des Wirtschafts- und Finanzgebarens der Post konnte durch-
aus als Ausdruck des Mißtrauens gegenüber dem engeren Kreis der
politisch Verantwortlichen interpretiert werdenle. Allerdings wurde die
Entscheidung akzspli"tt und die Kommission, die eine Geschäftsstelle
im Postministerium hatte, in ihrer Arbeit durch das Ministerium unter-
stützt.

L8 Bundestagsdrucksachen IV|LT0O Anlage, lV/?ß62, Umdruck 428.
L9 Bezeichnend hierfär mag eine Stellungnahme des heutigen Staatssekr€t6rs im Postmini-

sterium zur Sachverständigenkommission sein: "Damit war (für sie) ein sehr schwieri-
ger Auftrag gegeben, der einer gewissen politischeq vorfassungsrechtlichen Delikates-
s9 nicht entbehrto, als ja über die finanziellen Geschicke deiDeutschen Bundespost
der Postvenvaltungsrat verantwortlich zu wachen hat, zu dem u.a. auch fünf Mitgüöder
des Deutschen Bundestages gehören. Bs war unverkennbar, daß in dem untersuchungs-
3lftrag unau_sgelprochen ein gewisser Vonrurf gegen die Finanzplanung der DBp üg.
Ungeachtet ger bisherigen Tätigkeit des Postverwaltungsrates und ohne diesen zunädüt
um eine Stellungnahme zu den finanzwirtschaftlichen Problemen der Deutschen Bundes-
post_zu bitte4 hielt man es fär angezeigt, ein Sachverständigen-Gremium von außenste-
henden Persönlichkeiten gutachtlich zü hören @orian 1966: 11).
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Man kann im übrigen darüber spekulieren, ob der Postausschuß der
Einsetzung einer Sachverständigenkommission zugestimmt hätte, wenn
er, wie bis vor der Bundestagswahl 1957, ein eigenständiger Ausschuß
gewesen wäre. Danach wurde ein gemeinsamer Bundestagsausschuß für
Verkehr und Post- und Fernmeldewesen eingerichtet, in dem die "Ver-
kehrsexperten" gegenüber den "Postexperten" die Mehrheit besaßen.

Zweifellos stellte die Sachverständigenkommission jedoch ftir den Aus-
schuß und den Bundestag insgesamt eine Möglichkeit dar, eine gewisse

Handlungsfrihigkeit gegenüber der Post zurücleugewinnen,^ nachdem
das Postverwaltungsgesetz diese weitgehend eliminiert hatte'".

Als sich abzeichnete, daß die Gebührenerhöhungen im Postzeitungs-
dienst und im Paketdienst nur relativ geringe finanzielle Entlastung
bringen würden, war angesichts der zugespitzten Finanzkrise der Post

nun mit drastischen Gebührenerhöhungen auch beim Telefondienst zu
rechnen. Um diese möglichst doch noch zu vermeiden oder zumindest
hinauszuzögern, drängten die politischen Parteien auf einen raschen

Abschluß der Arbeit der Sachverständigenkommission. Außerdem legten
sie noch im Sommer 1964 verschiedene Entschließungsanträge vor. Die
FDP wollte die Bundesregierung veranlassen, die geplanten Gebühren-
erhöhungen zu verschieben. CDU/CSU und auch SPD forderten sie auf,
weitergehende gesetzgeberische Maßnahmen vorzubereiten, um die Post
zu sanieren. Vor allem sollten das Eigenkapital erhöht, die politischen
Lasten verringert und die Ablieferungen gestundet werden. Die SPD
forderte, orientiert am Bundesbahngesetz, explizite Bestimmungen, die
der Post eine kaufmännische Wirtschaftsführung vorschrieben. CDU/CSU
verlangten zusätzlich, Maßnahmen zu ergreifen, um die anhängigen
Anträge auf Telefonanschlüsse zu erledigen und die Automatisierung
des Fernsprechdienstes im Interesse einer gesteigerten Wirtschaftlichkeit
zu beschleunigen.

20 Bereits Anfang 195? hatte sich entmals die Unzufriedenheit des Parlaments mit der
erfolgten Verlagerung von Kompetenzen auf den Postverwaltungsrat artikuliert, So

heißt es im Protokoll des Postausschusses vom L,2,!957, unter anderem habe det
Ausschuß "eingehend" seine Zuständigkeiten und Aufgaben erörtert, "Es wird fest-
gestellt, daß für die Zukunft die Arbeit keineswegs befriedigend sei, weil die meisten
Zuständigkeiten beim Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost lägen. Es sei anzustre-
ben, das Postvenaraltungsgesetz dahin zu ändern, daß auch das Parlament grtißere Zustän-
digkeiten erhalte, Das sei schon deshalb wichtig, weil angesichts der schlechten Finanz-
lage der Deut$chen Bundespost die einzige Institution, die helfen könne, das Parlament
sei. Im übrigen würden von verschiedener Seite l\nderungen des Postvenvaltungsgesetzes

angestrebt, und die überwiegende Meinung hätte sich für eine Ubertragung größerer

Vollmachten an das Parlament ausgesprochen."
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Zu dem Zeitpunkt, als die Entschließungsanträge an den Bundestag
gerichtet wurden, hatte die Bundesregierung bereits beschlossen, diä
Telefon- und die Telexgebühren erheblich zu erhöhen, die Gebühren für
den Briefdienstjedoch unverändert zu lassen21. Sie hatte sich damit über
das Votum des Postverwaltungsrates, der etwas moderatere Erhöhungen
beim Telefon, aber gleichzeitig eine Anhebung des Briefportos vor-
sghlug, hinweggesetzt. Nicht hinwegsetzen konnte sie sich allerdings
über die Reaktion der breiten offentlichkeit, die wenig verständnis für
Gebührenerhöhungen in einem Dienst aufbrachte, der nachweislich über-
schüsse erwirtschaftete. Überrascht und etwas resigniert stellte Staats-
sekretär Steinmetz fest: "Was nur als eine sachlich-notwendige, wohl-
fundierte Maßnahme geplant gewesen war, um eine Finanzkrise der
Deutschen Bundespost abzuwenden, war flugs zu einem ausgesprochenen
und hochaktuellen Politihtm geworden und drohte, die Post als solche

l11,in_ die'parteipolitische Zerreißmühle' hineinzuzerren" (Steinmetz
1966:94).

Auf Antrag der SPD-Fraktion wurde der Bundestag fih den 29. Juli
L964 zu einer Sondersitzung, erst der zweiten nach dem Krieg, aus den
Ferien zurückgerufen. öffentlich hatten der DIIII, der Gesamtverband
des Deutschen Groß- und Außenhandels und auch der DGB gegen die
Erhöhung der Telefongebühren protestiert. Die "Bild"-Zeitung rief offen-
bar mit Erfolg zu einem Telefonboykott auf. Im ganzen Jahr 1964
stieg die Anzahl der Ortsgespräche nur um 0,2Vo, nachdem sie im Jahr
zuvor um 8,5Vo gewachsen war und auch 1965 wieder um8,6Vo anstieg.
Die Wachstumsrate bei den Ferngesprächen fiel auf. S,ZVo gegenübär
tI,4Vo im Vorjahr wd !4,7V0 im Folgejahr. Der gelernte Elektroinge-
nieur Stticklen, Postminister aus Leidenschaft (Schwarz 1983:22) und
neben Strauß der starke Mann in der CSU, erlebte schwierige Wochen.
Nicht besser erging es Bundeskanzler Erhard, der erst ein Jahr zuvor
das Amt von Adenauer übernommen hatte und den Nachweis seiner
politischen Führungsstärke noch schuldig war (Hildebrand L984:
LzelL30).

In der Sondersitzung des Bundestages wurde erstmalig von der FDP
eine stärkere private Initiative im Fernmeldebereich gefordert. so kriti-
sierte der Abgeordnete Zoglmann, daf3 die Post 50 Mio. DM in ein

2L Die am 15. Juli 1964 erlassene verordnung sah als wichtigste punlite vor, daß zum
1'8.1!)64 die Grundgebühren für Tblefon- und lblexhauptanscNässe um 507a erhöht
wurden und der Preis für eine Gebühreneinheit im Tbleforidienst von 16 auf 20 Pfennig
stieg. Mit der Verordnung vom 2.6.L1,L964 wurde der Preis für die Gebähreneinheit
ab L.L2,L964 dann wieder von 20 auf nunmehr 18 pfennig rpduziert.
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Überseekabel investiert habe, dessen Realisierung bei den anderen betei-

ligten Ländern über private Gesellschaften erfolgt sei. Indirekt sgtagh

ei sich auch gegen den erfolgten Bau einer Satellitenstation durch die
Post aus22. Die Meinung der FDP zur Gebührenerhöhung war nicht
einheitlich. Zumindest ihr Mitglied Finanzminister Dahlgrün sprach sich

eindeutig für die Maßnahme und auch ftir ein Festhalten an del Abliefe-
rung aus. Anderenfalls würde der Steuerzahler die Post subventionieren.
DitSPD lehnte die Maßnahmen mit der Begründung ab, die Gebühren-

erhöhung widerspreche der Preisstabilität und den Maßhalteappellen des

Kanzlers. Auch wenn der Bundestag die Gebührenerhöhung nicht zu

Fall brachte, da die Koalitionsparteien CDU/CSU und FDP die Regie-

rung stätzten, ließ sich die Maßnahme ein Jahr vor dcr Bundestagswahl
potitisch nicht halten. Im Oktober schlug der Bundeskanzler dem Post-

minister vor, die Erhöhung teilweise zurückzunehmen. Im Gegenzug

würden die Ablieferungen der Post für zwei Jahre auf je 520 Mio. DM
eingefroren und zusätzlich der Schuldendienst für zwei Anleihen der

Post von je 300 Mio. DM vom Bund übernommen'
Damit schwenkte die Regierung teilweise auf die Linie des Postver-

waltungsrates ein. Dessen Vorsitzender, Neuburger, kritisierte dann auch

am22. Oktober 1964 vor dem Postausschuß, daß das Kabinett nur rraus

politischen Gründen" von den Gebührenvorschlägen abgegangen sei, die
der Verwaltungsrat als einen notwendigen ersten Schritt zur "General-
sanierung" unterbreitet habe. Das nun dadurch, daß das Briefporto nicht
erhöht worden sei, entstehende Defizit in Höhe von 255 Mio. DM müs-

se vom Finanzminister übernommen werden. Anderenfalls könne der

Verwaltungsrat den Haushalt 1965 der Post nicht verabschieden.
F,ine weitere Eskalation des Konflikts um die Post wurde letztlich

nur durch die Tatsache verhindert, daß das Gutachten der Sachverständi-
genkommission in Arbeit war. Mit dem Argument, man solle das Gut-

achten abwarten, wurden auch gegen Ende der Legislaturperiode unter-
nommene Vorstöße von SPD und CDU/CSU, das Postverwaltungsgesetz
zu ändern, blockiert. Die wenige verbleibende Zeit bis zur Neuwahl
des Bundestages hätte eine angemessene Beratung der Vorschläge jedoch

auch nicht mehr zugelassen. Der Wahlzyklus erfordert ein entsprechendes

Timing für Reformvorhaben, wenn sie ernsthaft betrieben werden sollen.

Die Vörschläge beider Gruppierungen zielten daraut die Stellung des

22 Atfi. diese Bemerkung erwiderte Postminister Stückleni "Was wtilde der Buxdestag

1970 vielleicht an die Adresse des damaligen Postministels sagen' wenn dieser es

versäumt hätte, einen so modernen Nachrichtenzweig wie das Satellitensystem in
Deutschland zugunsten eines anderen Staates zu vemachlässigenl"
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Verwaltungsrates gegenüber der Regierung zu stärken, die Ablieferungs-
pflicht an der Eigenkapital- und Gewinnsituation der Post zu orientieien
und eine Ausgleichspflicht des Bundes für die politischen l.asten zu
schaffen. In den parlamentarischen Debatten der verschiedenen Gesetzes-
vorschläge wurde deutlich, dafJ Finanzminister Dahlgrün unter keinen
Umst?inden bereit war, auf die Ablieferung als einer i'Monopolabgabe"

zu verzichten.

Die Bundespost zwischen Wirtschaft und Politik

Die geschilderten Ereignisse lassen Ansätze einer ersten politisierung
der Telekommunikation erkennen. sie beleuchten die situation der Bun-
despost zwischen wirtschaft und Politik. In gewisser weise mußte die
Post, um ihre Finanzkrise zu beheben, versuchen, größere politische
Aufmerksamkeit über den kleinen Kreis der Eingeweihten hinaus zu
mobilisieren. Dabei brauchte sie zunächst nicht zu befürchten, daß ibre
monopolistische stellung in der Telekommunikation oder die snuktur
ihrer Marktbeziehungen zu den Amtsbaufirmen allzu sehr Beachtung
finden würden.

Abgesehen von dem finanzpolitischen Interesse der Bundesregierung,
speziell des Finanzministers, an der Post und ihren Ablieferuneen domi-
nierte dre infrastruhurpolitßche Perspehive23. Die post soll-te so gut
und preisgünstig wie möglich die technische Infrastruktur bereitstellen,
die insbesondere ftir die Entfaltung und das weitere wachstum der bun-
desdeutschen wirtschaft erforderlich war. [n dieser Funktion sollte sie
die einheimische Industrie kontinuierlich mit Aufträgen versorgen. Auch
wurde es ihre Aufgabe, die private Nachfrage nach relefonanschlüssen
mgig za befriedigen, nachdem in der Bevölkerung zunehmend Unmut
über die mangelnde versorgung mit Telefonen und die bürokratische
schwerfälligkeit der Bundespost spürbar wurde. Daß hierzu zusätzliche
Einnahmen erforderlich waren, wurde grundsätzlich anerkannt. wie sich
zeigte, wurden schließlich begrenzte Gebührenerhöhungen konzediert,
und auch der Finanzminister war bereit, seinen Beitrag zur Behebung
der aktuellen Finanzkrise der Post zu leisten. Beide Mafinahmen hatten
allerdings einen eher kurzfristigen Zeithorizont. Das dominante und den

23 Dies dräckte sich auch darin aus, daß, wie bereis erwähnt, der postausschuß nach
der Pry9estagswahl 1957 mit dem Bundestagsausschuß ftlr Verkehr zusammengelegt
wurde. Hier dominierten allgemeine probleme des verkehrs (straßen, Bahn, Ftug;verlehr),
Postangelegonheiten waren eher marginal.
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Politikem auch gemeinsame langftistige Ziel war es lediglich zu verhin-
dernn daß aus der Post wie aus der Bundesbahn ein auf Dauer defizitärer
Betrieb mit hohen Belastungen für den Bundeshaushalt würde. Wie dies

zu erreichen wäre, war jedoch noch weitgehend ungeklärt.
Die finanzwirksamen Beschlüsse und Sofortmaßnahmen der Bundes-

regierung im Jahre 1964 hatten zur Folge, daß sich die wirtschaftliche
t ige Oei Post in der zweiten Hälfte där 60er Jahre leicht besserte2a.

Nich einem Rekordverlust von über 300 Mio. DM im Jahre 1965 mach-

te die Post bis 1969 Gewinne. 1968 eneichte der Gewinn mit 505 Mio.
DM einen Nachhiegsrekord. Das Eigenkapital vervierfachte sich auf
gvl 6,7 Mrd. DM, und aie Quote am Gesamtkapital stieg von, L2,l7o

äuf. 28,7Vo. Die Za\i, der Telefonhauptanschlüsse lag Ende der 60er

Jahre bei 7,6 Mio., wobei zalelzljährlich knapp eine Million hinzukam.
Diese relativen Erfolge reduzierten den Veränderungsdruck und vor
allem die veränderungsbereitschaft im Postministerium. Mit der wirt-
schaftlichen hatte sich auch noch einmal die politische l,age der Post

stabilisiert. Sie behielt ihre Position als zentraler Akteur im Vermitt-
lungsprozeß zwischen politischen und ökonomischen Interessen, wobei
ins6eiondere ihre eigene ökonomische Bedeutung mit dem Wachstum

der Telekommunkation anstieg.
Das Schaubild IV.1 deutet das politisch-ökonomische Beziehungs-

geflecht in der interaktiven Telekommunikation an,-wie es sich in der

äreiten Hälfte der 60er Jahre herausgebildet hattex. Das Postministe-
rium hatte relativ starke direkte Beziehungen zu allen im Schaubild
aufgeführten Akteuren. lrdiglich zu einigen Wirtschaftsverb?inden
(ZVEI, BDI) waren die Kontakte eher indirekt, oftmals vermittelt über

den DIHT, der in der Telekommunikation eine wichtige Aggregations-
funktion auf Seiten der Verbände erftillte. Neben seinen Beziehungen

zu anderen verbänden und zum Postministerium unterhielt der DII{T,
wie andere Wirtschaftsverbände, enge Kontakte zum Wirtschaftsministe-
rium, aber auch zum Postverwaltungsrat. Die Herstellerindustrie, vor

24 Hierzu trugen auch Rationalisierungsmaßnahmen bei, die in der Krise,'rzeit leichter

durchsetzbär waren. So stagnierte in der zweiten Hälfte der 60er Jahre der Personal-

bestand bei der Post trotz erheblich gestiegener Umsätze bei rund 4n .000 Beschäftigten'

25 lm Einzelfall wurden neben den dirgesiellten auch immer noch andere Kanäle akti-
viert, zumal die Akteure außer in der Tblekommunikation in der Regel noch in an-

deren Bereichen involviert waren, Das Schaubild skizziert also lediglich besonders

relevante und für den bislang analysierten Zeitraum typische Beziehungsmuster' Diese

wwden allerdings nicht mit formaien Methoden, z.B. der NeEwerkanalyse, verifiziert.
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Schaublld IV.1: Politisch-ökonomisches Beziehungsgeflecht in der'lblekommunikation

BDI: BundEsverband dgr deutschen lnduslrie
DGB: Deutscher Gewerkschaft ebund
DIHT: DeutschEr lndustrlE. und Handelstag
DPG: Deutsche Post gewerkschaft

FTZ: FErnmeldetschnlsches Zenträlamt
PVerwR: Postverwaltungsrat
SEL: Standard Elehrlk Lorenz
ZVEIr ZenlralvErband d, alehrotEchn. lnduslrlg

allem Siemens und auch Standard Elektrik Lorenz (SEL)26 standen in
direkten wirtschaftlichen Tauschrelationen zunFTZ und zum Postmini-
sterium. Politisch waren sie darüber hinaus mit dem Wirtschaftsministe-
rium, einigen Wirtschaftsverbänden, speziell "ihrem" ZVEI und dem
Postverwaltungsrat in engem Kontakt. Ein dichtes Beziehungsgeflecht
hatte sich schließlich noch zwischen Postausschuß, DPG (einschließlich
DGB), Postministerium und Postverwaltungsrat herausgebildet.

Der Postverwaltungsrat bildete eine Art korporative Clearingstelle,
da in ihm Bundestag, Bundesländer, Wirtschaftsverbände, Belegschafts-
vertreter der Post und ein Finanzsachverständiger, in der Regel aus dem
Bankenbereich, sowie ein Experte für das Nachrichtenwesen, immer ein
leitender Angestellter von Siemens, vertreten waren. In dieser Hinsicht
kann der Verwaltungsrat, ähxlich wie der Postausschuß des Bundestages,
als Arena ohne ein stark ausgeprägtes institutionelles Eigeninteresse
betrachtet werden. Fähigkeiten zur kollektiven Aktion, die sie mehrfach

26 SEL war 1958 aus einer Fusion von Standard Elehrik (einschl. Mix & Genest) und
der lorenz AG, die sich beide mehheitlich im Besitz von ITT befandon, hervorge-
gangen,
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unter Beweis gestellt haben, besaßen jedoch beide. Wie das Postministe-

rium hatten sie ein Interesse an einel größeren Autonomie der Post
gegenüber der Regierung und anderen Ministerien, da hierdurch auch

ihre eigene Position, insbe,sondere diejenige des Postverwaltungsrates,
gestärkt worden wihe.- 

Die erste politische Aktualisierung der Finanzkrise der Bundespost

macht das Dilernma der IJngleiclneitigkeit und geringen Koordination
von Handlungen und Entschei.dungen bei gleichzeitiger Interdependenz
in der Telel<ommunikntion deutlich, obwohl die Bundespost in diesem

Bereich eine zentrale Rolle spielte. Der Wiederaufbau des Systems der

technischen Kommunikation wurde zunächst einhellig als ein technisches
Problem perzipiert, für das die zuständigen Fachleute üi.sungen erar-

beiten sollten. Sie hatten den ersten Zug, den sie in der Llberzeugung,

ein großes zukunftsträchtiges Netz, also mehr als nur ein Provisoriurn"
planen zu sollen, entsprechend gestalteten. Spätestens nachdem die Pläne

von der Post verbindlich gemacht worden waren, gab es praktisch keine

Chance mehr, hinter sie zurückzugehen. Einen solchen "technischen
Rückschritt" wollte allerdings auch niemand. Die ökonomischen Implika-
tionen der Pläne waren nur schwer kalkulierbar, weil noch nicht alle
notwendigen technischen Komponenten entwickelt waren und wegen der

zwar steigenden, aber im genauen Ausmaß schwierig abzuschätzenden
Nachfrage nach Telefonen, Kostenschätzungen höchst ungenau blieben.

Die politische Reorganisation der Telekommunikation, die erst inten-
siver betrieben wutde, nachdem die technischen Pläne in ihren Grund-
zügen festlagen, ließ die Frage der für den Aufbau des technischen
Systems notwendigen wirtschaftlichen Autonomie der Bundespost unbe-

achtet, interessierte sich aber auch nicht für technische Fragen. Die in
diesem Prozeß engagierten Akteure hatten keinerlei direkte Beziehun-
gen nr, den technischen Arenen der Systemplaner. Rechtliche Regelul-
gen übernahmen sie fast unver?indert aus der Vergangenheit, und das

PVerwG schaffte, indem es die Bestimmungen des Reichspostfinanzge-
setzes nur leicht abwandelte, eine Struktur, die das Entstehen informeller
Beziehungsgefl echte der skizzierten Art begünstigte. Allerdings fehlte,
was die meisten sich gewünscht hätten, eine konsequente Internalisierung
der politischen Kontrolle in dieses Beziehungsgeflecht. Dadurch löste

die schrittweise Verwirklichung der technischen Pläne ökonomische
Probleme aus, deren Lösung aber außerhalb der Verfügungsmöglichkeit
der hier beteiligten Akteure lag. Die eingeschränkten ökonomischen
Möglichkeiten der Bundespost wirkten als Restriktion für die Verwirkli-
chung der technischen Ausbaupläne, und zu ihrer Beseitigung mußte
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politische unterstützung außerhalb der Telekommunikationspolitik mobi-
lisiert werden. Hier dominierten dann aber andere, z.B. preis- und stabi-
litätspolitische Rücksichten, die die aus ökonomischer Sicht notwendigen
Preisanpassungen in der Telekommunikation zumindest verzögerten.

Frühe technische Fesflegungen produzierten also ökonomische Proble-
me, deren kisung nur politisch möglich zu sein schien, nachdem sie
ja auch als politisch mit verursacht angesehen werden konnten. Die hier
zutage tretende Abfolge von Problemen ist nicht durch klar aufeinander
bezogenes Handeln der Akteure in den verschiedenen Arenen, sondern
durch die Interdependenz der Handlungen im sozio-technischen Infra-
struktursystem Telekommunikation bedingt.

2 Statt mehr Markt mehr Staat: Politische und rechtliche
Stabilisierung des Monopols der Bundespost

Mit der wachstumskrise der Bundespost und den hieraus resultierenden
Finanzproblemen war erstmals seit der Verabschiedung des Postverwal-
tungsgesetzes die politische Aufmerksamkeit wieder in größerem Maße
auf die Telekommunikation und die Rolle des staates in diesem Bereich
gelenkt worden.

Die erst im Juli 1964 besiellte Sachverständigenkommission legte
bereits im November 1965, nach der Bundestagswall2?, ihr sehr ausfü[r-
liches Gutachten vor. sie empfahl weitreichende organisatorische Ance-
rungen, um den I'Strukfurwandel der Post von einem überwiegend nach
administrativen Gesichtspunkten geleiteten, zahlreichen politischen Ein-
flüssen ausgesetzten und von der Mitwirkung anderer staatlicher stellen
in den verschiedensten Formen der Genehmigung, der Zustimmung, des
Einvernehmens und des Benehmens allzusehr abhängigen staatsverwal-
tung zu einem in möglichst unabhängiger Verantwortung und Entschei-
dungsfreiheit zu führenden Unternehmen" zu untersttitzen und zu för-
dern. Es gehe um die Anpassung von Organisation und Wirtschaftsfüh-
rung der Deutschen Bundespost an die "Erfordernisse eines zunehmend

27 sie brachte für Bundeskanzler Erhard einen Achtungserfolg. cDU und csu konnten
iken Stimmenanteil gegenüber der letzten Adenauer-Wahl ion 45,3Vo auf. 4il,6Vo erhö-
henr {l,e-r!ings büßte der Koalitionspartner FDP gut drei prczenpunkte ein und hatte
noch9,SVo,rrGenosse Tlend', bescherte der SpD, die sich fgSS mit dem "Godesberger
lrogramm" neuen Wähleschichten geöffnet hatte, mit Brandt als SpiEenkandidat einen
Zuwachs von drei Punkten auf.39,3Vo,
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technisierten und daher auch zunehmend mit Finanzierungsproblemen

belasteten Unternehmens". Die Monopolstellung der Post im Fernmelde-

bereich wurde explizit bestätigt (Sachverständigenkommission 1966:

138).
Es wurde vorgeschlagen, auf dem Wege der Anderung des Postver-

waltungsgesetzes die Post von einer Bundesverwaltung in eine Anstalt

des öffäntlichen Rechts, die von einem Vorstand nach kaufmännischen

Grundsätzen zu führen sei, umzuwandeln. Die Geschäftsführung sollte

von einem Verwaltungsrat übenvacht werden und ein "zuständiger Bun-

desminister" die Hoheitsaufgaben des Bundes und die Rechtsaufsicht

über die Post übernehmen. Je ein Vorstandsmitglied sollte das Postwesen

und das Femmeldewesen verantwortlich leiten, und auf den nachgeord-

neten Leitungsebenen, den Direktionen, sollten die beiden Hauptdienst-

zwei ge " organisatorisch verselbständi gt" werden (Sachverständi genkom-

mission L966: L40-L45).
Insgesamt zielten die Umgestaltungsvorschläge der Kommission

darauf, die EinftulJmöglichl<citen der politischen Akteure in der Telelann-

munikation erheblich zu reduzieren und eine weitgehend unabhängige

kaufmännische Unternehmensführung durchzusetzen. Welche Probleme

dies der Bundesregierung und dem Postministerium bereitete, deutete

Minister Stücklen im Februar 1966 vor dem nun angesichts der großen

Probleme wieder als eigenstäindiges .Gremium konstituierten Postausschuß

an. Zunächst wies der Minister in Übereinstimmung mit dem Gutachten

darauf hin, daß das Eigenkapital der Post aufgestockt, die Ablieferung

"auf eine andere Basis" gestellt und die Post von den (finanziellen)
politischen Lasten befreit werden müsse. Allerdings sei mit einer Stel-

iungnahme der Regierung rum Gesamtkomplex etst in rund drei Mona-
ten zu rechnen. Ein Entwurf sei in seinem Ministerium erarbeitet worden
und müsse nun speziell mit dem Wirtschafts- und dem Finanzministe-
rium abgestimmt werden. Dies würde "bei der Tendenz des Gutachtens"

sicher nicht einfach. Die angekündigte Stellungnahme der Regierung'

die deutlich die Handschrift des Postministeriums trug, war dann auch

eher ausweichend. Sie klammerte die grundsätzlichen Reformvorschläge
der Kommission fast völlig ausx.

28 ,'Da es sich bei den Empfehlungen der Kommission um sehr grundsätzliche und weitrei
chende Vorschläge handelt, die den betrieblichen und staaßrechtlichen Charakter des

Post- und Femmeldewesens teilweise grundlegend ändem würden, bedarf es sehr sorgfäl-

tiger Überlegungen über die Folgen einer Venrirklichlng dieser in dem_Gutachten

ni-edergelegten Gldankengänge. Die Bundesregierung muß daher darauf verzichten, schon
jetzt ziaGn Einzelheiten Siellung zu nehmen" (Seite 4 der Stellungnahme der Bundes-
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Den einzelnen tatsächlichen Befunden der Gutachter widersprach sie
zwar in der Regel nicht, interpretierte die,se aber teilweise anders oder
wies darauf hin, daß bereits Maßnahmen ergriffen worden seien, die
Abhilfe schaffen könnten. In späteren Erklärungen im Postausschuß
wurde schließlich aber die ablehnende Haltung des Ministeriums gegen-
über den weitgehenden Anderungsvorschlägen der Sachverstäidlgen
deutlich erkennbafe. Zweifellos hat hierzu äuch beigetragen, dafJ fue
Kommission das Postministerium zur Disposition geste--llt h;tte: "Zustän-
diges Ministerium" ftir die Hoheitsaufgaben der Post hätte danach auch
z.B. das Verkehrsministerium sein können.

Die sich im Postausschuß artikulierende Meinung der politischen
Parteien zum Gutachten unterschied sich nur in wenigen Punkten von
der Position des Postministeriums. Die "abschließende Stellungnahme"
der Bundesregierung zum Gutachten erfolgte wegen der zrvischenzeitli-
chen Bildung der Großen Koalition und des damit verbundenen Wech-
sgl an der Spitze des Postministeriums von Stücklen zu Dollinger
(CSU) erst im Februar L969. Ganz auf der Linie des Postministeriums

Seß es, die Zielsetzungen der Kommission könnten "auch ohne eine
Anderung der Organisationsform der Deutschen Bundespost erreicht
werden" (Bundestagsdrucksache Y13875: 22.). Danach gab es auch für
den Postausschuß keinen Anlaß mehr zu langer Diskussion3o.

legierung zum Gutachten der Sachverständigenkommission, 6.3.1966).
29 In der Sitzung des Ausschusses am 23.11.1966 sprach sich ein 46ieit1'ngsleiter des

Postministeriums explizit gegen die Vorschläge aus. Die überlegungen zur Bildung eines
Vorstandes für die Post bedeuteten die Abkehr "vom bewährtCn Präsidialprinzip", das
im GegensaE zum Kollogialsystem schnelle Entscheidungen ermögliche. Eine organisato-
rische Verselbständigung von Post- und Fernmeldewesen sei tiberiUssig, da die innerbe-
triebliche Abrechnung bereits getrennt durchgeführt werde. Außerdem gebe es einen
engen Zusammenhang aller Personalangelegenheiten. Im tibrigen könne der Staat ein
solches Unternehmen wie die Bundespost nicht aus der Hand geben.

Ahnlich argumentierte öffentlich äer Verbindungsmann dei Ministeriums, der an
allen Sitzungen der Kommission teilgenommen hatte: ",.. es erscheint ausgeschlosscq
daß sish L,egislative und Exekutive auf Bundesebene aller Einflußmöglichkeiten auf
ein Unternehmen begeben, das mit einem Jahresumsaü von mehr als 10 Mlliarden DM
einen gewichtigen Faktor in der öffenttichen Wirtschaft da$tellt. Ob es dabei auf Dauer
yglVorteil sein kann, wenn die Deutsche Bundespost nicht mehr durch einen eigenen
Minister im Kabinett vertreten ist, erscheint zumindest fraglich". Sein Fazit: "Die därzei-
tige Organisation der Post- und Femmeldeverwaltung hat sich im wesentlichen bewährt'l
(Florian 1966: 84).

30 In seiner letzten Sitzung im Juni 1969 beschloß der Ausschuß ledigtich, im Falle
einer Anderung des Poslverwaltungsgeseues den Eigenkapitalanteil ait gg tßEo zn
fixieren und auch eine gesetzliche Ausgleichspflicht des Aundes filr die betriebsfremden
und politischen Lasten der Post zu envirken.
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so wurden nur die Mafjnahmen zumindest teilweise realisiert, die

von den sachverständigen zur kurzfristigen verbesserung der Kapital-
und Ertragslage der Post vorgeschlagen worden waren, nämlich eine

Stundung äer Ablieferungen und eine Anhebung der Geblhre1 bei den

Defi zitdiensten (Sachverständigenkommission 1 966 : 1 45 -15 1). Insbeson-

dere mit der Erüöhung des Portos flir den Standardbrief von 20 auf 30

Pfennig wurde ein politisches Tabu überwunden. Der neu entstandene

Spielrium für Gebührenerhöhungen schaffte etwas Luft ftir neue wirt-
söhaftliche Aktivitäten im Bereich der allmählich aufkommenden Daten-

kommunikation und bei den Postbankdiensten. Gegenüber der Bundes-

regierung und speziell dem Finanz- und dem Wirtschaftsministerium war
diö Autonomie des Postministeriums jedoch nicht gewachsen, und schon

bald sah sich der Finanzminister gezwungen, der Post abweichend von
den ursprünglichen Zusagen ab 1968 jährlich 300 Mo. DM zusätzlich

an AUtiäteru-ngen abzuveilangen3l. Diä Post mußte das akzepieren. Von

ihr selber wurde die Forderung nach mehr unternehmerischer Handlungs-

freiheit zunächst nicht melu erhoben, da sie möglicherweise mehr Auto-
nomie für die Post nur auf Kosten der Eigenständigkeit des Postministe-
riums gebracht hätte.

Hinzu kam, daß in der zweiten Hälfte der 60er Jahre die allgemein-
politischen und die wirtschaftspolitischen Rahmenbedinggn gen in Bewe'
gung gerieten. Mit der wirtschaftlichen Rezession des Jahres 1967, dre

Jictr im Verlaufe des Jahres 1966 bereits abzuzeichnen begann, und mit
für bundesdeutsche Verhältnisse hohen Preissteigerungsraten Mitte der

60er Jahre verlor Bundeskanzler Erhard, ein grundsätzlicher Gegner

staatlicher Interventionen in die Wirtschaft, seine politische [rgitima-
tionsbasis. Die im Herbst 1966 gebildete Große Koalition unter Kiesin-
ger (cDl-f übernahm das in den usA und in vielen westlichen Ländern

mittlerweile praktizierte Konzept der globalen Wirtschaftssteuerung.
Spätestens mit dem Stabilitäts- und Wachstumsgesetz des_Jahres 1967

wurde der Weg frei für eine "antizyklische" keynesianische Fiskalpolitik'
die von Wirtschaftsminister Schiller (SPD) und Finanzminister Strauß

31 Postminister Dollinger wies in einem Schreiben an den Vorsitzenden des Postausschusses

am Z4.I:J'L967 auflnterventionen des Haushaltsausschrsses hin, der wegen der "die
Enrartungen übersteigenden günstigen Ertfagslage det Post" darauf gedrängt labe, Aus-
gleichsza[lungen für politische l*sien nicht vozunehmen und in Artikel 13 des Finanz-

änderungsgesätzes von 1967 jährliche Zusatzzahlungen von 300 Mio. DM-.gegenüber

der unp-rü-nglichen Vereinbarung zu verlangen. Dadurch seicn, so der Minister, die

Ergebniise, äie er "gestützt auf-das Gutachien" der Saclve$ländigel in einer "Chef-
belprechung', mit dem Finanzminister erzielt habe, teilweise wieder räckgängig gemacht

worden,
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(csu) realisiert wurde. Anders als die cDU und speziell die FDp befür-
worteten sowohl sPD als auch csu, bei allen sonstigen politischen
unterschieden, ein aktives staatliches Engagement in der wrtschafts-
steuerung. Die Einstellung zur staatlichen verschuldung wurde zuneh-
mend instrumentell mit der Folge, daß "deficit spendingr' mit Hilfe von
"Eventualhaushalten" als angemessenes Mittel zur Bekämpfung der Re-
zession lngesehen wurde (vgl. Scharpf. 1987: I5L-L64). Von diesen
Eventualhaushalten, aber auch von der generell offeneren Haltung g€gen-
über der Aufnahme von Krediten profitierte auch die post, die ohnehin
geplante, aber zurückgestellte Investitionen nun realisieren und damit
auch für eine bessere Beschäftigung der Amtsbaufirmen sorgen konnte.

Erste Kritik an der Monopolstellung der Bundespost

Die sachverständigenkommission stellte in ihrem Gutachten die starke

ftgttyry der Post praktisch nicht zur Diskussion, sondern forderte ledig-
lich "die ökonomische Eingliederung dieses unternehmens in die Markt-
wirtschaftr'. Die Post "unterliegt ebenso den Gesetzen des Marktes wie
ein unternehmen der privaten wirtschaft. sie produziert Dienstleistun-
gen. Die Kosten für die dazu notwendigen Produktionsfaktoren werden
auf Märkten gebildet. will die Post rentabel arbeiten, dann hat sie sich
bei dem verkauf ihrer Dienstleistungen den volks- und betriebswirt-
schaftlichen Erkenntnissen und Gesetzmäßigkeiten zu unterwerfen wie
jedes andere unternehmen" (sachverständigenkommission 1966: 145).
Aus diesen Formulierungen konnte auch eine Aufforderung der posi,
in einigen Bereichen eine offensivere Marldstrategie zu verfolgen, her-
ausgelesen werden. In der Telekommunikation hatte die post bereits
1965 einen ersten solchen schritt mit der Einführung des Datel-Dienstes
getan, der für zwecke der Datenlommunikation überwiegend das Tele-
fonletz benutzte (vgl. Bohm 1982: 101-108).

__ 
Epte zum Teil präventive Kdtik an offensiveren plänen regte sich

allerdings zunächst nicht in der Telekommunikation, sondern bei poten-
tiell Betroffenen in anderen Bereichen. Insbesondere die Banken sahen
in dem neben dem sparkassendienst sich etablierenden und ständig er-
weiternden Postschec{dienst (Girodienst) eine wirtschaftliche Konkurienz.
so forderte der Bundesverband des privaten Bankgewerbes in einer
sleflungnahme zum Gutachten der sachverständigenkömmission im Mai
1966 kostendeckende Gebühren im Girodiensi zur vermeidung von
Wettb ewerbsverzerrungen.
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Aus der Erklärung der Banken war aufkeimende Kritik an bestimm-

ten Aspekten des Posimonopols und an der Praxis der Quersubventionie-
rung zwischen verschiedenen Diensten abzulesen. Diese wurde anl?ißlich

der Beratung des neuen Postgesetzes dann auf etwas breiterer Front

artikuliert. D1s Gesetz, das von der Regierung Kiesinger im Jahre 1968

den parlamentarischen Gremien zugeleitet wutde, g{t nicht fiir das Fern-

meldewesen, sondern lediglich ftir die Postdiensterz. Es sollte u.a. den

aus dem alten Gesetz von L87L überkourmenen "Postzwang" für vet-
schlossene Briefe und Zeitungen politischen Inhalts beseitigen und durch

einen entsprechend ausgestalteten "Beförderungsvorbehalt" bei Briefen
eßetzen, um, wie es in der Begründung hieß, die Post hier vor der

Konkurrenz postähnlicher Unternehmungen är schützen. Diese einzige

den freien Srettbewerb noch beschränkende Bestimmung sei erforderlich,

um der Post Einnahmen auch aus ertragreichen Verkehrsverbindungen

zu sichern. solche Erträge benötige die Post, da sie einer umfassenden

Betriebspflicht unterliege und daher ausreichende Verkehrseinrichtungen
auch dort zu unterhalten habe, wo die Ausgaben nicht durch entspre-
chende Einnahmen gedeckt seien.

Wortftihrer der i<ritiker an dem Gesetzentwurf war der DIHT33.

Unter Bezugnahme auf eine Denkschrift der Spitzenorganisationen der

gewerblichen Wirtschaft vom Juli 1967 wies er darauf hin, daß die

Begünstigung bestimmter Benutzerkreise durch Verhinderung einer ko-

sten- und marktgerechten Gebührenbemessung und die Belastung der

Postkunden mit finanziellen Verpflichtungen, die die öffentliche Hand

zu tragen habe, nicht "im übergeordneten Interesse der Volkswirtschaft
und des Staates" lägen. Die meisten der von der Post wahrgenommenen

Aufgaben mäßten keineswegs hoheitlich erledigt werden. Mithin könne

die Funktion der Post als Hoheitsträger erheblich eingeschräinlC werden.

"Eine bewegliche Preispolitik" müsse an die Stelle der bisherigen Ge-

bührenpolitik treten. Die Regierung gehe im Gesetzentwurf hingegen

davon äus, daß es sich bei den wirtschaftlichen Tätigkeiten der Post um
Daseinsvorsorge handele und daß die Verkehrsbedürfnisse der Allge-
meinheit nach den Grundsätzen der Gemeinnützigkeit zu befriedigen und

dementsprechend der freie Wettbewerb zugunsten der Post einzuschräin-

32 Brief-, Paket-, Postanweisungs- und Postauftragsdienst, Postzeitungsdienst, Postreisedienst,

Postscheckdienst und Postsparkasserdien$t (vgl, Bundestagsdrucksache Vß29r.
33 In einer schriftlichen Ste[üngnahme im Oktober 1968 gegenüber dem Postausschuß

äußerte er sich erneut auch füi den BDI, den Bundesverband des Deutschen Grcß- und

Außenhandels, die Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels und den Zentralver-

band des Deutschen Handwerts.
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ken seien. Diese Vorstellungen seien geeignet, das Bisherige zu konser-
vieren, statt zu reformieren. während der Dllrr bei einigen weiteren
Verbänden, speziell im Bankenbereich, Unterstützung fand, distanzierten
sich in einer gemeinsamen stellungnahme der verband Deutscher Zeit-
schriftenverleger, der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger und
der Börsenverein des Deutschen Buchhandels Anfang 1969 von dieser
Position. Die drei verlegerverbände, besorgt um die niedrigen Gebühren
im Postzeitungsdienst, betonten die besondere Bedeutung von Zeitungen
und Zeitschriften in einer Demokratie und die hoheitliche Natur ailer
Dienste der Bundespost.

Hier zeigte sich, daß die Front der Verbände schnell zu bröckeln
begann, wenn wirtschaftliche Einzelinteressen tangiert wurden. offenbar
bezog der DIHT aber auch eine für seine verhältnisse damars noch sehr
weitgehende Position, indem er sich die Positionen der spitzenorganisa-

lionen der gewerblichen Wirtschaft weitestgehend zu eigen machte.
Jedenfalls zeigte sich ein vertreter des Postministeriums vor dem post-
ausschuß Ende oktober 1968 erstaunt, daß die sich aus der Verpflich-
tung der Post zur rröffentlichen Daseinsvorsorge" ergebenden Grundsätze
der Zulassungspflicht und des beschränkten wettbewerbsschutzes "über-
raschenderweise in der Eingabe des DIHT angegriffen worden" seien.
So kann es nicht überraschen, daß es dem DIHT beim Postgesetz, das,
wie bereits betont, den Fernmeldebereich nicht betrifft, zunächst noch
nicht gelang, "seine" Position durchzusetzen. Ahnlich wie das postmini-
sterium erklärte auch der Postverwaltungsrat in einer Entschließung im
Dezember 1968, daß er die Auffassung der Spitzenverbände der gewer-
blichen wirtschaft zum Postgesetz nicht teile. Er halte es ftir "undurch-
ftihtbar", die von den Spitzenverbänden genannten Dienstzweige "in
vollem Umfang den Regeln der freien Marktwirtschaft zu unterwerfen".
Auch der Postausschuß stimmte mit dem Ministerium überein (Bundes-
tagsdrucksa che Y I 4228)34. Parteipolitische Unterschiede wurden im Aus-
schuß bei der Beratung des Postgasetzes, das im Juli 1969 vom Bundes-
tag verabschiedet wurde, erneut nicht sichtbar.

Die Diskussion um das Postgesetz ließ anm erstenmal die auch in
zuktinftigen Auseinandersetzungen um Stellung und Aufgaben der Bun-
despost hervortreten den politßchen Grundpositionen einiger relevanter
Akteure deutlich werden. Die Wirtschaftsverbände, an ihrer Spitze der

34 Auch nach seiner war eine ausschließliche Ausrichtung der Postdienste auf
kaufmännische, nur vom der Rentabilität beherrschte Grundsätze im

Aufgabenstellung der Post nicht möglich, Eine
des Postwesens könne es nicht geben.

Hinblick auf die
Tbilprivatisierung"
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DIHT, plädierten für eine Beschränkung des Monopols der Post, das

zumindest nicht auf andere Bereiche ausgeweitet werden sollte, aner-

kannten aber den Infrastrukturauftrag der Post. Sie verlangten eine stär-

kere Beachtung betriebswirtschaftlicher und kaufmännischer Gesichts-
punkte in der Führung des Unternehmens und eine kostengerechte Tari-

iierung der einzelnen Dienste. Die Bundespost wollte ihren Besitzstand

wahren und ihle Aktivitäten in der lukrativen Telekommunikation erwei-

tern. Sie argumentierte mit den Verbundvorteilen eines großen Unterneh-

mens, innerhalb dessen ein Kostenausgleich zwischen den Diensten

möglich sein mtißte, da die Prinzipien der Daseinsvo$orge für die Post

eine Verpflichtung zur Leistung bei im Raum einheitlichen Tarifen ent-

hielten. Die Gebtihren mäßten nicht den Kosten entsprechen, sollten sich

aber an ihnen orientieren. Offensichtlich aus politischen Gründen velur-
sachte Defizite wie beim Postzeitungsdienst müßten vom Bund ausgegli-
chen werden. Der Postverwaltungslat und auch der Postausschuß hatten

eine ähnliche Position. Vor allem die SPD betonte ähnlich wie das Mini-
sterium die Infrastrukturaufgabe der Post, die nicht ausschließlich unter
erwerbswirtschaftlichen Rentabilitätsgesichtspunkten gesehen werden
könne. Obwohl auch sie wie die anderen Parteien grundsätzlich für
kostendeckende Gebühren plädierte, wandte sie sich explizit gegen einen

Verzicht auf einen Kostenausgleich avischen den Diensten, weil dies

die Privatisierung der rentablen Dienste zur Folge haben könne. Insge-
samt war der Konsens der relevanten politischen Akteure hinsichtlich
der historisch gewachsenen Stellung und Aufgaben der Post in den 60er

Jahren noch relativ groß.

Politik und Recht im Streit um die Postverfassung

Mit der abschließenden Stellungnahme der Bundesregierung anm Gutach-

ten der Sachverständigenkommission und mit der Verabschiedung des

Postgesetzes durch den Bundestag schien die Diskussion um den Status
und die Aufgaben der Post beendet zu sein. Tatsächlich waren gerade

in der Telekommunikation jedoch die Probleme, die die wirtschaftlichen
Schwierigkeiten der Post verursacht hatten, keineswegs beseitigl.

Das Produkt- bztxl Dienstespektrum der Post entwickelte sich in
diesem Bereich nur zögerlich. Dies lag nicht zuletzt daran, daß weiterhin
Eigenkapitalknappheit bestand und die Telefonversorgung die Aktivitäten
dei Post zurtehmend absorbierte. Das Wachstum der Nachfrage nach

Telefonanschlüssen, das wegen der Netzexternalitäten ohnehin selbsttra-
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gend geworden war, wurde durch die günstige wirtschaftliche Entwick-
lung nach der Rezession des Jahres 1967 und durch den mit geringer
zeitlicher Verzögerung .ginsetzenden erheblichen Anstieg der Reallöhne
zusätzlich beschleunigti). Für die privaten Haushalte wurde das Telefon
zum nützlichen Gebrauchsgegenstand, nachdem es vorher eher ein sta-
tussymbol war (vgl. auch Pike/ Mosco 1986). Im Jahre 1921 erreichte
der Antejl9gl *il privat genutzten Telefonanschlüsse rund 50Vo (Metz-
ger 1974:298-300). Dieser Wachstumsprozeß, bei dem kein Ende.abzu-
sehen war, begünstigte administrative Verhaltensweisen der post, die
Telefone nicht "verkaufte", sondern nach verwaltungsmtißigen Kriterien,
z.B. der Wartezeit, rrzuteiltet'. Nicht nur die Nachfrage näch Hauptan-
schlüssen stieg, sondern auch die Nutzung der Telefone nahm zu. fuotz
steigender zahr dq Hauptanschlüsse blieb dre zarrL der Gespräche pro
Anschluß konstant, bei dgn Ferngesprächen war die Tendenz Ende äer
60er Jahre sogar steigend36. Dies hatte zu spitzenzeiten erhebliche über-
lastungen besonders der Femverbindungen zu einigen Großstädten zur
Folge,-was erhebliche Frustrationen bei den Telefonkunden auslöste (vgr.
auch Steinmetz L96& tsD).

Daher waren es zunächst wohl auch weniger offensive Mark:terweite-
rungs- als defensive Monopolsicherungsinteressen, die die post dazu
b_ewegten, sich im Bereich der Datenkommunikation zu engagieren.
Nachdem 1965 erstmals Datenübertragung im öffenflichen Fernsprechnetz
mit Hilfe von posteigenen Modems ermöglicht worden war ünd auch
das Telexnetz für Datenübertragung genutzt werden konnte, wurde zwei
Jahre später ein kleines eigenes Netz für relativ langsame leitungsvermit-
telte Datenübertragung eingerichtet patex-L). Beides ließ sich ohne
großen Aufwand noch weitgehend im Rahmen der bestehenden Einrich-
tu:rgen bzw. mit der vorhandenen Technik realisieren (vgl. Bohm 1982:
101-110). Den Bedürfrrissen der (noch wenigen) Nutzer entsprach dieses

35 Steigende Reallöhne bei relativ konstanten Kosten für das Tblefon wurden bei der Post
immer,als wichtiger die Nachfrage beschleunigender Faktor angesehen. Man rechnete
Mitte der 60er Jahre damit, daß - bei entsprechendem Angebot --die Zahl der Hauptan-
schlüsse mindestens doppelt so schnell wie das Prokopleinkommen wachsen würde
(Bornemann 1963: 18).

36 Man hatte bei der Post damit gerechnet, daß das Gesprächsaufkommen pro Hauptan-
schluß-bei steigender Anschlußdichte zuritckginge, da zunehmend "wönigspreöher"
angeschlossen würden (Riebeling 1951: 586-588). Es zeigte sich aber, daß in illär Regel
bei Neuanschlüssen ein "Gewöhnungseffekr" eintrat, dör auch bei uwenisspreche;nu
eine steigende Nutzung des Tblefons vor allem in den enten Jahren nach deä hnschluß
zur Folge hatte @ornemann L963r 22-?A; Metzger L974: 303-3L9; vgl auch Jäger 19g4).
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Angebot nur sehr begrenzt, so daß sich auch hier sehr bald Unzufrieden-

heit artikulierte (vgl. Staudinger t97t).
Doch nicht das Dauerproblem Telefonversorgung und auch nicht sich

abzeichnende Probleme in der Datenkommunikation brachten die Frage

einer Anderung des Postverwaltungsgesetzes erneut auf die politische

Agenda, zumal die wirtschaftliche lage der Post sich, wie bereits ge-

sJhildert, gegen Ende der 60er Jahre etwas stabilisiert hatte. Vielmehr

war es del Regterungswechsel in Bonn. Die sozialliberale Koalition, die

1969 unter der Führung von Bundeskanzler Brandt die Große Koalition
ablöste, wollte trotz der knappen parlamentarischen Mehrheit ehrgeizige

Reformen durchsetzen3T. Zu diesen gehörte auch die Schaffung einer

neuen "Postverfassung" mit demZiel, die "Eigenständigkeit der Bundes-

post" zu stärken und "eine wirtschaftliche Unternehmensführung" da-

äurch zu erleichtern, daß "die ministerielle Aufsicht sich auf das poli-
tisch Notwendige beschränkt"38.

Im Auftrag der Bundesregierung bestellte der neue Postminister
Lrber, der gleichzeitig Verkehrsminister war, unverzüglich die Kommß'
sion Deutsche Bundesposf, die einen Vorschlag für ein neues Postver-

waltungsgesetz, als Gesetz über die Unternehmensverfassung der Deut-
schen Bundespost (Postverfassungsgesetz: PVerfG) bezeichnet, ausar-

beiten sollte. Die Kommission war so ärsammengesetzt, daß "alle für
die geplante Reform bedeutsamen gesellschaftlichen Bereiche vertreten
waren" (Laue 1971: 102). Die 24 Mitglieder rekrutierten sich aus den

gesetzgebenden Körperschaften des Bundes, den Spitzenverbänden der

Wirtschaft, des Gewerbes und des Handels sowie aus den Personalvertre-
tungsgremien bzw. Gewerkschaften im Bereich der Post. Hinzu kamen

"heivorragende Sachkenner des Post- und Fernmeldewesens, der Wirt-
schaft oder des Finanzwesens" und "namhafte Wissenschaftler", darunter

zwei Personen, die bereits in der Sachverständigenkommission von

t964165 mitgearbeitet hatten (Laue L971: L02lL03). Um das Spektrum
aller öffentlichen Interessen zu berücksichtigen, wurde zusätzlich eine

Beraterkommission mit Vertretern des Bundesrechnungshofs, der Bunde's-

bahn und des Bundeskanzleramts sowie der Ministerien mit I'engem

Sachkontakt" zur Bundespost geschaffen. Außerdem begleitete eine

Gruppe leitender Beamter des Postministeriums die Arbeit der Kommis-
sion (Laue 197L: t03). Für eine breite Repräsentation alLer nr Beginn

31 Die CDU/CSU war 1969 mit 46,Lvo stärlGte Fraktion im Bundestag geblieben. sPD
(42,7Vo) und FDP mit nur noch 5,8Vo hatten jedoch zusammen 12 Mandate mehr als

CDU/CSU erreicht und sich auf eine Koalitionsregierung geeinigl.

38 So Bundeskanzler Brandt in der Regierungserklärung am 28.10'1!b9'
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der 70er Jahre relevanten Interessen war also gesorgt, und trotz ihrer
Größe und Heterogenität arbeitete die Kommission sehr zügig. Nachdem
sie sich im Dezember 1969 konstituiert hatte, konnte die Kommission
bereits Anfang Juni 1970 dem Minister als Ergebnis das "Moden" für
einen Gesetzentwurf vorlegen, das in den internen Abstimmungsverfah-
ren die Mehrheit bekommen hatte ([aue L97L: LLI-Iß).

In einer Sitzung des Bundestagsausschusses für das post- und Fern-
meldewesen und für verkehr am27.LL.L969 hatte der für beide Ressorts
zuständige Minister Leber das ziel der Reform umrissen. Die post sollte
größere selbständigkeit und Autonomie auf der Basis eines "der Bundes-
bahn etwa vergleichbaren status" erhalten. Den bisherigen Rechtszustand
bezeichnete er als ebenso untragbar wie eine gesellschaftsrechtliche
umgestaltung der Post nach den Prinzipien des privaten Handelsrechts,
dgs Eigentum auch außerhalb der öffentlichen Hand ermöglichen würde.
Nach einer Reform sei das Posüninisterium entbehrlich. Die Dienstauf-
sicht könne der verkehrsminister übernehmen, so daß sie in jedem Fall
bei einem Kabinettsmitglied verbliebe.

Noch im Sommer 1970 stellte die Regierung den Entwurf des post-
yerfassungsgesetzes (PVerp) fertig, der mit der Stellungnahme des
Bundesrates im November desselben Jahres dem Bundestag zugeleitet
werden konnte. wie bereits auch von der sachverstäindigenkommission
vorgeschlagen worden war, unterschied der Ge,setzentwurf zwischen
hoheiflichen und unternehmerischen Funktionen der Bundespost. Die sich
aus den Hoheitskompetenzen des Bundes ergebenden Aufsichtsrechte
über die organe der Bundespost sollte ein 'rzuständiger* Minister aus-
üben. Die leitrrng der Post als öffentliches [Jnternehmen solltehingegen,
wie b9i jedem Großunternehmen, ein Vorstand unter Beteiligung eines
Aufsichtrates übernehmen (vgl. Gscheidle 1971). Die Trennung uitemeh-
merischer und politischer Kornponenten drente dazu, die Post aus dem
unmittelbaren Regierungsbereich herauszulösen (Kühn L97L: 29). Ats
Rechtsform war für die Post vorgesehen, sie als öffentliches unterneh-
men in Form einer "teilrechtsfäihigen Anstalt des Bundes" einzurichten.
Das unternehmen sollte nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen gelei-
tet werden und einen t'angemessenen Gewinn als selbstfinanzierungsbei-
trag' erwirtschaften. Es sollte weiterhin eine Ablieferungspflicht unab-
hängig von der Ertragslage der Post bestehen. Allerdings sollte sie erst
wirksam werden, wenn das Eigenkapital der Post mindestens ein Drittel
des Gesamtkapitals erreicht hätte. Bis dahin sollten fällige Ablieferungen
zur Stärkung des Eigenkapitals im Unternehmen verbleiben.



Entsprechend dem Gesetzentwurf bestand der Aufsichtsrat aus je acht

Mit$iedern "aus dem politischen Leben", "aus der Wirtschaft" und "aus

dem Personal der Bundespost oder den Gewerkschaften". Gegenüber

Beschlüssen des Aufsichtsrates hatte der Vorstand ein Einspruchsrecht,

und unter bestimmten Bedingungen lag dann das I-etztentscheidungsrecht

beim zuständigen Minister. Bestimmte Beschlüsse des Aufsichtsrates
bedurften auch der Genehmigung des Ministers. Dieser sollte im Rahmen

seiner Aufsichtsrechte auch die mittel- und langfristigen unternehmens-
politschen zlele der Post vorgeben und darüber wachen, daß von ibr
die Grundsätze dq Politik der Bundesregierung beachtet wurden. Die
aus dem Postverwaltungsgesetz überkommenen Einvernehmensrechte der

Bundesminister für Finanzen, Wirtschaft und Inneres in Haushalts- und

Finanzangelegenheiten, bei den Benutzungs- und Gebührenverordnungen

sowie in-besiimmten Personalangelegenheiten sollten weiter bestehen

(vgl. Kühn 797L).
Der dem Bundestag vorgelegte Entrvurf des PVerfG stellte bereits

das Ergebnis des Versuchs dar, verschiedene zrlm Teil gegensätzliche

Interessen in einem Kompromiß zu integrieren. Ün Vorfeld" zunächst

noch weitgehend im Zusammenhang mit den Vorschlägen der Sachver-

ständigenkommission, walen speziell vom Postrninßterium, das urn seine

Existenz bangen muBte, rechtliche Argurnente ins Spiel gebracht wor-
den. Auf verschiedenen Seiten wurde juristischer Sachverstand mobili-
siert, um insbesondere zu klären, wie weit eine Reform gehen könnte.

Konnte die Bundespost, die laut Grundgesetz eine bundeseigene Verwal-
tung mit eigenem Verwaltungsunterbau wafe, überhaupt Ln ein öffentli-
chei Unternehmen etwa in der Form einer nur noch einer Rechtsaufsicht
durch einen Minister unterworfenen Anstalt des öffenflichen Rechts

überführt werden, ohne daß die Verfassung geändert werden mußte? Die
Frage für die Juristen war also, ob die Bestimmung des Grundges€tzes

(Ara. 87) lediglich die Zust?indigkeit des Bundes ftir das Post- und Fern-

meldewäsen oder auch die Eigenschaft der Post als Verwaltung (im
Unterschied zur Anstalt) begründete.Im letzteren Fall.e hätte eine durch'
greifende rechtliche Verselbständigung der Post die l\nderung der Ver-

fassung und damit eine zwei-Drittel-Mehrheit im Bundestag erfordert.

In äiner ausführlichen Analyse kam Kämmerer, Präsident der Frank-

furter Oberpostdirekfion, bereits L966 ztr dem Ergebnis, daß die Post

"eine Bundesverwaltung und keine öffentliche Anstalt" sei (Kämmerer
t966: 567). Dabei stützte er sich, was gelegentlich übersehen wurde,
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39 Siehe oben Kapitel IIL3: Zum staatlichen Tblekommunikationsmonopol.
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aber nicht nur auf die Bestimmungen des Grundgesetzes, sondern aus-
dräcklich auch auf das Postverwaltungsgeselzm, das als einfaches
Gesetz auch mit einfacher Parlamentsmehrheit geändert werden konnte.
wichtiger für die Meinungsbildung als die im unmitterbaren umfeld des
Postministeriums artikulierten Meinungen wil ein Rechtsgutachten, das

4\rndtf ein Rechtsexperte der sPD, für die Postgewerkschafr erstellt hatte.
Es reflektierte nicht die Meinung der Partei, die es in diesem speziellen
Rechtsbereich gar nicht gab, sondern lotete, basierend auf der hänschen-
den Meinlng der Rechtslehre, den Gestaltungsspielraum aus. Arndt kam
T dem Ergebnis, daß eine Privatisierung dei post - zrrm damaligen
Zeitpunkt noch kaum Thema ernsthafter l)iskussionen - unter keiien
umständen ohne eine verfassungs&inderung möglich sei. Nicht einmal

$e. ube$i!rung de1 Post in eiie "gegenü-ber d'em Bund selbständige
juristische Person des öffentlichen Rechts'r sei durch die verfassuig
gedeckt, sie könne aber als teilrechtsfühige Anstart des öffentlichei
Rechts organisiert werden (Arndt t970: 4-7, 16). Eine institutionelle
Tremung von ministerieller Aufsicht und unternehmerischer Leitung bei
weitgehender organisationsfreiheit, aber durchgäingiger Rechtsaufiicht
sei "ohne weiteres zulässig", würde aber "wohl mit Sicherheit an einer
Auflö-sung des Postministeriums führen" (Arndt L970: t6),

Mit der geplanten Rechtsstellung der post, die im'Entwurf des
PVerfG als teilrechtsfähige Anstalt des Bundes vorgesehen war, als
Aufhänger formierte sich ein stärker juristisch motivlerter Tlpus von
widerstand gegen das Gesetz speziell ünter sorchen Akteuren,-die nicht
unmittelbar parteipolitisch gegen den Entwurf argumentieren konnten
oder wollten. Den Auftakt machte der Bundesrechnungshof, der in einer
schriftlichen stellungnahme zrrm Gesetzentwurf im Jüni 1970 im Hin-
blick auf_ die eingeschränkte Regierungsverantwortung für die post
sogar verfassungsrechtliche Bedenken äußerte. Der Bundesrat richtete
seine "erheblichen verfassungspolitischen Bedenken" ganz explizit gegen
die Konstruktion der teilrechtsfähigen Anstalt (Bundestags-druclsacne
w1385: 36)41. In einer umfangreiJhen Anhörurig des posiausschusses
im März L97L ntm Entwurf des PVerfG äußerte auch der DIIIT verfas-

40 Dieses hatte er früher als ein GeseE mit "verwischten Konturcn" bezeichnet, das in
den erston Paragraphen zum Tbil wiederhole, was bereits im Grundgesetz oder im
Fernmeldeanlagengesetz enthaltel sei. Nur "in Zeiten, di€ wirßchaftlich ind sozial unter
einem gänstigen Stem stehenr wird man mit dem Gesetz in zufriedenste[ender Weise

. - arbeiten können" (Kämmerer 1958: 3g-40).
41 Er hatte-.übrigens schon im Juni 1969 in einer Entschließung zum Gutachten der Sach-

verständigenkommission bemängelt, daß dort der Vertr€tung der Interessen der Wirtschaft
eindeutig vorrang gegenüber de4ienigen des cremeinwoläs eingeräumt werde.
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sungsrechtliche Bedenken und forderte eine Verfassungsänderung. Selbst

der ]uristische Experte der Kommission Deutsche B-undespost, Salzwedel,

meinte in der Anhörung, die Verfassungsmäßigkeit des Entwurfs müsse

"noch besser abgesicheit" werden. Nachdem dann auch noch ein Gutach-

ten des wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages für den Innenaus-

schuß im Februar I97L w dem Ergebnis kam, daß entsprechend der

i""t ttptt"ttung des Bundesverfassunlsgerichts die Zulässigkeit der Über-

tragung von Verwaltungsbefugnissen auf unabhängig9 Stele1 ("mi-ni-

steiialfieier Raum") nui eingeschr?inkt möglich und "von Fall zu Fall

zu prüfen" sei, schi'en der Rechtsbestand zenttalq Elemente der Reform

von Anfang an gef?ihrdet. In der politisch aufgeheizten situation nach

der Bildung derlozialliberalen Regierung mußte diese damit rechnen,

daß die Opposition, um ihr eine Niederlage beizubringen, vol das Ver-

fassungsgericht ziehen würde.
sic-htlarster und oberflächlich wohl entscheidender Grund für das

Scheitern des Gesetzentwurfs war dre Probletnatik der Mitbestimmungs-

rechte der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat. Große Teile der SPD hatten

sich die Forderung nach 'rparitätischer Mitbestimmung" in den Aufsichts-

räten der Aktiengesellschaften zu eigen gemacht. Die Postgewerkschaft

(DPG) forderte siatt der im PVerfG vorgasehenen Dritte$arität die volle

iaritäi. Die Mehrzahl der Wirtschaftsverbände, die in der Anhörung ^t
wort kamen, sprach sich gegen die Parität aus. Im Ergebnis schloß auch

Biedenkopf (CDU), der eine Kommission leitete, die sich mit der gesam-

ten Mitbestimmungsproblematik befaßte, für die Post die Parität aus,

da zwischen der Bundesrepublik als der Trägerin des vermögens und

den fubeitnehmern der Posi kein einem privatwirtschaftlichen Unterneh-

men vergleichbarer Konflikt bestehe. Die wirtschaftspresse log sery

lautstark gegen die Position der DPG zu Felde und hob besonders auch

die negativJSignalwirkung einer Parität bei der Post für andere öffentli-
che Unternehmen hervor"".

Auch Posfininister Leber, früher selber exponierter Gewerkschafts-

funktionära3, sprach sich auf einem außerordentlichen Kongreß der DPG

im oktober 1970 gegen die volle Parität aus. Die Einigpng auf eine

Drittelparität als Kompromißlösung mit der FDR die bei der Regierungs-

42 Speziell die FranKurter Allgemeine Zeitung (EAQ befürchtete_eine "Gewerlschaftliche
Värhenschaft der Post'r 1ß.O.tSlZ1 und eine "Funlicionärshenschaft in der Post"

(u.7.Le74).
43 ilr war Vorsitzender der Industriegewertschaft Bau-Steine-Erden' Der neue Staatsselcetär

Gscheidle war, wie auch der Läiter der Personalabteilung im Postministerium Distel'

vorher stellverftetender VorsiEender der DPO'



Wac la nm und Kons o lidierung t59

bildung darauf bestanden habe, die quantitative Mitbestimmung nicht
auszuweiten, sei auch ihm nicht leichtgefallen. Sein Argument, Oaf Oe
Parität "in wirklichkeit eine Majorität der Arbeitnehmer"-2r Folge habe,
da undenkbar sei, daß die öffentliche Hand "nur Gegner der Gewerk-
schaften" in den Aufsichtsrat entsenden würde, blieb bei der DpG nicht
ohne positive wirkung, selbst wenn sie zunächst nicht von ihrer position
abrückte.

Die FDP, in der unterschiedliche Positionen zur allgemeinen Frage
der Mitbestimmung existierten, war im Gefolge ihres "wöchers" zur spD
erheblichen internen spannungen ausgesetzt. Einzelne "nationalliberalerl
Abgeordnete waren im Begriff, zur cDU/csu-Fraktion "überzulaufen*,
einzelne "wirtschaftsliberale" sahen es mit unbehagen, daß in einer
Periode, in der laut Regierungserklärung Reformen däs Betriebsverfas-
glngs- und des Personalvertretungsgesetzes realisiert werden sollten, die
wirtschaftspolitik im Kabinett vor allem von den sozialdemokraten
schiller, Möller und l.eber bestimmt wurde44. Das probrem der "über-
läufer" wurde zum Auslöser für politische Thrbulewzen, die schließlich
zu vorzeitigen Neuwahlen des Bundestages im Jahre 1972 führten, und
der vorgezogene wahltermin begünstigte den Erfolg einer wirtschaftslibe-
ralen_verzögerungsstrategie der Behandlung des PverfG im Bundestag.
Der liberale vorsitzende des wirtschaftsausschusses Kienbaum setzte
trotz intensiven Drängens des Poststaatssekretärs Gscheidle und später
auch des Ministers lrber den Entwurf des PVerfG nicht auf die Täges-
ordnungas. Mit der Auflösung des Bundestages fiel dann auch der 

-Ge-

setzentwurf unter den Tisch.
Die historische Koinzidenz des versuchs einer Reform crer postver-

fassung und grundlegender Anderungen bei der Mitbestimmung in der
wirtschaft der Bundesrepublik hat zweifellos wesentlich zum siheitern
des PVerfG in den frühen 70er Jahren beigetragen. Doch spielten die
erwähnten Rechts- und verfassungsprobleme ebenfalls einä wichtige

44 Schiller war Wirtschafls-, Möller Finanzminister, Beide vertraten wie lpber die Position:
"Soviel Markt wie möglich", betonten aber die Notwendigkeit staatlicher Intenention
in die wrtschaft im sinne der Globalsteuerunc, Diese position wurde vom "linkenu
Parteiflügel, der ein weitergehendes staatliches Engagement bis hin zur Investitionslen-
kung forderte, heftig bekämpft, und auch in der i'tinken Mitte' gab es zumindest bei
der Reform der Postverfassung Widerspruch. So betonte der sozialdlmokratische Bürger-
meister von Bremen, Koschnik, in der Debatte des Bundesrates über den Entwurf-des
PVerfQ man wolle zwar weniger staatliche Bürokratie, aber nicht weniger Staat.

45 Mit-persönlichen schreiben haten zunächst der staatssekettu eg,6.Ly7i0 und dann
der Minister 8ß,Ln4 erfolgos bei Kienbaum interveniert.
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Rollea6. Die sich hier abzeichnenden Schwierigkeiten der Abgrenzung
von Verantwortungs- und Kompetenzbereichen waren auch bezüglich
der Mitwirkungsmöglichkeit anderer Ministerien weitgehend ungelöst
geblieben. Geräde in diesem letzten Bereich war die Regierung nicht

äem Vorschlag der Kommission gefolgt, die die Einvernehmensregelun-
gen abschaffen wollte. Dies führte zu nachlassender Unterstützung des

F.eformvorhabens bei vielen neutralen BeobachternaT. Gerade weil die

Bundespost auf dem Wege war, "eine Afi Großkonzern" zu werden

(Garbe 7969: 567), bedurfte sie größerer wirtschaftlicher Autonomie,
gerade deshalb schien aber auch für die interessierten Ministerien ein

Verzicht auf Interventionsrechte nicht akzeptabel zu seinß.

46 Neben einer Reihe wichtiger anderer Purikte, die hier unerwähnt bleiben sollen, war

zweifellos auch bedeutsari, daß im Postministerium insgesamt die BereiSchaft, die

Reform mitzutragen, nicht sehr groß war. Insbesondere der ehemalige lvnnister Dolling€r

sprach für viele, 
-wenn 

er fitr ditBeibehaltung des Ministeriums mit einem verantwortli
ihen Minister plädierte. Atrntictr wie Dollinger argumentierte vqr.allgn der Deutsche

Postverband, där etna LIVo dq Postbediensteten organisierte. Sein Sprecher Minde'
gleichzeitig Mitglied des Postverwaltungstatesr betonte vor dem Postausschu$, das

leplante öiesetz-ftihre im Gegensatz zum Ministerialmodell zu einem vielstufigeq
Iciwerfälligen und kostenaufwendigen Entscheidungsverfahren mit anonymen Meluheits-
beschlässen anstelle von verantwortlichen Entscheidungen des Ministen.

47 Die Enttäwchung formulierte als Mitglied der Kommission der Betriebswirt Witte in
der Anhörung dd Postausschusses. Nicht nur die Realisierung der betriebswirtschaftli-
chen, sondeÄ auch der öffentlichen Zielsetzung des Unternehmens werde durch die

Regierungsvorlage in Frage gestellt. Das öffentüche Interesse in der Infrastruktü des

Oeritschei NachrichtenweJens, "eine der ganz wichtigen Vonussetzungen für die Ent-
wicklung der Wirtschaft überhaupt'r, müsse von einem Minister oder dem gesamten

Kabinetilangfristig verbindlich fesigeleg werden, Hiermit dürfe "weder Konjunkturpoli,-
tik noch lnienpoltif noch Soziailoliiik noch in irgendeiner Weis_e andere Politik"
betrieben werdin. "Wenn ein zuständiger Bundesminister vol der Frage steht, ob er

mittel- und langfristig Ziele artikulieren soll - ein mühseliges und unerhört schwieriges

Geschäft - odeidann nachträglich einfach doch immer noch eingreifen kann, so kommt
ein altes anerkanntes Gesetz der Organisationstheorie zum Ttagen, daß bsi der Wahl

zwischen langfristigen und kurzfristilen Kompetenzen stet$ die kurzfristigen S9*+I
werden", Dafr'er sei-en die Einvernehmensregefungen abzulehnen, Indirekt sprach sich

Witte dann auch für eine Verfassungsänderung aus.

48 Staatsseketäir Gscheidle erläuterte vör dem Postausschuß, warum sich der Postminister

nicht durchsetzen konnte: "Wir - die wir nicht das Vergnügen habeq in der keimfreien
Luft der Wissenschaftler Modelle entwickeln zu können - gehen ja davon aus, daß

solche Vorlagen abgestimmt sein müssen, um eine politische Mehrheit.zu erreichen.

... Es gibt in*unserei modernen Wirtschaftsgeschichte eine Reihe von Beispielen dafür'
wie sehr ein Wirtschaftsminister in die Verantrrortung für Preisbewegungen kommt,
die gar nicht durch ihn unmittelbar beeinfh.rßbar sind. Aber er trägt natärlich in seiner

ResJortverantwortung für diesen Tbil Verantwoilung mit. Und natürlich haben der

Wirtschaftsminister ünd der Finaruminister bei der Beratung des Gesetzentwurfs nicht

nur verfassungsrechtlich, sondern de facto geprüft, ob er die ihm zukommende Verant-

wortung im pölitischen il,aum auch noch trägen kann mit den Konstruktionen, die nun
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Erfolglose Aktionen gegen die monoporistische stellung der post

Im Kontext der Auseinandersetzungen um das pverfG wurde die Kritik
an de1 stellung und am verhalten der Bundespost spezifischer. sie rich-
tete sich verstärkt gegen das Monopor der post in äer Telekommunika-
tion.und gegen die Praxis des Kostenausgleich zwischen den Diensten,
{ie im Ergebnis eine Belastung des Telefondienstes zugunsten anderer
defizitärer Dienste bedeutete. Die post war nicht gewiilt] Terrain aufzu-
geben. Mit einer günstigen Rechtsposition im Rücken wehrte sie sich
mit rechtlichen Mitteln gegen alle Versuche, ihre behiebliche praxis zu
beeinflussen oder sie aus Marktpositionen zu verdrängen. In den 60er
Jahren war es ihr z.B. gelungen, vor den verwartungigerichten Recht
darin zu bekommen, daß sie Telefonanschlüsse nur Id Ranmen ihrer
wirtschaftlichen Möglichkeiten bereitstellte und rtas vorliegen eines
dringenden Bedürfnisses ftir einen Anscbluß nach eigenem irmessen
feststellen konnteae. 1970 bestätigte das Bundesverwattingsgiricht oese
Recllsprechung, auch- wlln es agr aen grundsätzlictren Ärsltrtuczwarg
d_er P_os! hinwies (vgl. Elias L979: 7sI). Bereits ein Jahr zuvor hatte
das Gericht in einer Ellscheidung "vor besonderer Bedeutung" gegen
ein unternehmen, das Pressemitüeilungen über Funk verbreiäel'rdie
henschende Rechtsauffassung bestätigi", daß kein Anspruch auf die
Eneilung einer Genehmiglry-für eine private Fernmeldeantage bestehe
(Elias 197 9 : 

..7 
50). schließlich hatte das Bundesverfassungsiericht am

Ende eines längeren Rechtsstreites, der im Zusammentran{riit der Ge_
biihrenerhöhung_im Telefondienst im Jahre 1964 und mit B-enutzungsbe-
dingungen im Postzeitungsdienst entstanden war, mit Beschluß vom
4.2.197 0 ausdnicklich den Kostenausgleich znrischen verschiedenen Dien-
sten der Post zugelassen. Für die Gebührenfestsetzung wurde nicht Ko-
stendeckung oder Kostenorientierung, sondern verhäl-tnismäßigkeit vonG*üF H{unrybgtener Leistung 1m Sinne des Äquivalerüprinzips
geforderPu. Das Gericht schloß sich hier im wesentlichän der Argumen-
tation an, die der einflußreiche Rechtslehrer Maunz in einem vom post-

in diesem Kommissionsentwurf angeboten wurden Und die Minister haben - zumindest
verfassungrrechtlich - argumentiei, wie Hen salzwedet es voigetragin hat, uno sie
haben im Praktischen argumentiert mit einer ganzen Reihe von Fikten-aru dei vergan-
genheit".

49 Auch wurde in dem "Verkaufl'eines Femsprechanschlusses eines privaten Tbilnehmers
an einen anderen ein V.erstoß gegan die Färnmeldeordnung g;aid. 

_- -
50 Das urteil ist im Archiv tur oas-post- und Fernmelde*"Eo'ü, igio: 547-555 abge-

druckt.
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ministerium bestellten Gutachten entwickelt hatte (I\t[aunz 1968). Damit

war auch der von dem Juristen Rupp in einem Gutachten für verschiede-

ne Bankenverbände erhobene Vorwurf der Verfassungswiüigkeit des

Kostenausgleichs gegenstandslos gewordensl.

Die Binken fürchteten, daß die Post mit ihrem Bankdienst in das

allgemeine Kreditgeschäft einsteigen wollte, und plädierten für eine klare

Eiigrenzung der Aufgabenbereiche der Post. Die Argumentation des

Buridesverfässungsgerichts in der oben erwähnten Entscheidung, daß es

sich "hinreichend deutlich aus der historischen Entwicklung und nach

dem allgemeinen sprachgebrauch" ergebe, was unter Post- und Fernmel-

dewesei im Sinne äes Grundgesetzes zu verstehen sei, beschränkte den

Aktionsraum der Post in der Tat keineswegs auf das bestehende Dienste-

spektrum. Dies war allerdings für den Bereich der Telekommunikation

erheblich relevanter als für die Bankdienste. VoI allem mit Blick auf

die technische Kommunikation und die sich hier für die Zukunft ab-

zeichnenden Möglichkeiten sprach sich deshalb der DIHT bei der Anhö-

rung des postauJschusses anm PVerfG ganz explizit dafijr aus, die Auf-
gaben der Post nicht bloß allgemein zu umschreiben, sondern "enumera-
Iiv" aufzulisten. Es gehe nicht an, daß der Aufsichtsrat der Post frei

beschließen könne, ob neue Dienste eingeführt und bestehende geändert

oder aufgegeben würden. In einer schriftlichen stellungnahme schlugen

die Spitzinverbände der Wirtschafts2 im März t97L vor, im Fernmelde-

*esen der Post neben den hoheitsrechtlichen die Aufgab.en "Fetnsprech-
dienst, Telegraphendienst, DatenübertragUngsdienst und Uberlassung von

Übertragungswegentr zuzuweisen. Dieser relativ großzügige Vorschlag

der Verbande, der ja Aktivitäten der Post in der Datenkommunikation

nicht ausschloß, wurde im Postausschuß von verschiedenen Politikern

abgelehnt. So argUmentierte der Vorsitzende des Ausschusses, Apel
(SFD), gegenübeidem Vertreter des DIHT (Wachsmann): "Ich bin kein

51 In einer schriftlichen Stellungnahme des Bundesverbandes Deutscher Banken, des Deut-

schen Genossenschaftsverbandes, des Deutschen Raiffeisenverbandes und des Verbandes
privater Hypothekenbanken zum Bntwurf des PVerfG im Februar 1971 erklärten es die

Verbände für unzulässig, daß die Post im Monopolbereich Gebührenüberschüsse erwirt-

schafte und diese zum Freiskampf bei den Postbankdiensten im Wettbewerb mit prirat€n

Unternehmen verwende. Rupp argumentierte, "daß die bisherige Gebühfenpolitik der

Deutschen Bundespost im Bäieich des Fernsprechwesens insgesamt verfassungswidrig

ist und nach einer 
-Neuorientierung 

ruft, weil sie den Entgeltchamkter der verwaltungs-

rechtlichen Gebühr mißachtet, die itebähr zur Ezielung haushaltsmässiger Deckungsmit-

tel für defizitäre Dienste einsetzt, also zu einem Zweclg der - wie gezeigt - von Verfas-

sungs wegen aussctrließlich der Steuer vorbehalten ist" (S' 31 de1 Gutry$ens)'

52 Diei waä neben dem DIHT und dem BDI die Hauptgemeinschaft des Einzelhandels'

der Bundesverband des Groß- und Außenhandels und der Zentralverband des Handwerk.
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Techniker, aber ich weiß, daß sich im Fernmeldebereich einiges entwik-
kelt. Warum meinen Sie, daß dies nicht von der post gemaiht werden
sollte, und wie stellen sie sich die Abgrenzung zu dem bereits vorhan-
denen - Telefon-, Telex-, Telegraphennetz - vor?', Der ehemalige postrni-

4ster stücklen (csQ wies darauf hin, daß bei enumerativ aufgelisteten
Diensten jede Ausweitung "auf dem Fernmeldesektor und im Daten-
dienstrr vom Bundestag von Fall zu Fall auf dem wege der Gesetzes-
änderung entschieden werden müsse. Der politische Einfluß so[e aber
gerade zurückgedrängt werden. "Am besten wäre, ihn überhaupt zu
beseitigen, so daß nur unternehmerische Gesichtspunkte und Erwägungen
über Bedürfnisse in Rechnung gestellt werden kdnnten"s3. staatssekretär
Gscheidle führte die rasante technologische Entwicklung an, die die post
dazu zwinge, sich Gedanken darüber zu machen, wie sie nutzbar ge-
macht werden könne. Ein neuer Dienst wie Datel sei nur einer von einer
ganzen Reihe von Beispielen. Eine Aufzählung möglicher Dienste sei
auf dem Fernmeldesektor unmöglich. Die grofe Koalition der postler
wollte, ."te di." Beispiele zeigen, keine Einschr?inkungen.

Nachdem in den frühen 70er Jahren eine Anderung des postverwal-
tungsgesetzes unterblieb und damit auch die Forderunsen der verblinde
nach Enumeration nicht zum Tragen kam54, konnteridie Juristen des
Postministeriums auch noch alle folgenden juristischen Angriffe auf die
vormachtstellung der Post mit Hilfe der Gerichte abwehren. sie behiel-
ten die Interpretationshoheit, auch wenn gewichtige stimmen ihnen vor-
warfen, die telekommunikationsrechtlichen Bestimmungen in einem

]9:tft,zu interpretieren ..., der 50 Jahre zurückweistn (Kimminich
L976:656). Ein großer Erfolg vor dem Bundesverfassungsgericht in der
Auseina.ndersetzung um die sog. Direktrufuerordnung vom 24.6.1974,
die die ubertragung digitaler Nachrichten im Direktruftretz auf "standlei-
tynggn" regelte, zementierte das rechtliche Telekommunikationsmonopol
der Post perfekt. Es bestätigte die ohnehin recht ausgeprägte Tendönz
der Postjuristen, die Monopolstellung der Post extensiv Ä interpretieren
(z-.8. Klingler/ Mahler L975), indem es den Begriff der Fernmeläeanlage
"dynamisierte" (Scherer 1985: 64). Der Begntr, so das Gericht am

53 Dem vertreter des DIHI wachsmann, warf stücklen vor, r,als sprecher des Kartells
der Wrtschaft Stellung genommenrr zu haben. Dort seien bereits Äbsprachen getroffen
worden,

54 Das PVerwG wurde erstmalig 1986, also nach 33 Jahren, geändert. Die llnderung der
$$ 33 und 35 zielten im wesentlichen darauf, die Vorschrifen der Bundeshaushaltiord-
nung auch fär die Post, für die noch die Reichshaushaltsordnung galt, verbindlich zu
machen,



L2.L0.L977, wurde "vom Gesetzgebu bewußt offengehalten für neue,

seinerzeit noch nicht bekannte Techniken der Nachrichtenübertragung
('Schnellnachrichtenverkehr')". Er "umfaßt daher nicht nur die bei der

Entstehung des Gesetzes bekannten Arten der Nachrichtenübertragung'
sondern auch neuartige Übafrygungstechniken, sofern es sich um körper-

lose Übertragung von Nachrichten in der weise handelt, daß diese am

Empfangsori'wiedergegeben' werden". uZu den'Einrichtunggn les
Fernmeldewesens' ... gehören auch die Zusatzeinrichtungen für die Da-

tenübertragUng"ss. Damit war der $nspruch der Post, daß die ttZtsatz-

einrichtungen', (".8. Modems) zur Übertragung von Daten posteige,n sein

müßten, ebenso'als verfassungsgemäß beurteilt worden wie das verbot,

die "Endeinrichtungen" (2.B. Datenverarbeitungsanlagen) des Direktruf-
netzes ausschließlich oder überwiegend zum Zweck der Ubermittlung
digitaler Nachrichten für Dritte zu verwenden. Die iurßtßche Perspeldive

dir Gerichte schlo!3 eine Beurteilung der Rechtslage unter Aspelden dcr
Eröffnung oder Verhinderung von Marktchancen ebenso aus wie unter

dem Gesichtspun$ der Förderung oder Verhinderung technischer Inno-
vationen. Sie orientierte sich am Rechtsbestan{ speziell am öffentlichen
Recht, an der früheren Rechtsprechung und auch am historischen Willen
des Gesetz- oder Verordnungsgebers. Die sieben Beschwerdeführer bei

der Direktrufentscheidung - überwiegend Unternehmen aus dem Bereich
der Datenverarbeitung (darunter IBM) - hatten genau das Gegenteil

dessen erreicht, das sie anstrebten. Statt die "fernmeldemäßige Daten-

übertragUng" bei der Post "einzuschlänken" und eine "erweiterte Betäti-
gung privatrvirtschaftlicher Untemehmen zu ermöglichen", wurde letztere

zugunsten der Nutzung einer Vielzahl neuer Techniken der Datenübertra-
gung durch die Post eingeschränkt @lias 1979: 753'755).- 

Die Gerichte hatten bestätigt, dafS die weitgehenden Monopolrechte
der Post in dcr Telel<ommunikation zwar nicht verfassungsrechtlich zwin-
gend, aber doch verfassungsgemätl waren (vgl. Hesse t984: 42'49).

Besonders wichtig ist, daß in Gesetz und Rechtsprechung die geschäftli-

che Kommunikation allgemein und die Datenkommunikation speziell
ebenso als hoheitlich zu regulierende und öffentlich zu erfüllende Aufga-
be der Daseinsvorsorge angesehen wurden wie die private Sprachkom-
munikation. Die Klassifizierung der Aufgaben als Daseinsvorsorge hatte

aber nicht zur Folge, daß die Post, wie schon frühzeitig gelegentlich
gefordert, "neue Dienstwreigenur übernahm, wenn das öffentliche Inter-
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55 Das Urteil ist abgedruckt im Archiv für das Post- und Fernmeldewesen 30, t978t t72-
L84.
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esse und die Daseinsvorsorgepflicht des Staates dies erforderten" @ckner
L952: L02). Vielmehr bezog sie im Laufe der 70er Jalue verstäirkt die
offensive Position, "lukrativen Verkehr" durch neue Dienste an sich zu
ziehen, oder dort, wo ihre Angebote noch wenig attraktiv waren, private
konkurrierende Angebote mit rechtlichen Mitteln zu verhinderns6.

Die technologiepolitische Entdeckung der Post

Aus den vorgezogenen Neuwahlen des Bundestages im Jahre t972 wu
die sozialliberale Regierungskoalition deutlich gesitirtt hervorgegattgen5T.
Allerdings verbesserte dies nicht die Chancen, die Reform der Postver-
fassung politisch durchzusetzen, obwohl sich im Grundsatz alle relevan-
ten Akteure weiterhin ftir Veränderungen im Sinne der Vorschläge der
Kommission Deutsche Bundespost aussprachen. Zwar brachten die Bun-
destagsfraktionen von SPD und FDP Anfang7973 noch einmal gemein-
sam einen Entwurf flir ein PVerfG ein, der in einigen Punkten gegen-
über der alten Vorlage modifiziert war (Bundestagsdrucksache VIIi81),
doch wurde er, auch wegen der weiterhin umstrittenen Mitbestimmungs-
problematik, nicht mehr ernsthaft behandeltss.

Wichtiger war jedoch, daß schon Anfang der 70er lahre neben die
rein infrastrulaurpolitßche eine technologie- und auch industiepolitische
Betrachtungsweise der Telel<ornrnunikatian trat. Technische lnnovationen"
insbesondere im Bereich der Datenverarbeitung, schienen den Vereinig-
ten Staaten und hier vor allem IBM eine technische und ökonomische
Vormachtstellung zu verschaffen. Die "technologische Lücke" (Majer

56 Bbenfalls schon frtihzeitig wurde vor konkurrierenden Nelzen und Rosinenpickerei ge-
warnt: rrHat sich ein Unternehmen ent einmal ein privates FernmeldeneE geschaffen
und dabei beträchtliche Summen investiert, werdon - aus Rentabilitätsgrtinden - im Laufe
der Tail Bestrebungen einseEen, dieses immer mehr zu erweitem. Diese Bntwicklung
ist zwangsläufig und zei$ sich bei fast allen größeren Privatnetzen. ... Entzieht man
(so) der DBP in steigendem Maße ihren lukrativen Verkehr und verweist man sie nur
noch auf den Betrieb de{enigen Nachrichtennetze, die mangels Rentabilität zur Schaf-
fung von Privatnetzen keinen Anreiz bieten, von der DBP aber ,.. unterhalten werden
mässen, so ist es nur noch eine Flage der 7nit, bis die DBp dort angelangt ist, wo sich
die Deutsche Bundesbahn ber€its seit längerer Zoit - und zwar aus äenselben frinden
- befindetil (Aubert 19551 318).

57 SPD (45,8Vo) und FDP ($47o) konnten ihr Ergebnis gegenüber 1969 deutlichverbessern
und hatten eine klare parlamentarische Mehrheit vor der CDU/CSU (44,9%),

58 ln lgr,Regierungserklärung zu Beginn der darauffolgenden l*gisiaturpehode am
L6.L2,Lfi6 hieß es nur noch lapidaq die Po$t würde in ihler bisherigen Rechtsform
weitergeführt.
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1 g73) und die " amerikanische Herausforderung" (serval-sclreiber 1968)

wurden ein politisches Issue, das auch die Europäische Gemeinschaft

auf den Plan rief. Sie ließ untersuchen, ob die Europäer für die Heraus-

forderung gerüstet waren. Für die Bundesrepublik fiel das Ergebnis nicht
allzu gänstig aus (l,ayton 1969: Ll3-126). Die Gründttng dcs Bundes-

minisleriunts fiir Forschung und Technologie (BMFT) mit dem Amtsan-
tritt der neuen Resieruns im Jahre !972kam als eine Reaktion hierauf

interpretiert werdänse. Forschungsminister wurde Ehmke (SPD), der

zurl'or Chef des Kanzleramtes und mit Fragen der politischen Planung

und Koordination vertraut war. Bundeskanzler Brandt übertrug ihm
gleichzeitig das Postministerium, und die Begründung hierfür trug der

larlamentarische Staatssekretär der beiden Ministerien, Hauff (!lD)l
äm 13.6.1973 dem Bundestag vor. Die Bundesregierung' so Hauff' sei

der Auffassung, daß die Daten/ernverarbeitung eine "Schlüsselrolle für
die Rationalisilrung in wirtschaft und verwaltung" einnehme. Deshalb

habe die Regierung die Förderung der Datenverarbeitung und die Pla-

nung der Datenübertragungsdienste unter einem Minister zusarnmenge-

faßt. Aus dieser technologiepolitisch gefärbten Infrastrukturperspektive
stellte sich natürlich die Frage, ob es überhaupt noch einen Sinn machte,

die politische Kontrolle über die Post durch das PVerfG einzuschräinken.

Mit der ersten Ötkrise im Herbst 1973, heftigen lohnpolitischen
Auseinandersetzungen, relativ hohen Inflationsraten und beträchtlichen
Haushaltsdefiziten rückten "wichtigere" Probleme als die Postreform in
den Mittelpunkt der Politik (vgl. Söharpf. 7987:1.60-182)60. Eine "aktive
strukturpolitik" sollte mit Hilfe einer gezielten Förderung neuer Schlüs-

seltechn-ologien die Modernisierung der Wirtschaftsstruktur einleiten und

den Ausbau des Dienstleistungssektors beschleunigen (Hautt 1976).

Hierzu konnte auch die Post ihren Beitrag leisten, wenn sie sich gezielt

neuen Techniken öffnete und deren Einsatz förderte. Der Wechsel im
Amt des Bundeskanzlers im lahre t974 von Brandt zu Schmidt, der sich

auf das "Machbare" konzentrieren wollte, ließ die Chancen für die kom-
plizierte Reform der Postverfassung auf ein Minirnum sinken. Dies än-

äerte jedoch nichts daran, daß eine von Brandt in der Regierungserklä-

59 Allerdings hatte die Bundesregierung im Rahmen iluer Forschungsförderungsprogramme
auch voiher schon die Datenverarbeitung und bestimmte andere Tbchniken, vor allem
die Kerntechnilq gefördert (vgl, Fleischmann tn|; Keck 1981: 21'59; Rucht/ Fuchs

198e).
60 Daß äusgerechnet 19?4 erstmals seit der frähen Nachkriegszeit die Zahl- der Arbeitlosen

mit rund 500.000 diejenige der unerledigten Anträge auf einen Tblefonanschluß (ca.

350.000) überstieg, sei ironisierend am Rande erwähnt.
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rung ang-ektindigte und von Ehmke eingesetzte Kommissisl ihre Anfang
t974 auf.genommene Arbeit fortsetzte und zu Ende führte. Der Einsatz
dieser Komrnßsion fiir den Ausbau des technischen Kornrnunikationssy-
sterns (KtK) war vom BMFT betrieben worden. Ihre Arbeit wurde vom
Postministerium auch noch unterstützt, als mit dem wechsel des Kanz-
lers auch die Minister für Forschung und rechnologie und für das post-
und Fernmeldewesen wechselten und die Personalunion an der spitze
der beiden Ministerien wieder beseitigt wurde. staatssehetäir Gscheidle
übernahm das Amt des Postministers und verwaltete gleichzeitig das
Verkehrsministerium.

Ehmke hatte die Aufgabe der KtK vor allem darin gesehen zu unter-
suchen, "welche Dienste zu welcher zeitvonwem unter welchen Bedin-
gungen im technischen Kommunikationssystem unseres Landes aufgebaut
und angeboten werden können und angeboten werden sollten. schwer-
punkt der Arbeit dieser Kommission sollen insbesondere alle Aspekte
des Ausbaus der Datenfernverarbeitung und der Breitbandkommunikation
sein". Mit ihrer fubeit sollte die KtK die Diskussion in der öffentlich-
keit auch "über die Auswirkungen der mittelbaren, der technisch vermih
telten Kommunikation auf das sozialverhalten der Menschen' anregen
(Ehmke L974a: t51).

O_q 51f gehörten unter dem Vorsitz des Betriebswirts Witte insge-
samt22 Mtglieder als vertreter der wirtschaft, der Länder, der Gemein-
den, der Parteien, der Presse, des Rundfunks, der Gewerkschaften und
der wissenschaft an. sie bildete vier Arbeitskreise, die sich mit t'Be-

dürfnissen und Bedarf", "Technik und Kosten", "Organisation" und "Fi-
nanzierung" im Hinblick auf bestehende und neue Möglichkeiten der
Telekommunikation befaßten. An den Beratungen dei Arbeitslreise
haben zahlreiche sachverständige mitgewirkt. Söhon Ende des Jabres
1975 schloß die KtK ihre Arbeiten ab und präisentierte der öffentlich-
keit ihre Ergebnisse in einem zusammenfassenden "Telekommunikations-
berichtrr und acht Anlagebtinden (KtK 1976). Allein fünf der acht An-
lagebtinde gingen aus dem Arbeitskreis "Technik und Kosten" hervor.
Dieser lotete unter der lritung des Nachrichtentechnikers Kaiser (uni-
versität stuttgart) die technischen Möglichkeiten der Kommunikätion
in bestehenden und zuHinftigen Netzen sehr extensiv aus. obwohl das
stichwort Breitbandkommunikation im Hintergrund euphorische techni-
sche und wirtschaftliche Erwartungen weckte, aber auch-medienpolitische
Komplikationen in der Grauzone von (vermittelter) Individualliommuni-
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kation und (verteilter) Massenkommunikation erwarten ließ61, waren die

Empfehlungen der KtK eher nüchtern, zum Teil auch ausweichend und

auf'das in den kommenden Jahren Machbare konzentriert62. So liest sich

auch die Wertung des Staatssekretärs im Postrninisterium Elias, der zur

fubeitsweise dei KtK unter Witte sclueibt: "Dies fübrte im Ergebnis

zu einer stäirkeren Betonung der vorhandenen technischen Infrastruktur
mit der Forderung, hier baldmöglichst einen Vollausbau anzustreben,

weil zu erkennen wat, daß auf der Grundlage dieser Infrastruktur relativ
kostengünstig die rasche Einführung neuer, allerdings schmalbandiger,
Telekommunikationsformen möglich schien (Elias 1979: 898).

Besonders der Arbeitslreis "Technik und Kosten" hörte als sachver-
ständige fast ausschließlich Techniker und Ingenieure an. Diese waren

mehrheitlich Mitarbeiter der großen bundesdeutschen Fernmeldeunter-

nehmen und präsentierten eine Problemsicht, die sich in deren Koopera-

tions- und Könkunenzbeziehungen im Austausch mit dem Postministe-
rium und dem Fernmeldetechnischen Zentalamt herausgebildet hatte und

stark von technischen Elementen geprägt war63. Mit den fubeitsergeb-
nissen dieser Gruppe wurden auf diese Weise einigen interessierten

Politikern technischä Entwicklungen und Möglichkeiten vorgestellt, die

das Ergebnis langfristi g orientierter Planungs- und Entwicklungstätjg-
keiten darstellten und weitgehend unbemerkt von der (politischen) Of-
fentlichkeit und "ohne Rücksicht" auf sie zustande gekommen waren.

Kurzfristigen steuernden politischen Interventionen waren sie praktisch

nicht (mehr) zugänglich.
Die technologiepolitische Entdeckung der Post und die Ewartung

der Regierung, mit iluer Hilfe technische Entwicklungen bescbleunisen

zu können, tieß die Frage der Veränderungen der Strukturen der Post

und des institutionellen Rahmens ihres Handelns als nachrangig erschei-

nen. Die KtK hat zunächst dazu beigefiagen, diesen Eindruck zu verstär-

ken (vgl. Grande 1989: 198). Z.B. gng sie davon aus, daß sich be-

6L Diese traten später auch recht massiv z.B. in der Phase der Einführung des Bildschirm-
textdienstes auf (Schneider 1989).

62 Sehr ausführlich,-wenn auch spelie[ unter dem Aspekt der Bedoutung ökonomischer

Interessenlagen und der Rolle iozialwissenschaftlicher Expertise für die Arteit und die

Empfehlungin der KtK, analysiert Mettler-Meibom die Aktivitäten der Kommission

Qr4ättter-UäiUom 1986: 206-2i8L), Hier kann deshalb auf eine ausftihdiche Darstellung
der Arbeit der KtK verzichtet werden.

69 Der Arbeitskreis wurde durch verschiedene Untergruppen unte$tüttt. Von den 58 Sach-

verständigen, die in den Untergruppen mitgearbeitet haben, hatten rund_ 50 eine Ausbil'
dung als 

*Ingenieur. 
Alein 28 Sadüverständige gehörten den Firmen Siemens (15) und

SE (ß) rtt fünf waren beim FTZ und drei im Postministerium beschäfti$'
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stimmte Ziele der Postreform mehr oder weniger automatisch realisier-
ten, wenn die Post sich stärker bei den neuen Techniken engagierte.
Bezeichnend ist die - auf lange sicht nicht völlig unzutreffende - zusam-
menfassende Feststellung der KtK die Post "als Infrastrukturunternehmen
der Telekommunikation" sei "technisch und wirtschaftlich in der Lagg
den Ausbau des Telekommunikationssystems zu fördern, zu steuern und
- soweit zuständig - zu vollziehen". sie wärde "in steigendem MafJe
zu 9in9m marktgerichteten verhalten angeregt, je vielfältiger die Dienste
sind, die sie auf ihren Netzen ermöglicht" (KtK 1g76: r). so hatten die
ökonomische Krise und der versuch der Regierung, sie mit Hirfe einer
technikorientierten strukturpolitik zu meistern, zweife[os den Effekt,
den status quo in der Telekommunikation zu stabilisieren, auch wenn
dies nicht intendiert war.

Während also, so läßt sich resümieren, politische überlegungen und
vorschläge, den institutionellen Rahmen des ökonomischei Hindetns
der Bundespost zu verändern, zunächst lediglich dazu führten, daß im
bestehenden Rahmen punktuelle Maßnahmenzur verbesserung der wirt-
schaftlichen situation der Post (2.8. Gebtihrenerhöhungen) leichter durch-
gesetzt werden konnten, brachte erst der Regierungswecltsel den explizi-
ten versuch einer institutionellen Reform. Politische Kontrolle, insbäson-
dere wenn sie nicht infrastrukturpolitisch motiviert war, sollte reduziert,
unternehmerische Autonomie der Bundespost unter Aufrechterhaltung
ihrer wirtschaftlichen Monopolstellung erhöht werden.

Die Reform wurde zwar auch mit neuen technischen Aufgaben (Da-
tenfernverarbeitung), denen die Post in Zukunft entsprechen müsse,
begründet, ließ aber die in ihrer konkreten Konzeption angelegle Mög-
lichkeit eines von politischer Intervention deutlich freigeietzten übei-
mächtigen staatlichen Technologiekonzerns, der einen "'piost'-industriel-
len" Komplex im Bereich der technischen Kommunikation kontrolliert,
unbeachtet (vgl. Kubicek 1987). stattdessen wurde zumindest zeitweilig
eine juristische PerspeWive dominant, in der es zuerst im Zusammen-
hang mit den Reformbestrebungen und dann im Hinblick auf den um-
fang des staatlichen Monopols ganz allgemein um die Frage der wirt-
schaftlichen Betätigung öffentlicher Verwaltungen ging.

. Die Rechtsargumente dienten zwar auch als Insirumente politischer
Auseinandersetzung, wurden aber doch in von juristischen Experten
bestimmten Diskursen und in juristischen Arenen-(2.B. Gerichten) ver-
handelt. Atrntictr wie bei neuön technischen Komponenten, die in ein
bestehendes fvstem eingefügt werden, gelten im 

-Zusammenhang 
mit

neuen Rechtskonstruktionen, die in einen relevanten Rechtsbestandinte-
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griert werden sollen, in der Perspektive der Juristen Kornpatibilitätser-

fordernßse. Auch wenn sie nicht Rückwärtskompatibilität im techni-

ichen Sinne meinen, da bestimmte Fortschritts- oder Effizienzstei-
gerungskonzepte der Technik in dieser Form im Recht bzw. in der

Rechtidogmaiik, in der es um systematische Einheit geht, nicht existie-

ren, so bögünstigen sie doch den Status quo oder begrenzen zumindest
den Entwicklungskorridor, in dem Veränderungen möglich sind (vgl.
Röhl 1981). In der Telekommunikation hat die kurze Phase der Domi-
nanz rechtiicher Probleme dazu beigetragen, den gewachsenen Zustand

unverändert bestehen zu lassen.
Aturtictr wie der ordnungspolitische Konflikt um die Mitbestimmung,

der sich im Zusammenhang mit dem Reformmodell für die Bundespost

auch hier aktualisierte, stand die technologiepolitische Entdeckung der

Bundespost in einem Zusammenhang mit weit über die Telekommunika-
tion hinausreichenden, speziell durch mikroelektronische Innovationen
außerhalb der Bundesrepublik inspirierten, wirtschafts- und strukturpoliti-
schen Überlegungen. Sie ließen einen staatlichen Technologiekonzern
Bundespost plötzlich attraktiv erscheinen, weil dieser dazu eingesetzt

werden könnte, neue technische Potentiale wirtschaftlich nutzbar zu

machen und zumindest indirekt auch in ihrer Entwicklung zu steuern.

Damit wurden, in einem institutionell unveränderten Kontext, eher kurz-
fristige politische Verwertungsinteressen an einen Bereich herangetragen,
in dem, wie nun gezeigt werden soll, in einem über viele Jahre stabilen
Kooperationsgeftige von Technikern und Ingenieuren langfristig angelegte

Pläne für die technische Entwicklung der Telekommunikation entstanden
waren - durchaus beeinflußt durch die eingeschränkten ökonomischen
Möglichkeiten der Bundespost, um deren Beseitigung es ja zunächst und
vor allem bei der gescheiterten Postreform ging.'

Der Alternative, neue technische Möglichkeiten auf dem Wege der

Einschränkung des Postmonopols praktisch an ihr vorbei zu realisieren,

mangelte es in den ersten kritischen Positionen gegenüber dem Monopol
noch an klaren Konturen und politischem Rückhalt gegenüber der großen

Koalition der Postler, um eine Durchsetzungschance zu haben.
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J Stetig, aber langsam: Technische Entwicklung geschützt vor
Markt und Staat

Im letzten Abschnitt wurde deutlich, daß alle politischen versuche schei-
terten, den institutionellen Rahmen des Handelns der post zu verändern
und wenn schon nicht "mehr Markt" im sozio-technischen system der
Telekommunikation zu realisieren, so doch die wirtschaftliche ünd unter-
nehmerische Autonomie der Post zu stärken. Der Bundespost hingegen
gelang es, dort, wo ihre wirtschaftlich dominierende stellung mit re-chtli-
chen JVlilteln_eingeschränkt werden sollte, gerichtliche Erfolge zu ershei-
ten, die ihre Position sogar noch verbesserten. von all diesen politischen
und rechtlichen fürbulenzen blieb das Handeln der Technikei und Inge-
nieure bei der Post und in der Industrie und damit die technische E-nt-
wicklung der Telekommunikation weitgehend unberührts. Indirekt wurde
die Tendenz gestärkt, einmal eingeschlagene Entwicklungspfade nicht
zu verlassen.

Elektromechanik und Elektronik

Mit der Entscheidung für den EMD-wähler als Einheitstechnik für ver-
mittlungsvorgänge im Telefonnetzwat in der wahrnehmung der Bundes-
post und der Herstellerfirmen eine Festlegung für einen längeren zeit-
r-aue womöglich mehrere Jahrzehnte, erfolgt. von Anfang an arbeitete
der wälrler sehr zuverlässig und recht kostengünstig, und die Anforde-
rungen' die sein Betrieb und seine wartung an das technische perso-
nal stellten, waren gut zu erfüllen, paßten sie doch in die am Maschi-
nenbau ausgerichtete deutsche Ingenieurstradition, die auch in der Elek-
trotechnik vorherrschte (Radkau 1989: 338-340). Mit der produktion des
wählers in Großserie wuchs sein Kostenvoiteil eesenüber anderen
Schaltsystemen, und konstruktive Verbesserungen6s-riachten ihn zum

64 Bezeichnend hierfür ist eine Außerung des Staatssekretärs Pausch, der als Nachrichten-
techniker in der Zeit der heftigen Auseinandersetzurgen um das Postverfassungsgesetz
neben dem eher 'rpolitischen" Staatssekrctär Gscheidle im Postministerium lii den
technischen Betrieb zustündig war. Vom Verfasser beiläufig am Tblefon auf die gesche!
terte Postreform angesprochen erklärte er, ftir diese "organisatorischen Ftagei" habe
er sich als Tbchniker trctz seiner exponierten stellung nicht sehr interessiert.

65 Sie erhöhten dadurch die Arbeitsgesichwindigkeit, daI der wähter nicht nach jedem
Schaltvorgang in die Nullstellung zurückfiel. Außerdem konnte er durch Maikierer
gesteuert werden.
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zentralen Schaltglied im Koppelfeld für die Sprechwege (Verbindungslei-

tungen) der sog. Volltechnik. Dieses ab 1962 realisierte Sys,tem wurde

alsfue'Vollendung der Planungen verstanden, die seit Ende des Krieges

darauf gerichtet walen, ein vollautomatisches TelefolFystem für eine

große Zahl von Teilnehmern zu schaffen. Diezeit der ubergangstechni-
len schien damit beendet zu sein (vgl. Mattern L962). Organisatorisches

Herzstück der Volltechnik war die Möglichkeit einer zweistufigen Leit-
weglenkung für Fernverbindungen, und zwar auf der Ebene der Knoten-

und der Hauptvermittlungsstellen.
Mit zunehmender Zahl von Teilnehmern im Telefondienst und regel-

mäßig zweistelligen Zuwachsraten bei den Ferngesprächen wurden

immJr mehr Querverbindungen (Querwege) zwischen Vermittlungsstellen
unterhalb der zentralen Ebene eingerichtet. So konnte der Aufwand an

Kabeln und Vermittlungstechnik gegenüber dem ursprünglichen Regel-

weg (Kennzahlenweg) reduziert werden. Allerdings stiegen die Anforde-
rungen an die Vermiulungstechnik im Hinblick auf die Leitweg-lenkung'

da nun auf zwei Netzebenen (und auch noch zwischen ihnen) alternative
Verbindungen angesteuert werden konnten.

Die Entwicklungsingenieure in der Nachrichtentechnik hatten sich
bereits längere Zeit mit den Problemen beschäftigt, die sich ftir die

Vermittlungstechnik aus der Durchbrechung des stanen vierstufigen
Netzaufbaus durch eine zunehmende Vermaschung wichtiger Netzknoten
ergaben. Aus analytischen und operativen Erwägungen enrdes es sich

als zweckm?ißig, zwei Aufgaben zu unterscheiden, die ein Vermittlungs-
system zu erfüllen hat. Zum einen muß es Verbindungen schalten, auf

denen Nachrichten oder Signale zwischen den Teilnehmern übertragen

werden. Zum anderen muß es Informationen verarbeiten, $e der Identi-
fikation der Teilnehmet, der Festlegung eines bestimmten Ubertragungs-

weges, der Zählung der Gebühren usw. dienen (vgl. Panzerbieter 1959:

74nr. Die Verbindungen bilden ein Sprechwege-Netzwerk, das im
Koppelnetz (Koppelfeld) zunächst mit Hilfe von Wählern geschaltet

wird- Auch im Informationsverarbeitungsteil werden Schaltungen vorge-

nommen, um z.B. logische Operationen zu vollziehen oder um Einstell-
befehle an das Koppelfeld zu übermitteln. Das Schaubild IV.2 skizziert
die Perspektive, aus der Ingenieure Vermittlungssysteme in komplexen
Telefonnetzen betrachteten.

Ein komplexer werdendes Telefonnetz erforderte eine lnformations-
verarbeitung, die sowohl zuverlässig als auch schnell sein mußte. Mit
dieser typischen Anforderung größerer Telekommunikationsnetze waren

nicht nur die bundesdeutschen Experten, sondern auch die Spezialisten
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Schaublld IV.2: Grundvonrtellung des Funktiorsaufbaus von Vermittlungssysls6sn

Sprechwege Netzwerk (Koppetfetd)

Trennung von ü

Teilnehmer

Teilnehmer

Teilnehmer
ankommende
Verbindungen

I nformalionsverarbeitung und Auswertung

in anderen Ländern konfrontiert. Diese waren den Deutschen in mancher
Hinsicht voraus, weil der Krieg und die Kriegsfolgen den Ausbau des
Telefonnetzes in der Bundesrepublik verzögert und gewisse Forschungs-
einschräinkungen und der verlust von Patentrechten durch alliierte Geset-
ze einen retardierenden Effekt auf Forschung und Entwicklung hatten
(vgl. von Weiher/ Goetzeler L98L: L22-133). Zwangsläufig bJstanden
die Aktivitäten der deutschen elektrotechnischen Industrie insbesondere
im Bereich der Nachrichtentechnik zu einem großen Teil darin, die
Entwicklungen im Ausland zu verfolgen und im Hinblick darauf zu
prüfen, ob dort praktizierte oder geplante Läsungen im Sinne von An-
passungsentwicklungen oder ähnlich ausgerichteten Neuentwicklungen
für das bundesdeutsche Telefonnetz übernommen werden sollten.

Für die Informationsverarbeitung stellte sich insbesondere die Frage
der Nutzung neuer elektronischer Bauteile, nachdem hier eine zentrale
Innovation direkt aus dem Bereich der Telekommunikation stammte.
1947148 war in den Bell Laboratories von AT&T der TTansistor erfun-

{en _w91den (Halfrnann 1984: 101-120). Gegentiber der seit Anfang
des Jahrhunderts eingesetzten vakuumröhre (vgl. Petzold 1982) hat ei
den vorteil, daß er kaum Energie verbraucht, erheblich schneller arbeitet

interne
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und bei sorgfältigel Produktion über Jahrzehnte störungsfrei funktioniert
(Rogers 1986: 35). In Deutschland hatte speziell di9 Firma Siemens

bereits in den 20er und 30er Jahren Erfahrungen mit Halbleitern gesam-

melt. Sie wurden z.B. als Gleichrichter in der drahtlosen Telegraphie

verwendet (Trendelenbu rg I97 5 : IL6-I25). Seit 1952 beschäftigten sich

bei Siemens auch wieder einige Wissenschaftler mit den Halbleitermate-
rialien Germanium und Silizium (Eckerti Schubert 1986: 189-1"91). Bis
1954 entwickelten sie ein Verfahren, das vom Material her überlegene

Silizium in hochreiner Form herzustellen, und sicherten dem Unterneh-

men in diesem Bereich einen Platz in der Weltspitze66.

Bereits Mitte der 50er Jahre zeichnete sich nach übereinstimmender
Ansicht der wichtigsten deutschen Nachrichtentechniker ein internationa-
ler Trend ab, den Hebel als "Ablehnung der Kinematik" bezeichnete

(Hebel L957:30). Bewegliche Wähler und Crossbar-Schalter galten als

zu wartungsintensiv, zu störanfällig und zu langsam, um insbesondere

im Informationsverarbeitungsteil eines Vermittlungssystems Schaltungs-

aufgaben zu erfällen, obwohl sie prinzipiell hierzu geeignet waren und

zu einem gewissen Grade auch benutzt wurden (vgl. Mattern L962: 22).

Die Alternative waren Relais verschiedenster Bauweiseno/ und vollelek'
tronische Komponenten, die als erheblich hochwertiger, aber auch als

aufwendiger gälten68.

So diskutierte man in der zweiten Hälfte der 50er Jahre, als im
deutschen Telefonnetz noch verschiedene "Übergangstechniken" einge-

setzt wurden, um mit der Nachfrage nach Telefonanschlüssen Schritt

66 Erste elektronische Komponenten, jedoch noch keine Tlansistoren, wurden im bundes-

deutschen Tblefonnetz im Informationsverarbeitungsteil der Vermittlungssysteme zum

Zwecke der Gebührenbestimmung und Gebülrenerfassung eingesetzt. So arbeitete seit

Bnde t952 in einem Vermittlungsamt in Regensburg ein elektronischer Verzoner mit
Wählern zusammen. Als zentrales Element bediente er nicht nur ein, sondern mehre'

re Leitungsbündel und erledigte sowohl die Gtob- als auch die Feinverzonung. Nach
jeder "Initruktion" eines Zihlimpulsgeben zu Beginn eines Ferngesprächs war der

Venoner wieder für eine neue Aufgabe frei. Er war also erheblich leistungsfähiger als

andere Verzoner, und die Umstellung bei Zonenändenrngen war weniger aufwendig
(Lurk/ Skawski 1953).

67 örundsätzlich wird in einem Relais mit Hilfe eines Erregerstroms ein Anker betätigt'

der einen oder meluere Kontakte öffnet oder schließt.
68 Für reine Relaissysteme (in den USA wurden sie Crosspoint-Systeme genannt)' bei

denen sich die elektromagrretischen Schaltbewegungen auf den Ankeranzug und An-
kerabfall beschränkten, benötigte man in einem Schaltfeld mit hundert Ausgängen

hundert Magnete, also pro Ausgang einen Magneten. Der EMD-Wähler mit seinen

rotierenden 
-Armen brauchte hingegen nur zwei und der Crossbar mit seinen

schwenkgliedern zehn Magnete, Dic Bewegung und damit auch die schaltung be-

nötigte jedoch deutlich mehr Zeit als in einem reinen Relaissystem.
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zu halten, schon intensiv darüber, in welchem Ausmaß in Zukunft nicht-
kinetische, speziell elektronische Bauteile in den verschiedenen Teilen
des Telefonsystems eingesetzt werden sollten oder mtißten. Die Entwick-
lung im Ausland, insbesondere in Schweden, Großbritannien und den
USA ließ einen Trend erkennen, der zumindest im Informationsverarbei-
tungsteil der Vermittlungssysteme zu volleleltronischen Ilisungen führte.
So war bekannt, daß die Bell Iaboratories bereits 1954 begonnen hatten,
eine elektronische Ortsvermittlung nr entwickeln, die dann schließlich
1960 in Morris, Illinois, in den Probebetrieb ging (Higgins 1964). Das
Koppelfeld zwischen den Teilnehmeranschlüssen und dem Orts- und
Fernnetz arbeitete nicht mit Crossbars, sondern mit schnelleren Gasentla-
dungsröhren. Die Steuerung erfolgte zenfial durch eingespeicherte Pro-
grarnme.

In der Bundesrepublik bestand zwar Einigkeit, daß die Vermittlungs-
probleme in großen Telefonnetzen nicht mehr rein netzarchitektonisch,
also mit organisatorischen Mitteln, unter Beibehaltung wenig intelligenter
Vermittlungssysteme zu lösen waxen, allerdings herrschte beträchtliche
Unsicherheit über die zukünftige Entwicklung der Elektronift im Hinblick
auf ihre Leistungsfiihigkeit und ihre Aufwendigkeit. Das Unbehagen,
das eine möglicherweise rasche Abfolge von Innovationen bei den Fern-
meldeingenieuren, die langfristige Systemplanung zu betreiben gewohnt
waren, auslöste, artikulierte Hebel in einem Vortrag, den er im Dezem-
ber 1955 in der Technischen Hochschule in München hielt. Er gab dem
Vortrag den Titel "Umstur4pläne in der Wäblvermittlungstechnik" (Hebel
19s6)ö.

69 Hebel wm 7*ithoizont: I'Fernsprecheinrichtungen sowohl des öffentlichen Netzes wie
der Nebenstellenanlagen enielen bei guter Wartung eine l,ebensdauer von 20 bis 25
Jahren und unterliegen auch nach dieser Zeit mehr der Veralterung als dem Verschleiß.
Der Fernsprechbetrieb kann nicht, wie etwa die Tbchnik der Kraftfahrzeuge oder die
Rundfunktechnik, jedes Jatu mit neuen Modellen auf den Markt treten, vielmehr muß
ein grundlegender Wandel des Betriebssystems sich in langen Schritten von etwa 20
Jahren vollziehen,"

Hebel zur technischen Entwicklung die Meinung "vieler Firmen und Verwaltun-
gen" referierend: "Aber darüber hinaus setzt eine Entwicklung ein, die, aus Rundfunk-
und Rechenmaschinentechnik kommend, für die bisherige Vermittlungstechnik einen
so tiefgreifenden Umsturz bringen würde, daß kaum ein Stein auf dem anderen bliebe.
Unter dem Stichwort Elektronik werden ganz neuartige Möglichkeiten, welche sich
in der Schaffung modemer Rechenmaschinen und in derRundfunk- und Femsehtechnik
bereits bewährt haben, für Aufgaben der Wählvermittlungstechnik empfohlen, so daß
man daran denkt, mit völlig stationär arbeitenden Einrichtungen, also auch ohne elektro-
magnetisch-schaltende Relais, den Verbindungsaufbau zu vollziehen..." Qlebel 1956:
20LL).
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vereinfacht dargestellt ergaben sich ftir die Ingenieure die im schau-

bild IV.3 aufgeführ1en vier grundsätdichen optionen der Kombination
von Elektromechanik und Elektronik, wenn man bei der vermittlungs-
technik zwischen Informationsverarbeitungsteil und Verbindungsteil un-

terscheidet. Die existierenden Systeme arbeiteten elekhomechanisch

sowohl im Hinblick auf die (oft geringfügige) Informationsverarbeitung
als auch auf die Durchschaltung. Prototypisch sind hierfür direkt gesteu-

erte Wählergruppierungen. Systeme mit elektronischer Durchs"hultolF
und elektromechanischer Informationsverarbeitung hat es nie gegeben'".

Für die Zukunft standen vollelektronische und halbelektronische Lösun-
gen Au Debatte, wobei bei den letzteren die Durchschaltung elektro-

mechanisch erfolgen sollte.

Schaublld IV.3: Optionen der Kombination von Elektrcmechanik und Elehrcnik

€lektrom€chanlsch elektronisch

oleklro-
mechanisch

lnformations-

verarbeltung

elektronisch

In der Wahrnehmung der Experten der Herstellerfirmen und des

Fernmeldetechnischen Zentralamtes wal es Ende der 50er Jahe noch

zu früh, sich auf eine spezifische Systemlösung festzulegen. Allerdings

?0 Es wäre wohl nicht zweckmäßig gewesen, eine sehr schnelle Durchschaltung mit einer

langsamen Informationsverarbeitung zu steuern.

Verbindung

vollelektronisch

-t

dlrsktgosteuerte

Wählsysteme

halbelektronisch mlt

Relais-Kopplung
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wurde die generelle Option Halbelektronik/ Vollelektronik recht intensiv
diskutiert. Es war dabei einhelliges Bestreben der deutschen fernmelde-
technischen Industrie, den "in Amerika vor der Einführung stehenden
verfahren eine gleichwertigg Technik durch rechtzeitige Entwicklung
entgegenstellen zu können" (Hebel L9s6:20L5). Hier lag-"eine Zukunfts]
aufgabe für die nächsten 5 bis 10 Jahre", cä oe "ho-he eualit it'r der
deutschen wählersysteme eine schnelle umstellung nicht vordringlich
ersc.heinen ließ (Hebel 1956: 2015).

_ In den grundsätzlichen Fragen gab es praktisch keinen Dissens unter
den bundesdeutschen Ingenieuren. nan mehr und mehr elektronische
Komponenten im Informationsverarbeitungsteil gebraucht würden, war

Tg,T,,ghq des komplexer werdenden Telefonnetzei unumstritten (Mattem
1962)". Der technische Aufivand und damit auch die Kosten sowie die
Betriebssicherheit und Zuverlässigkeit der zu entwickelnden systeme
mußten als zunächst noch offene Fragen angesehen werden. ü6er die
Kosten bestanden bei den Technikein nur-sehr vage vorstellungen.
Die schätzungen beliefen sich auf einen Faktor ehei bei hundert als
bei zehn, um den ein elektronische,s ein elektromechanisches "schaltmit-
tel'r überhäfe. Der Leiter des Zentrallabors der Firma Siemens forrrulier-
19 

ats {'n_rg5derulg an die Elektronik, daß sie bei "höchstens gleichen
Kosten" inrrnoch höherem Grade warfungsfrei", "im Raumbedarf wesent-
lich reduziertrr und "l_9ich1 den ständig sich ändernden Bedingungen und
den wünschen des Kunden anzupasien" sein müßte. Er värwies aber
auch auf die "entscheidenden vorteile, die eine elektronische Technik
erhoffen läßtu (Panzerbieter 1959: 8g).

Die schnelle elektronische Informationsverarbeitung mußte also maxi-
mal ausgelastet werden. um einen hohen "load factör" (Hughes 19g7)
nt etzieleno wurde deshalb vorgeschlagen, die elektronischen [o-Fonen-
ten zu zentralisieren. Die zentralisierung hochwertiger technischZr Ete-
mente im Telefonnetz war natürlich nicht neu. Bereits die Netzarchitek-
t-ur mit wenigen hochwertigen Fernleitungen, auf die der verkehr. stern-
förmig zulief, um sie konzentriert zu nutzen, war ja Ausdruck des Be-
mühens um einen hohen Lastfakto/2. unter betrieülichen Aspekten be-
deutet die Zentralisierung in der Regel eine engere Kopplung vorher
nur lose oder gar nicht miteinander verbundenJr Kompönentän eines

TL Neben verschiedenen Röhren kamen hier insbesondere Ttansistoren und andere neuere
Bauteile auf der Grundtage von Halbleitern sowie neue Speichermedien in Betracht(salow Manern Lgs? 3{s4z).

72 Attch der oben erwähnte elektronische Verzoner in Regensburg bediente als zentrales
Glied mehrere kitungsbtindel gleichzeitig,
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technischen Systems. Dieses "tight coupling" birgt steigende Risiken fur

den Betrieb (Perrow L984t 89-96). Selbst wenn die Störungsanf?illigkeit

zentraler elektronischer gegenüber dezentralen elektromechanischen Kom-

ponenten reduziert wird, äreicht das Ausmaß der Betriebsausfülle bei
'Stö*og"n der Elektronik wegen ihrer zenJralen Stellung im Sastem in
der Re[el eine deutlich größere Dimensio/3. Auch wenn diese Probleme

von dei Nachrichtentechnikern mit Unbehagen gesehen wutden, erschien

ihnen eine gewisse Zentralisierung der elektronischen Informationsverar-

beitung uniermeidlich (Panzerbieter 1959: |7;Matten L962: 23; Hebel

1957: 56).

Teilelektronische Versuchsvermittlungssysteme

Die prinzipielle Entscheidung für einen zunehmenden Einsatz von elek-

troniichen Bauelementen im Informationsverarbeitungsteil hatte auch

Konsequenzen für die Technik der Durchschaltung der Yerbindungen

in den koppelnetzen. um die Elektronik angemessen auslasten zu kön-

nen, war ttiötrt ttur eine stärkere Zentralisierung der Informationsverarbei-

tung erforderlich. Vielmehr mußte ihrer erheblich erhöhten Geschwindig-

keiiauch die Schaltgeschwindigkeit der Koppelfelder angepaßt werden,

wollte man nicht auch noch z.B. auf zusätzliche Zwischenspeicher für

die Einstellbefehle angewiesen sein. Eine Beschleunigung der Schaltvor-

gänge war außerdem geeignet, das ungünstige Verhältnis zwischen der

bu*t der Durchschaitung einer Fernleitung und der Dauer des Ge-

sprächs zu verbessern. Durch Schaltvorg?inge blockierte lritungen brach-

tän keine Einnahmen, während verkürzte Schaltzeiten eine Kapazitäts-

erweiterung des in den Hauptverkehrsstunden ohnehin teilweise überla-

steten Fernnetzes bedeuteten (vgl. Freier 1961).

Die schnellsten Schaltgeschwindigkeiten konnten durch elektronische

Röhren erreicht werden. Bei verschiedenen Röhrentypen lagen sie

jeweils im Bereich von Mikrosekunden. Diesem erheblichen vorzug

standen j edoch gravierende übertragungstechnische Nachteile gegenüber,

die sichinter aiderem in Räuscherscheinungen und Dämpfungseffekten
bemerkbar machten. Aus diesen und anderen Gründen galten Röhren

73 Definiert man Risiko als Eintrittswahrscheinlichkeit einer Störung multipliziert mit

dem umfang des schadens, so muß z.B. ein zentrales elektronisches Glied, wenn es

die viermal-lröhere Menge von lritungen als eine elektromechanische Komponente

bedient, viermal sicherer arbeiten, damit das Risiko nicht steigl'
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sogar als völlig untauglich fül die _Zweidrahtverbindungen in den unteren
Netzebenen (Hebet L957: 62-72)74.

Solche Nachteile hatten Relais mit metallischen Kontakten nicht,
auch wenn ihre Schaltzeiten nur im Millisekundenbereich lagen. Die
Firma Siemens, die bereits 7925 ein Flachrelais entwickelt hatte, das
drei Jahre später von der Reichspost in der Vermittlungstechnik einge-
setzt wurde, konnte in der Mitte der 50er Jahre ein Relais vorstellen,
dessen Ansprechzeit maximal zwei Millisekunden betrug. Wegen des
Edelmetallkontaktes wurde es Edelmetall-Schnellkontakhelais @SK)
genannt. Es fand frühzeitig in von dieser Firma produzierten Nebenstel-
lenanlagen Verwendung. Das ESK aber auch dem von den Bell l-abora-
tories präsentierten "Dry-Reed" nachempfundene Relais mit Schutzrohr-
kontakten, die in verschiedenen Varianten von den vier bundesdeutschen
Herstellern der Vermittlungstechnik entwickelt worden waren, schienen
für schnelle Schaltaufgaben im Koppelfeld gut geeignet zu seiils.

Für die Bundespost und die Herstellerfirmen lag deshalb eine Ent-
scheidung zugunsten von elekhomechanischen Koppelfeldern sehr nahe.
Panzerbieter formulierte sie bereits 1958, indem er für die Relais mit
Schutzrohrkontakten ausführte, mit ihnen sei "der Wunsch nach schnell-
schaltenden Koppelgliedern" erfüllt. "Sie nehmen weitgehend die von
elektronischen Koppelpunkten zu erhoffenden Vorteile vorweg, ... ohne
daß die bei diesen zu erwartenden Erschwernisse in Zusammenhang mit
Betriebs- und Störspannungen auftreten". Er erwartete auch weit niedri-
gere Produktionskosten der elektromechanischen gegenüber der elekhoni-
schen Lijsung, ohne die Differenz jedoch zu spezifizieren (Panzerbieter
1959: 93). Schließlich stellte er auch gleich ein von seiner Firma Sie-
mens entwickeltes Vermittlungssystem vor, das "mit Schutzgaskontakten
aufgebaute, von Magnetfeldern betätigte Koppelfelder benutzt, die von
elektronischen Markierern, d.h. von zentralen informationsverarbeitenden
Einrichtungen mit Transistoren und Dioden gesteuert werden". Es trug
die Bezeichnung "Elektronisch gesteuertes System mit Magnetfeld-Kopp-
lern (ESM)" @anzerbieter t959: 74).

Ende der 50er Jahre war für die Bundaspost die Frage einer Umstel-
lung der elektromechanischen auf voll- oder teilelektronische Vermitt-

74 Hebel, der sich auch auf Tbstergebnisse der Post stützte, r€sämierte, metallische
Kontakte seien den nichtmetallischen (der Röhrcn) im Hinblick auf die schaltbare

, Leistung und die Kontaktwide$tände deuttich überlegen (Hebel 1957: 48/49).
75 Diese Relais waren der "SchuEgaskontakt" von Siemens, dsJ rrfforkolrr von SEI der

"Flachschutzkontakt'r von lblenorma und der konstruktiv etwas andere Reed-Kontakt
von DeTbWe.
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lungssysteme nicht aktuell. Zunächst ging es ihr darum, den Prozeß der

Autonnatisierung des Telefonnetzes weiter voranzutreiben. Dies war,
soweit es die Ortsvermittlungstechnik betraf, im wesentlichen eine Frage
der verfügbaren Investitionsmittel. Besondere technische Probleme gab

es nicht. Die Investitionsmittel wurden jedoch nicht nur für die Automa-
tisierung, sondern vor allem auch für den Ausbau des Systems benötigt.
So dauerte es noch bis 1966, bis der letzte Klappenschrank einer hand-
bedienten Orrsvermittlungsstelle von Postminister S-tücklen persönlich
außer Betrieb gesetzt wurde (Drangmeister t97Tb)t6.

Die langfristige Planungsperspektive der Techniker und Ingenieure
gebot es jedoch, frühzeitig die weiteren technischen Entwicklungsmög-
lichkeiten und Entwicklungsnotwendigkeiten zu prüfen. Mit der Favori-
sierung halbelektronischer Vermittlungssysteme durch das Fernmeldetech-
nische Zentralamt s-fD und die Herstellerfirmen, von denen keine auf
Vollelektronik setzte, waren zumindest die Grundlagen für eine Rich-
tungsentscheiümg gelegt, die die weiteren Aktivitäüen kanalisierteTT.

Die Möglichkeit der Verwendung technischer Innovatianen aus det
Elektronik und vor allem bei den Relais aueh aus der Elektromechanik
im Telefonnetz konnte die entstandenen Machtstuhuren verändern und
die organisatorischen Konstellationen beeinflussen (vgl. Hummon 1984:
75). Mit der Entscheidung für den EMD-Wähler als Einheitstechnik hatte
die Bundespost Mitte der 50er Jahre die Firma Siemens zum "System-
flihrer" erkoren und die anderen Hersteller zu "Nachbaufirmen" degra'
diert. In den ersten Jahren nach der Festlegung auf diesen Wählertyp
war diese Maßnahme noch relativ wenig spürbar, weil insbesondere
verschiedene Varianten des Hebdrehwählers, bei dem es keine klare
Systemführerschaft mehr gab, in großer Zahl produziert und eingesetzt
wurden. Die sich auf mittlere Sicht abzeichnende dominante Position
des EMD-Wählers motivierte die Nachbaufirmen, sich in der Entwick-
lung der halbelektronischen Systeme zu engagieren.

Die Bundespost vergab traditionell keine Forschungs- oder Entwick-
lungsaufträge in nennenswertem Umfang und unterhielt auch selber nur
äußerst geringe F&E-Kapazitäten. Sie finanzierte die F&E-Kosten der

76 Dies sollte, wie sich wenig später [erausstellte, eine der letzten feierlichen Amtshandlun-
gen des im Herbst in der Großen Koalition abgelösten Ministers sein.

77 Die Entscheidung schien im Prinzip auch durch die Ergebnisse bestätigl zu werderq
die die Bell Laboratories mit ihrer vollelelifronischen Versuchsanlage in Morris erzielt
hatten. Weil die Röhren relativ störanfällig waren, benuEte man für eine verbesserte

Venion des Vermittlungssystems, das "Electronic Switching System 1 (ESS 1)", im
Koppelfeld neu entrrickelte I'Ferreed"-Relais, also elektromechanische Schaltpunkte (flig'
gins 19641 360-365).
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Unternehmen über den Beschaffungspreis. Dies zwang die Unternehmen,
sich bei Entwicklungsvorhaben größeren Ausmaßes mit der Post abzu-
stimmen und möglichst keine allzu riskanten Aufgaben in Angriff zu
nehmen. Allerdings mußten sie nicht befürchten, daß die Post ihre Nach-
fragemacht in für sie ruinöser Weise ausspielen würde (vgl. Graf 1981:
350-363). Abgesehen von politischen Gründen, die dem ent-gegenstanden,
schloß auch die arbeitsteilige Struktur des Aufbaus und Ausbaus der
Telekommunikation aus, daß eine Firma auf mittlere Sicht aus dem
Markt gedrängt würde. Es blieb also Spielraum für autonome Entwick-
lungsaktivitäten.

Die Post hatte als Systembetreiber in erster Linie ein Interesse an
Neuentwicklungen, die geeignet waren, die sich abzeichnenden zukünf-
tigen Probleme des technischen Fernmeldebetriebs zu lösen. Dabei soll-
ten sie möglichst problemlos und ohne allzu großen Aufinand in das
technische system integriert werden können. Nicht nur als Käufer der
technischen Komponenten der Telekommunikation, sondern auch als
"Gatekeeper" des Zugangs anm Netz, in dem die Firmen Neuentwicklun-
gen unter echten Betriebsbedingungen testen konnten, war es der post
möglich, die F&E-Aktivitäten der Firmen erheblich zu beeinflussen. Das
Know-how der Experten imFIZ reichte aus, um internationale Entwick-
lungen in der Fernmeldetechnik zu beurteilen und aus ihnen schlußfol-
gerungen bezüglich ihrer Übertragbarkeit auf das nationale Netz zu
ziehen.

Das Kröfteverhöltnis unter den Firmen im Hinblick auf die F&E-
Kapazitäten war Ende der 50er Jahre äußerst ungleich. Siemens als die
am breitesten im Bereich der interaktiven Telekommunikation tätige
Firma vereinigte, gemessen an den Ausgaben, rund70Vo der Kapazitätön
auf sich. SEL konnte einigermaßen konkunieren, weil es inteinational
in den ITT-Konzern eingebunden war. Die beiden anderen Hersteller
von Vermittlungstechnik, Telenomra und DeTeWe, hatten nur relativ
geringe Kapazitäten (vgl. Scherer 1985: 282-286). Die Wettbewerbs-
bedingungen waren also verzent, doch wurde dies teilweise durch einen
informellen Informationsaustausch zwischen den Ingenieuren der Post
und der Unternehmen kompensiert. Dieser wurde getragen durch die
Tradition der gemeinsamen Planungsarbeit in den Beratenden Techni-
schen Ausschüssen sowie vielftiltigen informellen Zirkeln (vgl. Wolff
1961) und durch eine Orientierung an technischen Herausforderungen,
die durch das wachsende Telekommunikationsnetz und durch die rascher



L82 Kapitel N

werdenden Fortschritte in der Elektronik bedingt ware/8. Ilnternehmen,
die nicht in die informellen Austauschprozesse eingebunden waren, hat-
ten praktisch keine Chance, technßche Kornponenten zu entwickeln, die
relativ problemlos in das System pa!3ten (vgl. Pierce 1978: 181-187).

So führte dann auch die Beschäftigung der Ingenieure mit den halb-
elektronischen Vermittlungssystemen nicht zu einer ausgeprägten Wettbe-
werbssituation, obwohl sich die präsentierten Systeme in mancher Hin-
sicht unterschieden und mit der Firma AEG-Telefunken ein neuer Wett-
bewerber auf den Plan tratTe. Alle Hersteller waten, wie die Bundespost,
interessiert, die neuen elektronischen und elektromechanischen Bauele-

mente harten Betriebstests zu unteniehen. Da zudem die Systeme zu
unterschiedlichen Zeitpunkten fertiggestellt wurden und insgesamt noch
viele Unsicherheitsfaktoren im Hinblick auf die Produktionskosten der

Anlagen und ihre technische Betreuung im Betrieb existierten, drängte
insbesondere die Bundespost darauf, zunächst nur reine, zugleich relativ
kleine Versuchsanlaget ar bauen.

Als erstes ging das bereits erwähnte System ESM von Siemens im
November t962 in Betrieb. Wenige Monate später folgte SEL mit der

mit Herkon-Relais arbeitenden Anlage I#, 60. Eine Anlage mit Flach-
Reed-Kontakten (FRK) von Telenorma ging im Dezember 1965 ans

Netzso.
Die drei Anlagen unterschieden sich nicht nur hinsichtlich der kon-

struktiven Gestaltung der Relais, vielmehr varüerten sie auch bezüglich
des Zentralisierungsgrades der Informationsverarbeitungs- bzw. Steuerein-
richtungen. Der Post ging es im Versuchsbetrieb darum, Betriebsdaten
über die Güte der Informationsverarbeitung und der verschiedenen Bau-
elemente zu sammeln. An die Vermittlungssysteme waren jeweils über
1.000 Teilnehmer angeschlossen, als der offizielle Testbetrieb schließlich
im Frühjahr \967 fur rund zwei Jahre aufgenommen wurde. Trotz aller
Unterschiede im Detail zeigte sich insgesamt eine schon sehr hohe Zu-

?8 Siehe auch oben III.2: kngfristige Selbstbindung und technische Kooperation'
79 DeTbWe entrryickelte kein "komplettes'r system,
80 In allen drei Anlagen wurden jeweils weit mehr als 100.000 Relais sowohl im Koppel-

feld als auch im Informationsverarbeitungs- bzw. Steuerteil eingesetzt. Wegen der großen

Zahl der Relais in den schnell schaltenden Koppelfeldem mußte man, um einen entspre-

chend hohen Auslastungsgrad zu eneichen, möglichst viele Leitungen "parallel" durch-
schalten können. Dies wurde im Prinzip dadurch eneicht, daß mehrere Koppelgruppen
(vergleichbar mit Wählergruppen) über so viele Zwischenleitungen miteinander verbunden
wruden, wie eine Koppelgruppe Arsgänge hatte (dies entspricht den Link-Sptemen
der hintereinandergereihten Crossbar-Schalter). Markierer legten dann aufgrund der

Steuerinformationen die Wege durch die Koppelgruppen.
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verlrissigkeit insbesondere der zentralen (überwiegend elehronischen)
Komponenten der Systeme (Kunzel Schneider t97L:9-L9). Gelegentlich
auftretende Probleme mit den Kontakten in den Relais und anderen
Schaltelementen galten als weniger gravierend, weil sich für die weitere
Entwicklung der Relais Ende der 60er Jahre schon wieder deutliche
Fortschritte abzeichneten. In der Wahrnehmung der Post und der Herstel-
ler der drei Vermittlungssysteme lagen diese prinzipiell auf der Linie
der gasgeschützten Kontakte, die durch die Reed-Relais vorgezeichnet
watEl.

Diese Einschätzung war ein Grund für die relativ schlechten Chan-
cen des Verminlungssystems (EZM), das der Neuling in diesem Feld,
die Firma AEG-Tele[unken, präsentierte. AEG gehörte durchaus auch
zu den Herstellerfirmen, bei denen die Post fernmeldetechnische Anlagen
kaufte, doch waren dies Kabel und übertragungstechnische Einrichtungen,
nicht jedoch öffentliche Vermittlungssysteme. Durch den Anschluß der
Firma Telefunken an AEG hatte der Konzern zusätzliches Know-how
in der Unterhaltungselehronik gewonnen. In der alten Telefunken AG
wurden bereits einige vermittlungstechnische Komponenten für die Bun-
despost und für den Bereich privater Nebenstellenanlagen gefertigt. Die
rasche Entwicklung der Elektronik bot nun eine Chance, die Erfahrungen
mit elektronischen Bauteilen für die Konstruktion eines Vermittlungs-
systems zu nutzen. Solange die Bundespost den Betrieb teilelektronischer
Systeme nur zu reinen Versuchszwecken im Netz zuließ, konnte sie
weder aus rechtlichen noch aus technischen Gründen ablehnen, weitere
Systeme einzubeziehen. Im Gegenteil hatte sie sogar ein Interesse daran,
technische Varianten zu testen, um eine zu starke Abhängigkeit von
technischen Entwicklungen einer einzigen Firma zu vermeiden (vgl.
Scherer L985: 290-296).

Zeitlich kam das Vermittlungssystem von AEG-Telefunken deutlich
später als die Anlagen der anderen drei Firmen. Im Jahre 1965 geneh-
migte die Bundespost den Aufbau einer Versuchsvermittlungsstelle im
öffentlichen Telefonnetz. Diese konnte erst im Dezember 1967 in
Betrieb genommen werden. Zu diesem Zeitpunkt lief der offizielle Ver-
suchsbetrieb der anderen drei Anlagen bereits seit mehr als einem
halben Jahr. Der elektronische Teil des Systems zeichnete sich unter

Die Entwicklungsbemühungen gingen in Richtung auf eine Miniaturisierung (2.8.
IBM, Philips) und/oder auf eine weitere Modifikation des klassischen Reed-Relais
(Bell laboratories, SEL, Siemens, DeTbWe, Tblenorma). 1967 stellte Siemens auch
einen Kontakt vor, der anstelle von Glas ein Metallgehäuse hatte (vgl. Dietricfu Ral/
Silberhorn L974).

81
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anderem durch einen zentralen Markierer (EZM) aus, der die Wegesuche

ftir bis zu zehn Gruppen mit je 1.000 Teilnehmern erledigen konnte.

Für die Durchschaltung der Sprechwege wurden jedoch keine gasge-

schützten Kontakte, sondern luftoffene Ordinaten-Haftschalter verwendet
(Dietriclr/ Ral/ Silberhorn t974: 792). Da die Anlage nicht mehr im
offiziellen Systemvergleich berücksichtigt wurde und die Schaltelemente
im Koppelfeld nicht im technischen Trend der Relais lagen, hatte das

EZM vön AEG-Telefunken keine Chance mehr, sich durchzusetzens2'

Raumvielfach und Zeitvielfach

In einem engen Zusammenhang mit den Diskussionen der Ingenieure
und Techniker über die neuen Möglichkeiten der Elektronik standen

Überlegungen und Experimente alm Verhältnis von "Raum und Zeit"
in der Vermittlungstechnik. Mit höchsten Geschwindigkeiten "schaltende"
elektronische Bauteile ließen deutlich werden, daß Raum und Zeit "weit-
gehend vertauschbare Faktoren ... sowohl für die Aufgaben der Verbin-
dungsherstellung, also des Aufbaus und der Auflösung, als auch für den

Sprechweg selbst" darstellten (Hebel L96t: 269). Entsprechend wurden
in der Vermittlungstechnik grundsätzlich Raumteilungs- und Zeitteilungs-
systeme unterschieden. "Raumteilungssysteme sind dabei solche, die
jeweils für die Verbindungsdauer einen räumlich vom Rufenden zum
Gerufenen durchgeschalteten Sprechweg bereitstellen. Zeitteilungssysteme
dagegen lösen die Sprachkurve in eine Reihe von Austastimpulsen auf
und stellen nur immer im entsprechenden Zeitpunkt einen Durchgabeweg
für die Impulse zur gerufenen Teilnehmerleitung her. Ein Tiefpaßfilter
setzt sie am Ende des Übertragungsweges wieder in Sprachfrequenz um"
(Hebel I96t:268). Auch wenn Vermittlungsvorgänge in Telekommuni-
kationsnetzen letztlich immer einen räumlichen Aspekt umfassen, da sie

eine Verbindung zwischen zwei räumlich getrennten Endgeräten auswäh-
len und schalten, sind zumindest die Durchschaltevorgänge innerhalb
eines Vermittlungssystems auch im Zeitvielfach (Zeitmultiplex) möglich.

Die Möglichkeiten, Verbindungen in einem Koppelnetz ohne bewegli-
che Teile im Zeitmultiplexverfahren auf der Basis der "Pulsmodulation"
herzustellen, hatte Seelmann-Eggebert bereits 1955 in einem internationa-

82 L967 hatte Siemens bereits gasgeschützte Reed-Kontakte in Metall- statt in Glasgehäusen

für die Steuerstromkeise im Informationsverarbeitungsteil sowie ein wenig aufwendiges

kleines bistabiles Relais für das Koppelfeld präsentiert, wobei das letztere auf uneilge-
schränkte Zustimmung des FTZ stieß @ietrictV Ral/ Silberhorn 7974: L93).
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len vergleich von vermittlungssystemen explizit angesprochen (Seer-
mann-Eggebert 1955: 77178).In England, Schweden und den USAwur-
de in den 50er Jahren mit solchen Anlagen experimentiert, und auch
bei siemens gab es sehr frühzeitig ein "funktionsfähiges" Labormodell
mit einer "zeitlichen Aufteilung der sprechwege" mit elektronischen
Mitteln (Panzerbieter 1959: 80-87).

Zeiünultiplexverfahren waren als eine Möglichkeit der Mehrfachnut-
amg von Wertragungswegen bekannt, befanden sich aber auch hier
noch, zumindest was öffentliche Telefonnetze anging, im Experimentier-
stadium. Grundlage der verfahren ist die pulsmodulation, bäi der einem
Nachrichtensignal periodische Abtastwerte entnommen werden. Die
menschliche sprache, die als eine summe von sinuswellen im Telefon-
ne.tz in der Regel in einer Bandbreite von 4.000 Hertz analog übertragen
wird, liißt sich in eine endliche zalil von diskreten werten iransformie-
ren. Ist die Anzahl der werte hinreichend groß, so läßt sich aus ihnen
ein analoges signal zurückgewinnen, das den menschlichen Sinnesorga-
nen als praktisch wertekontinuierlich erscheint. um in diesem sinne
keine Informationsverluste entstehen ar lassen, muß nach dem sog.
Abtasttheorem die Abtastfrequenz doppelt so hoch wie die höchst-e
Übertragungsfrequenz gewtihlf werden (öuantisierung). Bei der sprache
müssen also 8.000 Punkte pro sekunde entnommen werden. Bei einem
zeitlichen Abstand der Abtastvorgänge von !25 Mkrosekunden beträgt
die Abtastfrequ€nz demnach 8.000 Hertz. Die Impurse (Abtastrvertä)
kennzeichnen einen bestimmten Amplituden- oder Spannungswert, dei
unterteilt man ihn etwa in r28 (!) Einheiten, nach einäm binären
Schlüssel, also codiert, mit sieben Bits dargestellt werden kann. Dieses
als Puls-code-Modulation (PCM) bezeichnete verfahren der Digitali-
sierung von sprache wurde - ergänzt um ein Bit für steuerzwecke -
in der zweiten Hälfte der 50er Jahre als ESSEX-system von den Bell
Laboratories für Übertragungen auf vierdrahtleitungen vorgeschlagen
und in Laborversuchen erprobt (vgl. Hebel 1961: 30ö-303; [yan 1976:
66). Es hat sich im Prinzip auch so durchgesetzt (Bocker L9B7:189-
r9i)83.

Bei der ubertragung im Zeitmultiplexverfahren werden die Abtast-
werte verschiedener signale durch Zuteilung von pulsphasen ineinander
geschachtelt, wobei den Teilnehmern jeweils ein bestimmter puls zuge-

83 Bei.einer Abtastfrequenz von 8.000 Hertz werden 9.000 Abtastw€rte pro sekunde
produziert. Bei 8 Bits pro Codewort werden für einen Fernsprechkanal alio 8 x 8.000
Bits pro Sekunde (64 kbit/sec) benötigt.
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teilt wird. Eine Leitung kann eine bestimmte Menge so entstehender

Zeitkanäle (Slots) aufnehmen. Die Zuteilung der Pu!1e an die rufenden

und gerufenen Teilnehmer erfolgt in der Regel im Vermittlungssystem
und beschränkt sich auf dieses, wenn nur die Durchschaltung, d.h. die

Zuordnung eines festen Zeitkanals zu einem bestimmten Eingang und

einem beslmmten Ausgang, digital erfolgen soll. In diesem Falle sind

"vor" und "hinter" der Vermittlungsstelle AnaloglDigital-Umsetzer (l\tlo-

dulatoren) erforderlich.
Ar[rricn wie bei der Kombination von Elektromechanik und Elektro-

nik gab es auch für die Kombination von Raumvielfach- und zeii]niel,-

fachiystemen in der Vermittlungstechnik grundsätzlich vier Optionm,
die im schaubild IV.4 angedeutet werden. unterscheidet man wieder

Informationsverarbeitung und Verbindungsherstellung, so kombinierten
die im bundesdeutschen Telefonnetz Ende der 50er Jahre existierenden

Systeme, soweit sie überhaupt eine nennenswerte "Intelligenz" besaßen,

ais indirekt gesteuerte Wählersysteme eine weitgehend fest verdrahtete

Informationsverarbeitung mit elektromechanischer Durchschaltung. Dies

entspricht der Kombination Raumvielfach-Raumvielfach in Feld 1 des

schaubilds (vgl. Meisel 79662 2891290). Systeme mit Informationsvelar-
beitung im Raumvielfach und Durchschaltung im Zeitvielfach wurden
nie eritwickelts4. Die teilelektronischen Versuchsvermittlungssysteme
erledigten die Informationsverarbeitung überwiegend im Zeitvielfach,

schalteten jedoch im Raumvielfach. Diskutiert wurde schließlich die

Möglichkeit, beide Funktionen der Vermittlungssysteme im Zeitvielfach
zu erfüllen, wie dies inzwischen in modernen volldigitalen Anlagen

erfolgtss.
Mit d", skizzierten Entscheidung der Post und der Hersteller fir

teilelelAronßche Verminlungssysteme war implizit auch eine Durchschal-

tung im Zeiwielfach aus dem Kreis der mit vertretbarem Aufwand zu

realisierenden Optionen ausgeschieden worden. Auch wenn man dieses

verfahren für prinzipiell praktikabel hielt, gab es explizite Argumente
dagegen. Insbesondere galt es als noch völlig ungeklärt, ob die ubertra-
gungsgüte bei dieser schalttechnik beeinträchtigt würde (Panzerbieter

84 Für die schnelle Möglichkeit der Durchschaltung wäre die Infonnationsverarbeitung
viel zu langsam gewesen.

85 An dieser Stelle iei angemerkt, daß die digitate Durchschaltung im Prinzip nicht die

einzige Möglichkeit deaDurchschaltung im Zeitvielfach ist. Außerdem könn9n digitale
Inforäatiorlen auch im Raumvielfach vermittelt werden. Ebensowenig muß elektronische

Durchschaltung arangsläufig im Zeitvielfach erfolgen, wie die oben erwähnte Versuchs-

anlage von Bell in Morris beweist (vgl' Ryan 1'976)'
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Schaublld IV.4: Optionen der Kombination von Zeit und Raum
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L959:87). Darüber hinaus wurde der Aufivand für die Modulation "vor',
und "hinter" den Vermittlungsanlagen als zu hoch angesehen, da die
digitale Übertragung von spralhe dJn bekannten verfahrän im Tiägerfre-
quelzmultiplex unterlegen zu sein schien (Hebel 1961.: 303) und man
deshalb auch für die absehbare Zukunft von analogen übertragungspro-
zelsen ausging. Auch das Argument, man dürfe nicht jeder neuen Ent-
wicklung und jedem Modetrend nachlaufen (2.8. Dietrich L97r: L75),
sondern müsse sich auf eine begrenzte zahl von testbaren Alternativen
beschränken, spielte bei der Ablehnung von Zeitvielfachsystemen eine
nicht unerhebliche Rolle. Nicht nur die Ingenieure der post, auch die-
jenigen der Hersteller der vermittlungstechnik favorisierten einheitliche
S_ystemlösungen und plädierten im Zweifel fi)r Einheitstechnik und gegen
variation. so blieb Hebels Resümee trotz platonischer Bekenntnisse zum
Zeitvielfach eindeutig: "Auf dem wege zur vollelektronik ist die Zeit-
multiplextechnik vielleicht die logischste Endentwicklung, welche die
... ausschließliche Verwendung bewegungsloser Elemente am ehesten
verwirklichen lassen wird. ohne Zweifel bedeutet sie die konsequenteste
und vollkommenste Umsetzung von Raumproblemen in Zeitpiobleme.
Die Auswertung der hohen schnelligkeit elektronischer schaftelemente
wird in ferner Zukunft die Entwicklung von räumlichen zu zeitrichen
vorgängen begünstigen. ... Für die sprechnetze selbst wird wohr noch

volldigitale
gysteme

einfache lndirekt
gesteuerte SyBtem€

halbelektronlsche

Systeme



jahrzehntelang der Edelmetallkontakt in eincm halbelekhonischen System

Verwendung linden" (Hebel 1961: 303). Annicn dachte man zumindest

bezüglich der Ortsvermittlungstechnik noch ein Jahrzehnt später in den

Bell 
-Laboratories, wobei nicht mehr so sehr technische als vielmehr

ökonomische überlegungen den Ausschlag gaben. Solange die Teilneh-

meranschlüsse analoge Signale sendeten, erschien deren Weiterschaltung
im Raumvielfach mit elektromechanischen Mitteln zumindest in der

ersten Vermittlungsstufe als die wirtschaftlich zweckmäßigste Iäsung
(Higgins t972).

Das analoge elektronische Wählsystem (EWS)

Die Anfang der 60er Jahre gefestigte Meinung der Techniker und Inge-

nieure bei den Herstellerfirmen und beim FTZ, daß halbelekfronische

Vermittlungssysteme am besten geeignet seien, die vielf?iltigen Vermitt-

lungs- und schaltungsaufgaben in einem großen und komplexen Telefon-

neti zu erfüllen, bereitete den Boden für eine frühzeitige Entwicklungs-

entscheidung der Post. Zwar bestand kein erheblicher Zeitdruck, da die

konventionellen Techniken auch in dem stark wachsenden Netz gut

funktionierten, doch wollte man angesichts der zu erwartenden langen

Entwicklungszeit für ein neues System nicht unnötig viel Zeit_verstrei-
chen lassen. rrnzu kam der Ehrgeiz aller Beteiligten, mit dem Entwick-
lungstempo im Ausland schritt zu halten. sowohl in den usA als auch

in Schweden, Großbritannien und Frankreich wurde mit zunehmender

Intensität an elektronischen Vermittlungssystemen gearbeitet. Die Bun-

despost selber als der eirwige relevante Käufer von goßen Vermittlungs-

anlägen in der Bundesrepublik brachte erhebliche betriebliche und wirt-
schaftliche Interessen in den Entscheidungsprozeß ein. Anfang der 60er

Jahre war sie, wie bereits dargestellt, in eine wachstumskrise geraten,

die sich in hohen Betriebsverlusten und einem lapide sinkenden Eigen-

kapitalanteil ausdrticktes6. Da blieb kein Spielraum für möglicherweise
koltspielige technische Experimente, sondern es mußten solche Innova-

tionen vorangetrieben werden, die möglichst ohne zusätzlichen Aufwand"
also mit geringen Integrationskosten, in das technische Netz eingefügt

werden konnten (vgl. BraunsteirV White 1985).
Um die Integritionstrosten gemg zu halten, wurde technisch strikt

altrf. Kornpatibttiat gesetzt. Neue Vermittlungssysteme sollten in quantita-

188 Kapitel IV

86 Siehe oben IV.1: Politische Resonanz der wachstumslrise der Bundespost.
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tiver und qualitativer Hinsicht möglichst dasselbe wie, aber auch mehr
als die alten Anlagen leisten, sie sollten also substitutiv und in hohem
Maße komplementär zur existierenden Technik sein (vgl. Pfeiffer 1989:
LL-28). Das Problem des "Entrenchment'r, d.h. der Einbindung einer
bestimmten neuen technischen Komponente in ein System auf siä bezo-
gener und mit ihr gekoppelter anderer Komponenten impliziert in einem
historisch gewachsenen, relativ großen technischen System immer auch
die Notwendigkeit von Rüchpärtslampatibilität, sollen nicht alle alten

$e1 negel Komponenten angepaßt werden (Collingridge 1981: 47-60).
Dies wiederum verhindert gelegentlich, daIJ sich Innovationen durchsei-
zen, zumindest begünsti g! es ',lconservative,, Innovartonen (tlughes L9BZ).

Der Ubergang von der Elektromechanik zur Elektronik bedeuteie
zweifellos einen Wechsel des technischen Paradigmas im Sinne des
Konzepts von Dosi (Dosi 1982). Die Elektronik bot eine Basis für "radi-
kale" Innovationen. Die von der Post durch die Grundsatzentscheidung,
ein halbelektronisches vermittlungssystem entwickeln zu lassen und
einzuJtihren, geschaffenen Rahmenbedingungen erschienen jedoch als
ein versuch, z.urei verschiedene Paradigmen zu integrieren und aus einer
radikalen eine konservative Innovation zu machen.

Dazu brauchte die Bundespost die Ergebnisse der offiziellen Betriebs-
versuche mit den drei bzw. vier teilelektronischen Vermittlungsanlagen
in den Jahren L967 bis 1969 nicht abzuwartens7, ntmal siemeäs bereits
1966 mit dem I'System IV" ein in der Wahrnehmung des YIZ tragfähr-
ges Zukunftskonzept präisentierte. Der skizzierte Konsens der relevanten
Ingenieure beim FTZ und bei den Herstellerfirmen bewog die post zu-
sätzlich, den Firmen bereits Anfang L966 mitzvteilen, daß sie beabsich-

!ige, ab Anfang der 70er Jahre schrittweise ein elektronisch gesteuertes
vermittlungssystem einzuführen. war schon diese Entscheidung für ein
lediglich elektronisch gesteuertes, aber elektromechanisch durchschalten-
des System eine Einschränkung von Entwicklungsmöglichkeiten, so galt
das erst recht für die Absicht, nur ein System einzuführen, also das
Prinzip der Einheitstechnik weiter zu verfolgen. Auch wenn hierdurch
Varianz und damit in diesem Falle auch unsicherheit reduziert wurde,

87 Die Behauptung scherers, die Post habe aufgrund der mit mehreren versuchsämtertr
gesammelten Erfahrungen entschieden, trifft also nicht zu (scherer 1985: 290). Diese
Ungenauigkeit im Detail ist allerdings für seine an den formalen und faktischen-Verfah-
reruregeln der postinternen Entscheidungsprozeduren orientierte Analyse unerheblich.
Dje. folgellg_DTle!$g basiert deshalb zunächst teilweise auf scherers Ausführungen
(Scherer t985: 290-?96).
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blieb das Projekt sowohl im Hinblick auf den Erfolg als auch vor allem

bezüglich des Zeitrahmens riskant.
dUwohl ein Entwicklungswettbewerbss der rechtlich voneinander

unabhängigen Herstellerfirmen möglich gewesen wäre, war er in dieser

Konstellation mit einem einzigen potentiellen Großabnehmer (der Bun-
despost) und wenigen Herstellern bei einer gleichzeitig riskanten Ent-

wicklungsaufgabe unwahrscheinlich (vgl. Butler/ Carney 1986). Die eher

kooperative Tradition der bundesdeutschen Ingenieure mit einer gemein-

samen Problemlösungsorientierung und etwas Wettbewerb "unter det
Bettdecke" begünstigie auch nicht gerade eine Anderung des Status quo.

Man hätte allerdings die Firma AEG-Telefunken einbeziehen können.

Gegen die "Aufforderung" der Bundespost, rran der Planung flir das

zukünftige elektronische Fernsprechvermittlungs-Einheitsamt mitzuarbei-
ten", über die AEG-Telefunken sogar im Geschäftsbericht Kenntnis
gab8e, wehrte sich der Marktführer Siemens, auf dessen Kooperation und
Systemkenntnisse die Post unbedingt angewiesen an sein schien. In
einem Schreiben an das FTZ im Juli 1966 argumentierte die Firma
sogar, daß eine Ausweitung des Kreises der Hersteller im Hinblick
auf das "Interesse der deutschen Volkswirtschaft[ nicht in Betracht kom-
me (Scherer 1985: 292). Zu diesem Zeitpunkt hatte das FTZ allerdings
bereits zu erkennen gegeben, daß es eine Gemeinschaftsentwicklung
präferierte, da das neue System nach dem Prinzip der Einheitstechnik
gefertigt werden sollte. Die vorläufige Beschreibung der technischen
Merkmale orientierte sich an dem Modell "System IV" von Siemens,
was diesem Unternehmen erneut die Systemführung in Aussicht stellte.

Nachdem sich 1967 abzeichnete, daß AEc-Telefunken wegen einer
geplanten Beteiligung an Telenormaeo das Interesse an der Entwi^gklung
von Vermittlungssystemen für das Netz der Bundespost verlor'r, war

88 Nun nicht nur für einzelne Komponenten kleinerer Anlagen wie Mitte der 60er Jahre,

sondern für komplette größere Systeme.
89 AEG-Telefunken, Bericht über das Geschäftsjahr t966:49.
90 Sie wurde laut Geschäftsbericht L971 dq Tblenorma im Jahre 1,968 mit zunächst rund

20Vo Kapitalanteil realisiert. In der zweiten Hälfte der 60er Jahre wurde übrigery aucft

eine Kooperation zwischen den bis dahin konkunierenden AEG und Siemens im Bereich
der Kerntechnik angebahnt (Radkau L983: aA0). Sie führte schließlich zur gemeinsamen

Gründung der Kraftwerk union AG (KwU) im Jalue 1969. Dieses Umschalten von
Konkunenz auf Kooperation in einem za jener 7*il hoch zukunftsträchtigen Großtechno-

logiemarh scheint in die Tblekommunikationstechnik ausgestrahlt zu haber.
91 Die Firma blieb im Bereich der Nebenstellentechnik aktiv und demonstrierte bereits

im Jahre 1969 mit Hilfe eines Versuchsvermittlungssystems, "daß vollelektronische
Fernsprechnebenstellenanlagen sowohl im Raumvielfach als auch in der zukünftigen

Zeinielfachtechnik bereits-heute wirtschaftlich realisierbar sind und technisch be-
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der Wleg für ein l<ooperatives Entwicklungsprojekt anter der Führung
von siemens und dem FTZ frei. Da das FTZ keinen expliziten Entwick--
lungsvertrag mit siemens oder den anderen Firmen schloß, hatte der
Kooperationsmodus zum Teil die Form eines auf offiziellen vertraglichen
Vereinbarungen zwischen den Firmen Siemens, SEL, Telenorma und
DeTewe basierenden "joint venture", zum Teil blieb er auch informell
mit ge_genseitigen brieflichen Mitteilungen und vielfältigen "tacit agree-
ments" zwischen allen Beteiligten (vgl. Butler/ Carney tgSO: 170). Die
zu entwickelnde vermittlungsanlage bekam die Bezeichnung "Elektro-
nisch gesteuertes wählsystem @ws)", obwohl sie überhaupt leine wäh-
ler im Sinne der deutschen Vermittlungstechnik mebr voisah.

Im Hinblick auf viele Merkmale wies das EWS erundtesende (Jn-
terschiede zu den bßher eingesetzten verminlungssysl"*"n iufr. oiese
kommen zum Teil darin zum Ausdruck, daIJ nicht mehr bloß zwischen
dem Informationsverarbeitungs- bzw. steuerteil und dem verbindungsteil
der Sprechwege bzw. Koppelfeld unterschieden wurde. Der Informations-
verarbeitungskomplex wurde vielmehr noch einmal unterschieden in die
Zentralsteuerung und die fubeitsfeldsteuerung, wobei letztere vor allem
die Aufgabe hat, die Befehle der Zentralsteuerung umzusetzen,krrzzeing
zu speichern und gegebenfalls als "Puffer" zwischen der "schnellenn
Zentralsteuerung und den "langsamen" Koppelfeldern zu fungieren. Da
auch die Koppelfelder nicht nur Durchschaltungsaufgaben äusführen,
sondern auch Funktionsteile in einem sog. Arbeitsfeld besitzen, die z.B.
schaltkennzeichen erzeugen, Teilnehmer identifizieren oder Teilnehmer-
anschlüsse mit shom speisen, wurden sie zusammen mit den Arbeitsfel-
dern auch - gatrz in der sprache der Datenverarbeitung - peripherie
genannt.

Schaubild IV.5 zeigt den grundsätzlichen Aufbau des EWS. Die
Zentralstzuerung, die aus einer verarbeitungseinheit und einem speicher
besteht, ist eine Datenverarbeitungsanlage. Das Vermittlungssysiem hat
also eine weitgehend speicherprogratnmierte Steuerung (Spqe3. Unter-
schiede zwischen Orts- (EWSO) und Fernvermittlungsstellen @WSF)
sind nur noch gradueller und nicht prinzipieller Natur, da beräts auii
der ortsebene Aufgaben der Leitrveglenkung und der Gebührenerfassung,

hetscht werdcn't (AEG-Tblefunken, Geschäftsbericht für das Jahr 1969: 3g; Hervor-
hebung durch den Verfasser).

92 Die Drrylellung basiert weitgehend auf dem l(onzept, das vom postministerium und
vom FTZ Anfang der 70er Jahre verbreitet wurde (Kunze/ schneider 1971; Blan-
lenbagl/ Stegmann L971; l.Itel:ulgel Schulz 1971).

93 Stored programme control (SpC).
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die vorher hauptsächlich auf der nächsthöheren Netzebene angesiedelt

waren, erledigt werden. vom EWSO zlm Zwecke der Leitweglorkung
auswertbar sind sechs bis sieben Stellen einer Rufnurrmer. Damit wer-

den auch Verbindungen zwischen penachbarten) ortsnetzen mögIich,

ohne daß eine Vermittlungseinrichtung der Fernebene eingeschaltet wer-

den muß.

Schaublld IV.5: Grundsätzlicher funktionaler Aufbau eines elektronischen Wählsystems

Verbindungen zu
gesteuerten

VErmittlungsstellsn

Die Zentralsteuerung hält den Belegungszustand aller ihr zugeordne-

ter Koppelfelder in ihrem Speicher. Sie kann also einen freien Weg

auswäihlän, bevor dieser geschaltet wird. Verbindungen welden demnach
prinzipiell nicht Schritt für Schritt mit der Folge von Teilbelegungen'
iondein erst dann aufgebaut, wenn feststeht, daß der gesamte Weg ein-

schließlich des Zielanschlusses frei ist.
Grundsätzlich kann eine Zentralsteuerung nicht nur die Peripherie

"ihrer", sondern auch benachbarter Vermittlungsstellen bedienen. In
diesem Falle wird zwischen steuernden und gesteuerten Verminlungsstel -

/en unterschieden. Irtztere werden über Datenleitungen (Datenkanäle)

von der Arbeitsfeldsteuerung mit Hilfe einer Datenaustauscheinrichtung

PERIPHERIE

itsfeld Koppelteld

Datenaustausch- und

Ü bertragungssteuerung
ArbeltsJeld-
steuerung

ZENTRALSTEUERUNG

Verarbeitunge-
einheit

Speicher-
einheit
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ferngesteuert. Innerhalb des Territoriums einer Zentraleinheit l?ißt sich
auf der ortsebene einem Teilnehmer die Rufnummer frei zuteilen. Anoe-
rung_en müssen lediglich dem Programm mitgeteilt werden, Anderungen
der verdrahtung oder anderer Komponenten der Hardware sind niiht
erforderlich. Die orts- und Fernvermittlungsanlagen des EWS werden
iber spezielle D atenleitungen bzw, Datenlcanöle (zentraler zeichenkanal),
in denen digitale Informationen ausgetauscht werden, miteinander vei-
b,unden. Die sprechwege bleiben also frei von signalisierungsinforma-
tionen.

Das Koppelnetz für die Sprechwege besteht in der Regel aus drei
stufen, die mit Zwischenleitungen verbünden sindea. Die Dur-chschaltung
erfolgt elektromechanisch im Raumvielfach mit bistabilen Relais, diä
von siemens entwickelt und vom FTZ frühzeitig "als das geeignete
El"l""nt für das Koppelfeld" deklariert wurden (Dietricry RaV SitUeinom
L974: L93). Aus vermittlungstechnischer sicht können die Verbindungen
im Gegensatz zu früheren Llisungen wechselseitig betrieben werden.
Diese und eine verbesserte Erreichbarkeit aller Teilnebmer durch eine
entsprechende Anordnung und verbindung der einzelnen Teile des Kop-
pelnetzes ermöglicht eine bessere Ausnutzung des vorhandenen Leiturgi-
bestandes.

Als neue Features des Telefondienstes ermöglicht EWS die Tasten-
wahl (also das Tastentelefon) und die Kurzwahl von zunächst zehn
beliebig wählbaren Rufrrummern. Die speicherung der Rufnummern, die
mit der Kurzwahl aktiviert werden, erfolgt in der ortsvermittlungsstelle.
Auch die Durchwahl zu kleineren Nebenstellenanlagen ist realisiirbafs.

Die mit der Zentralisierung der Intelligeru verbundenen probleme
der Betriebssicherheit werden im wesentlichen durch das vorhalten von
Redundara gelöst. so existiert die Zentralsteuereinheit jeweils doppelt
und arbeitet im Parallelbetrieb. Bei den Arbeitsfeldsteuerwerken müslen
jeweils zusätzliche Einheiten ftir Ersatzzwecke vorgesehen werden, die

94 Den KoppelneEen können noch Konzentratoren votgeschaltet werden, die ihrerseits
wiederum aus mehrstufigen Koppelnetzen bestehen können. Ein mittlet€r zweistufiger
Konzentrator bündelt 144 Tbilnehmerleitungen auf 16 [lauptleitungen. Große Konzän-
tratoten werden mit Datenteitungen mit der Zentralsteuerung verbunden und von dieser
eingestellt.

95 speziöll rhstenwahl und Kurzwahl wurden als besondere Emrngenschaften angeprie-
sen, die den Komfort für den Benutzer erhöhten. Zumindest gleichberechtigt-näben
dem Motiv der Benutzerfieundlichkeit stand fär die Ingenieure-und 'IbchnikJr jedoch
die Thtsache, daß beide Verfahren einen schnelleren veibindungsaufbau ermöglichten,
dg doP.tt langsames Betäligel der Nummemscheibe des konventJonellen Tblefolns Spei-
chereinheiten und Tbile des Netzes unnötig lange belegt wurden.
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man bei Bedarf zuschalten kann. Eine komplette Doppelung ist nicht

erforderlich. Die Erfordernisse der Betriebssicherheit erhöhen den Auf-
wand für das EWS erheblich, sie waren aber in den Planungen im
Grundsatz niemals umstritten, denn es war undenkbat, daß mehr oder

weniger regelmeißig wegen des Ausfalls oder der Wartung eines Vermitt-

lungslechnärs Teilnehmeranschlüsse zeitweilig nich! benulzt-werden
körirten. International wurde für die Telekommunikation gefordert, daß

ein Rechner in einem Zeitraum von 30 Jahren höchstens zwei Stunden

total ausfallen dürfte (Gabler t97t: 304).

Probleme bei der Entwicklung des EWS

Von Anfang an gab es beträchtliche schwierigkeiten im Hinblick auf

die Realisaiion des Entwicklungskonzepts. Die technischen Probleme

lagen weniger im Bereich der Elektromechanik, als vielmehr fast aus-

schließlich im Umgang mit der Elektronik und der Einpassung des

EWS in das gewachsene Telefonnetz. Zwar konnten L972173 erste Be-

triebsversuche für die Ortsvermittlung im öffentlichen Netz unternommen

werden, doch dauerte es noch bis Herbst t974, bis zwei elektronische

Versuchsvermittlungsanlagen für je 1.000 Teilnehmer in den Ortsnetzen

München und Stuttgart in Betrieb genommen werden konnten.

Die mit dem EWS verbundene Verlagerung der Alaente technischer

Lösungen von der Hardware auf die Softyear" machte es erforderlich,

die Informationen, die bislang in einer fest verdrahteten Logik der Ver-

mittlungsanlagen eingeprägt waren, zusammen mit vielen weiteren Infor-
mationen, z.B. dem Belegungsstand der Verbindungen, abet auch den
programmen, in beso.nderen speichereinheiten zu verwahren. Dies er-

leic[terte zwar die Anderbarkeit der Informationen, da keine Drähte

umgesteckt oder neu verlötet werden mußten, erforderte abet lonppe
Spächerkapazitäten. Anfang der 70er Jahre waren, aus heutiger Sicht,

säwohl die "langsamen" Kernspeicher (Zentraleinheiten) als auch die

peripheren Speicher von Datenverarbeitungsanlagen zwar räumlich groß

fumänsioniert, doch bewegte sich ihre Kapazität in eher bescheidenen

Größenordnungen. So plante man für große Vermittlungsstellen Kern-

speichereinheiien zwisihet 256 und 512 KBe6.

96 Manch einem PC-Besitzer, dessen Anlage eine mindestens gleich große IGpazität und

daneben noch eine integrierte schnett zugriffsfithige Hard-Disc mit 2O_odergar 4O MB
Speicherplatz aufireist, 

-werden 
diese Dimensionen ein gequättes Lächeln gltlocken' Mit

sö gerinlen Verarbeitungs- und Speicherkapazitäten, wie sie vor rund 20 Jahren zur
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Neben die klassischen Aufgaben der Vermittlung, übertragung und
Signalisierung war explizit die Aufgabe der Speicherung von Informatio-
nen als räumliches und zeitliches Problem in Telefonsystemen getreten.
Die Speicher waren knapp und mußten daher sparsam eingesetzt werden,
da sie auch wegen der langsamen Zugriffszeiten nicht beliebig erweitert
werden konnten. Die verarbeitungseinheit konnte in einer kleineren
16.000 und in einer größeren Ausführung etwa 45.000 Teilnehmer bedie-
nen. Diese Kapazitätsrestriktionen ezwangen eine relativ dezentrale
Verteilung der Intelligenz im Netz auf der ortsebene. Eine stärkere
Zentralisierung war jedoch auch nicht geplant und hätte vermutrich zu-
sätzliche vorkehrungen erfordert, um die Betriebssicherheit zu gewährlei-
sten, weil sehr viele gesteuerte von sehr wenigen steuernden vermitt-
lungsstellen abhängig gewesen wären.

Unter den vielen Problemen, die die Entwicklung des EWS erschwer-
ten und verzögerten, ist besonderc die schwieriglceit der programrnierung
der Zentralsteuerung hervorzuheben. Die existierenden problemorientier-
ten Programmiersprachen wie ALGOL, FORTRAN oder COBOL wurden
als wenig gleignet für die Bearbeitung vermittlungstechnischer Aufgaben
betrachtet. Dies war ein Mangel, der international beklagt wurde. seine
ursache lag darin, daß vermittlungsrechner keine klassischen ,Rechen-

maschinen" waren, wie sie in den Natur- und Ingenieurwissenschaften
genutzt wurden. vielmehr mußten sie als verwaltungs- und Prozeßrech-
ner arbeiten (vgl. Gabler L97L:299-305). sie verwalteten teilweise kon-
stante, teilweise sich regelmäßig ändernde Daten der Teilnehmer und
bestimmter betrieblicher Abläufe, und sie steuerten den Durchschaltungs-
prozeß, was die Speicherung, Aktivierung, Auswertung und Kommunita-
tion vieler, immer nur kurzfristig benötigter und sich ständig ändernder
Informationen erforderte. Einzelne Hersteller bemühten sich, geeignete
Programmiersprachen zu entwickeln. Ein koordinierter Versuch, "to
develop higher level programming languages specifically for switching
processors", genannt CHILL, war Anfang der 70er Jahre in der Studien-
gruppe XI (Telephone switching and signalling) des CCITT angelaufen
(Ryan 1976:66; Schulz 1986). Allerdings zeichnete sich Mitte des Jahr-
zehnts noch kein konkreter Termin für den Abschluß der Arbeiten an
CHILL ab. Hinzu kam, daß auch diese Programmsprache wie die An-
fang der 70er Jahre zur Verfügung stehenden problemorientierten Spra-
chen im Gegensatz zu maschinenorientierten wie die sog. Assembler-

f_erfilggng standen, würde heute wahrscheinlich niemand eine elektronisch gesteuerte
Vermittlungsanlage zu bauen wagen.
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sprachen compiler benötigen, die die "höhere" sprache iqMaschinen-
Uefehte überseizen. Hierfür hätte man zusätzlich knappen Speicherplatz

und Verarbeitungszeit gebraucht. Deshalb präferierte insbesondere das

FTZ die Assemblersprache. Man konzedierte, "die Assemblersprache

stellt an die Programmierer in der Regel höhere Anforderungen als eine

problemorientierte Sprache", hoffte aber auf mittelfristige V_orteile. "Da
ächte Programmäinderungen bei der Bundespost später zentra|vtund nach

Ablauf där Betriebsversuche selten durchgeführt werden, ist die Zahl

der Mitarbeiter begrenzt, die diese Arbeiten verrichten wetden. Für An-
derungen von Daten, die dezentral vorgenommen werden müssen, stehen

einfache Verfahren zur Verfügung" (Kunze/ Schneider t97L: 73).

Besonders folgenreich war die weitgehende Festlegung der Entwick-
lungsalctivitäten auf die Durchschalnng irn Raumvielfach^ Ende der

60er Jahre, nachdem sich die Post auf das beschriebene Konzept des

EWS festgelegt hatte, ließ sie die Forschung im YIZ zur teilelekhoni-
schen Vermittlungstechnik auslaufen, um einen Teil ihrer sehr knappen

"echten" Forschungskapazität auf andere Bereiche zu lenken (vgl. Elias

L978: 68-70). Eine Konsequenz dieser Entscheidung wtr, rlaß auch die

mehr oder weniger systematische Beobachtung der internationalen Ent-

wicklung der Vermittlungstechnik - als eine Art "standard operating

procedure" unabhängig von einem eigenen konkreten Entwicklungspro-
jekt (vgl. Hummon L984:68-73) - erheblich reduziert wurde und damit

die routinemäßige kognitive Offenheit für neue Entwicklungen teilweise
verloren ginges.-

Obwohl international in der Telekommunikation die Meinung domi-
nierte, daß im Telefonnetz Durchschaltevorgänge in aller Regel noch

lange Zeit auf analoger Basis erfolgen würden, gab es immer wieder

auch versuche, volldigitale systeme in öffentlichen Netzen zu testen.

Dies war schon sehr frühzeitig in den USA und Großbritannien der Fall

97 Hier wird angedeutet, daß für die Zukunft der Einsatz von übergeordneten Betriebs-

rechnem füf Vermittlungstechnik geplant war. Diese sollten mit den dezentmlen

Vermittlungsrechnern über Datenkanäle verbunden wetden, Betriebsdaten oder Ge'

bühreninfo-rmationen abrufen können und die zentrale Anderung von Dateien und

Programmen der Zentralsteuereinheiten ermöglichen, Es wurde erwaltet, daß ein Be-

dienungsrechner rund 300,000 Tbilnehmer verwalten könnte.
98 Die rel-ativ geringe Autonomie der Forschung im FTZ sollte Anflng der 70er Jahre

dadurch verlrtineit werde4 daß die HauptabtCilung Forschung teilweise aus dem FIZ
herausgelöst- wurde, Im Juli 1973 verfüge der Minister, ein Forschungsinstitut der

Deutscihen Bundespost beim FTZ einzurichien @lias/ Ttetz L974t 383-3$).. Dieses wurde

am L.2.1974 mit fünf Forschungsbereichen, darunter einem, der sich mit ehheitlichen

digitalen Übertragungsverfahren ftir verschiedene Nachrichtenarten, aber nicht.explizit
mit vermittlungst-echiischen Fragen befaßte, offiziell eöffnet (Dingeldey 1974).
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(Ryan L:79.In Frankreich mit seinem sehr rückständigen Telefonnetz
setzte die Direction G6n6ral des T6l6communication (DGT) sogar sehr
dezidiert auf den großen Sprung nach vorn und begann üereits tglz
damit, in kleineren Netzteilen systematisch das vött4igitate system
"socorEl E 10" der französischän Firma slE-citerersä installieren
(vgl. auch Dang Nguyen L985; Morgary' Webber 1986). Dennoch war
auch hier, wie die heftigen politische Kontoversen in der öffentlicbkeit
zeigten, no_ch.lange nicht ausgemacht, welche Technik die geeignete für
größere städtische Netze war. Bis Anfang der 80er JahrJ wirden im
!1t1uey^e1u- analoge und digitale systeme weiter entwickelt (ziegler
1989: 301-317).

- !99_der grundsätzlichen Entscheidung der Bundespost für das ana-
loge EWS wurde zunächst die Möglichkeif der digitalen Durchschaltung
zwar nicht gleichgewichtig verfolgt, jedoch als eine ergänzende Kompol
nente nicht ausgeschlossen. Hierfür sprach auch, daß man der digitäten
u b ertr agun gste chnik mit Puls-code-Modulation (PCM) inzwischän grö -
ßere Realisationschancen einräumte, als- das wenige jahre frtiher noch
der Fall war. Auf die vorteile der PCM-übertragung auf den zweidrahti-
gen orts- und Bezirkskabellinien, die im Gegensatz zu den Fernkabeln
nicht _mit Trägerfrequenz-, sondern nur mil Niederfrequenzsystemen
betrieben werden Qllnnten) und damit strukturell erheblich unteräusgela-
stet waren, hatten Experten bereits in der periode hingewiesen, in der
die Entscheidung für das EWS fiel (Arens/ KersterV posihenrieder 196g:
2:4-?39)_. DgTlür die PCM-Übertragung notwendige Umrüsrungsaufwand
ftir die Kabelrw wurde deutlich kompensiert durcfi die zusätz[öh gewon-
nene Kapazität an (in der Regel 30) Überhagungskanälen und diJbesse-
p lllertragungsgüte. Die Analog/Digital-wandlüng erfolgte elel:tronisch.
!1ob,leme gab es noch dadurch, daß im analogen verfahren nicht nur
die Sprache, sondern auch die signalisierungsinformationen im sprach-
kanal übertragen werden, was den zusätdiöhen Einsatz sog. Kennzei-
chenumsetzer für die verarbeitung der Impulskennzeichen (Ruftrummern-
impulse) in digitaler umgebung erforderlich machte und dön technischen
Aufwand deutlich erhöhte.

99 An der soci6tc lannionaisg d'Eldctroniqle hielten die französische compagnie In-
dustrielle du Tdldphone (clfl später cliAlcateg 70vo urnd der schwediäche TbIe-
kommunikationskonzern Ericsson 30Vo der Anteild.

100 Die Kabel mußten entspult und im Abstand von knapp 2 km Regeneratoren (funk-
tional velgleichbar mit Verstärkern) montiert werden (nrens/ Kersiery' poschenrieder
L968: 273).
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Um d.igitale Durchschaltung als Möglichkeit nicht auszuschlielJen,

wurde gefordert, die Steuerungssoftware so zu gestalten,d4 die zentral-
steueruig grundsätzlich über ein PCM-Arbeitsfeldsteuerwerk auch PCM-
Arbeitsfelder steuern konnte (Kunze/ Schneider L971: 68-71). Dies

schien insbesondere ftir die sog. Durchgangsvermittlungsstellen interes-

sant, die den Verkehr nur zwischen zwei Vermittlungsstellen weiterschal-

tenlol.
Die vielf?iltigen Anforderungen an das EWS gestalteten die Entwick-

lung sehr schwiörig, zumal das FTZ strikt auf einheitstechnischen Lösun-

gen bestand. Jede kleinere Modifikation des organisatqlischen Konzepts

äes Vermittlungssystems erforderte eine mühevolles Umschreiben und

Austesten der in Maschinensprache verfaßten Programme. Statt die ein-

heitstechnischen Anforderungen zu lockern, was einzelne Verfahren

vermutlich beschleunigt hätte, zog es das FTZ vot, diese Anforderungen
dadurch zu bekräftigen, daß es weitere Planungs- und EntwicHungsalbei-
ten für die volldigiiale Variante drastisch reduzierte und die Kräfte auf
die analoge Lösung konzentrierte (vgl. scherer t985:293). Ganz explizit
wurde dei Anspruch auf eine läsung, die beiden Varianten gerecht wird,
jedoch niemali aufgegeben (vgl. Kunze 1975; Steinmetz t979: 321).

Die strategische Entscheidung der Post geriet auch durch den Bericht
der "Kommission für den Ausbau de's technischen Kommunikationssy-
stems" (KtK) nicht ins Wanken, sondern wurde eher bestätigt und legiti-
miert. Der Arbeitskreis "Technik und Kosten" der KtK diskutierte zwar

die volldigitale Vermittlung als eine technische Option und schloß sie

aus den weiteren Überlegungen nicht aus, ztl einer klaren Entscheidung

für oder gegen eine der Optionen konnte er sich jedoch nicht entschlie-

ßen. Zumindest ging er davon aus, daß auch international ana1o6 elek-

tronische Systeme zeitlich früher als digitale realisiert würden
Bis zur Mitte der 70er Jahre eneichte das EWS, obwohl oder weil

die Kooperation der Herstellerfirmen und des FTZ eher eine informelle
als ein vertragliche Basis hatte, einen Status, der sich als "institutional-
ized project" begreifen l?ißt (Lundin 1986). Kritik an der vorgegebenen

Entwicklungslinie hatte es schwer, sich Gehör zu verschaffen. Infomra-
tionen, die geeignet waren, erhebliche Zweif.el an dem eingeschlagenen
Weg aufkommen zu lassen, wurden nicht zu Kenntnis genommen oder

101 Bei ihnen konnten ja sowohl die eingehenden als auch die ausgehenden Leitungen PCM'
übertragungswege sein. Die Weiterschaltung in analoger Form hätte also zusätzlich eine

zweifache Analog/Digital-Wandlung erfordert.
102 Vgl. Anlagebändi 2, 3 und 4 des-Kommissionsberichts (KtK 1976). Zur KtK siehe

oben Kapitel IV.2: Die technologiepolitische Bntdeckung der Post'
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in einer weise in den Entsch-eidungsprozeß aufgenommen, daß sie
keine umsteuerung bewirktenlß. In aieiem sinne lassen sich auch die
v_erfahren interpretieren, die für die Zurechnung von Aufwand und
Kosten bei der Aufnahme neuer technischer Komponenten in das be-
stehende Netz von der Post praktiziert wurden. So prognostizierte der
staatssekretär im Postministerium, Elias, zwar, "daß iich in allen Berei-
chen die Digitaltechnik schneller als bislang angenommen durchsetzen
wird", forderte aber gleichzeitig, daß "die Kosten, die für Anpassungs-
maßnahmel der digitalen Technik an die vorhandenen analogen Nelze
edorderlich sind, der Digitaltechnik angelastet werden mtxsZn', plias
L978:72; Hervorhebung durch den verfasser). Die genauen Anpassungs-
kosten und vor allem deren mittelfristige Entwickrung warän jedJch
nicht bekannt oder änderten sich sehr schnell. In einer rein technischen
Kalkulation bedeuteten jeder AnaloglDigital-umsetzer und jeder Kennze!
chenumsetzer zusätzlichen Aufivand" der nur durch Effizienzsteigerungen,
vor allem-Kapazitätserweiterung und Geschwindigkeitserhöhungtomfen-
siert werden konnte. Diese waren aber genau in der heterogenln techni-
schen umgebung, die den Anpassungsaufivand erforderte, k-aum zu reali-
sieren, weil im Prinzip jeweils das schwächste Gried der Kette den
höchstmöglichen Zugewinn an Effizienz limitierte. so führten die prakti-
zierten bzw. normativ vorgegebenen Attributionsregeln dazu, den status
guo zu begünstigen und vor allem die chancen volldigitaler vermitt-
lungssysteme erheblich zu verschlechtern. Nur eine radikäle umstellung
des gesamten Telefonnetzes hätte den spezifischen Anpassungsaufwanä
nicht entstehen lassen. sie war aber schön aus wirtschaftlichen Gründen
völlig undenkbar, da sie die Abschreibung aller alten Installationen und
die Mobilisierung riesiger Kapitalmittel für das neue system erfordert
hätte.

. Die Überlegung, daß eine homogene technische Umgebung den rela-
tiv niedrigsten Anpassungsaufwand erfordere, leitete immerhin die Ein-
führungsstrategie für das EWS und begünstigte damit den wandel zu-

103 Lundin skizziert die Resistenz institutionalisierter Projekte wie folgt: ',An institution-
alized prcje9t is stro-ngly resistant to any negative information aUo--ut its own general
pefulncss..Support fo1 the project in the shape of positive arguments is develop-ed and
internalized as part of the insiitutionalization proiess. Negaäve evidence even $eems
to^strengthen the.project, since it serves to mobilize ttre support. Nor does hard data
affect it; economic data can easily te dismissed on groundjäf uncertainty of alleged
errors in the evaluation base. confusion about whaf are the 'conpct, yaidsticks öan

9l$y, !9 used as an excuse for not taking negative information into accöunt't (Lundinr
1986:33).

Vgl. zum Konzept des "technischen projekts" auch Rammert @ammert 19g3).



200 Kapitel N

mindest partiell. Geplant war eine lcoordinierte Einführung des EWS

im Ortnetz und im Fernnetz über die Bildung von Inselneaen. Wewr
in einem ortnetz EWS eingesetzt wurde, sollten die dort entspringenden

Fernverbindungen möglichst auch mit EWS auf der Fernebene durchge-

schaltet und möglichst nahe an das Ziel herangeführt werden (Blanken-

baclr/ Stegmann I97t: t96). Dies erforderte die Ausstattung aller Zen-

tralvermitilungsstellen mit EWS neben der konventionellen Technik und

eine Vermaschung der EWS mit hierfür reservierten Leitungsbündeln.
Einmal für die elektronische Vermittlung aufbereitete Wählinformationen
konnten dann über die speziellen Datenkanäle ausgetauscht und mußten

nicht mehrfach umgesetzt werden. Faktisch sollten also im Gesamtnetz

zunächst Inselnetze geschaffen wetden, die Verkehr so lange wie mög-
lich auf sich konzentrierten. Die Einführung bzw. der Beschaffungsüber-
gang zum EWS sollte schrittweise erfolgen, wobei auch auf die Produk-

iionlkapazitäten der Hersteller Rücksicht genommen werden solltels.
Erst im Jahre 1980, so die Planung Anfang der 70er Jahre, sollte bei
den neu angeschafften Ortsvermittlungsanlagen der Anteil des EWS den

der EMD-Technik übersteigen. Die Beschaffung der letzteren sollte Ende

des Jahres 1985 auslaufen (Blankenbact/ Stegmann L97l: L90lt9t).
Solche rcch| langfristigen Planungsperspeldiven waren geeignet, Er-

folgssicherheit im Hinblick auf die Realisation der technischen Entwick-
lungsziele zu schaffen. Hierzu trug auch das kooperative Entwicklungs-
verfahren mit zumindest teilweise geteiltem Wissen bei. So konnte sich

bei den Technikern und Ingenieuren die kornfortable Perspehive eines

beherrschbaren evolutiandren Prozesses technßcher EntwicHung behaup-

ten (vgl. Gilfillan L970:74-32; Nelson 1987), obwohl Hebel bereits rund
manng Jahre zuvor "Umwälzungen" und "Umsturzplänerr im Zusam-

menhang mit dem Einzug der Elektronik in die Vermittlungstechnik
vorausgeahnt hatte (Ilebet L956; t957). Warnende Stimmen gab es auch

in den 60er und 70er Jahren. Sie thematisierten neben der Frage der

technischen Beherrschbarkeit auch mögliche negative personelle Auswir-

104 "Von der Einführungsmöglichkeit her..gesehen könnte der BeschaffungsüberS3nS 3S
die neue Tbchnik söhnefler als der übergang auf die EMD-Technik verlaufen, Die
gegenwärtig sprunghaft steigende Nachfrage nach neuen Fernsprechanschlüssen zwingt
äie-nunOas-poÄt zilerhebticf,er Ausweitung ihrer Investitionsprogramme und damit die

Industrie zur Vergrößerung ibrer Produktionsanlagen, Es muß daher davon ausgegangen

werden, daß es der Industrie nicht möglich wäre, die Produktion des EMD'Wählers
in der gewünschten kurzen Frist durch die Produktion einer anderen Technik abzulösen"
(BtankenbacV Stegmann tllL: L90).
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kungen raschen tecinischen Wandels, blieben aber in der Grundstim-
mung optimistischlos.

Im Dezember L977, erheblich spöter als ursprünglich geplant, ging
im Ortsnetz von München das erste EWS-Vermittlungssystem offiziell
in Betrieb (Schön t977)t$. Etwa 4.000 Teilnehmer wuiAen an die Anla-
ge mit einer Kapazität von knapp 7.000 angeschlossen. Sicherheitshal-
ber mußte bei dieser ersten Anlage die volle Rückschaltemöglichkeit
auf die alte Technik vorgesehen werden, doch arbeitete das neue System
zufriedenstellend. Ein zentraler Bedienungsrechner zur Kontrolle der
neuen Systeme und für andere Aufgaben wurde in Neuß installiert. Er
wurde mit dem EWS in München und den später hinzukommenden
Anlagen über Datenleitungen verbunden. Die technische Aufgabe für
die Ortsebene war damit gelöst (Iloffnann t977). Offen waren noch
einige Probleme für das EWS der Fernebene. Offen war auch die Frage
der Wirtschaftlichkeit.

105 So vermutete Meisel Mitte der 60er Jahre, daß die "Nachrichtenverarbeitunptechnik"
ganze Aöeitsgrbiete "strukturell veründernrtwerde, was ihr noch "viele Feinde" bringen
werde, "denn bei dieser Automatisierung werden nicht nur einfache manuelle Arbeiten
wegfallen, wofiir die Menschen letrtlich dankbar sind, sondem manche hoch angesehenen
Fachleute werden etwas an ihrer Bedeuh'ng verliercn. Dennoch wird sich diese Technik
nicht mehr beseitigen lassen. Sie wird auch solche Arbeitsgebiete in ihren Rahmen
zwingen, die bisher ziemlich setbständig operiercn konnten't (Meisel 1966: 339).

Ein gutes Jahrzehnt später argumentierte Blias, der technologische Fortschritt
werde neben direlten Auswirkungen auf die technischen Systeme auch "weitrcichende
mittelbare Folgen" haben. "Innerbetrieblich zeichnen sich Aiswirkungen im personellen
Bereich ab, die sich allerdings wegen nicht ausreichender Erfahrungen ... noch nicht
recht überschauen lassen. r\hnliches gilt für die Konsequenzen fär die Femmeldeindu-
strie, bei der sich neben der Bedarfssituation auch der Einfluß neuartiger Ferrigungs-
verfahren auswirken wird, ,.. Fest steht indessen schon heute, daß zur Erhaltung von
Arbeitsplätzen große Anstrengungen in Richtung auf eine wirtschaftlich sinnvolle Erwei-
terung des Dienstleistungsangebotes unternommen werden müssen" (Elias 198: 74[5).

Den durchaus beträchtlichen Umfang der Möglichkeit, mit EWS personal einzu-
sparen, deutete Kunze an (Kunze 1975: 18).

106 Drci weitere wurden im Jahr t978 in Stuttgart, Dilsseldorf und Hannover eingerich-
tet. Damit waren aber erst weniger als ZVo aller Neuanschlüsse erfaßt. Bezogen auf
den Gesamtbestand von 17,6 Mio. Hauptanschlüssen im Jahre 1978 konnte man die
mit EWS beschalteten praktisch vemachlässigen. Die Einfährung der EWS in Orts-
netzen_hatte man ursprünglich für 1975 und in Femnetzen etwa ein Jahr später ge-
plant. Die ente Fernvermittlungsstelle sollte nun im März L979 in Betrieb genommen
werden, ftir weitere Anlagen hatten die Hersteller Verzögerungen von mindestens sechs
Monaten gegenüber der bereils nach hinten konigierten Planung angekündigt (vgl.
Bundestagsdrucksache DV978: Bundesrechnungshof zur Bundeshaushaltsrechnung 1979:
143)
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Datenkommunikation und o ene Zweckstruktur der Technik

Bereits in den 50er Jahren beobachteten das FTZ und die Herstellerfir-
men der Telekommunikationstechnik sehr aufrnerksam die Entwicklung
der Datenkommunikation in den USA. Auch in der Bundesrepublik
zeichnete sich ein Bedarf an Datenübermittlung und "Datenfernverar-
beitung" ab. Weniger noch aufgrund potentieller und teilweise bereits
manifester Nachfrage nach dieser neuen Dienstleistung als aus einem
monopolistisch-fürsorglichen Versorgungsdenken und technischer Pro-
blemlösungsorientierung begannen die Techniker und Ingenieure zu
prüfen, ob adäquate Angebote unterbreitet werden könnten. Hierbei half
die relativ offene Zweckstruktur (Urban L986: 59-67) der zwar für be-
stimmte Dienste eingerichteten, unter bestimmten Bedingungen aber auch
für weitere Zwecke nutzbaren existierenden Telekommunikationsnetze.

Neben dem Telefonnetz gab es in der Bundesrepublik bis zum Jahre

L967, als dann auch ein spezielles Netz für Datenkommunikation einge-
richtet wurde, nur noch das auf der Telegraphentechnik basierende Fern-
schreibnetz (Telex: Telegraphy Exchange) als nennenswertes öffentli-
ches Netz für interaktive Telekommunikation. Die Entwicklung dieses

Netzes kann im Hinblick auf die Architektur und die Vermittlungstech-
nik relativ kurz abgehandelt werden, weil die Unterschiede zum Telefon-
netz insgesamt nur gering waren (vgl. Hummel1963, Gabler 1977:296-
299). Auch unterschied sich auf der Herstellerseite die Akteurkonstel-
Iation kaum von derjenigen im Telefonbereich. Insgesamt war die Posi-
tion von Siemens allerdings in der Telextechnik noch dominanter. Hier
hielt die Firma mit bis za 80Vo Exportanteil auch eine führende Stellung
auf dem Weltmarkt. Ein relativ größeres Gewicht als im Telefon- hatten
im Telexsystem die Endgeräte. Fernschreiber waren technisch aufwendi-
ger als Telefonapparate. Sie wurden den Teilnehmern außerdem aus-

schließlich privat, also nicht von der Bundespost, nach Zulassung durch
das FTZ zur Verfügung gestellt.

Anfang des Jahres 1950 hatte das Telexnetz rund 2.200 Teilnehmet,
und es gab 20 Vermittlungsstellen. Ein Jahrzehnt später, als man bereits
3,5 Mio. Hauptanschlüsse im Telefonnetz registrieren konnte, war die
Zall, der Telexteilnehmer auf knapp 40.000 gestiegen. Im Unterschied
zum Telefon gab es beim Telex lediglich drei Netzebenen mit Zenfial'
vermittlungs-, Hauptvermittlungs- und Endvermittlungsstellen. Die Ver-
bindungen wurden mit Hilfe von Wählern geschaltet. Man benutzte
sog. T-Hebdrehwähler, die Ende der 30er Jahre eingeführt worden waren
(TW 39). Verbesserte Varianten dieses Tlps wurden zusätzlich ab
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Mitte der 50er Jahre benutzt. Mit steigender Teilnehmeruali. wurden
auch im Telexnetz neben dem Kennzahlenweg als Regelweg Querwege
zur Verfügung gestellt, die mit Richtungswählern uo- Typ des EMb
angesteuert wurden. Im Inland wurde die Vermittlung vollautomatisch
abgewickelt, während die Verbindungen anm Ausland teilweise per Hand
geschaltet werden mußten. Dominanter Hersteller der vermittlungstechnik
in dem relativ kleinen Telexmarkt war, wie erwähnt, Siemens.

Das Fernschreibnetz ist I'seiner Natur nach ein Vermittlungsnetz zur
Übertragung von Information in digitater Form".In dem iach dem
Krieg wieder aufgebauten System brauchte die gerufene Station nicht
besetzt zu sein, da sie automatisch ihre Kennung meldete. Wegen dieser
Eigenschaften wurden schon Anfang der 60er Jahre überlegungen ange-
stellt, das praktisch ausschließlich ftir geschäftliche Kommunikation
eingesetzte Telexnetz auch für die Übertragung von Daten nJ nulzen,
nachdem sich eine gewisse Nachf.rage nach einer solchen Dienstleistung
abzuzeichnen begann. Für die übermittlung von Daten war das für
schriftliche Mitteilungen international vereinbarte verbindliche Telegra-
phen-Alphabet Nr. 2..als Code jedoch weniger geeignet. Die Bundespost
gab daher "in der Uberzeugung, daß der Datenverkehr wegen seiner
vorteile für die verschiedensten wirtschaftszweige möglichst fnihzeitig
eingeführt werden sollte und in der Voraussicht, daß diese Verkehrsart
eine große Bedeutung erlangen dürfte", den Code frei. "Unter Verwen-
dung eines S-Schrittcodes und Synchronbetrieb kann die Geschwindigkeit
innerhalb der 50 Baud-Grenze auf 10 Zeichenpro sec gesteigert werden,
bei Übertragung von rein numerischen Zeichän in eiiem 4lschrittcode
entsprechend höher" (Hummel 1963: 39L-395)tt.

Weitergehenden Benutzerwtinschen konnte das für Femschreibzwecke
ausreichende, im übrigen aber zu langsame und vermittlungstechnisch
veraltete Netz nicht entsprechenrw. Deshalb richtete die Post weiterhin
in Form der "Überlassung von Stromwegen" sog. Telegrafen- oder Da-
tensondernetze fir bestimmte Benutzergruppen ein. Solche Sondernetze,
die z.B. in der Nachkriegszeit den Besatzungsmächten zur Vefügung
standen, wurden in den 60er Jahren zunehmend ftir Banken, die Presse,

107 Baud ist in der Fernschreib- und EDV-Tbchnik die Einheit der Schrittgeschwindigkeit
(Schritte pro sec bzw, bits pro sec).

108 Auch eine mit maximal 200 Baud schnellere Variante des Tblexnetzes, das 1965 von
der Bundespost als sog. Tblegraphenschnellverkehrsnetz präsentiert wurde, fand relativ
wenig Anklang, Es arbeitete mit von Siemens modifizierten TW-39 Geräten in den
Vermittlungsstellen und benötigte für die automatische Kennung ein besonderes Fem-
schaltgerät mit Identifizierung (Steinmetz L979: 334).
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Reisebüros und ftir die Datensendung zum Zwecke der Fernsteuerung
von Produktionsprozessen in großen Unternehmen eingerichtet. Ende
der 60er Jahre gab es mehr als 80 solcher Sondernetze, die technisch

entsprechend den Erfordernissen der Benutzer gestaltet wurden. So gab

es neben den Durchschalte- auch Teilstreckenvermittlungsverfahren
(Steinmetz L979: 3321333), _die bereits bestirrmte Features der späteren

iaketvermittlung enthieltinl@.
Während die Sondernetze grundsätzlich In-house-Netze waren, also

nur von einer Firma bzw. Gesellschaft oder einer geschlossenen Benut-
zergruppe, nicht aber von Dritten benutzt werden durften und das Telex-
netz wegen der technischen Restriktionen und der doch relativ kleinen
Zahl von Teilnehmern keine besonderen Entwicklungsperspektiven bot,
wurde von Anfang an auch dre Nuaung des Telefonnetzes flir die Daten'
l<nmmunilration rn Betracht gezogen (Schön L967;LanglSanders 1962;
Marko/ Lange L963; Bödeker 1969). Uber dieses Netz konnten belie-
bige Teilnehmer, deren Zahl außerdem deutlich größer als in den an-

deren Netzen war, miteinander Daten austauschen, wenn die technischen
Voraussetzungen geschaffen waren. Die wichtigste Voraussetzung war
die Umwandlung der in aller Regel digital anfallenden Daten in ana-

loge Signale, da die Ubertragung im Telefonnetz in den 60er Jahren

noih ausschließlich analog erfolgte. Die Umwandlung konnten beim
installierte M odulations -D emodulations ger äte
Erste Modems wurden 1965 von der Bundes-

post für von 600 und 1.200 bit/sec bei
serieller in einer Richtung sowie L966 mit 200 bit/sec für
gleichzeitiges Senden und Empfangen (duplex) angeboten. In den folgen-
den Jahren wurden immer leistungsfähigere, vor allem schnellere, Mo-

l-09 "Bei der Durchschaltevermittlungstechnik ist während der gesamten zeitlichen Dauer
einer Verbindung ein konlaeter Strcmkreis mit einer bestimmten Ubertragungskapa-
zität fest zugeordnet. ... Bei der Tbilstreckenvermittlung besteht zwischen den End-
punliilen nur eine virtuelle Verbindung, Netze mit Tbilstreckenbetrieb geben die

Nachrichten abschnittsweise von Vermittlungsstelle zu Vermittlungsstelle weiter. Zu
unterscheiden sind Netze, die die Nachrichten in einem Stück übertragen und ver-
mitteln, und Netze, in denen die Nachrichten in Tbile, sogenannte P.akete, zerlegt und

in dieser Form übertragen und vermittelt werden. Die im Zuge einer tJbertragung erfor-
derlichen Zwischenspeicherungen und Kontrollen der Nachrichtenblöcke erfordern einen
erheblichen technischen Aufirand" @lias 1978: 37).

1L0 Auch einfach an den Tblefonhörer anzubringende Akustikkoppler erfüllen diese Funktion
und eignen sich somit für langsame Datenübertragung.



dems eingeführt und neben der seriellen auch parallele Datenübertragung
ermöglicht (Botun L982: L02-L07;ttt.

Sowohl das Telexnetz als vor allem auch das Telefonnetz konnten
also ohne irgendeinen nennenswerten Aufwand im Netz für die zwecke
der Datenübertragung genutzt werden. Insbesondere die vermittlungstech-
nik blieb praktisch völlig unberührt. Troa der Offenheit der bestehen-
den Netze fiir zusötzliche zwecke blieb ihre Nutzbarkeit begrenzt. sie
waren auf die Dienste Fernschreiben bzw. Fernsprechen optimiert. Aus
der Sicht der Post konnte daher "die Verwendung dieser l.ietze zur Da-
tenübertragung stets nur eine Mitbenutzung sein", und die Datenüber-
tlagung mußte sich dabei "den physikalischen Bedingungen und den
Grenzwerten dieser andqpn Dienstleistungen unterwerlenr (Hillebrand
1981: 31). So war die Ubertragungsgeschwindigkeit im Teiexnetz für
die meisten Anwendungen zu langsam, und die Bitfehlerwahrscheinlich-

\9tJ_tug _bei a_naloger Ubertragung im Telefonnetz relativ hoch (Dauth
L977: 26)Lrz, Ho?r kam, daß nur Endgeräte mit gleicher übertragungs-
geschwindigkeit Daten austauschen konntenlr3.
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Elektronische Datenvermittlung und Netzintegration

Voruntersuchungen im Zusammenhang mit dem Datex-L-Netz hatten
Mitte der 60er Jahre gezeigt, daß auf den Teilnehmeranschlußleitungen
im Telexnetz ohne Modems bei Anwendung einer technisch einfachen
Gleichstromübertragung mit bis zu 10 kBaud eine beträchtlich schrittge-
schwindigkeit eneicht werden konnte. Die räumliche Durchschaltung
mit Wählern ließ aber nur Geschwindigkeiten bis 1,2 kBaud zu. "Dä
die Technik rw 39 des Telexnetzes ohnehin durch ein moderneres

lystem ersetzt werden" mußte, bot sich "die Gelegenheit, den ganzen
Problemkreis der Datenübertragung neu zu überdenken". Es erschien
"möglich, unter Verwendung modernster Technologien ein Netz zu
schaffen, das von vorneherein auf die speziellen Anforderungen der

111 Bei der parallelen Datenübertragung werden die Bits nicht hintereinander, sondem in
_ getrerylen Frequenzlagen gleichzeitig übertragen.

LL2 Bei digitaler übertragung war sie um den Faltor 100 kleiner.
113 Diese Probleme wurden auch nicht dadurch gelöst, daß die post im Jahre 1967 das oben

enrrähnte Tblegraphenschnellverkehrsnetz, das sptiter als Datex-LNetz bezeichnet wurde,
als Spezialnetz ftir Datenkommunilotion mit äiner Geschwindigkeit bis zu 200 Baud
und Vollduplex-Verkehr offiziell in Betrieb nahm. Das elektromec-hanische Vermittlungs-
system mit Hebdrehwählern (Tw 39) galt bereits im Jahr der Einführung als tiberhölt,
nicht mehr entwicklungsfähig und zu langsam im verbindungsaufbau po6n rsaz: rro;.
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Datenübertragungs-Dienste ausgerichtet ist" (Hummel 797 t: 339). Einen
Systemvorschlag hierzu unterbreitete Siemens mit dem speicherprogram-
mierten E lelaronß chen D atenv ermittlungssystem (ED S), das dann später

teilweise auch von SEL gefertigt und installiert wurde.
Dieses Ende der 60er Jahre konzipierte und Anfang der 70er Jahre

entwickelte System schaltet die Verbindungen im Zeiwielfach. Was

man für das Telefonnelz zttjener Zeit zwar als prinzipiell möglich, aber

als mittelfristig kaum realisierbar betrachtete, wurde für die Datenkom-
munikation klar favorisiert, wobei zunächst und durchaus dominant die

Modernisierung des Telexnetzes mit EDS im Vordergrund stand. Bei
der Entscheidung für das Zeitmultipletcverfahren spielte eine wichtige
Rolle, daß die zu vermittelnden Informationen nicht wie die Sprache

kontinuierliche Werte hatten, sondern bereits in diskreter @inärer) Form
vorlagen. Eine Modulation der vom Teilnehmergerät kommenden Signalg

"vor" der Vermittlungsstelle ist zwar auch beim EDS erforderlich, doch
gestaltet sich der Abtastvorgang wesentlich einfacher, weil "die Form
der Zeichen bekannt ist". So "genügt zu ihrer Bestimmung die Angabe
der binären Zustände der einzelnen Zeichenelemente" (Gablet L97L:

307). Die Abtastfrequenz muß also nicht wie bei der Sprache mindestens
doppelt so hoch sein wie deren höchste Ubertragungsfrequenz, sondern
kann im Prinzip der (konstanten) Schrittgeschwindigkeit der Datenüber-
tragung entsprächenlla.

Allerdings war die Schrittgeschwindigkeit mit 10 kBaud immer
noch so hoch, daß der Vermittlungsrechner schnell zum Engpaß werden
konntells. Man nutzte daher die Erkennntnis, daß beim Abtasten binäirer

Zustände im Grunde nur die Erfassung von Zustandsänderungen und
des zeitlichen Abstandes dieser Anderungen für die Reproduktion der

Ursprungsinformation notwendig ist, und entschied sich für die Durch-
schaltung im asynchronen Zeitvielfach. "Bei diesem Verfahren wird

1L4 Bei einer für Tblex üblichen Übertragungsgeschwindigkeit von 50 Baud wird ein aus

fünf Schritten bestehendes Femschreibzeichen mindestens fünfmal im Abstand von 20

Millisekunden abgetastet, da aus gewissen übertragungstechnischen Gründen im Fern-

schreibnetz die Däuer der abtastpiriode 1/50 der iom'inelten Schrittdauer der Übertra-
gungsgeschwindigkeit betragen muß. Die Abtastfrequenz beträgt also 2,5 kIIz, Bei 200

Baud, also einer Schrittdauer von 5 Millisekunden, wie sie zunächst im Datex-LNetz
zulässig war, liegt die Abtastfrequenz dann bei 10 kHz (vgl. Gabler t91t:307'309).

LL5 Man sötzte für sihne[e Kernspeicher damals eine Kapazität von 2 Mio. Zyklen pro
Sekunde an, von der etwa die Hälfte für die Programme benötigt wurde' So hätte man
nur rund 100 Verbindungen mit 200 Baud oder 8 Verbindungen mit 2.400 Baud mit
einem Rechner schalten können. Deshalb entschied man sich gegen das diesen Kalkula-
tionen zugrunde liegende synchrone Zeitvielfachverfahren'
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nur dann ein Impuls übertragen, wenn innerhalb der binären Nachricht
eine Zustandsänderung auftritt" (Gabler L97L:309)116. Die struktur der
Nachricht bestimmt _hier also den Rhythmus der impulssendung.

Das asynchrone Verfahren ermöglichte das Durchschalten einer be-
friedigend großen zahfl, von verbindungen in einer technisch relativ
ykom.n^llzierten sog.,.Leitungsanschlußeinheit, die einem einstufigen
Koppelfeld entsprichtll'/. Die rkpazität des Kernspeichers des vermitt-
lungsrechners blieb allerdings eine Restriktion, die sich besonders bei
vielen Teilnehmern mit hohen.Übertragungsgeschwindigkeiten negativ
bemerkbar machte. Für höhere übertragungsgeschwindig[eiten ats 9]6oo
Baud war das system praktisch gar nicht geeignet. DieJe sollten, so die
Planungen, deshalb im Raumvielfach durchgeschartet, aber ebenfalls vom
Vermittlungsrechner gesteuefl werden.

Trotz der Restriktionen - als nachteilig wurde auch die signalisierung
im Nachrichtenkanal und nicht in einem gesonderten Kanal angesehen -
stieß das EDS, das die Anwendung eine.r homogenen Technif in allen
systemeinheiten für unterschiedliche übertragungsgeschwindigkeiten
erlaubte, also den vorstellungen einer einheitstöchnisihen Lösuig sehr
nahe kam, auf die Zustimmung der post. Eine erste versuchsvermitt-
lungsstelle des EDS ging r97Ll72 in München in Betrieb. Noch im Jahr
1972 beschloß die Bundespost ein kurz- und mittelfristiges Ausbaupro-
gramm, wonach bis 1980 an 19 orten 24 Datenvermittlungsstellen mit
einem Aufwand von über 1 Mrd. DM enichtet werden so-ilten (Dauth
L977:28129). Dabei sollten nicht nur alle vermittlungsstellen des Telex-
netzes auf EDS umgestellt werden. Die technische Auslegung des sy-
stems, das ja neben der vermittlung von Fernschreiben zuiatzlich auötr
der leitungsvermittelten Datenübertragung im Duplexbetrieb dienen sollte,
l.ggte es vielmehr nahe, das Datex-L-Netz, das mit maximar 200 Baud
ubertragungsgeschwindigkeit dieselbe Funktion erfüllte, in das Telexnetz
zu integriererr (Albensöder 1987: 36). Die Konzeption der Netzintegra-
tinn wie auch der Leitungsvermittlung statt einer, antang der 70er Jähre
allerdings noch schwer realisierbaren paketvermittlurü, wurde auch

Ll-6 "Dabei sind im Mittel bei einem genügend langen Text nur halb so viele Impulssen-

9l$rt:]:o speicherzyklen notrvendigfwie Zeiclhenschritte übertragen werden','(Gabler
1971: 309).

LI1 Die Größe des Tblefonnetzes und die kontinuierliche Form der Sprache schlossen nach
damaliger Ansicht sowohl. einstufige Koppelfelder als auch asynbhrone vi.ruurn .*.
Die Konzeption der Vermittlung im Tele-inetz ließ sich also nicht für das Telefonnetz
übernehmen.
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von der KtK unterstüt2t118. Ab 1975 wurde das Integrierte Datennetz
(/Dtf) aufgebaut, das Telex, Datex-L und ein postinternes Netz für die

Telegrammübermittlung (Gentex) zusammenftihrte. Die 24 Datenvermitt-
lungistellen wurden in einem Maschennetz vollständig verbunden und

bedienten alle Teilnehmeranschlüsse in der Bundesrepublik. Damit war
die hierarchische Netzstruktur des alten Telexnetzes aufgehoben (Elias

L979: 844-848). Trotz all dieser technischen Bemühungen _entwickelte
sich die Nutzurig der Datenkommunikationsmöglichkeiten im IDN jedoch

recht schleppend (vgl. Bohm 1978).

Technische Innovation und betriebliche Interessen

Die Entwicklung der elektronischen Vermittlungstechnik blieb lange Zeit
nahezu unbeeinflußt von politischen Interventionen in den technikbezoge-
nen Entscheidungsprozeß. Auch die technolo giepolitische Entdeckung

der Post Anfang-der 70er Jahre änderte daran nicht mehr viel11e. Die
langfristigen Perspektiven der Ingenieure sowohl bei der Post als auch

in der Heistellerindustrie waren geprägt durch die zum Teil explizit, zum
Teil stillschweigend erfolgten Entscheidunge.n zvrischen unterschiedlichen

Optionen. Die Weichen wurden im Prinzip bereits in der zweiten Hälfte
deJ 50er Jahre gestellt, als man beschloß, sich der Elektronik zu öfhen,
ohne die Elektlomechanik völlig aufzugeben, und arn Raumvielfach
festzuhalten, ohne für die Zukunft das Zeitvielfach gänzlich auszuschlie-

ßen. Solange auch die Politiker davon ausgingeno daß sich die Entwick-
lungen in der Nachrichtentechnik eher stetig vollziehen und von den

deuischen Technikern und Ingenieuren beherrscht würden, blieben sie

desinteressiert. Viel interessanter als die Telekommunikation, das etwas

118 "Durch Integration des Tblex- und Datexnetres in dieses zunächst code- rmd ge-

schwindigkeltstransparcnte DstenneE ist von Anfang an ein wirtschaftlicher Betrieb
gewährlei=stet. Das 

-system 
ist in seiner ersten Ausbaustufe besonders_gut. an Daton-

itationen mit kleinei und mittlerer Datengeschwindigkeit angepaßt. Dies ist wichtig'
da mehrere Studien gerade in diesem Geschwindigkeitsboreich die größten Wachs-

tumsraten erwarten lassen" (KtK 19761 Anlageband 3: 58).

"Zur 7*it ist international ein Ttend zu erkennen, der langfristig zum Aufbau von
Durchschaltevermittlungen neigl, die so ergänzt werder\ daß sich Speichewermittlungs-
funlitionen als besondere tristungsmerkmale zusätzlich anbieten lassen. ... Ftir die

Bundesrepublik ist hierzu (zu speichervermittlungssysteme&_ R.W) jedoch. anzumer'

ken, daß'ihre Größe und die ftdchentrafte Verteilung ihrer Wirtschaftsbereiche keine

allzu günstige voraussetzung für eine optimale Nutrung bilden" (KtK 1976: Anlage-

band 4:29).
119 Vg, den entsprechenden Abschnitt in Kapitel IV.2.
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angestaubte Fernmeldewesen, schien die innovative Datenverarbeitung
zu sein (vgl. Rucht/ Fuchs 1989). Auch die "Kommission technischä
Kommunikation" (KtK) setzte keine neuen Akzente, sondern schrieb
die langfristige Perspektive der Experten von post und Herstellerindustrie
fest. Erste Irritationen, die, wie im folgenden Abschnitt gezeig! werden
soll, von einigen in der Telekommunikation "neuen" Aktäuren-ausgelöst
wurden, konnten zumindest in der zweiten Häilfte der 70er Jahre nicht
mehr viel bewirken.

Auch direkte Markteinflüsse berührten die technischen Entwicklungs-
aktivitäten lange Zeit nur am Rande. Das Monopol der Bundespost äs
Anbieter von Telekommunikationsdiensten war nicht nur ungebiochen,
sondern erreichte Mitte der 70er Jahre einen Höhepunkt. -potentielle

inländische Konkurrenten hatten keine Chancq auf dem bundesdeutschen
Markt Dienste anzubieten, und eine umgehung des Monopols vom Aus-
land her war ebenfalls rechtlich, aber auih technisch kaum mögtich. Die
Kontrolle des Absatzmarktes war für die post also gesichert. Ihiproblem
lag auch nicht darin, neue Kunden zu gewinnen. viebnehr hatte sie in
der Periode, in der. die wichtigsten Richtungsentscheidungen für die
weitere technische Entwicklung fielen, große probleme, die-wachsende
Nachfrage nach relefonanschlüssen zu befriedigen. üies war in der
wahrnehmung der Post jedoch kein technisches p-roblem, sondern weit-
gehend das Resultat zu knapper Investitionsmittel. Für die post als un-
ternehmen war es daher absolut nachrangig, neue Dienstleistungsange-
bote zu entwickeln, um neue Kunden zu gewinnen. sie mußte viehöhr
auf die existierende Nachfrage reagieren ünd Neues nur anbieten, wenn
sonst der umfassende Monopolanspruch in Gefahr geraten wäre. Dies
bedeutete, daß die bestehende Infrästruktur möglichJt maximal genutzt
werden mußte. Innovationen, die dies zu fördem geeignet *aren,-hatten
deshalb besonders gute Chancen, anm Zuge an lomäen.

solche Innovationen waren nicht Produkt-, sondern prozelJinnova-
tinnen. Für technische Infrastruktursysteme, die ja selber MItteI zum
zweck sind, ist es allerdings auch unter anderen äls den geschilderten
Randbedingungen charakteristisch, daß prozeßinnovationen] ako techni-
sche Neuerungen, die den Produktionsprozeß effizienter gastalten, im
Mittelpunkt der Bemühungen von Ingenieuren und rechni--kern stehen.
wenn, was plausibel erscheint, Technifter und Ingenieure generell stärker
prozeß- als produktorientiert sind, dann würde diese or-ientierung von
sozio-technischen Infrastruktursystemen allerdings lediglich stabilisiert
oder verstärkt. Das gilt auch für die Herstellerfi-rmeo, 

-fü, 
die z.B. ein

neu entwickeltes vermittlungssystem zwar eine produktinnovation dar-



stellt, die diese Innovation aber mit Blick auf deren Einsatzmöglichkeit

im Pioduktionsprozeß des potentiellen Käufers vorantreiben. Insbesondere

wenn der Absajtzmarkt von einem oder wenigen Käufern dominiert wird,

werden sich die Entwicklungsaktivitäten der Hersteller auch unabhängig

davon, ob mit den Käufern Entwicklungsvertläge geschlossen worden

sind, an den technischen Gegebenheiten der Systemeder Käufer orientie-

ren. Hieraus resultielen Transaktionskosten, die das Entstehen von Koor-

dinations- und Abstimmungsroutinen begünstigen. Eine enge Zusammen-

arbeit der Hersteller einzelner Komponenten des technischen Systems

und der Systembetreiber liegt im beiderseitigen betrieblichgn .Interesse.
Für di'e Bundespost kam in dem betrachteten zeitabschnitt techni-

scher Entwicklung hinzu, daß es in ihrer Wahrnehmung zu_r kostenorien-

tierten Rationalisierungsstrategie der strikten Einheitstechnik aus betrieb-

lichen Gründen keine Alternative gab. Dies schien die notwendige Be-

dingung dafi.ir zu sein, daß die Integration von Neuerungen in das

Neti wönig aufirendig war. Die hinreichende Bedingung war Rückwärts-

kompatibil-ität. Sie wurde in der Weise operationalisiert und praktiziert,

daß iechnische und ökonomische Probleme der Integration neuer techni-

scher Komponenten diesen und nicht den bestehende systemkomponen-

ten zugereöhnet wurden. Innovationen mußten sich in diesem Sinne von

Anfan! an oder zumindest in relativ kurzer Zeit und nicht erst mittel-

oder längfristig als überlegen erweisen. Diese betriebliche Rationalität

führte dazu, dafj die Herstäflerfirmen, insbesondere siemens, aber auch

das FTZ erheblichen personellen und zeitlichen Entwicklungsaufwand

investierten, um die neue Vermittlungstechnik zu "perfektionierenr'. Zeit-

weilig konnten sie sich diesen Aufwand leisten, weil die existierende

Techiit die gegebene Aufgabe der vermittlung von Telefongesprächen

zufriedenstellend bewattigt1 und das System durch den schrittweisen

Ersatz der immer noch in großer Zal:tl, benttzten Hebdrehwähler durch

den erheblich leistungsfähigeren EMD kontinuierlich effizienter wurde.

Die wachsende Nachfrage der Post nach dem EMD und anderen techni-

schen Komponenten sicherte eine Auslastung der Produktionskap azitäten.

während also die "alte Technik" auch durch jahrelangen Einsatz im
Netz ausgereift und beherrschbar war, hatte die "neue Technik" einen

zeitlichen Startnachteil, der verhinderte, daß lie ihre mögtiche Überle-

genheit fri.ihzeitig unter Beweis stellen konnte120. Betrieblich-wirtschaftli-
ähe auf relativ kurzfristige "Amortisation" gerichtete Kalküle führten

2L0 Kapitel N

120 Galt dies schon für das EWS gegentiber dem EMD, so traf es eßt rccht für volldigitale

Vermittlungssysteme zu.
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also dazu, daj3 eine "alte" Technik, die über einen längeren Zeitraum
betrachtet vermuflich "path-inefficient" war, sich dennoch lange zeit
gegg eine überlegene Technik behaupten konnte (Arthur 1989).

Demgegenüber begünstigte die längerfristige Orientierung ddr Inge-
nieure und Techniker, die die für die Zukunft in einem kompleien
Netz sich abzeichnenden Probleme für mit der gegenwärtigen Tächnik
nur schwer lösbar hielten,' auf grundsätzliche verbesserungä gerichtete
Aktivitäten. Für diese Experten war die Lösbarkeit der probleme mit
einer zu entwickelnden vermittlungstechnik keine prinzipie[e Frage,
doch gab es noch sehr viele Faktoren der unsicherheit. Für die pöst
erschien eine Entwicklungsgemeinschaft als die geeignete organisations-
form, um mit der unsicherheit umzugehen. Da auch die Hersteilerfirmen
an Koordination interessiert waren, entwickelte sich also kein Entwick-
lungswettbewerb, sondern eine eher hierarchisch strukturierte und in
diesgm Rahmen kooperativ organisierte Entwicklungsgemeinschaft unter
9g eynryng von Siemens und dem FTZ (vgt. Williamson t975:20-40).
Mit der Dauer der Existenz dieses Kooperationsverbandes stieg - viei-
leicht nur korrelativ - die selektivität der l<ollektiven wahrnehmung des
Forschritts bestimmter technischer Entwicklungen in der "umwell", in
diesem Falle in einigen anderen Ländern bzw. bei Firmen außerhalb des
Kooperationsverbandes (vgl. wiesenthal 1989). sogar innerhalb des
verbandes war die Fixierung auf die vermittlungstechnik so groß, daß
die Grenzlinien zur Übertragungstechnik, die teihieise eine andöre Tradi-
tion hat, nur selten überschritten wurden (vgl. constant 1984 3z-3s).
Daraus resultierten einige Fehleinschätzungen der Entwicklung dieser
Technik im Hinblick auf die Realisierbarkeil digitaler übertragungsver-
fahren.

Dennoch - oder deshalb - gelang es dem Kooperationsverband
schließlich, mit einigen Verzögerungen und diversen Möoifikationen des
ursprünglichen Konzepts die gestellte Aufgabe technisch zu lösen. Doch
yar die Aufgabe richtig gestellt? Marktlaäfte außerhalb der engen ver-
flechtungen der Post und der Herstellerfirmen oder auch politisöhe Ein-
flüsse, 

-die 
jeweils Aufgaben hätten korrigieren oder neue Aufgaben

stellen können, wurden erst gegen Ende der 70er Jahre stärker wirlsam.
vermittelt wurden sie nicht ztiletzt über neue Akteure in der Telekom-
munikation.
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4 Ein prosperierender Sektor lockt neue Akteure

Wie im letzten Abschnitt gezeigt wurde, lagen den Planungs'und Ent-
wicklungsaktivitäten für die Vermittlungstechnik und andere technische
Komponenten der Telekommunikationsnetze langfristige Zeitperspektiven
zugrunde..Die Diskussionen um die Brauchbarkeit der Elektronik und
digitaler Übertragungs- und Vermittlungsprinzipien setzten teilweise
schon in den frühen 50er Jaluen ein, als die Bundespost sich gerade

anschickte, den EMD äu neuen Einheitstechnik für Vermittlungssysteme

zu proklamieren. Weder gegen diesen Wähler noch gegen das tradierte
Prinzip der Einheitstechnik regte sich zumindest bis in die Mitte der

70er Jahre nennenswerte Kritik. Vielmehr wurden sie in der Wahrneh-
mung der technischen und der ökonomischen Experten zu einer sehr

tragfähigen Basis des Wachstums der Telekommunikation.

Aus der Wachstumskrise in den gesättigten Markt?

Die Wachstumskrise der Bundespost, die sich in einer notorischen Kapi
talknappheit und insgesamt sehr eingeschränkten finanziellen Handlungs-
möglichkeiten bemerkbar machte, ließ wenig Spielraum für technische

Exierimente und riskante Innovaiionen im Teldkommunikationsnetzl2l.
Sie löste auch die Bemühungen um eine Reform der Postverfassung
aus122. Diese Reform, die der Post größeren unternehmerischen Hand-
lungsspielraum verschaffen sollte, scheiterte in einer Periode, in der die
Verluste des Unternehmens eine erhebliche Dimension eneichten. In1
gemessen an der Differenz zwischen Aufwendungen und Erträgen, mit
Abstand schlechtesten Geschaftsjahr 1971 erwirtschaftete die Post einen
Verlust von fast 1,5 Mrd. DM. Dies waren 9Vo aller Umsatzerlöse. Die
Ursachen hierfür lagen nicht in einem Rückgang der Nachfrage nach
Telefonanschlüssen oder der Nutzung des Telefondienstes. Die Zahl der

Hauptanschlüsse war gegenüber dem Vorjahr um 1,1 Mio., das waren

L2,6Vo, gestiegen. Bei den Ferngesprächen hatte es einen Zuwachs von
L},LVo und bei den Ortsgesprächen sogar von L6,4Vo gegoben. Der Ge-
samtumsatz der Bundespost wat nominal um über L3Vo oder fast 2 Mrd.
DM auf insgesamt 16,4 Mrd. DM gestiegen. Aber auch der Personalbe-

121 Sie war selber allerdings zum Tbil Folge der konsequenten Automatisierungsstrategie

mit Hilfe recht aufivendiger Vermittlungstechnik.
122 Siehe oben IV.l: Politische Resonanz der Wachstumskrise der Bundespost.
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stand war um 4,6v0 gewachsen. Anfang der 70er Jahre hatte sich zudem
die Gewerkschaft "öffentliche Dlenst{ Transport und verkebr föiyy;aufgemacht, den vermeintlichen Einkommensrückstand des offeritlich6n
Dienstes gegenüber der privaten wirtschaft wettzumachenl23. sie forderte
lineare Tariferhöhungen in zweistelliger Höhe und "strukturelle Einkom-
mensverbesserungen", d.h. insbesondere Höhergruppierungen vieler Tätig-
keiten_und. zylagen verschiedenster Art für besöndere latigkeitsmerl-
male- Damit lag sie noch über den Forderungen anderer Gewe-rkschaften,
die ebenfalls versuchten, einen lohnpolitischen Nachholbedarf zu decken.
Für die. Deutsche Postgewerkschaft (DpG) gab es keinen Anlaß, Forde-
rungen zu stellen, die von denen der öTV nach unten abwichen. sie
konnte recht komfortabel im Kielwasser der auf Konfrontation eingestell-
ten ÖTV mitschwimmen, auch wenn sie grundsätzlich eigene Tarifuer-
handlungen mit der Bundespost führt (Bernrath L977)tu.bie personal-
kostenerhöhungen schlugen vor allem im Bereich der personalintensiven
"gelben" Post voll durch. Dort wurde L97r ene Köstenunterdeckung
von 3,8 Mrd. DM erwirtschaftet, während im Telefondienst mit einei
Kostenüberdeckung von knapp 860 Mio. DM immer noch Geld verdient
wurde.

Das schaubild IV.6 zeigt, wie sich Gewinne und verluste der Deut-
schen 

-Bundespost seit 1950 entwickelt haben. Zum vergleich wurden
auch- die.in der postinternen Kostenrechnung ermittelten fuerte für den
Telefondienst und die übrigen Telekommuni-kationsdienste (außer Tele-
graphie) in das schaubild aufgenommen. Entsprechend aufgeschlüsselte
z,ahlen liegen erst seit 1964 ior Kostenüberdeckung und kostenunter-
deckung sind zwar nicht mit Gewinn und verlust p[eichzusetzen, son-
dern zunächst kalkulatorische werte. In vieler giisictrt sind sie aber
"wah-rer" als mancher für die öffentrichkeit, das Finanzamt oder poten-
tielle Kreditgeber aufbereitete Bilanzwert. um eine künstliche zers]:titte-

tza |l1l 09n Rezessionsjahren 1966 bis 1968 mit relativ niedrigen steigerungsraten für
dre Penionalaufwendungen stiegen diese bereits 1969 wiedeistark ai. Stütssekretär
Gscheidle.bezifferte am tl.2.Ig71 vor dem Bundestagsausschuß für das'post- und
Fernmeldewesen in seinem Bericht zur finanzietlen Situation Ait foriirn Ansti€g
auf. 

-t3,2% bztt, L4,6vo für 1969 und 1920. Durch Rationatisierungsmaonatmen allein,
so der ehemalige stellvertretende Vorsitzende der DPG, sei aas Üäternitunen nicht zu
sarueren.

L24 Die Konfrontation eneichte im öffentlichen Sektor erst in der Tbrifrunde für das Jahr
19Ll$t-lottqpunkt, als Maßhalteappelle des Bundeskanzlers Brandt vom Virsitzenden
de1 Qw, Klqncker, als Eingriff in diä'lhrifautonomie kdtisiert *urorn unO cü aewert-
schaft schließlich mit gezielten Streikaktionen noch einmal rUttirtfroft*lr" um mehr
ats 12Vo erzwang (scliarpf isszi 167j.----- --



2t4 Kapitel N

rung vorliegender Informationen zu vermeiden, wetden in diesem und

eini-gen weiteren noch- folgenden schaubildern alle werte bis in der

negät 1988 berichtetlä.

Schaublld IV.6: Gewinnentrricklung und Kostenüber- bzw. Unterdeckung im Femnelde-
wesen
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Das Ende der wachstumskrise war nach der kurzen Phase der Ent-

spannung Ende der 60er Jahre offensichtlich noch immer nicht erreicht.

Immer noch gab es lange Wartelisten für Telefonanschlüsse, und immer

noch fehlte däs Geld, diese in ausreichendem Maße einzurichten. Erneut

mußte die Bundespost, um das Investitionsniveau der Nachfrage einiger-

maßen anzupassen, in erheblichem Maße Fremdkapital mobilisieren.

wegen der gleichzeitig zrt verzeichnenden verluste sank so die Eigen-

kapitalquotJzwischerrlgT0 und L974 von 25Vo auf. L5Vo. Der Zustand

aui aef Mitte der 60er Jahre war, auf höherem Niveau, erneut einge-

125 Nafiirlich konnte Anfang der 70er Jahrp noch niemand wissen, wie die Werte in der

apeiten Hälfte des Jahäehnts oder in den 80er Jahren aussohen würden. L97L gab

is eben 1,5 Mrd. DM Verlust, und diesen Zustand galt es schnellste6 zu bessern.
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treten. Schaubild IY.1 zeigt, wie sich die Schere zwischen Eigenkapital
und Fremdkapital geöffnet und später auch wieder geschlossen hat.

Schaublld IV.7: Entwicklung von Eigen- und Fremdkapitalanteil der Bundespost
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um die wirtschaftliche situation der Post wieder zu verbessern,
ergriff man ein Bündel unterschiedlicher, sich ergänzender Mafjnahmen.

llierzu gehörten eine Erhöhung des Eigenkapitals, eine Steigerung der
Einnahmen, speziell durch Gebührenerhöhungen, ein Abbau von perionar
und ein Zurückfahren der Investitionen (Ehmke L974b). schließlich
versuchte man auch noch, die Einkaufspreise zu stabilisieren.

Bereits seit 1965 führte die Bundespost die Ablieferung nicht mehr
in der im PVerwG festgelegten Höhe von 6 2ljVo an die Bundeskasse
ab, sondern behielt einen bestimmten Betrag ntr störkung des Eigenka-
pitals zurück. Diese Regelung basierte auf einer Vereinbirung zwischen
Postminister stticklen und Finanzminister Dahlgrün. Danacli sollte die
abzuführende Ablieferung nur noch einer Eigenkapitalverzinsung von
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7Vo zuniglich 300 Mio. DM entsprechenlx. Auf diese Weise erhielt die

Post zwischen 1965 und L974 eine Kapitalspritze von fast 5 Mrd. DM.
Diese reichte allerdings nur aus, um den absoluten Schwund des Eigen-
kapitals einigermaßen zu stoppen. Der Anteil des Eigenkapitals am Ge-

samtkapital ging, wie das obige Schaubild zeigt, bis 1974 zurück. Für
die Jahre L975 bis 7977 verzichtete der Bund deshalb völlig auf die
Ablieferung in Höhe von insgesamt nahezu 6 Mrd. DML'. Ohne diese

Maßnahmen hätte das Eigenkapital der Post 1974 nu noch gut 2 Nftd.
DM betragen. Das Unter-nehmän wäre nahezu konkursreif gewesenlä.

Gebührenerhöhungen der Bundespost waren zwar nach dem Bericht
der Sachverständigenkommission aus den 60er Jahren kein Tabu mehr,
sie blieben aber unpopulär und boten der jeweiligen politischen Opposi-
tion die Möglichkeit, der Regierung Preistreiberei und das Anheizen der

Inflation vorzuwetfen. Die dramatische Finanzlage ließ Anfang der 70er
Jahre in der Wahrnehmung der Finanzexperten der Post keine andere

Wahl, als die Gebühren zu erhöhen. So wurden im Telefondienst zwi-
schen 1971 und 1974 die Grundgebühren von t8 DM auf. 32 DM und
die Gebühren für eine Gesprächseinheit von 18 Pfennig auf.23 Pfennig
angehoben (vgl. Neumann L984a:207-2L7). Auch die anderen von der
Post angebotenen Dienste wurden zum Teil deutlich verteuert. Speziell
die im Jahre L973 vorbereiteten Gebührenerhöhungen für das folgende
Jahr waren politisch schwierig durchzusetzen. So wurden allein drei
interministerielle Ausschüsse eingesetzt, die die Investitions- und Gebüh-
renpolitik der Bundespost prüfen und nach Möglichkeiten ftir Rationali-
sierungsmaßnahmen suchen sollten. Schaubild IV.8 zeigt, daß sich der
Gebührenindex des Statistischen Bundesamtes im betrachteten Zeitraum
bei den Telefongebühren um gü20Vo erhöht, im Briefdienst aber nahezu
verdoppelt hat.

Im Personalbereich griffen die MafJnahmen, die eine Reduktion der

Aufwendungen durch einenAbbau von Stellen bewirken sollten, zumin-

L26 Da nicht nur die Verpflichtung der Post, Ablieferungen zu leisten, sondern auch deren

konkreter Umfang im PVerwG festgelegt war, bedurfte diese Absprache, wie auch jede

spätere Anderung der Ablieferung, um wirksam zu werde4 der geseulichen Fixierung.
In diesem Falle erfolgte sie mit dem Finanzänderungsgesetz von 1967'

L27 Zwischen 1958 und Lg7Lhatte der Bund außerdem den Kapitaldienst ftir einige Fremd-

mittel der Post übernommen und auf diese Weise das Unternehmen um 3,3 Md. DM
entlastet @lias 1979: 1012/1013). Ab 1972 trug die Post wieder die lasten des gesamten

Kapitaldienstes, allerdings wurde die Ablieferung um die 3fi) Mio. DM gesenkt' die

die Post zusäelich zur Eigenkapitalverzinsung vonlVo abführen mußte.

128 Ob rechtlich der Konkun der Post als einer Verwaltung des Bundes möglich gewesen

wäre, braucht nicht geklärt zu werden. Politisch war er arsgeschlossen.
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Schaublld IV.8: Gebühren- und Lebenshaltlngskostenindices
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dest teilweise. Der 1973 eneichte Höchststand von 476.000 Beschäftig-
ten konnte innerhalb von gut drei Jahren, vor allem durch Ausnutzung
der natürlichen Fluktuation, um 30.000 reduziert werden. Damit waren
1977 aber immer noch rund 10.000 Personen mehr als 1970 bei der post
beschäftigl. Insbesondere gelang es nicht, im Bereich der personalintensi-
ven "gelben" Postdienste zu überproportionalen Einsparungen zu kom-
men, obwotrl der Geschäftsanfall hier zeitweilig rückräufig *ar, während
sich im Telekommunikationsbereich lediglich der ZuwachJ verlangsamte.
sc-haubild- IV.9 gibt einen überblick über die Entwicklung deJperso-
nalbestandes und den Anteil der in der Telekommunikation 6eschäftigten
Personen.

stärker als die Maßnahmen im Personalbereich, bei den Benutzungs-
gebühren und bei den Ablieferungen, zu denen es in der wahrnehmu-ng
der Finanzexperten der Bundespost keine grundsätzlichen Alternativei
gab, war die Festlegung des zuktinftigen Investitionsverhaltens abhängig
von der generellen unternehmensstrategie. so war 1971, was oe Naöil
frageseite im Telefondienst betraf, kein Grund gegeben, zrrl<ttnf]|,ge Inve-
stitionen zu reduzieren. Eher gebot die aktueilä Finanzlage, das-Investi-
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Schaublld IV.9: Personalentwicklung bei der Bundespost
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tionstempo zu verlangsamen. Gegenüber dem vorjahr waren 26Vo mehr

investiert wolden, und auch in den beiden Jahren zuvor lagen die Stei-
gerungsraten rntt 31,Vo bna/ 24Vo außergewöhnlich hoch. 1972 wurden

ioctr öinma nominal !5vo zugeleg!., wobei regelmäl\ig mindestens 85vo

der Investitionsmittel in die Telekarnmunikation flossen. Die Post tätigte

rund ein Fünftel aller Investitionen der deutschen Industrie. Rund zwei

Drittel aller Telefonneuanschlüsse walen inzwischen Privatanschlüsse,
die im Durchschnitt erheblich weniger als gewerbliche Anschlüsse ge-

nutzt wurden (Ehmke L974b:189). Der finanzielle Anreiz, neue An-
schlüsse zu verlegen, war wegen dieser Strukturänderungen deutlich
geringer als Jahre zuvor. Nachdem sich von 1969 bis 1973 die Investi-
tionen nominell mehr als verdoppelt und ein Niveau von über 8 Mrd.
DM erreicht hatten, wurden sie in den folgenden Jahren drastisch ge-

bremst. schaubild IV.10 zeigt die Entwicklung der Gesamteinnahmen

und der Investitionen der Bundespost. Nominal sind die Einnahmen
ständig gestiegen, von L974 auf 1975 bedingt durch die drastischen

Gebührenerhöhungen sogar um gut 3 Mrd. DM.
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Schaublld IV.10: Erträge und Investitionen der Bundespost
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Die hohen Investitionen bis 1973 stellten durchaus eine vorleistung
in das Telekommunikationsnetz, also in Kabel, übertragungs- und Ver-
mittlungstechnik, dar, auf deren Basis dann ohne erhebliche marginale
Kosten zusätzliche Anschlüsse geschaltet werden konnten. wenn erst
einmal Kabelstrecken in alle Teile eines ortes und möglichenveise be-
reits an jedes Gebäude herangeführt worden sind, bleibt nur noch die
hausinterne bzw. wohnungsinterne Installation der Anschlußleitung und
des Telefonapparates. Bei entsprechend vorsorglich eingerichteter Kapazi-
tät in den vermittlungsämtern erfordern zusätzliche Anlcilüsse auch dort
keinen erheblichen Investitionsaufwand mehr. Die Bundespost konnte
also zumindest zeitweilig das Investitioruitempo drosseln, ohne daß dies
die Möglichkeit, Neuanschlüsse zu schalten, erheblich beeinträchtigte.
Angesichts der drastischen Defizite und der stark rückläufigen Eigenla-
pitalquote blieb der Bundespost kurzfristig auch kaum eine ändere-wahl,
als die Investitionen zu reduzieren, zumal sie auch nicht darrit rechnen
konnte, daß der Bund, der sich selber in ärgsten Finanznöten befand,
auf längere Sicht auf die Ablieferungen verzichten würde.
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Die Ökrise im Herbst 1973 und die Geld- und Kreditpolitik der

Bundesbank hatten a$amln€n mit anderen Faktoren im Jahr t974 das

Wirtschaftswachstum zum Erliegen gebracht, und im darauffolgenden
Jahr gab es sogar ein Minuswachstum von real t, Vo. Diese Rahmenbe-
dingungen bestätigten in der Wahrnehmung der Finanzexperten der Bun-
despost ihre Entscheidung, die Investitionen zurückzunehmen. Das war

natürlich alles andere als "antizyklisch" im Sinne des Stabilitätsgesetzes
oder der prinzipielt keynesianischen wirtschaftspolitischen Orientierung
der Regierung von Kanzler Schmidt, der L974 Brandt abgelöst hatte.

Dennoch hatte die Bundespost als Unternehmen unter der Leitung des

neuen Ministers Gscheidle, der gleichzeitig auch das Verkehrsressort
verwaltete, zunächst keine besonderen Probleme, ihr Investitionsverhalten
zu legitimietenLze. Öffentliche Kdtik richtete sich mehr auf die Wirt-
schaftsführung und nicht das Investitionsverhalten des Postministeriums
unter dem alten Minister Ehmke.

Auch ein erkennbarer Rückgang der Nachfrage nach Telefonanschlüs-
sen schien der Post Recht zu geben. lm Iaufe des Jahres L974 hatte
sich die Warteliste für einen Anschluß auf unter 100'000 verringert
(Dohmen 1976; Elias 1979: 868-870). Die Zahl der Ortsgespräche sta-

gnierte, allerdings nahmen die gebührenträchtigen Ferngespräche selbst

in der Rezession noch mit rund 6Vo bmt. TVo zu. Die vorsichtig gewor-

denen Finanzexperten im Postministerium gingen insgesamt nur noch
von einem mäßigen Wachstum im Telefonbereich aus. Dies galt sowohl
für die Entwicklung der Zahl der Hauptanschlüsse als auch für die Nut-
zung. In der Tat war der Zuwachs der Einnahmen pro Hauptanschluß
von 1970 bis 1974 zu einem großen Teil auf die Gebührenerhöhungen
zurückzuführen.

Auch wenn es innerhalb der Bundespost durchaus optimistische
Prognosen für den Telefondienst insbesondere bei denjenigen gab, die

die Entrvicklung im Ausland detaillierter verfolgten (2.B. Böhm L974),

dominierte die vorsichtige Kalkulation ibrer Finanzexperten. So blieben

129 Indirekt konnte sich die Bundespost in ihrpr Investitionspolitik sogar auf Argumente

der Bundesbank stlitzen, die in ihrem Monatsbericht filr Augwt t974berwerfelte' daß

der optimismus dor Post, aufgrund der Gebilhrenerhöhungen ftir .19Jf wieder einen

Gewitin von rund 5ü) Mio. DM zu erwirtschaften, gerechtfertigt sei. Die Reaktion der

Postkunden auf die Oebührenerhöhung, so die Bundesbank, sei uruicher, und die Steige-

rung der Arbeitsproduktivität bei dei Post werde immer schwieriger. Die_ mangelnde

Arblitsproduktivität speziell bei einigen Postdionsten hatte zuvor bereits der Bundes'

recftn*igsttof grrugt, hou dieser skeltischen und offen kitisgheq Außerungen tlbertraf
der Gewinn für fC75 mit insgesamt 629 Mio, DM sogar die VorausschäEungen der

Post.
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bis L977 die Investitionen auf niedrigem Niveau. In der 1974 erstellten
mittelfristigen Finanzplanung der Bundespost für die folgenden fünf
Jahre bis L979 erurartete man einen Anstieg der Gebühreneinnahmen
aus dem Fernmeldedienst um rund 37Vo und bei den Postdiensten um
nur noch 2Vo (vgl. Zurhorst L978). Tatsächlich wuchsen die Einnahmen
aus dem Telefondienst bis 1979 nominal um 52V0, nachdem auch die
Zahl der Hauptanschlüsse um 50Vo gesttegen waL ln Laufe des Jabres
1980 wurde hier die Schwelle von 20 Mio. erreicht. Auch die Einnah-
men aus den Postdiensten erhöhten sich, allerdings zu einem guten Teil
bedingt durch weitere Gebührenerhöhungen, in der zweiten Hälfte der
70er Jahre ganz erheblich. Ihr Wachstum betrug 37Vo. Dx Schaubild
IY.II zeigl die Entwicklung der Zahl der Hauptanschlüsse, der Ortsge-
spräche und der Ferngespräche sowie der absoluten Einnahmen aus dem
Telefondienstrru. Um diese Zahlen zu relativieren, werden im folgenden
schaubild IV.12 auch noch die entsprechenden werte pro Hauptanschruß
berichtet. Hier zeigt sich, daß die Einnahmen pro Anschluß L}TS nlt
rund 1.280 DM den höchsten Wert für die 70er Jahre erreichten. Bis
zum Ende des Jahrzehnts sanken sie, nachdem ja die Zahl der Telefone,
wie erwähnt, noch einmal um mehr als 50Vo gestiegen war, auf 1.102
DM. Die Nutzung jedes einzelnen Teleforut war im Durchschnitt, wie
auch die Entwicklung der orts- und Ferngespräche erkennen läßt, weiter-
hin beträchtlich. Zwar sank die Zahl der ortgespräche innerhalb der
betrachteten ftinf Jahre von 700 auf rund 650, doch blieb die Nutzung
von Fernverbindungen mit rund 370 pro Hauptanschluß nahezu konstant.
Insgesamt gesehen war die Furcht vor den "Wenigsprechern" zumindest
so lange unbegründet, wie, vereinfacht ausgedrückt, die Durchschnittser-
träge über den Durchschnittskosten lagen13l und die Erfahrung dafür
sprach, daß auch bei dieser Gruppe die Nutzung steigen würde (vgl.
Bornemann 1963: 22-24).

130 Laut Auskunft des Bundesministeriums für Post und Tblekommunikation im Dezem-
ber 1989 ist es nicht ausgeschlossen, daß die rückläufige Zahl der Ortsgespräche für
1988 auf einen Erhebungs- oder Übermittlungsfehler zürückzufähren istlEine andere
plausible Erklärung gibt es bislang nicht.

L31" Die Kalkulation bzw, Zurechnung der Kosten und die Preisgestaltung bei staatlich
regulierten Monopolen ist insbesondere für den Fall des Auftretens von\etzexternali-
täten und Bconomies of Scope (Verbundvorteilen) ein interuiv diskutiertes Thema der
Wirtschaftstheorie und Wirtschaftspolitik, das hier aber nicht weiter vertieft werden soll
(vsl e,twa Baumol/ Parzar/ willig 1982; Baileyi Friedlaender 19g2; Neumann 19g4a:
69 -L25 ; Vogelsang 1989).
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Schaubltd IY.11r Nutzung und Einnahmen (in DM) im Tblefondienst
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Schaublld IV.12: Nutzung und Gebühreneinnahmen (in DM) pro Hauptanschluß
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Die Erwartungen oder Befürchtungen einer baldigen Marktsättigung
beim Telefon erwiesen sich also für die 70er Jahre als nicht begründet.
Die Vorstellung, es könne bald eine Stagnation eintreten, hatte zur
Folge, daß in der. Phase der m?ißigen Investitionstätigkeit der Bundes-
post zunehmend Uberlegungen angestellt wurden, für Telefonanschlüsse,
die man bislang praktisch nur zugeteilt hatte, nachdem die Annäge auf
Wartelisten gesammelt worden waren, aktives Marketing zu betreiben.
Augenftillig wurde dies durch die Werbung, in der es nicht mehr hieß,
"fasse Dich kurz", sondern "ruf doch mal an"132. Auch die zusätzlichen
Möglichkeiten der Telefonnutzung, wie Rufnummernspeicherung, Tasten-
wahl usw., die das elektronische Wählsystem (EWS) versprach, paßten
gut in ein Verkaufskonzept für Telefonanschlüsse.

Solche neuen Aktivitäten wurden auch von den Lieferanten der Post
gefordert. Die drastische Drosselung des Investitionstempos der Bundes-
post hatte sie alle in Schwierigkeiten gebracht. Da im Inland kaum noch
andere Nachfrager nach technischen Komponenten für öffentliche Tele-
kommunikationsnetze existierten - die Bundesbahn hatte noch größere
wirtschaftliche Probleme als die Post und konnte nicht viel in ihr Tele-
kommunikationsnetz investieren - und auch der Export angesichts der
weltweiten Rezessionstendenzen nach der Olkrise und der auf den Be-
darf der Bundespost zugeschnittenen Tecbniken nur einen teilweisen
Ausgleich schaffte, kam es bei den Unternehmen zu Personalabbau und
Kurzarbeitl33. Hierauf reagierten die Fimren nicht mit verstärkten Inno-
vationsbemühungen, zumal Fertigung und Montage der elektronischen
Vermittlungssysteme im Vergleich zu Wählersystemen weniger personal-
intensiv war. Die Möglichkeit der Personaleinsparung durch neue Tech-
niken - neben der erhofften größeren technischen Problemlösungskapazi-
tät lange Zeit msätzß,cher Anreiz für die Innovationsbemühungen - war

l-32 Eine_.erste große Werbeaktion fär Tblefone wurde im September 1975 gestartet (Kühn
reTs).

133 Mit einer kurzen zeitlichen Vezögerung gegenüber der Investitionsdrosselung der
Bundespost kam es nach Umsatzeinbtßen im Jahre 1975 dann auch zu einer Redüktion
der Proäthion in der Nachrichtentechnik im Jahre L976, Die Käufe der Bundespost,
die Aafang der 70er Jahre b is zu 60Vo der Produktion der Femmeldeindustrie aufnahine4
fielen Mitte der 70er Jahre auf rlurrrd 30Vo. Diese EinbuBen konnten nur zu einem Tbil
durch gesteigerte Exporte kompensiert werden. Zwar stieg die Expoftquote von knapp
23vo Anfang der 70er Jahre bis L977 vm zehn Punkte auf fast 35vo, doch sanken diä
Ausfuhrpn nach diesem Rekordergebnis relativ und zunächst sogar auch absolut (vgt.
Zentralverband derElektrotechnischenlndustrie (ZVBI), Die Elektrotecbnische Indusirie:
Jährliche Statistische Berichte. Vgl. auch craf 19S1i 38/.-394).
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nach einer langen Periode des Arbeitskräftemangels plötzlich eher zu

einer Bremse solcher Bemühungen geworden (vgl. Werle 1979).
Zu einem Innovationswettbewerb konnte es beim Vermittlungssystem

für das Telefonnetz erst gar nicht kommen, da das EWS in Kooperation
unter der Führung von Siemens entwickelt wurde. Auch sonst war, wie
bereits mehrfach erwähnt, der Wettbewerb zwischen den Herstellerfirmen
immer nur relativ schwach. Teilweise verhielten sie sich "wie vier Be-

triebe eines einzigen Unternehmens" (Scherer 7985: 442). Allerdings
waren sie Mitte der 70er Jahre je nach Abhängigkeit von Aufträgen der

Post insgesamt unterschiedlich stark von der Drosselung der Investitio-
nen betroffen. Der Druck, die Produktionskapazitäten mit Postaufträgen
auszulasten, war z.B. bei Siemens geringer als bei Telenorma, das 1975

die EMD-Fertigung in Limburg teilweise stillegen und fast die Hälfte
der rund 500 Beschäftigten entlassen mußte. Zuvor hatte die Firma noch
versucht, ihren Marktanteil zu erhöhen. Dies geschah allerdings weniger
über den Preis als mit Hilfe eines Rechtsgutachtens, in dem der Bundes-
post in gewisser Weise die Verantwortung für die Auslastung der kr&iftig
erweiterten Produlcionskapazitäten zugeschoben wurde (vgl. Scherer
1985: 443-447).

Diese Verantwortung lehnte die Post zwar nicht grundsätzlich ab,

doch wollte sie sich von ihr nicht daran hindem lassen, durch ihr Edz-

Iuufsverhalten den Wettbewerb avischen den Herstellern an versttirken
und die Preise zu drücken. Es zeigte sich allerdings sehr bald wie eng

in dieser Beziehung der Handlungsspielraum der Post war. Mit dem
Prinzip der Einheitstechnik, das eine vielleicht nicht beherrschbare Viel-
falt unterschiedlicher technischer Ltisungen verhindern und gleichzeitig
Kosten senken sollte, hatte sie zu einem Defizit an Wettbewerb beigefra-
gen, das über hohe Beschaffungspreise die Kosten wieder in die Höhe
zu treiben drohte. Auch um wiederholten Mahnungen des Bundesrech-
nungshofes zu entsprechen, wollte die Post mit einem geänderten Aus-
schreibungsverfahren stabilere Einkaufspreise durchsetzen. Billigere An-
bieter sollten ihren Marktanteil zu lasten der teureren allm?ihlich erhö-
hen können. Telenorma wehrte sich gegen einige Punkte des neuen
Verfahrens, und es kam schließlich zur Einschaltung des Bundeskartell-
amtes und des Bundeswirtschaftsministers. Nachdem das Kartellamt
zunächst die Post gestützt hatte, übernahm es später die von Telenorma
in einem weiteren Rechtsgutachten vorgebrachte Argumentation, daß die
Post als "Nachfr agemonopolist" eine "Marktstrukturverantwortung" habe
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(scherer L985:445/4461tt+. Eine von den Herstelrerfirmen mit dem Kar-
trtlupt getroffene informelle vereinbarung, die den ursprünglichen plan
der Post zu deren Lasten einschränkte, wurde wiederum von der post
abgelehnt. Sie beabsichtigte zunächst, wie geplant zu verfabren, ließ sich
dann aber, nachdem das Bundeskartellamt ein förmliches verwaltungs-
verfahren gegen sie eingeleitet hatte, auf einen informellen Komprori'iß
ein, der Telenorma schützte. Das verfahren wurde schließlich entang
des Jahres 1982 eingestellt, nachdem der Fall zwischenzeitlich auch noc[
del Monoqglkommission vorgelegt worden war (vgl. auch Monopolkom-
mission 1981: 34).

Das Bundeskartellamt ging aber nicht nur gegen die post, sondern
in einem anderen Fall auch gegen die HerstellJrfirmen .ror. so ,rer-
hängte es L976 gegen die zwölf Hersteler von Telefonen bzw. deren
leitende Angestellte, die Preis- und Mengenabsprachen getroffen hatten,
wegen'rwettbewerbsbeschräinkender Praktiken" äine Getouuße von insge-
s?mt 1..ldio. DM_ (Monopolkommission 1981: 35). Danach kam es zu
einem 'rErdrutsch" der Angebotspreise für Telefonapparate durch siemens
und SEL. Betriebsräte der anderen unternehmen" die in die niedrigen
Preise nicht eintreten konnten, mobilisierten Gewerkschaften und B-un-
destagsabgeordnete, um die Existenz "ihrer" unternehmen zu sichern,

Il?. .ittngl.auch gelqng (scherer 1985 447-4.52). Das traditionsreiche
(Rationalisierungs-)Kartell der Kaberhersteiler fand hingegen immer die
unterstützung des Bundeskartellamtes (Monopolkommiislon 19g1 : 36).
Auch das Kartellamt hatte also Probleme, im schwierigen Markt der
Telekommunikation Ku11 zu hgltel (vgl. Mestmäcker 1ög0: 165-185).

Die wirtschaftliche Krise der Bundespost hatte bis Mitte der 70er
Jahre einige Akteure mobilisiert, die - abgesehen von dem von Amts
wegen zuständigen Bundesrechnungshof - vorher der Telekommunikation
yenig A-ufmerksamkeit gewidmet hatten. Diese waren allerdings keine
unternehmen oder deren verbände, sondern Akteure mit eiier eher
ordnungspolitischen Perspektive (Bundeswirtschaftsminister, Monopol-
Fmmission), die teilweise noch'rechtlich prozedural übeiformt war
@undeskartellamt, Rechtsgutachter).

134 Scherer analyjiert die rechtlichen Auseinandersetzungen sehr ausfilhrlich (Scherer
Lj85.: a.as.-aA!)-. Deshalb soll hier nur die Thtsache de,s *onflikts unO oeren wic:trtigsiqs
Ergebnis berichtet werden.
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Diversifizierung in neue Märkte

Etwas anders war die Situation außerhalb der Telefondomäine. Hier
zeichnete sich bereits in den 60er Jahren ein Bedarf für Dienstleistungen

der Datenkommunikation ab, auf den die Bundespost zunächst recht

zögerlich mit einem Angebot von Datenübertragungsmöglichkeiten im
Teiexnetz und im Telefonnetz reagiert hat135. Die Mitbenutzung existie-

render Netze für die neuen Dienstleistungen wil die kostengünstigste

Option des Einstiegs in einen neuen Markt, dessen Dynamik schwer

einzuschätzen war. Auch die Einrichtung des Datex-L-Netzes war nicht

allzu aufwendig, du im Prinzip die im Telexnetz verwendete Technik
benutzt werden konnte (Staudinger/ Lohwasser 1974: 400). Mit der

Entwicklung des EDS und der Integration der Text- und Datennetzewar
dann erneufeine vom Kostenaufwand her vertretbare Lrisung zur Erwei-
terung und Verbesserung des Angebots von Diensten für die Datenkom-
munikation realisiert worden. Die alte Hebdrehw?ihlertechnik im Telex-

netz mußte ohnehin durch ein moderneres Vermittlungssystem ersetzt

werden.
Das EDS war für die im langsamen Telexbetrieb anfallenden Aufga-

ben bestens geeignet. Für die Datenkommunikation ergaben sich, wie
bereits enrähnt, aus den spezifischen technischen Restriktionen des asyn-

chronen Zeitmultiplexverfahrens mit relativ langsamen Vennittlungsrech-
nern Behinderungen für die Übertragung hoher Bitraten. Diese glaubte

man tolerieren zu können, da sich die Vermittlungssysteme mit fort-
schreitender technischer EntwicHung qualitativ und quantitativ erweitern
ließen. Zudem rechnete man für die 70er Jabre mit ganz überwiegend

langsamem Datenverkeh,rls. Nachdem man dann noch herausfand, daß

beräits fif die analoge Sprachübertragung benutzte Kabelstrecken ober-

halb des Übertragungsbandes der Sprachkandle zusötzlic& digitale Daten-

ströme über sog. "Phantom"-Kreise befördern konnten, wurde es mög-

lich, ohne erhebliche zusätzliche Investitionen in Kabelstrecken alle

135 Siehe oben IV.3: Datenkommunikation und offene Zweckstruktur der Tbchnik
136 ',In der jetzigen Konzeption ist das EDS vomehslich für den Massenverkehr mit

niedrigei OeictrwinOigäit und für wenige Datenteilnehmer höherer Geschwindigkeit

geeigiet und entspriCht damit den Anforderungen der nahen Zulonft. Pro voll aus-

lebiuter Datenveäittlungsstelle können bis zu 24.000 Anscblüsse herangefährt, etwa

4S Rute pro Sekunde bedient und der Datenverkehr von 13.000 gleichz€itigen Tblexver-

bindungin, 400 Datexveibindungen mit 200 Baud und 65 Datenveüindungen mit 2.400

bit/sec 
-äbirtragen werdenr' lStau0inger/ Lohwasser t97 4: 40f'|4OL).
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EDS -Datenvermittlungsstellen digital miteinander zu verbinden137. 14i1
dem auf dieser Basis in der zweiten Hälfte der Z0er Jahre in Angriff
genommenen "ersten digitalen Datenübertragungsnetz in Europa" glaubte
man bei der Bundespost gut gerüstet zu sein, ',um den bunten Strauß
bestehender und zukünftiger Datenmengen digital übertragen zu können"
(Wirz L977: 20).

Dieser Strauß war in der Tat bunt und für die Bundespost ganz
offensichtlich auch schwierig kalkulierbar (vgl. Carey/ Moss 1985:
L57lr58). seit der offiziellen Einführung des Datex-L-Dienstes im Jahre
1967 bot sie Datenkommunikationsmöglichkeiten in drei wählnetzen
an. Neben dem Datex-Netz standen das Telexnetz und das Telefonnetz
zur verfügung. Die Überlassung von stromwegen ftir Festverbindungen
(Datensondernetze) wurde in den 60er Jahren insgesamt noch sehr re-
shiktiv gehandhabt, weil die Post alle Verbindungen vorangsweise für
das Telefonnetz reservierte, das wegen der dringenden Naihfrage be-
schleunigt ausgebaut werden sollte. Die Antagsteller für Festverbindun-
gen mußten daher ein "dringendes Bedürfrris" nachweisen (Hutter 1982:
2931294).Insgesamt war die Nutzung der verschiedenen Moglichkeiten
der Datenkommunikation im Jahre 1970 noch sehr schwach. An die
wählnetze waren nicht ganz 2.000 Datenstationen, darunter fast drei
viertel an das Telefonnetz, angeschlossen. Rund 2.300 stationen arbeite-
ten in den Sondernetzen, davon knapp 60Vo auf. Stromwegen des Tele-
fonnetzes (vgl. Bohm L978:26).

Das den öffentlichen Wählnetzen der Bundespost zugrunde liegende
Prinzip der flächendeckenden Versorgung mit dern Ziel, dat| "jedör mit
jedem" kommunizieren kann, entsprach, wie diese Daten erkennen las-
sen, nur teilweise den Nutzungswünschen der Interessenten für die Da-
tenkommunikation. sie wollten über Außenstationen und Remote Termi-
nals oftmals nur Datenfernverarbeitung auf einem teuren Zentralrechner,
der ausgelastet werden mußte, betreiben. Andere als ein bestimmter

\-tglT.r ryt9"o gar nicht angesteuert, zumal dem oftmals auch Kompa-
tibilitätsprobleme, angefangen mit dem Erfordernis gleicher überüa-
gungsgeschwindigkeiten, entgegenstanden. Ge,schlossene Benutzergruppen
brauchten keine öffentlichen Wählnetze.

Das Problem, kostenintensive Datenkommunikationsangebote mögli-
cherweise an einem noch unsicheren, insgesamt aber zukunftsträchtigen

137 Hierzu erarüeitete das FTz eine variante des pulse-code-Modulationssystems pcM
30, das PCM 30 D.
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Markt vorbei zu entwickelnl3s, war ein Grund für die Bundespost, sich
hier stärker um einen Austausch mit den potentiellen Benutzern der
Dienstleistungen und den Herstellern von Datenverarbeitungsanlagen zu

bemühen13e. Doch lag der Akzent der Kooperation einerseits auf techni-
schen Fragen bis hin zur "Vereinbarung" von technischen Standards und
andererseits auf der Problematik der Tarifierungsprinzipien und der

Grundsätze der Benutzung der Dienste der Datenkommunikation. Die
systematische Markterkundung konnte diese Kooperation nicht ersetzen,

obwohl vor allem auch (potentielle) Großanwender einbezogen waren.

Als wichtigstes derartiges Koordinationsgremium ist der Ausschup fiir
Fragen der Datenfernverarbeitung beim FTZ za nennen. Er trat im
MiirzL972 erstmalig atsammen und sollte entsprechend den Weisungen
des Ministeriums mit Vertretern von Herstellern der Datenverarbeitungs-
technik und Anwendern der Datenfernverarbeitung sowie Wissenschaft-
lem besetzt werden. Der Ausschuß, der in der Regel zweimal im Jahr

zusammentritt, hatte bereits auf seiner zweiten Sitzung eine "aus Techni-
kern" bestehende Arbeitsgruppe mit 15 Vertretern von Anwendern und
Herstellern, vier Mitarbeitern des FTZ und drei Beamten des Postmini-
steriums gebildet, die sich fast monatlich trifft und deren erste Aufgabe

138 Ein Mißerfolgserlebnis zeichnete sich bereiß frühzeitig beim Versuch der Post ab'
mit der 19?0 gegründeten Datel GmbH Dienstleistungen der Datenfernverarbeitung
anzubieten, Dieiei "FaUu wird unten im Zusammenhang mit dem Bildschirmtetddienst
noch kun analysiert,

Auf der internationalen Ebene seEte zu Beginn der 70er Jahre eine intensivere
Diskussion der zukünftigen Anforderungen und Möglichkeiten der Datenkommunikation
ei& in der auch die Option, spezialisierto Datennetzo zu schaffen oder die Datenüber'
tragung in das Tblefonnetz zu integrieren, eine wichtige Rolle spielte. Der Ausschuß

fürWissenschaftspolitik der Organisation ftir Wirtschaftliche Zusammenafteit und Ent-
wicklung (OECD) wies im März 1970 auf die volkswirtschaftliche Bedeutung, aber auch

auf die erforderlichen hohen Investitionen im Zusammenhang mit dem Wachstum der
elektronischen Computer- und Fernmeldetechnik hin. Bine internationale Arbeitsgruppe
von hochrangigen Experten befaßte sich im Rahmen der OECD im Mai 1972 mit den

"Problemen dcr Verzahnung von C,omputem und Femmeldewesen" (Kimbel L974: tl,
t8lL9, t4t-t63), Die Conf6rence Europdenne des Administrations des Postes et des

TdlCcommunications (CEPT) gab 1972 die ente, $päter fortgeschriebene Eurodata-Studie

zu den Marktchancen und der Marktontrvicklung der Datenkommunikation in den Mit-
gliedsländern in Auftrag (Elias 199: n6pn. Die Bundespost war in ihrer lvlarktein-
schätzung in der Regel deutlich "konseryativer" als die Euodata Experten.

139 Dies kann als ein Umschalten von Koordination durch Markt mit einem monopolisti-
schen Marktführer auf Koordination durch Komitees interpretiert werden. Einen spiel-
theoretischen "Nachweis" der überlegenen tristungsfähigkeit dieses Modus (und auch

einer hybriden Variante) gegenüber dem reinen Marlt gibt es für den Fall der Festlegung

von Kömpatibilitätsstandards @arelV Saloner 1988).
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-es_ 
wal' 

-die.-Pfanung der Post bezüglich des sog. Direltrufnetzes zu
behandeln (Scherer 1985: 3751376).

. Yit der_Bildung des Ausschusses ftir Datenfernverarbeitung war es
der Post gelungen, Akteure informell a$anrmenzubinden, die zum Teil
leftig miteinander konkurrierten und von denen einige uucir die monopo-
listische Position der Post im Markt für Datenkömmunikation niitrt
akzeptierten. Dies gilt insbesondere für die Hersteller und deren verbän-
de. Der Zentralverband der Elektrotechnischen Indusfüe (zvEI), in dem
die traditionellen Hersteller von Telekommunikationstectinit oiganisiert
sind, läißt sich in dem Ausschuß ebenso wie der verband Däutscher
Maschinen- und Anlagenbau (vDMA), der u.a. die Datenverarbeitungs-
industrie organisiert, durch Firmen vertreten. Der vDMA war zuvoiin
der Telekommunikation praktisch nicht präsent. Die gewachsenen Struk-
turen dieses sektors wurden von ihm von Anfang an in Frage gestellt,
zumindest aber nicht als gegeben hingenommen. Räine Anweiderinteres-
sen werden etwa vom Kreditgewerbe, der chemischen Industrie, den
Banken oder der Automobilindustrie vertretenl4.

Die durch die Gründung des Ausschusses für Datenfernverarbeitung
indizierte Strategie der Bundespost, ökonomische und technische Interesl
s:ntgn in die Planungsprozesse einzubeziehen und nJ vemetzen, debnte
sie in den folgenden Jahren auch auf andere Bereiche aus. so wurden
zur technischen und organisatorischen vorbereitung neuer Telekommuni-
kationsdienste von der Post Arbeitskreise eingeriJhtet, die in der Regel
über die Nominierungbzw. Einladung durch ihre verbände den interäs-
sierten Herstellerfirmel der Technik und potentiellen (Groß-)Anwendern
offen standenlal. sie arbeiteten an der Festtegung tecirniscn6r Standards

140 Per Kreis der insgesamt 25 Mitglieder aus Verbänden, Wissenschaft und Einzelfirmen
blieb im Prinzip unverändert, wenn auch einzelne Al<teure wechselten. lm färuar rssg
waren im Ausschuß vertreten: Arbeitskeis Datenfernverarbeitung im Bundesverband
der Bürcmaschilonimporteue, Deußcher Hotel- und Gaststättrou.tuinu, urx, Deubche
Presseagentur, Gesamtverband Venicherungswirtschaft, Gesellschaft iUi l{atnimatik und

P-Try:ghjgg, ]l.slitul für Nachrichtenüberragung äer Universität St"tti.n, Koopera_
tronsausschuß BundÄänder/Gemeinden auf dem Gebiet der EDV Kreditgäwerbe, öeut_
sche Lufthansa, Rat des_D.eutschen Handels, Verband der Chemisöhen Ind-ustrie, Verband
der Deutschen Automobilindustrie, Verband Deutscher nechenzentre&-äniiatverUanO
des Deutschen Handwerks mit jeweils einem Vertreter. Für die Verbände kamen meist
bestimmte Firmen, Dies galt alin rtir oen VDMA (BM, sperry u"ir"r, ni-ritph-Adler,
Kienzle,. Nixdorf) und den T,IEI (siemens, aBo-rutärrinteir, ihilid 

-oata'systemsj

_.- 9BL),.die die-ü-brigen vertrerer in äen Ausichuß entsandten (s.rrir"'irsSli si+1.
141' Im oktober 1976 wurde der Arbeitskreis Tblefaxdienst grgttitroii. 1o-irt* arbeiteten

als "Vertreter von Anwenderinteressen" der DIIIT, der Äröschuß ftir wirtscnantiche
Yt*{Jory in Wirtschaft und öffentlicher Hand unä das Bundesverwattunlsarnt (aun-
desstelle für Bürotechnik und Büroroganisation) sowie ats "vCrtritei oer-Hi"rsierfer- uno
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und der Vorbereitung relevantel Dienstemerkmale mit und kooperierten
mit Referaten oder Arbeitsstäben im FTZ oder im Postninisterium (vgl.
Hillebrand 1981: speziell 40-42). Die Mitarbeit in den Arbeitsheisen
ist freiwillig, und im Prinzip sind diese keine abgeschlossenen Einheiten,

sondern für neue Interessenten offen.
Der allgemeine Rahmen wird jedoch von der Bundespost vorgegeben,

so rlaß Kooperation einen gewissen Grad vonAlaeptanz technßcher und

ölanomischer Prinzipien der Bund.espost implizierr. Solche Prinzipien,

die in der Wahrnehmung der Post in den 70er Jahren eine Monopol-
stellung erforderten, sinü "offene Netze", "fl ächendeckende Versorgung"

("Univärsal Service") und auch "Tarifeinheit im Raum" 
^(ygt. -Garnham

i9ae;. Hinzu kommt das Prinzip der Einheitstechnik. Obwohl ,gerlde
einig'e Hersteller von Datenverarbeitungsanlagen wie IBM oder Nixdorf
die äominante Stellung der Bundespost offen kritisierten, war für sie

Nichtkooperation in den Gremien keine praktikable Option, da sie das

Feld technisch und ökonomisch den traditionellen Lieferfirmen der Post

überlassen hätten1a2. Diese waren natürlich zur Kooperation mit der Post

bereit. Auch die Anwender, die kein unmittelbares Interesse als Produ-

zenten von Telekommunikationstechnik hatten, sondern auf ihre Bedürf-
nisse ausgerichtete Dienste zu günstigen Konditionen bekommen wollten,
kooperierten. Allein die Informationsfunktion der Ausschüsse und Ar-
beißheise entschädigte die Teilnehmer schon für ihre Aufwendungen
(vgl. Röder 1984).

Gerade in der ersten Hälfte der 70er Jahre hanen die oben genann-

ten Versorgungsprinzipien .der Posl, die sie selber nie vollständig reali--

sieren konnte oder wolltelß, die Funlction, ihre Einnahmeinteressen und

Lieferinteressen" det ZYEI, der VDMA und der Bundesverband der Büromaschinen-

Import- und Vertriebsuntemehmen, Hinzu kam ein Vertreter vom Deutschen ltrIltitut
färNormung @IN) @ohm u.a.; 1979: L82/L83)'

Fast zuigieichen Zeit entstand auch ein Arbeitskreis Tbxtkommunikation, zu dem

zunÄchst nur-die maßgeblich betroffenen Hersteller über den ZVEI und den VDMA
und außerdem das DIN eingeladen wwden (Scherer L985: 386ßÜ).

142 Allerdings zögerte IBM beim Arbeitskrcis Tbxtkommunikation, der de facto die Einfüh-
rung des-voriSiemens konzipierten "offenen" Dienstes "Bärofernschreiben" (lbletex)
tecf,nisch und organisatoriscli vorbereiten sollte, rund ein Jahr mit der Bntscheidug'
um sich schließliih doch an der Arbeit zu beteiligen. Dies verzögerte die Arbeiten dieses

Kreises, der sich spilter ganz erheblich, insbesonderp um eine größere Zahl von Anwen-

dern, erweiterte (vgl, Scherer 19851 386-390).
143 Beispiele sind ddrZu langsame Ausbau des Tblefonnetzes mit der Folge von langen

Wartitisten (keine flächelndeckende Venorgung) und ein gewisser rilildwucbs der

Ortsnetze mii einer Privilegierung derjenigen, die innerhalb großer Ortsnetze kom-

munizieren konnter! gegenlber denjenigen, die außerhalb lagcn (keine Thrifeinheit
im Raum). Die Beseifging der uriflichen Ungleichheiten war ein Ziel der Binfilbrung
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die Besetzung neuer Mörkte zu legitinieren.üe erheblichen wirtschaftli-
chen Probleme "zwangen" die Post in ihrer wahrnehmung dazu, ihre
Monopolrechte voll auszuschöpfen. Hierzu mußte sie abär auch den
Nachweis führen, daß sie in der Lage war, den Bedarf an neuen Kom-
munikationsmöglichkeiten zu befriedigen.

Nachdem die angebotenen Dienste der Datenkommunikation hierzu
ganz offenbar nicht ausreichten, stellte die posj 1973174 das sog. Direkt-
ryfnetz bereit, das zunächst auf analogen übertragungsleituägen des
Telefonnetzes realisiert wurde. Dieses Netz bietet auf lestgeschalteten

Ifigng"l mit digitalen schnittstellen über Datenanschlußgerf,te die Mög-
lichkeit, kompatible Datenendeinrichtungen verschiedenär Art und vei-
schiedener Rechtspersonen miteinander zu verbinden. Hierfür werden
Leitunggn reserviert (standleitungen), also aus dem allgemeinen vermit-
telten Netz "herausgeschnittenr', und bei Bedarf direkt ohne besonderen
wählvorgang aufgebaut. Es werden verschiedene, auch relativ hohe,
ubertragungsgeschwindigkeiten angeboten (vgl. Hillebrand 1 9g 1 : gz-j 4i
Albensöder t987 : 95196).

Die am 1.7.1974 in Krafl getretene Verordnung, die die Bedingungen
der Benutanng des Direktrufnetzes festlegt (Direktrufuerordnung),-wuide
zu einem Fokus von Konflikten um das telekommunikationJnonopol
und ftihrte schließlich zu einer Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zugunsten der Bundespostl#. Gegen rritit und widerstand aus
der Datenverarbeitungsindustrie wurden 

-einige in der Fernmeldeord-
nung von 7971 fiv das Fernmeldenetz formulierte positionen der post
(vgl. _s9h!in L972b) nun auch ganz explizit auf das Direktrufnetz, das
ausschließlich für Datenkommunikation (einschließlich Textkommuni-
kation) reserviert ist, überhagen. Erstens 

'wurde 
wie das Modem auch

das Datenanschlußgerät, das eine vergleichbare Funktion im Direktruf-
netz erfüllt, zwar als "ltlyatzeiwichtung", aber Teil des übertragungs-
netzes_ (Netzabschluß) definiert, das von der post bereitgestellt wiid. Ftir
das Modemmonopol wurden "technische und betriebliihe" Gründe ins
Feld geführt, "um im.Übertragu_ngryeq die notwendi.gen Freiheitsgra-
de gerade auch im Hinblick auf die Einführung neuer tiberhagungstäh-

leg -Nallqryigtrslarifs, 
also der lJsung der Thrifgrenzen von den ortsnetzgenzen (vgl.

Schön 1972a). Die Bercißtellung von tvtieUeitulngen aller Art fär privad fVeee üÄ.
gescblossene Benutzergruppen könnte als Verstol gegen das rririzip orener Netze
interpretiert werden,

144 siehe oben IV2: Erfolgose Aktionen gegen die monopolistische ste[ung der post.

Wac hs turn wd Kons o li di er un g
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niken zu haben" (Wolf 1975:26127)tas. Zweitens wurde festgelegl, daß

Endgeräte zwar ausschließlich privat beschafft, aber von der Post zu-

gelaisen werden müßten, um das Direktrufnetz "vor störenden Einflüs-
ien zu schützen und damit den Kunden einen einwandfreien Dienst zu

sichern und den Aufwand der DBP für Störungseingrenzung, Störungs-

beseitigung, Betriebskontrollen usw. ztl begrenzen" (Wolf t975: 28).

Drittens wurde bestimmt, daß Endeinrichtungen nicht "ausschließlich
oder überwiegend" dem Zwecke dienen dürften, Nachrichten für andere

oder zwischen anderen zu vermitteln (Dienst- bzw. Vermittlungsmono-
pol). Die Direlarufverordnung hatte damit nicht nur noch einmal ganz

äus'dräcklich den weitgehenden Monopolanspruch der Posf deklariert,

sondern auch einen indireWen Regulierungsanspruch für den privaten
Marla der Datenendgeröte erhoben, soweit diese an das Netz der Post

angeschlossen und in diesem Sinne Teil des Netzes wurden. All dies

wurde mit den "l,ebensinteressenrr der Post begründet, die nicht "auf
den schlechten Risiken", die die "vom Gesetzgeber vorgegebene Bedien-
pflicht zwangsläufig beinhaltet", sitzen bleiben wolle (Wolf L975: ?!7).

Mcigticherwelse hätte sich die wirtschaftliche Lage der Post in der Tat

weiier verschlechtert, wenn sie ihre Monopol- und Regulierungsansprü-
che zurückgenommen hätte, doch wären neben substitutiven auch kom-
plementäre Effekte denkbar, die insgesamt zu einer schnellen Zunahme

äer Nutzung der Datenkommunikation hätten führen können (vgl. Neu-
mann/ v. Weizsäcker t982:386-391). Dies hätte auch der Post zusätz-

liche Einnahmen gebracht, da sie insbesondere dort, wo sie selbst nicht
in der lage war, eine entsprechende Nachfrage mittelftistig zu befrie-
digen, duichaus liberal agierte, allerdings für "diese Zugeständnisse"
ininei "einen finanziellenautgl.i"h" foräerte (Adelmann197l: 44)16.

Die Post appellierte zwar an ihre Kritiker, weiter sachlich mit ihr
zu kooperierenl4T, ließ sich aber auf keinen Kompromiß ein, zumal die

145 Mehr als ein Jahrzehnt zuvor hatte der spätere Abteilungsloiter im Postministerium,

Schön, nicht zuletzt wegen der knappen Investitionsmittel für einen Vezicht auf das

Monopol plädiert (Schön1961: 320ß2L). Graviercnde technische Probleme, die dagegen

sprechen könnten, sah er nicht.
146 Äuch dies war größtenteils in Gebührenordnungen geregelt. Ein Beispiel im schönsten

Juristendeutsch 
-ist die Tbbelle der "Gebühren beim Untereinanderverkehr verschiedener

ander€r" (vgl. Adelmann 1975: speziell 52).
14? ,'Im Bereiif, der Datenilbertragung gUt es nach wie vor eine Reihe von Sachproble-

men, die einer l,ösung bedtirfen, und es kommen neus hinzu, Die DBP ist bereit,

sich mit diesen Sachpioblemen zusammen mit Anwendern und Hentellern auseinan-

derzuSetzen und nach Lösungen zu sughen. Denn um der Sache weiter zu dienen, ist

es notwendig, gemeirrsam Erfahrungen auszuwertenr' (Wolf 19?5: 2a).
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Benutzungsverordnung problemlos vom postverwaltungsrat verabschiedet
worden war und auch der wirtschaftsminister sein Einvernehmen erteilt
hatte16. Immerhin erwies sich das Direktrufnetz, gemessen an oer Zatrl
der angeschlossenen Datenstationen, als das relativ erfolgreichste unter-
nehmen der Datenkommunikation. Bereits 1978 war hier-mit sut 34.000
mehr als die Hälfte aller Datenstationen angeschlossenl4e.

Neue Massendienste?

Nach vielen mageren Jahren ktindigten sich für die Bundespost 1975,
dem ersten Gewinnjahr der 70er Jahre, bessere zeiten 

"n. 
sie konnte

aus eigenen Mtteln neue Aktivitäten starten, ohne klare politische vor-
gaben beachten zu müssen. Politisch waren im vorfeld där Bundestags-
wahl des Jahres 1976 andere Probleme, wie Massenarbeitslosigkeit u]ro
Staatsverschuldung, wichtigerlso.

148 Allerdings lam es nicll .ny zur* _lerfgsggnpklage gegen die Dirpkrufverordnung,
sondern auch in der politischen Öffentlichkeit regte Jic[ Kritik. Im Bundestag kitT-
sie.rten. die Abgeordneten Pfeffermann und Stavenlagen (cDU/cSÜj rcir,on uaf6 nach
Erlaß der Verordnung, daß durch sie die Regulierungs-funliion der polst auf den Bereich
oer Datenverarbettung ausgcdehnt werde. Die Regelungen des Fernmeldeanlagenge$etzes
würden undifferenziert auf die Datenkommunikätion-übertragen.

In der wirtschaftswoche ("Gewisse Freiräume") vom- z4.L.Lg7s hieß es, der
Postverwaltungsqt habe über milliardenschwere Progämme zu befinden, aler letztlich
nichts zu entscheiden. I'Das von Minister Kurt Gscheiüe angefUftrte eonCespost-Manage-
ment, das der Aufsicht dgs.lates untersteht, wird letztlich-tun, was es ftir rictrtig tait".
Die ?ost sei mächtiger als ihre Aufpasser. Hessens Wirtschaftsminister Karry, tüitgieO
des Ve-rwaltungsrates, habe eine Ub-erforderung des.Rates bei der Vorlage där "Verord-nung tiber das Öffentliche Direktrufnetz ftir ?ie libertragung digitate"r Nachrichten"
konstatiert, selbst von sanden, Siemens-vontand und Nacfiricit.n-"n"prrt. im Verwal-
tungsrat, habe nicht mehr durchgesehen,

. Diese Dantellung ist hinsichtlich des komplizierten, nur hiermit vertrauten juri-
fliscttg1 Exp€rte-n schnell verständlichen Benutzungsrechis, plausibel. Vtogtictreweis"
$ft:-ru"l gDP) sonst nicht.zuqestimmt. ob vorisanden ö'rund genauiiätte, gegen

_ .^ !i: V.erordnung zu srimmen, ist äine andere Frage.
149 Für die Nltzung der verschicdenen Angebote si'ielen natürlich technische Spezifika-

tionen und die Gebührenstruktur eine gioße Roile (vgl. Hutter LSg4.-----
1"50 Von 1973 bis 1975 hatte sich die Arbiitslosigkeit nitrezu vervierfacht. Erstmals seit

fen Nptrkriegsjahren gab es über 1 Mio. Afieitslose. Auch Oie SiaatsverscfrufOung
hatte ein sehr hohes Niveau eneicht. So gelang es der sozialliberalen Koalition untei
Kanzler Schmidt nur mit Mühe, eine Melirheit-von galen zehn tr,tandaten gegentiUer
der cDU/cSU in die nächste Legislaturperiode zu rei'en. Die cDu/csu, die'mit iluem
neuen Kanzlerkandidaten Kohl und der Parole I'Freiheit statt SozialismuS' in Oen Watrt-
kampf gezogen war, erreichte mit 4g,6vo ihr zweitbestes Nacrrnielsergeuni-s, utieu auerin der Opposition (SpD 42,6Vo,FDp 7,9Vo).
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Die meisten der bereits geschilderten Initiativen der Post in der Da-

tenkommunikation waren eher defensiv motiviert und sollten den umfas-

senden Monopolanspruch sichern. Doch reichte dies wohl nicht aus, um

die Bundespoit auf Dauer von Zuschüssen unabh&ingig zu machen und

den Erwartungen zu entsprechen, die zusätzlich mehr oder wenig_er expli-

zit an das Staatsunternehmen herangetragen wurden. Die neue Situation

erforderte mehl unternehmerisches Handeln und barg Risiken des Schei-

terns.

nern an verschaffen.
Noch während der Großen Koalition ließ sich Postminister Dollinger

von entsprechenden japanischen Aktivitäten zu dem Plan inspirieren,

mit Hilfe der Bundespost insbesondere mittelständischen Unternehmen,

"für die sich eine eigene Datenverarbeitungsanl-3ge nicht lohnt", die

"Mitbenutzung eines Clomputers" zu ermöglichenDz. Dies sollte über eine

GmbH mit AEc-Telefunken und siemens als Gesellschaftern neben der

Post realisiert werden. Trotz einiger Kritik in der öffentlichkeit und im
Postverwaltunprat wurde dieses geplante Unternehmen nicht aufgegeben,

sondern unter Mitbeteiligung der Firmen Nixdorf und Olympia gestartet.

Die Bundespost übernahm 40Vo des Kapitals der "Datel GmbH", dre

im Frü$ahr 1970 mit den Aufgaben gegründet wurde, Rechenzeit auf
Mietbasis (Datenfernverarbeitung) zur VerfügUng zu stellen, entsp_r_echen-

de Programme zu entwickeln, die Beratung und Ausbildung von Kunden

zu übärnehmen und Teilnehmerendeinrichtungen für die Zwecke der

Datenfernverarbeitung zu vermieten und zu verkaufen.
Das Unternehmen, das mit über vier Mo. DM auch aus dem Daten-

verarbeitungs-Förderungsprogralnm des Bundes unterstützt wurde, um
die Position der deutschen Datenverarbeitungsindustrie gegenüber IBM
zu verbessern, war ein Mißerfolg auf der gaazet Linie. Ende Oktober

!974 verkaufte Nixdorf seinen Anteil zum symbolischen Preis von einer

DM, und die anderen Firmen folgten bald. Irdiglich die Post und Sie-

mens behielten noch eine Beteiligung von ie SVo an der GmbH, die

mehrheitlich von der "G6ndrale de Service Informatique Europe (GSI)",
einem EDV-Dienstleistungsunternehmen, das bereits in FranheictS Belgi-

151 Sie wärden heute als Mehrwertdienste oder 'rvalue added services" bezeichnet'

152 Bulletin der Bundesregierung vom V1,9'692 LÜ26'



Wacluam wd Konsolidierung 235

en, Italien und der Schweiz tätig war, übernommen wurde. Der Bundes-
rechnungshof bezifferte den Verlust der Post auf.6L,7 Mio. DM1s3, hinzu
kamen aber noch einmal zwischen 22 und 30 Mio. DM, die die post
nachschießen mußte, um einen Konkurs abzuwenden. Das projekt war
eindeutig technik- und nicht marlaorientiert. Ein fehlendes Marketing-
konzept verhinderte, daß latente Nachfrage nach._D. ienstleistungen där
Datenfernverarbeitung mobilisiert werden- konntelsa.

Diese negative Erfahrung hinderte die Post in der zweiten Hälfte
der 70er Jahre nicht daran, erneut einen Dienst vorzubereiten, der eben-
falls Elemente dessen enthält, was ein knappes Jahrzehnt zuvor als
Datenfernverarbeitung bezeichnet wurde. Hierbei handelt es sich um den
Bildschirmtextdienst (Bt*), dessen Entstehungsgeschichte und Kaniere
inzwischen ausführlich analysiert worden ist (schneider 1989). Lg7sn6,
4r $" Bundespost das englische Viewdata entdeckte (Schneider 1989:
81-86) und die Option Btx prüfte, war sie auf der Suche nach einem
Massendienst.

Als bedeutender Investor war die Post mit ihrem zyklischen Investi-
tionsverhalten in die Schußlinie der wirtschaftspolitischen Kritik geraten.
Es wurde von ihr envartet, daß sie durch erhöhte Investitionen mit dazu
beitrug, den konjunkturellen Aufschwung zu sichern und die Arbeitslo-
sigkeit abzubauen (vgl. scholz 1986). Die sich zunehmend bessernde
Ertragslage mit einem Rekordgewinn für die 70er Jahre im Jahre 1978
(2,1 Mrd. DM) weckte Begehrlichkeit beim Haushaltsausschuß und beim
Bundesfinanzminister. Zwar überwies die Post i.978 erstmals wieder die
volle Ablieferung in Höhe von von rund 2,2 Mrd. DM an die Bundes-
kasse, doch hatten verschiedene Politiker in Bund und Ländern den Ein-
druck, man könne sijh, ohne Schaden anzurichten, bei der post einen
"Nachschlag" holen155. In der Tat hatte die Post Mtihe, den Gewinn des

153 Bundestagsdrucksache YIlllLL64: 28.
L54 Wie so. etw€s erfolgreich praktiziert wird, demonstrierte die etwa zur gleichen Zeit

gegründete Datev (Datenverarbeitungsorganisation des steuerberatenden Birufes in der
Bundesrepublik Deutschland), die als Genossenschaft von Steuerbentern mit Sitz in
Nürnterg ftir diese Zielgruppe die Buchhaltung für deren Mandanteg aber auch vielfäl-
tig€ Steuerb_eratungs- und Organisationsberatungsdienstleitungen auf der Basis von EDV
anbot (vgl. Kommentar von schnorbus in der FAZ vom 3.1.i9?5: "100 Millionen Mark
verwirtschaftet").

L55 In der Tbt wurde dann auch eine sonderablieferung von 1,L Mrd. DM bereits für
1979 und eine weitere in Höhe von 1,6 Mrd. DM ftir 1990 festgelegt. Mit dem 1991
verabschiedeten Gesetz zum Abbau von Subventionen wurde sctrtieÄtictr der Satr für
die Ablieferung ,von,6 2ß vo a,rf 70 % mit wirkung ab 1.1,19g1 erhöht. Im Bundestags-
ausschuß für das Post- und Femmeldewesen begr{indete Staatssekretät Elias äm
18.3.1981 diese Maßnahme damit, daß der Bund inler vergangenheit insgesamt 10,7
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kommenden Jahres - in der Presse wurde er zeitrveilig mit über 8 Mrd.
DM angesetzt - auf eine "beruhigende" Größenordnung zurüctzuführen.
Staatssökretär Elias bezifferte den "Überschuß im Sinne des Aktiengeset-

zesft am t4.3.1979 vor dem Postausschuß auf rund 3,5 Mrd. DM. Nach

Bildung einer "Investitionsrücklaget' in Höhe von 1 MId. DM und "einer
weiteren Rücklage, um das Ertragsrisiko im Zusammenhang mit der

Einführung des Nahbereichstarifs 1980 zu mindern", erwartete er einen

Gervinn nir fgZg in Höhe von 2,05 Mrd. DM. Diesen und nicht mehr

auszuweisen, ist den Finanzexperten der Post dann auch gelungen.

Investitionsmittel waren also vorhanden und sollten für Zwecke des

Unternehmens Bundespost ausgegeben werden. Wollte die Post nicht

wieder zum Kostgänger, aber auch nicht zur Milchkuh des Bundes wer-

den, mußte sie versuchen, die Mittel in einen zukunftsträchtigen Massen-

dienst zu investieren, der mittelfristig die Rolle des Telefondienstes

als Wachstumsträger übernehmen könnte. Hier strebte man bis 1985 die

Vollversorgung aller Hauhalte an. Spätestens nach diesem Zeitpunkt war

das Wachstumspotential im Telefonbereich weitgehend erschöpft (Elias

t978: 40-43). Bis dahin sollten neue Einnahmequellen erschlossen wer-

den, die in die Größenordnung des Telefondienstes wachsen sollten. Bei

der Prüfung der Investitionsmöglichkeiten glaubte man zwar den poten-

Mrd. DM in Form von erlassenen Ablieferungen und Zinsübernahmen filr Anleihen der

Post in das Unternehmen eingezahlt habe und nun wieder etwas zuräclfließen solle

(vgl. auch Bundestagsdrucksache D(/92).- - Der Bundesrat hatte die Brhöhung der Ablieferung mit dem Argument, sie komme

einer verkappten Steuererhöhung gleich, mehrhcitlich abgelehnt @undesfagdruclsache
lXnLT, obriohl der Ministerpräsldent von Baden-Witttemberg, Späth, 1978 sogar eine

zusätzliche Zahlung der Posf in Höhe von 5 Mrd. DM verlangt hatte @ie Zeit vom
29.12.1978t "Die Nassauer auf dem gelben Wagen"). ln einer öffentlichen Anhörung
des Finanzausschusses zum Subventionsabbaugesetz lehnten der seit Ende der 60er Jahre

existierende ',Vettand der Postbenutzer", die DPG, der D€utsche Postverband und auch

der DITIT die Erhöhung der Ablieferung ab. Für den DIIIT argumentierte Meyer' das

Femmeldemonopol köine nicht als Finanzmonopol des Bundes gehandhabt werden.

Hierdruch werdö das Monopol leutlich in Frage gestellt. "Ich weise nur darauf hin'
daß die Forderung nach einär Privatisierung von Tbilen des Fernmoldewesens obnehin

virulent ist. ... D€iDlfff gelßrt an sich zu den Verteidigern dieses Femmeldemonopols.
Wir sehen ja seine Rechtförtigung u.a. darin, daß as gewährleistet, daß sich das Fernmel-

dewesen wirtschaftlich $elbst tragen kannrr.
Nach dor Anhörung durch den Finauausschuß votierte daon in einer denkurildigln

Sitzung am 8.4.1981 der Postausschuß bei Anwesenheit von sechs-Abgeordneten der

SpD ürd drei der oppositionelten CDU/CSU mit ftinf gegen vier Stimmen-gegan die

von der sozialliberaiän Bundesrcgienrng vorgesehene Erhöhung der Ablieferung. Im
federfithrenden Finauausschuß st-immten diehelationen dann wieder' Hier wurde am

10.4.1981 mehrheitlich beschlosseq an der Erhöhung fe'stzuhalten. Das GeseE wude
im Mai vom Bundestag verabschiedet.
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tiell größten Bedarf beim "Kabelfernsehenrr, also einer B reitbandverkabe-
lung für zwecke der verteillcommunikntion zu erkennen, doch waren
die Zukunftschancen politisch ungewiß, da hiermit medienpolitische
Probleme, insbesondere die_Frage der Zulassung von privaten-Fernseh-
sendern, verknüpft warentro.

Der Bildschirrntextdienst (&ft) hingegen erschien in dieser Hinsicht
weniger problematisch und bot ebenfalls die Perspektive, zu einem Mas-
sendienst entwickelt werden zu können. In dem Dienst werden über
das Telefonnetz und das öffentliche Datennetz mit Dekodern ausgerüstete
Fernsehgeräte mit Datenverarbeitungsanlagen verbunden. Aüs ihnen
können Informationen abgerufen werden, sie können aber auch Informa-
tionen einzelner Teilnehmer, die diese mit der Fembedienung des Fern-
sehgerätes eingeben, auftrehmen und verarbeiten. In diesem sinne ist
Btx ein "Informations-", "Kommunikations-" und "Dialogsystem"
(sclreidel L989:49). Alle Haushalte mit einem entsprechenc ausg-ertiste-
ten Fernsehgerät können über einen Telefonanschluß(mit einem Modem)
die Datenverarbeitungsanlagen erreichen. Diese sog. Bt<-Zentralen sinä
Teil {es Netzes der Post, werden also von dieser iufgestellt und betrie-
ben1s7. Mit der Definition der Btx-Zentralen als Teif des Netzes hatte
sich die Post wie bei der Datel GmbH erneut in das Gebiet der Daten-
femverarbeitung gewagt. Dies beschr&inkte sich a[erdings auf die techni-
sche Bereitstellung der Anlagen und computerprogamme. Inhaltlich
sollte (und mußte) der Dienst von privaten Informationsanbietern ausge-
füllt werden.

von der ldee, einen Text- und Bildinformationsdienst mit Dialog-
möglichkeiten für eine große Zahl von Teilnehmern zu schaffen, waren
die Akteure im Postministerium und beim FTZ fasziniert. Das bestehen-
de, nur in spitzenzeiten gut ausgelastete Telefonnetz konnte zusätzlich
durch Private vor allem außerhalb der spitzenzeit genutzt und so besser
ausgelastet werden. Die Teilnehmer verfügten im Prinzip über die benö-
tigten-Endgeräte. spälestens bei der Anschaffung eines näuen Fernsehge-
rätes könnten sie sich ein solches mit einem Dekoder kaufen. Die Mo-
dems würden von der Post bereitgestellt, ebenso die Btx-Zentralen,
deren hardware- und softwaremäßige Ausgestaltung und Vemetzung übei

156 Die.Gesamtproblematik der "verteilten" also nicht "vermitteltenr' (interaktiven) Breit-
bandkommunikation soll hier nicht behandelt werden, obwohl nichi übersehen werden
kann, daß ein.Einstieg der Bundespost in diesen Bereich finanzielle Mittel band, die

_ __ lonstjnderweitig hätten eingesetzt werden können (vgl. Mettler-Meibom 1986).
L57 zv,Benuüu-ng durch geschlossene Benutzergruppen 

-werden 
auch private Daienver-

arbeitungsanlagen (externe Rechner) zugelassän.'
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Datenleitungen das gesuchte Terrain für Investitionen da$tellten. Hier
lagen auch die eigentlichen innovativen technischen Elemente des Dien-
stes, der im übrigen vorhandene technische Komponenten lediglich neu

kombinierte $4ayntz 1983: t4L; Schneider 1989: 67-81).

Mit dieser Kombination von technischen Komponenten war allerdings

auch die Notwendigkeit der speziell wirtschaftlichen Kooperation von

Akteuren verbunderi, die bislang in eher getlennten Märkten agierten158.

Die Computerindustrie mußte die Btx-Zentralen einrichten und benutzer-

freundicl programmielen, die Fernmeldeindustrie brauchbare Modems
anbieten, die Unterhaltungselektronik mußte Fernsehgeräte mit Dekodern
produzieren und den privaten Nutzern za akzeptablen Preisen anbieten,

äs mußten sich Anbieter (2.B. werbeagenturen, Banken usw.) für attrak-
tive Dienste finden, und es mußten genügend Teilnebmer möglichst früh
in den Dienst einsteigen, um schnell eine kritische Masse zu erreichen,

die ein sich selbst tragendes Wachstum auslösen konnte. Die Post konnte
zum Gelingen durch entsprechend günstige (Anlauf)Gebühren für Teil-
nehmer und Anbieter beitagen (Schneider 1989: 64-68)'

Der Umgang mit einer solchen Vielzahl neuer Akteure war für die

Post ungewohnt. Dennoch war sie, oder gab sie sich zumindest' von

Anfang an optimistisch. Man wollte Btx ab 1.980 in groß angele_gten

Feldversuchen nicht nur technisch, sondern auch im Hinblick auf die

Akzeplanz durch die Benutzer eingehend prüfen, um dann einen entspre-

chend optimierten Massendienst starten zu können. In "vorsichtigen
Schätzungen" rechnete man für 1985 mit etwa einer Mio. Teilnehmern,

allerdings auch mit einem "langfristig wesentlich höher" liegendem
Marktpotential (Elias t978: 5L152} Zumindest ein großer Zukunftsmarkt
zeichnete sich also in den ausgehenden 70er Jahren für die Post ganz

konkret ab.

Daneben schienen andere Möglichkeilen, das schmalbandige Telefon-
netz für zusätzliche Dienste zu nutzen, zwar nicht völlig unathaktiv,
aber doch erheblich weniger bedeutend zu sein. Als eine Erg?inzung des

traditionellen Fernschreibers wurde das Bürofernschreiben (Ieletex)
angesehen, das von Siemens für den direkten Austausch von Texten

zwischen "Speicherschreibmaschinen" oder "Textbearbeitungssystemen"
entwickelt wurde und im Integrierten Fernschreib- und Datennetz (IDN)
ab 1981 angeboten werden sollte (vgl. Kanzow 1981a).

158 Die medienpolitische Diskussion, die aus der sicht der Bundespost die Planung-q$
Vorbereitun! von Btx belastete, soll hier nicht behandelt werden (vgl' Schneider 1989).
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Atnrtictr war auch die Einschätzung des Fernkopierdienstes Tetefax.
In einem weltweit mehr und mehr automatisierten Telefonnetz, in dem
jeder, der einen Anschluß hatte, relativ einfach zu eneichen war, konnte
die Fernkopie eine attraktive Alternative zum konventionellen Versand
von Schriftstücken oder Zeichnungen insbesondere dann bilden, wenn
die Übermittlung eilbedürftig oder der Zeitbeduf. für die Postzusiellung
ungewiß war. Manches war auch per Telex möglich, doch ist dieses
Netz weltweit erheblich kleiner als das Telefonnetz. Wegen der vermute-
ten relativ größeren Bedeutung des Telefax im internationalen als im
nationalen Verkehr, wartete die Bundespost mit der Einführung des
Dienstes, bis der recht schleppende Prozeß der internationalen standardi-
sierung abgeschlossen war. Mit Vorbereitungen hatte sie begonnen, kurz
nachdem die KtK empfohlen hatte, einen solchen Dienst anzubieten.

Technisch war die Spezifikation der Dienstemerkmale nicht sehr
schwierig, nachdem der CCITT bis 1976 die wichtigsten Vorleistungen
erbracht hatte. Der im Oktober 1976 gegundete Arbeitskreis Telefax-
dienst, in dem bestimmte Anwender- und Herstellerinteressen vertreten
waren, delegierte die "technischen und betrieblichen Fragen" in den
Unterarbeitskreis "Fax", an dem sich "alle am Markt der Bunde.srepublik
agierenden Hersteller oder Lieferer beteiligen konnten" (Bohm u.a. L979:
183). Die benutzungsrechflichen Aspekte wurden in einer ad-hoc-Gruppe
des Arbeitskreises Telefax behandelt. Diese Gruppe empfahl, daß Tele-
faxgeräte (wie z.B. auch Fernschreibanlagen) ausschlieulich vonPrivaten
zu Verfügung gestellt werden sollten. Der Arbeitskreis Telefax schloß
sich diesem Votum an. Die Post schlug jedoch - abweichend vom Vo-
tum des Arbeitskreises - aus "technischen, technisch-betrieblichen und
geschäftspolitischen Gründen" dem Postverwaltungsrat eine Lösung vor,
"bei der auch die Deutsche Bundespost sich am Markt für Telefax-End-
geräte beteiligt und posteigene Fernkopierer an den Teilnehmer überläißt"
(Bohm u.a. t979: t96).

Im September 7977 stimmte der Postverwaltungsrat der Einfiihrung
des Telefax4ienstes grundsätzlich zu. Die genauen Regelungen sollten
noch von der Bundespost ausgearbeitet weiden. Im Septemblr des fol-
genden Jahres billigte der Verwaltungsrat dann auch die Gebühren und
die benutzungsrechtlichen Regelungen, die eine Beteiligung der post am
Markt für Fernkopierer vorsah (Bohm u.a. t979:196). Allerdings fehlte
noch das im PVerwG vorgeschriebene Einvernehmen des Bundeswirt-
schaftsministers. Dieses Ministerium war seit einigen Jahren in der
Hand der FDR die zumindest eine weitere Ausdehnung des "Staates"
in der Telekommunikation verhindern wollte. Graf lambsdorff, der im
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Oktober 1977 Minister Friderichs nachfolgto, verüat hier noch eine

etwas dezidiertere Position als sein Vorgänger. Im August 1978 fand

im Wirtschaftsministeriu m ein Telefax'Hearing statt, in dem das Problem

der Beteiligung der Post am Markt für Faxgeräte diskutiert wurde. Die
zentralen Argumente gegen eine Beteiligung waren, "die Verletzung der

marktwirtschaftlichen Ordnung durch die unternehmerische Betätigung
der DBP und die Störung des Wettbewerbs und der Innovation durch
Behinderung des Marklzugangs und durch eigene Betätigung am Markt
für Endgeräte" (Bohm u.a. t979:215). Die Post argumentierte, daß "ihre
unternehmerische Betätigung auch auf Märkten für Endgeräte mit den

Prinzipien, die in unserer Marktrvirtschaft gelten, nicht im Wderspruch
steht". Ihre Aktivität sei zur Sicherung eines vom Staatshaushalt unab-

hängigen Post- und Fernmeldewesens erforderlich. Sie müsse sich unter-
nehmerisch verhalten, also nicht nur vorhandene Dienste venvalten,
sondern sie weiter entwickeln und neue Möglichkeiten aufspüren @ohm
u.a. 1979: 2L6l2Ll). In den insgesamt vorgetragenen Argumenten deutete

sich eine Auseinandersetzung an, die in den 80er Jahren an Schärfe

zunehmen sollte. tn Hinblick auf die Telefax-Endgeräte kam es zu

einem Kompromiß zwischen dem Wirschaftsminister und dem Postuini-
ster. Die Post durfte, um Betriebserfahrungen zu sammeln, Geräte anbie-

ten, die sie nattirlich nicht selbst produzierte. Allerdings sollte sie keine

marktbeherrschende Stellung anstreben, sondern ihr Marktanteil rund
20Vo niicht übersteigen.

Damit konnte der Telefaxdienst am 1.L.L979 gestartet werden. Man
war vorsichtig optimistisch, da die Realisation des neuen Dienstes im
Telefonnetz nur geringfügige nsätzliche Kosten und praktisch keine
technischen Probleme verursachte. Nach einer Prognose der Firma Arthur
D. Little, üe L975176 im Auftag des BMFT und des Postministeriums
erstellt wurde, rechnete man für 1985 mit 40.000 bis 60.000 und für
1990 mit 150.000 bis 200.000 Anschlüssen. Schließlich gewann man
sogar der "wirtschaftspolitischen Auseinandersetzung" um die Beteili-
gung der Bundespost am Markt für Fernkopierer, die auch den Bundes-
iag beschäftigt hatte, etwas Positives ab: Sie sei so etwas wie eine Initi-
alzündung gewesen, da sie dem Dienst zu einem ungewöhnlichen Be-
kanntheitsgrad und breitem Interesse verholfen habe (Bohm u.a. 1979:

2t3l2L4).
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Konflikte durch neue technische Möglichkeiten

Es waren technische Innovationen, die in den ausgehenden 60er Jahren
und dann zunehmend seit den frühen 70er Jahren dazu führten, daß neue
Akteure Nutzungschancen der Telekommunikation entdeckten oder erle-
ben mußten, wie durch die Technik begünstigt der Expansionsdrang
der Bundespost, ganz gleich ob offensiv oder defensiv motiviert, ihrä
Domänen berührte. Wegen der relativ offenen Zweckstruktur der über-
kommenen technischen Komponenten der Telekommunikation war es
möglich, neue Elemente aufzunehmen, auch wenn das Kompatibilitilts-
erfordernis der gewachsenen struktur nicht jede Innovation gleicherma-
ßen leicht integrierte. Doch nicht nur durch teilweise rigide einheitstech-
nische standards, sondern auch durch die rechtlich zementierte monopo-
listische oder bestenfalls oligopolistische struktur der Telekommunikation
entstanden Zutrittslcosten, deren Inzidenz zumindest latent immer ein
Streitobjekt bildete, auch wenn, wie etwa beim Bildschirmtext, der Zlu-
tritt von vielen Beteiligten gewünscht war.

Bei den ölanomisch interessanten Neuerungen handelte es sich weni-
ger um Netzinnovationen, obwohl in der Vermittlungstechnik EWS
und EDS und in der Übertragungstechnik digitale verfihren allmählich
an Bedeutung gewannen. Vielmehr war es - aus der Sicht der Telekom-
munikation - der Bereich der Endgeräfe, in dem in relativ rascher Folge
Neues entwickelt wurde. Diese Endgeräte waren jedoch nicht als solche
ftir das Telekommunikationsnetz konzipiert, sondern z.B. als I'stand

alonerr-systeme _der Datenverarbeitung, die auch miteinander vernetzt
werden konntenr)v und hierzu einen Anschluß an das öffentliche Tele-
kommunikationsnetz benötigten, wenn die vernetzung nicht ausschließ-
lich innerhalb eines Betriebes oder sonstwie außerhalb des von der post
reklamierten Monopolbereichs erfolgte.

Der Anschluß an das Netz war also, anders als beim Telefon sehr
oft nicht konstitutiv ftir den Nutzen des Gerätes, obwohl seine offene
Zweckstruktur auch den Austausch von Informationen ermöglichte (vgl.
Brooks L982: 1,4-L6). Die neuen "Endgeräte" wurden nur teilweise vön
den traditionellen Amtsbaufirmen hergestellt. Vielmehr waren es vor
allem Computerhersteller, die mit ibrem Interesse, Computer und nicht
Telekommunikationsgeräte oder Telekommunikationsdiensie zu verkaufen,

159 Dies gilt auch für die ursprtingiche Konzeption von Btx. Hier waren aus der sicht
der Hersteller die mit den Dekodern Btx-fähig gemachten Geräte weiterhin in erster
Linie Femsehgeräte.
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leistungsfähige und kostengünstige Dienste forderten, um mit diesem

zusätzlichen Feature ihre Verkaufschancen zu verbessern. Firmen wie
IBM oder Nixdorf und der diese Branche organisierende VDMA wehrten
sich deshalb gegen alle regulierenden Eingriffe in "ihren" Markt, da sie
eine Anpassung der Anlagen an die von der Bundespost festgelegten
Erfordernisse ihrer Netze erzwangen. Offene NeEe ntt gesicherter End-
gerätekompatibilität lagen nicht unbedingt im Interesse der Benutzer von

Computern, solange nicht Datenkommunikation (2.8. Abruf aus Daten-

banken, Aufbau von Informationsdiensten), sondern Datenverarbeitung
Hauptzweck ihrer Anlagen war. Dies war aber die typische Situation
in den 70er Jahren. Vor allem jedoch die großen Computerhersteller,
insbesondere natürlich IBM, hatten kein Interesse an offenen Netzen,

solange sie glaubten, mit selbst gesetzten und durchgesetzten Standards,

also Kompatibilität im Zweifel nur innerhalb ihrer Produktfamilie, am

Markt erfölgreicher agieren zu können (vgl. Brock 1975; Braunstein/
White 1985; Berndt 1986: 107-110; Voelcker 1986).

Auch einige Amtsbaufirmen, speziell Siemens, produzierten Compu-
ter. Ihr st'ärkeres, wenn auch nicht bedingungsloses, Eintreten für offene
Netze erklärte sich zum Teil aus der direkten Konkunenz zu den großen

multinationalen Computerherstellern (vgl. Gottschalk 1989: 23'27), zam
Teil auch aus der indirekten Auseinandersetzung mit den Konkunenten
über die Bundespost. Diese war ein sicherer Käufer der Produkte der

Amtsbaufirmen, wenn deren Geräte den Anforderungen der Post, die
im Prinzip auf offenen Netzen bestand, entsprachen. Auch wenn andere

Firmen, die die Post bislang nicht belieferten, vergleichbare Produkte
entwickelten und herstellten, waren ibre Chancen, Aufuäge zu bekom-
men, geringer als die der Amtsbaufirmen. Zu diesen unterhielt die Post
vielfältige informelle Beziehungen, die zu den anderen erst aufgebaut
werden mußten. In diesem Sinne hatten die Amtsbaufirmen hier unab-
hängig von der Technik einen Transalaionsl<ostenvorteil gegenüber Kon-
kurrenten (vgl. Picot t982).

Neue Akteure und neue Interessenten konzentrierten ibre Aktivitäten
weitgehend auf die Datenkommunikation, die aus der Sicht der vom
Telefondienst dominierten technischen Kommunikation auch in den 70er
Jalren ein mehr technisch als ökonomisch interessantes Randgebiet blieb.
Zunächst durch erhebliche wirtschaftliche Probleme "gezwungen" und
dann durch die sich langsam abzeichnende finanzielle Attraktivität dieses

neuen Bereichs angereizt, aber auch in Sorge vor einer sich hier mög-
lichenveise anbahnenden Substitutionskonkurrenz für eigene Dienste,

sicherte die Post ihren Monopolanspruch benutzungsrechtlich ab. Der
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Versuch, diesen Anspruch über die Gerichte oder mit Hilfe von Rechts-
gutachten zu erschüttern, scheiterte weitgehend. So schienen für viele
der neuen Akteure Mtte der 70er Jahre, als Telekommunikation immer
noch weitgehend eine nationale Angelegenheit war und internationaler
ökonomischer Konkunenzdruck auf das nationale Telekommunikations-
system praktisch nicht existierte, politische Initiativen und politischer
Druck das einzige Mittel zu sein, die institutionellen Strukturen zu !in-
dern, zumindest aber den Monopolanspruch der Post einzudämmen. Die
Aufmerlsamkeit größerer politischer Gruppen für die Telekommunikation
wurde geweckt.





Kapitel V
Wachsende ökonomische, politische und technische
Umweltturbulenzen (1978-1989): Transformation der
Telekommunikation

Rund dreißig Jahre nach dem Beginn des wiederaufbaus der Telekom-
munikation hatte die Bundespost als zentraler Akteur mit dem wachstum
des Telefonnetzes die Dmension eines westeuropäischen Großunterneh-

3en;^g19icht (ygl. yoader Heyden t979; Zuihorst 1981). Von 1949
bis 1980 hatte sich der Beitrag der post zum Bruttoinlandjprodukl von
7,3vo auf.2,6vo verdoppelt. Dies ging zunehmend auf dai Konto der
Telekommunikation und hier vor allem des Telefondienstes. schaubild
Y.t zergl, daß sich die schere der anteiligen Einnahmen aus den post-
und den Telekommunikationsdiensten immer mehr zugunsten der letzte-
ren geöffnet hat. Anfang der 80er Jahre war die polr in erster Linie
und mit steigender Tendenz ein (Jntemehmen der Telekommunikation.

Die politische, insbesondere die parlamentarische Konholle des öko-
nomischen verhaltens der Post und mehr noch der von ihr gestalteten
technischen Entwicklung der Telekommunikation war nur scliwach aus-
geprägt. Mit zunehmender Größe schien sich die post zunehmend von
politischen Einflußnahmen abschirmen zu können, was ihr den vorwurf
einbrachte, sich zu einer "Technokxatie", arso einem bürokratisch gelenk-
ten Technologieunternehmen, an entwickeln @ggers 19g1: 7g-d'1).

Auch die Markteinflüsse waren traditionell niä[t setu stark. Insbison-
dere fehlte Konkurenz. Das Monopol der post bei den Netzen und
Diensten war sehr breit gefächert, und bei den Endgeräten dominierte
au{lunap des Monopolbereichs der Modus der Marktaifteilung. Dasselbe
galt auch in weitem Maße für das verh?iltnis der Herstellei der Tele-
kommunikationstechnik untereinander. Auch wenn sie diesen Modus
nicht immer akzeptierten und sich gelegentlich bemühten, ihren Marktan-
teil zu erweitern, konnten sie letzilich mit dem status quo leben, da in
einem wachsenden Markt für sie auch bei einem fesien Marktanteil
Wachstum möglich war.
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Schaublld V.1: Anteil der Post- und Femmeldegebühren an den Erträgen der Bundespost
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Für die Nutzer der Telekommunikationsdienste hatte sich in den

zurückliegenden drei Jahrzehnten nicht viel geändert, sieht Tan einmal

davon ab;daß sich die Wartezeiten für einen Telefonanschluß erheblich

verkürzt hatten und die Chance, auch am Montagvormittag eine freie

Fernleitung in eine der Geschäftsmehopolen der Republik zu bekommen,

inzwischen iber 50vo lag. L97L war auch die vollautomatisierung des

Inlandsverkehrs erreicht- Abgesehen von einigen Großanwendern im
Bereich der Datenkommunikation reduzierte sich für den Postkunden

die Vertragsfreiheit weiterhin auf eine reine Abschlußfreiheit. Ein Aus-
weichen auf andere Diensteanbietel war in der Telekommunikation eben-

sowenig möglich wie inzwischen auch der Verzicht auf einen Telefonan-

schluß. Mit zunehmender Verbreitung des Telefons gehöIte dieses mehr

und mehr anr normalen Ausstattung eines Haushaltes.
Die deutsche Telekommunikation - sowohl die Bundespost als auch

indirekt die sie beliefernden Firmen - wurden häufig wegen zu hoher

Gebühren und al hoher Kosten kritisiert. Zwar war die Belastung der

Haushalte und Unternehmen mit Gebühren der Telekommunikation mit
wenigen Ausnahmen immer relativ gering (Stern 1980; 1985), doch lag
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die Bundesrepublik im internationalen Vergleich unter den Ländern mit
einer gut ausgebauten Telekommunikationsinfrastruktur immer eher über
dem Durchschnitt, obwohl die Unterschiede sich veningert haben (vgl.
Möller 1980; Regierungskommission 1987: 24-28).

Gravierende technische Probleme im Zusammenhang mit dem
Betrieb der Telekommunikationsnetze gab es im Laufe der Zeit inmer
weniger. Diejenigen Dienste, die die Post anbot, funktionierten auch.
In der Regel gingen technischen Umstellungen und der Einftihrung neuer
Dienste Betriebsversuche voraus, die sich teilweise über Jahre erstreckten
und in denen die Post immer wieder ihren sehr hohen Zuverlässigkeits-
anforderungen Geltung verschaffte. Insbesondere im Hinblick auf die
Technik der Telekommunikationsnetze waren die Post und die Amtsbau-
firmen überzeugt, zwar nicht immer ganz an der Spitze der Entwicklung
zu liegen, aber doch Weltniveau zu präsentieren (vgl. Regierungskom-
mission 1987:26). Hierfür sprachen auch einige Exporterfolge des deut-
schen Amtsbaus, die in einer Welt mit national zum Teil aus techni-
schen und zum Teil aus handelspolitischen Gründen relativ stark abge-
schotteten Märkten nicht leicht zu erreichen waren. Solange die ziemlich
exklusive Kooperation zwischen der Bundespost und jeweils relativ
wenigen Herstellerfirmen zu gewährleisten versprach, Qualität und [ri-
stungsumfang der Dienstangebote in der Telekommunikation zu sichern,
entsprechend der sich abzeichnenden Nachfrage weiter zu entw'ickeln
und auf einem modernen technischen Stand zu halten, solange konnte
Kdtik an einzelnen Mängeln die Machtpositionen der Akteure nicht
wesentlich erschüttern (vgl. Carney 7987 : 3 43 1344). Allerdings zeichne-
ten sich im Bereich der Technik zum Ende der 70er Jahre einige Proble-
me ab, die sehr stark mit der Entwicklung der Mkroelektronik zusam-
menhingen.

L Technische Revolution? Vom Digitalisierungsschock
zum technischen Infrastrukturentwurf für das nächste
Jahrtausend

Die Geschichte des äußerst raschen technischen Wandels in der Miko-
elektronik ist ausführlich dokumentiert und analysiert worden. Sie soll
hier nicht wiederholt werden. Nur einige Aspekte, die unmittelbare Rele-
vanz für die weitere Analyse haben, sollen etwas näher betrachtet wer-
den. Zwei sind besonders wichtig, da sie anzeigen, dafJ aus der Sicht
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der bundesdeutschen Telekommunikation dre Entwicklung der Milroelek'
tronik in der Urnwelt des Systems stattgefunden hat.

Die bahnbrechenden Miniaturisierungserfolge bei den integrierten
Schaltkreisen und Milcoprozessoren (Chips) wurden im Ausland, ztt-
nächst in den USA, später auch in Japan, erzieltr. Neben der Miniaturi-
sierung, die eine höhere Packungsdichte bedeutete, wurde es erreicht,
die Arbeitsgeschwindigkeit und gleichzeitig die Zuverlässigkeit deutlich
zu steigern. Schließlich konnten auch die relativen Kosten für die Bau-
elemente kontinuierlich gesenkt werden (Dosi 1984: 22-26; vgl. auch
Hagedoorn/ Kalff/ Korpel 1988: 45-59). Von der bundesdeutschen Elek-
troindustrie ist die,se Entwicklung lange Zeit rlicht wahrgenommen oder
unterschätzt worden2.

Obwohl die Erfindung des Transistors Ende der 40er Jahre in den

Bell Laboratories gelang, verlagerte sich die weitere Entrvicklung der
Mikroelektronik zunehmend in Bereiche auperhalb der Telel<ommunilca'
tion (Btaun 798t: 74175). Es entstand eine spezielle Halbleiter- oder
Mikroelektronikindustrie, deren Ursprünge im "Silicon Valley" liegen
(EckerV Schubert L986: 175-213; Halfrrann 1984: L36-I67). Auch in
der Infonnationstechnik- oder Computerindustrie wurde die Milroelekto-
nik eingesetzt und weiterentrvickeli3. Die zunächst sehr bedeutende Rolle
der Bell Laboratories von AT&T, die als eine "bridging institution be-
tween pure and applied research" angesehen wutde, schwächte sich ab

Mitte der 50er Jahre ab, nachdem in einem anti-trust Verfabren gegen

Der erste Mikpprozessor wurde im November 191 von der amerikanischen Firma

"Integrated Electronics (ntel)" auf den Markt gebracht. Mikroproz,essorenn dio wie
Computer programmierbar sind, eneichten auf digitaler Basis sowohl hinsichtlich der
Arbeitsgeschwindigkeit als auch hinsichtlich der Speicherkapazität schon bald die Lei-
stungsfähigkeit der herkömmlichen Computer. Als erste europäische Firma begann
Siemens im Jahre 1965 mit der Entwicklung integrierter Schaltungen, Im Bericht für
das Geschäftsjahr lnsn6 werden erstnals explizit die Mkroprozessorcn als markttrüch-
tige lnnovation vorgestellt (vgl. von Weiher/ Goetzeler 19811 130/131).
Radkau erklärt dies mit der "eingewuzelten deutschen Ingenieur-Mentalität: der am

Maschinenbau ausgebildeten Vo$tellung von Loistung, Kompetenz und Solidität. Nicht
zufätlig fand das Entwicklnn&q'potential des kleinen Tfansistots in der Brmdesrcpublik
kaum Beachtung. ... Daß es hier einen rasanten Fortschritt zur Verkleinerung gab' wurde
in der Bundesrepublik zunächst kaum beachtet. Dabei war die Miniaturisierung von
Tbchnik als Entrricklungsziel aus der Konsum$iterproduktion wohlbekannt" (Radkau

1989: 339). Es sollte aber nicht übersohen werden, daß in den USA die militärischo
Nachfrage und auch die schon 1958 einsetzend€ beträchtliche öffentliche Förderung
der Mikroelektronik deren rasche Bntwicklung erheblich begünstigt hat (Mackintosh
1981; vgl. auch Dosi L984t 57-6L).
Neuerdings werden die genannten und weitere Industriezweige auch zrsammenfassend
als "procöss-contrcl equipment indutry" bezeicbnet (Hagedoorn 1989).

1

2

3
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AT&T festgelegt wurde, daß sie in ihrer produktionsfirma western Elec-
tric Halbleiter nur noch für den eigenen Bedarf fertigen durfte @osi
L984:26-57).

Die kurze Karriere des analogen EWS

Die_EntwicHung der Mikroprozessoren gewann gerade in der phase
an_T9mpo, als die Bundespost damit begann, ihrä Kräfte weitgehend
auf die Arbeit am analogen EWS zu konzentrieren. Dies hatte vor
allem wir*chaftliche Gründe. Die Post war daran interessiert, bald ein
funktionierendes elektronisches vermittlungssystem vorweisen zu können,
und hier war die analoge variante bereits so weit entwickelt, dafJ be-
triebliche versuche verschiedener Art ab 1972 durchgefübrt werden
konnten4. Der Abschluß einer erfolgreichen Entwickluig war aso in
gleifbare Nähe gerückt, und die ohnehin zu dieser Zeit sehr knappen
Finanzmittel schienen es kaum zu erlauben, die volldigitale variante
gleichgewichtig ru berücksichtigen. wirtschaftlich interessant erschien

übertragen würde.
zumindest für die
wie für das Fern-

4 Siehe oben IV3: Probleme bei der Entwicklung des EWS.5 F"ur digitale wqr zudeln eine im vergloich zuianalogen übertragung größere Band-
breite erforderlich. Auch Bxpertel außerhalb des KreisJs der Bundöpdt "unc oer.lms-
baufirmen sahen in der digitalen Übertragung tangeTnilnur "das Verfahren der Zukunff'
(Tbichmann/ Seetzen t982t 23). Die siih äbzeiöhnenden Möglichk;ite; oei ciEtaten
optischen Nachrichtenübertqsung 

-auf Glasfaserkabeln wurdän dementsprecheid als
eine option füt die fernere Zutuntt angesehen (vgl. Ehmke plaa: täitu).
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Nachrichtenübertragung mit Hilfe von lasern und Glasfasern. Wir för-

dern sie und andere Technologien, nicht zuletzt, um international wettbe-

werbsfähig zu bleiben. Als Postminister muß ich erkennen, was es heißt,

einen Nachholbedarf finanzieren zu müssen und trotzdem technisch an

der Spitze bleiben zu wollen" (Ehmke 1974a: 56).

Ail dies legte eine Konzentration auf das analoge EWS nahe, und

auch die Entwi-cklungsfirmen, an ihrer Spitze die mit den elektrotechni-

schen und elektronischen Entwicklungen in der welt in der Regel gut

vertrauten Firmen Siemens und SEL, sahen lange keinen Grund zur

Kurskorrektur. Dadurch, daß sie zudem damit rechnen konnten, durch

den späteren Verkauf des Systems an die Bundespost die investierten

Entwicklungskosten decken zu können, konnten sie dem von ihr mehr

und mehr bestimmten Kurs ohne allzu großes Risiko folgen6.

Im Verlaufe der 70er Jahre wurden die zunächst noch nur vereinzelt

zu registrierenden Experimente ausländischer Firmen mit volldigitalen
Vermittlungssystemell häufiger. Beim CCITT wurde in der Mitte des

Jahrzehnts 
-festgestellt, 

daß mit der Ausbreitung der Pulse-Code-Modula-
tion und digitaler Datenverbindungen auch mefu digitale Vermittlungssy-

steme in dön Telekommunikationsnetzen eingesetzt wurden. Ein Bedarf

an internationalen Standards für die Vermittlung in "an integrated digital
(transmission and switching) network" wurde konstatiert und die Mög-
lichkeit eines "commonality concept", also gleicher Vermitflungsdesigns

ftir Daten- und Telefonnetze, erörtert (Ryan t976: 68)t.

Daß volldigitale Vermittlung mehr als nur eine Option für die fernere

Zukunft war, mußte spätestens im Jahre 1976 sichtbar werden, als

AT&T, an der sich die Bundespost immer besonders orientierte, in den

USA den ersten kommerziell genutzten "Superswitcher" (No. 4 ESS)

für nationale Fernverbindungen und für internationale Verbindungen in
Betrieb nahm. Die Entwicklung beanspruchte 2.500 Personen-Jahre, und

6 Eine ähnliche Situation der Besckänkung von Optionen der technischon Entwicklung

auf schließlich eine einzige aufgrund von betrieblichen und wirtschaftlichen Interessen

speziell der Nutzer einerieueriTbchnik schildert Radkau für die Kernenergie mit der

Festlegung auf den lrichtwasseneaktor. Hier seien e,s die Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmä Äit ihrem Interesse an niedrigen Anlagekosten und ihrem Festhalten an der

auch den Herstellerfirmen besser vertraüten Dampftesseltechnologie, sich verselbständi-

gende Herstellerinteressen und auch mangelndes politisches Interesse bzw Steuerungsver'

äögen des Staates gewesen, die letztlich zu einer "Realentwickl'qg dcs Kemkraftworks-
bar.i" in Richtung-auf den Leichtwassenealilor gefilhrt hätten @allou !978). -
Ein spezielle stuiiengruppe befaßte sich mit der Möglichkeit "o.f..sgyingtoth tele-

ftrony anO data custoireü in a single integrated servica networl|' (Ryan 1976: 68)'

i{so äinem Konzept, das einige Jahre später als "integrated seryicqs digital network
(ISDN)" bekannt werden sollte.

7
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die Kosten. betrugen rund 400 Mio. US $ (Mayo 1985a: LLLILLD9.
Allerdings installierte AT&T auch weiterhin seit einigen Jahren verwen-
dete analoge elektronische systeme, und es war auch-nicht beabsichtigt,
deren Produktion oder Einsatz in absehbarer Zeit zu beenden.

Die erste Reaktion der Bundespost auf diese Entwicklung bestand
darin, die E rforschung digitaler vermittlungstechnik wieder aufänehmen
bzvt. zu verstärken. Im Geschäftsbericht für das Jafu 1975 konnte sie
lediglich mitteilen, daß im Rahmen der vom FTZ "gesteuerten,' Entw.ick-
lungsaktivitäten der beteiligten Firmen die Arbeitön an einer ,'digitalen
Version des EWS", di_e "g_egenüber der analogen version Raumerspar-

$:r"" bringe, r'fortgeführt" worden seien (Geichäftsbericht t9l5: +o).
llngegen wird im folgenden Jahr auf einän "Forschungsschw"rpun{t
'vermittlung"', in dem die Einsatzmöglichkeiten der digi-talen vemaiu-
lungstechnik untersucht würden, hingewiesene. schließfch heißt es für
1?79, d1{9r9chun_q auf dem Gebiet der Vennittlungstechnik sei jetzt
völli g_auf digitale verfahren konzentriert, und die übertragungsteihni-
sche Forschung konzentriere sich darauf, v.orhandene analögeTjberna-
qxngswege auf ihre Eignung für digitale übertragung zu üntersuchen
(Geschäftsbericht 1978: 54). Damit *ar bei der Bündöspost, zumindesr
im Bereich der, wie erwähnt nur bescheidenen, Forschung-die wende
zu volldigitalen Systemen vollzogen.

Im selben Jahr waren die ersten analogen EWS-Anlagen in vier
ortsnetzen in Betrieb gegangen. sie entsprachen in manchir Hinsicht
nicht mehr der ursprünglichen Konzeption so war z.B. der plan aufge-
geben worden, von "steuernden" veimittlungsstelen aus ,gesteuerle"
Amter zu versorgen, da einerseits die erfordärriche softwaö "nur mit
sehr großem Aufivand" hätte erstellt werden können und andererseits
der "Preisverfall für Halbleiterspeicher" den kostenmäßigen vorteil fern-
gesteuerter, also in diesem Sinne speicherloser, ortsvermittlungsstellen

8

9

"This machine, which is capable of handling more than 1D million calls per hour,
t1. 

!a.se0 entirely_on the_ technotogy of the iiformation age. It is a solid-stät., ti*r-
drvision switch for digital signals, controlled by an ultia reliable digital computer
:g$aining scveral million words of.programmed instructions" (Mayo sVsa: ttititzl.
"AIs besonders wichtig zeichnen siöh Fragen der zentralen und äezentralen virmitt-
lyT,glj"t 

-41w9n{u1g neuer Tbchnologien und der Integration verschiedener Dienste
ab" (Geschäftsbericht 196: 53). Im darauffolgenden Jaf,r wird auf eine .umfas$ende
studie" im Bereich der vermittlungstechnik hinlewiesen, die die Grundlage uon rottint-
tig 'rwesentlieh zu intensivierenden" Forschungs-anstrengungen bei den diEitale; ilcuni-
ken bilde. unter dem punkt "Entwicklungssteierung" iirotie ',uewertfzusammenar-
beit mit der Femmeldeindustrie" heworgeloben. ',Sc1werpunlc o.t nnt*i.r.r-uoptäiigteit
lag.auf dem digitalen (z€itmultiplex-)-vermittlungssystäm EwsD, das zunef,mend an
Eeoeutung gewinnt', (Geschäftsbericht tV77 : 54).
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hinfällig gemacht hatte (Elias L979:843)10. Einige neue Entwicklungtn
in der 

-Mikroelektronik waren also durchaus auch im analogen EWS

bsrücksichtigt worden.
Offiziell rechnete die Post noch damit, im M?irz 1979 eine erste

entsprechende Anlage im Fernnetz einsetzen zu können. Auch hoffte
sie zunächst noch auf die ja nie völlig aufgegebene digitale Variante

des EWS. Angeblich arbeitete die Industrie seitt977 verstärkt an diesem

system. Dies geschah jedoch unter den vorgabgn der {t4, das - fixiert
auf einheitstechnische kisungen - verlangte, daß diese Variante sich "im
wesentlichen nur in der Peripherie, d.h. in den Sätzen und im Koppel-

netz, vom analogen system unterscheiden" sollte. "pie Funktionen der

Zeniralsteuerung und des Arbeitsfeldsteuerwerkes sollten weitgghend

dem der Analogtechnik gleichen" (Elias 1979: 843). Die Unrrientie-
rung in der Forichung ließ aber schon vermuten, daß Zweifel a:n mit-
tel- oder gar langfrisiigen Nutzen dieser letzflich eben doch von den

Anforderungen der analogen Vermittlungstechnik geprägten Variante

aufgekommen waren. Diese fanden von Monat zu Monat zusätzliche

Nahrung.
Sie stammte zum Teil aus den Ergebnisson verschiedener For-

schungsprojekte, die von unterschiedlichen Stellen in der Bundesrepublik
finanzleit ünd durchgeführt wurden. So förderte die Deutsche For-

schungsgemeinschaft in den 70er Jahren im Rahmen von mehrjtihrigen

schwärpunktproglaürmen vor allem untersuchungen zlr digitalen und

optischän Na-chrichtenübeffagung. Speziell an der Technischen Hoch-

söhule Stuttgart war die im Rahmen der Programme der Bundesrggerury
zur Förderung der Datenverarbeitung finanzierte Forschung zur Vermitt-
lungstechnik konzentrielt. seit 1970 engagierte si9! auch d1s Bundes-
min-isterium für Forschung und Tecbnologie (BMFT) bzw. dessen Vor-
gänger zunehmend in der Förderung nachrichtentechnischer Forschung

in Hochschulen und der Industrie. Zudem arbeitote das überwiegend vom
BMFT finanzierte Heinrich-Hertz-Institut in Berlin an übertragungs- und

10 Auch der Plan, vom EWS gesteuerte Konzentr8torcn im Netz der Tbilnehneranschlußlei-

tungen zu imia[ieren, um-eine ftühzeitige Bitqdelung z1-gleic[en, wurde wogen des

"ir;üischen sehr gut ausgebauten Netzesu im Somnler 19?8-aufgegcten, und entspr€-

chende Entwickluigsarbe'iten wurdon abgebrcchen @ias 19791 843)'
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vermittlungstechnischen Forschungsprojekten (vgl. Elias 197 8: 7 0-72)11.
Das Postministerium hatte diese Forschung bis 1978 nicht oder hö-ch-
stens ganz unerheblich mitfinanziert. Es stand auf dem Standpunkt, den
es im Prinzip immer beibehalten hat, daß mit Ausnahme der eigenen
keine weiteren Forschungsprojekte direkt finanziert werden soltten. Auf
Ansinnen des BMFT, sich an vom ihn initiierten oder finanzierten Pro-
jekten finanziell zu beteiligen, hat das Postministerium lange Zeit m-
rückhaltend bis ablehnend reagiert. Die Post beharrte auf dem stand-
punkt, "keine Behörde" zu sein, "die für Forschung und Entwicklung
neuer Technologien zuständig ist" (Arnold L982: 3).

Die Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten der Industrie versuchte
die Bundespost kooperativ zu steuem. sie finanzierte diese ihrer Ansicht
nach indirekt über den Kauf der Produkte der Herstellerfirmen (Lange/
Wichards L982: 1531L54)12. Eine gewisse,autonome't tJmorientiering
von SEL und Siemens auf volldigitale Vermittlungssysteme blieb voi
der Post anscheinend zunächst unbeachtet. Zumindest veranlaßte diese
sie nicht, ihre eigenen Pläne zu ändern, zumal die Herstellerfirmen im
vefirauen auf Postaufträge damit begonnen hatten, Investitionspläne für
die Fertigungsanlagen des EWS aufzustellenl3. Die Firma sEL arbeitete,

L1 Darunter befanden sich in der zweiten Hälfte der 70er Jahre Arbeiten an dezentralen
Konzepten der Vermittlungltechnik in Ringnetzeq in denen die Bndgeräte den gdßten
pil- de1 yermittlungstechnischen Intelligenz besitzen. solche "Ring-NetworkJ' oder
"Tbkcn-Ring-Networks" haben in den 80er Jahren große Bedeutung für (vor allem
lokale) Computernetze gewonnen (vgl. Halsall I985t 202-246). -

Weitere nachrichtentechnisch relevante Forschung fand in der Gesellschaft fitr
Mathematik und Datenverar]reitung (GMD) und der Deußchen Forschungs- und Ver-
suchsanstalt fttu Luft- und Raumfahrr (DFWR) statt (vgl. auch BMFV-BMp 1g9r
104-1ls).

L2 Der auf diese weise geleistete Beihag zur unterstüEung von Forschung und Entwick-
lung in der nachrichtentechnischen Industrie wurde fllr-1981 auf rund 200 Mio. DM
geschätzt. In demselben Jahr hatte der Haushalt des Forschungsinstituts der Deutschen

lundqposl beim FTZ bei rund 325 Angestellten, darunter rund fSO Wissenschaftlenl
einen Umfang von 37 Mio. DM. Das Heinrich-Here-Institut hatte 170 Kräfte, daruntei
110 Wissenschaftler, und ein Finanzvolumen von rund 23 Mio. DM (ange/ Wichards
te82).

L3 Das sich abzeichnende Dilemma wird eindrucksvoll belegt, wenn man einige passa-
gen des Geschäftsberichts der Firma SEL für das Jahr 1977 nebeneinander stillt. Dort
heißt es unter'rForschung und Entwicklung'l 'Stark engagiert sind wir in der Entwick-
l*g u9l systemen für sogenannte 'integrierte Netzef Dies sind Femmeldenetze, in
denen die Information digital übertragen und vermittelt wird. Dies geschieht ausschließ-
lich durch Halbleiter-Bauelemente und -schaltkeise. Eine im ganzlen Netz einheitliche
Form der.digitalen Informationsübennittlung wird auf längere Sicht eine Reihe techni-
scher und wirtschaftlicher Vorteile bieten'r (S. 20). Unter "Werke und Investitionen"
wird berichtet: "Die Einrichtung der Fertigungsstrecken für das elektronische Wählsystem
@WS) der Deutschen Bundespost bildettdal größte Investitionsprojekt in der Untirneh-
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bedingt durch ihre Einbindung in den ITT-Konzem, spätestens seit

ß76n7 an der Entwicklung volldigitaler Vermittlungstechnik mit (Sy-

stem 12). Siemens hatte hier sogar schon früher, allerdings in geringem

Umfang, Aktivitäten entwickelt. Die wirtschaftliche Konhtrrera der

beiden Firmen lietl einen offenen Austausch gemeinsarn mit der Bundes'
post über die Perspelaiven digitaler Systeme pralctisch nicht zu. Für SEL
bot die Entwicklung eines eigenen Systems die Chance, die technische

und wirtschaftliche Hegemonie von Siemens auf längere Sicht zr eF
schüttern (vgl. Raggett 1980: 86). Für Siemens wiederum war ein Fest-
halten am analogen EWS eine Garantie der Markt- und Systemführer-
schaft in der Bundesrepublik, und es brachte Zeitgewinn gegenüber SEL,
das bei der digitalen Technik einen Vorsprung hatte. Beim FTZ hensch-
te noch etwas länger die Meinung vor, selbst wenn digitale Systeme

technisch gleichwertig oder vielleicht überlegen seien, seien sie mittelfri-
stig weniger wirtschaftIich als das analoge EWS, dessen Installation ja
auch bereits begonnen hatte'*.

So bedurfte es noch einer Reise des Unterabteilungsleiters im Post-
ministerium, Arnold, Ende LgT7lAnfang 1978 in die USA, um auch
in der Bundespost die Einsicht wachsen zu lassen, daß in Zuktnft voII-
digitale Vermittlungssysteme sowohl technßch als auch wirtschaftlich
den analogen überlegen sein werden. Arnold konstatierte einen deutli-
chen "technologischen Rückstand" der Bundespost und der deutschen
Fernmeldeindustrie, der nur durch ein Umsteuern in der Beschaffungs--
politik aufgeholt werden könne (vgl. Mettler-Meibom 1986: 299-304)15.

Er plädierte für ein Abgehen vom Prinzip der Einheitstechnik, das spezi-
ell in Zeiten schnellen technischen Wandels sowohl für die Hersteller

mensgruppe Nachrichtentechnik" (s. 23). Schließlich teilt die "Unternehmensgruppe
Nachrichtentechnik" mit: I'Wir erwarten, daß in den achtziger Jahren bei den Fernsprech-
venraltungen weltweit die Nachfrage nach digitaler Femsprechvermittlungstechnik steigen

wird. Zruämmen mit anderen Gesellschaften in unserem Firmenverband entwickeln wir
das 'System !2', einvollelektronisches, ausschließlich digitat arbeitendes Vermittlungs-
system, Einen ersten Auftrag haben wir bereits aus Dänemark srhalten" (S. 25).

14 Dabei wurde übersehen oder ignoriert, daß inavischen sehr wirtschaftliche Analog/
Digital-Wandler serienreif entwickelt warcn. Dies läßt jedenfaUs die Reahion der

Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage von Abgeordneten der CDU/CSU zur "Einfäh-
rung der OigitAen Fernwahltechnik" vermuten. In ihrer Antwott erklärt die Regierung'

"großintegrierte Einzelkanalcodiercr für die AnaloglDigital-Wandlung" seien "im Jahre

1978 fertigungsreif" geworden @undestagsdrucksache YIIU2789z 2).
L5 In den zitierten Passagen schildert Mettler-Meibom wichtige Aspekte der Entwicklung

die der Anfang 1979 erfolgten Entscheidung zum analogen EWS im Postministerium
vorausgegangen war, zwar im Prinzip zutreffend, verlegt sie aber zeitlich in den Früh-

sommer deslahres 1979, als die Entscheidungen berciß gefallen waren'
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als auch für die Post nachteilig sei. Die Bundespost solle Produkte nach-
fragen, die im wettbewerb und für den weltmarkt entwickelt würden.

Diese Position, die einen Abbruch des gemeinschaftlichen EWS-Ent-
wicklu:rgsprojekts implizierte, stieß im Postministerium überwiegend
auf Ablehnung, zumal ein erfolgreicher Abschluß in Sicht zu sein
schien. Zweifellos hätte ein spektakulärer Abbruch eines über viele Jahre
gewachsenen Projekts einen Prestigeverlust der Bundespost und der
Fernmeldeindustrie, die für sich einen hohen technischen Stand bean-
spruchten, bedeutet. Abgesehen davon, daß sich eine Bürokratie regelmä-
ßig schwer tut, einen drastischen Kurswechsel vorzunehmen, war är hier
besonders problematisch, weil er indizierte, daß die Ende der 70er Jabre
allmählich lauter werdende Kritik an der Monopolstellung der post nicht
völlig unberechtigt war. Auch nachdem im Herbst 1978 von siemens
signalisiert worden war, daß sich die Fertigstellung des EWS ftir das
Fernnetz weiter verzögern würde - die Post hatte inzwischen verbindli-
che Liefertermine gesetzt -, hielt eine deufliche Mehrheit im Ministerium
in einem t'nrlelzt nach Art eines Glaubenskriegs ge ffuten Meinungs-
streit" am analogen System fest (Scherer 1985: 295)16.

Inzwischen war allerdings bei siemens verstärkt an digitaler vermitt-
lungstechnik gearbeitet worden, nachdem 1,977179 weitweit anaroge
Produkte immer schwieriger zu verkaufen waren und sogar einige tradi-
tionelle Märkte der Firma verloren zu gehen drohten. Erste Eiportauf-
träge für volldigitale systeme zeichneten sich bereits 1978 ab und wur-
den L979 praktisch vom Reißbrett aus vereinbart, da ein einsatzfähiges
System noch nicht entwickelt war (Raggett 1980)17. Die weiterentwiäk-

L6 Scherer berichtet, daß "in einer Klausurtagung derAbteilungsleiter das BPM die Fortftih-
run-g der Entwicklung mit 9:2 stimmen besöilossen wurd6',, Gelegentlich wird in Ge-
sprächen sogar_ eine 10:2 Mehrhe-it bghaup!9t wobei wohl der bä der Abstimmung
nicht anwesende Minister Gscheidle ebenfäils zu den Befünportern einer Fortfährun!
gezählt wird. Die zwei Gegenstimmen kamen dem vemehmen nach von Arnold und
dem Staatsselcetär Elias.

t7 lm Bericht für das Geschäftsjafu L978n9 teilt Siemens mit, daß sich "weltweit der
Tlend zur digitalen Vermiftlungs- und Übertragungstechnik verstärkt. ... Ein wesentli-
cher Tbil des Zukunftsmarktes sind öffentliche Fernsprechnetze, ftir die wir das volldigi
tale elektronische Wählsystem EWSD entrvickeln. .-.. Für dieses System liegen berefts
Auslandsaufträge u.a. aus Argentinien, Finnland, Libyen und suoarr*a -vor. 

Ende
L980 werden wir erste EwsD-vermittlungen bei den- Kunden installieren', (s. zf).
Dies ist der Firma tatslichlich auch 1980 noch gelungen.

In demselben Bericht wird auch damit gerechnet, diß "langfristig eine Zusammenfas-
sung verschiedener Dienste - wie Tblefonieren, Femkopieron, Datenübertragen - in einem
einheitlichen Kommunikationsnetz", in dem die Tbilnähmer'durch ein digitales Vgrmitt-
llgrslyrter miteinander verbunden sind, möglich sein wird (s. 2g).- Die Idee des
ISDN wird zur konlireten Möglichkeit,
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lung eines analogen Systems für die Bundespost, das sich im Ausland
wahrscheinlich nicht verkaufen ließ, schien da eher eine Fessel als ein
positiver Arueiz für zukunftsorientierte Arbeit zu sein (vgl. Ziegler 1989:
3L9-326). Hiervon mußte die Bundespost überzeugt werden, wenn das

noch notwendig war. Tfotz des Widerstandes im Postrninisterium, vor
allem außerhalb der Fernmeldeabteilung, gegen die Aufgabe der Ent-
wicklung des einheitstechnisch konzipierten prinzipiell analogen elektro-
nischen Fernwahlsystems mit der zusätzlichen Fähigkeit, auch digitat
durchzuschalten, war das Konzept nicht mehr zu halten.

Daf3 man es intern schon 1978 aufgegeben hatte., zeigen die folgen-
den Ausftihnrngen des Staatsselretärs Elias: "... Uberholt durch den
technischen Fortschritt wurde dieses Konzept im Jahre 1978 aufgegeben.
Statt dessen wurde im Herbst 1978 die Bereitstellung digitaler Vermitt-
lungssysteme angeordnet" (Elias L979:8431844). Im Verhältnis zu den
Herstellerfirmen, insbesondere Siemens, wäre es vermutlich aus verhags-
rechtlichen Gründen nicht zweckmäßig gewesen, wenn das Postministe-
rium von sich aus den Abbruch der Entwicklungsarbeiten angeregt bzw.
deutlich zu erkennen gegeben hätte, daß die Post selber bereits auf
digitale Systeme setzte. So wartete man ab, bis Siemens im Januar 1979
indirekt vorschlug, das Projekt für die Fernebene einzustellen, nachdem
weitere erhebliche Lieferverzögerungen drohten. Obwohl damit praktisch
auch das Gesamtprojekt hinfällig wurde, wollte Siemens das analoge
EWS für die Ortsnetze, dessen Produktion begonnen hatte, weiterführen.
Dieses Interesse hatten auch die anderen Firmen, soweit sie entsprechen-
de Produktionskapazitäten eingerichtet hatten18. Der Verkauf einer großen
Zahl dieser Vermittlungseinrichtungen an die Post hätte eine Chance
geboten, speziell die hohen Entwicklungskosten zu amortisieren. Darauf
ließ sich die Post nicht ein. Zwar war das analoge EWS funktionsfähig,
doch konnte es nur im Zusammenhang mit entsprechender Technik auf
der Fernebene wirtschaftlich eingesetzt werden. Man einigte sich schließ-
lich darauf, nur noch am Sitz von Zentralvermittlungsstellen halbelektro-
nische Ortsvermittlungsstellen einzurichten, um Betriebserfahrungen zu

18 Der im Geschäfßbericht t978179 der Firma Siemens enthsltene ostentative Hinweis auf
B)ryortaufträge ftlr das analoge EWS fllr Ortsvermittlungen aus Argentinien und den

Philippinen und die AnkilndigUng, daß man in den kommenden Jahren mit "weiteren
bedeüienden Aufträgen aus dem In- und Auslandu rechne (S. 28)' diente dazu' den

Prestigeverlust in Grcnzen zu halten und die Bundespost unter Erwartungsdruck zu
setzen.
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sammeln, und dann auch diesen Teil des Projekts einzustellenle. In
Verhandlungen mit der Firma siemens konnte die post für die nun
endgültig unwirtschaftlich gewordenen EWS-systeme noch einen preis-
nachlaß durchsetzen (vgl. Bundesrechnungshof, Bundestagsdrucksache
1N978: L42-145; Scherer L985: 290-296).

Ende Januar L979 teilte Minister Gsiheidle der öffentlichkeit mit,
man habe im Einvernehmen mit den Entwicklungsfirmen beschlossen,
die Entwicklung des analogen EWS für die Fernebene einzustellen. statt
ayalo_ger,sollt9 diginle vermittlungstechnikbeschleunigt eingefiihrt wer-
den. ln der offentlichkeit, die Angelegenheiten der Telekommunikation
in-der Reget yrry_g Aufurerksamkeit entgegenbrachte, schlug diese Ent-
scheidung hohe wellen, nachdem die sehr hohen überschüJse der post
aus dem Telefondienst ("Telefonsteuerr') ohnehin die stimmung gegen
das staatsuntemehmen mobilisiert hatten. Hauptteidtragende im lrinutict
auf den Imageverlust, aber wohl auch finanziell, warän die Firma sie-
mens und die Bundespost. schätarngen über die Höhe der verluste
bewegten sich in der Regel zwischen einer Mrd. DM bei siemens und
etwa der Hälfte bei der Bundespost2o. Die Betroffenen bemühten sich
herauszustellen, daß der Aufwand insgesamt überschätzt, der lrrneffekt,
den z.B. das Arbeiten mit speicherprogrammierten steuerungen gehabi
habe, aber unterschätzt werdezl.

ob solche lrrnerfahrungen umgesetzt werden konnten in zukunftsori-
entierte Neuentwicklungen, an denen, wie dargestellt, ja bereits mehr
oderrveniggr intgnsiv gearbeitet wurde, mußte die Zukunft zeigen. [n
der offentlichkeit wurde die Einstellung des anarogen EWS äs ein
großes Fiag\o _gewertet und entweder der Achse siömens-Bundespost
oder ausschließlich der Bundespost angelastet.

. Die bisherige Darstellung der Entwicklung der vermittlungstechnik,
insbesondere des übergangi von der Elelorömechanik zur Elehronik
r{d v9n Raumvielfaclr- zu zeiwielfachverfahren hat gezeig!, daß der
Prozetl mit hohen technischen und wirtschaftlichen uisichirheitsfaho-
ren behaftet war und daß eine koordinierte, lcooperative Entwicilungs-

19 Die Be.schaffungsmenge w-urde auf weniger als 500,000 Beschaltungseinheiten (Anschlils-
se) begrenzt, u-nd die Aufträge sollten im verhältnis 5:3:1:1 (siermens: sEL:'DeTbwe:
Tblenorma) aufgeteilt werden (vgl. Raggett 1980: 86).

20 Symptomatisch für die Reaktion der Presse sind Berichte in der Wochenzeitschrift ',Die
Zeit" vom 2.2.79 mit llick auf siemens ("schwazer Freitag in München") und im
Magazin_"Der spiegel", Nr.37/1979, der die, post iru visier nirimt ("Tblephonl 'Milliar-
den sinnlos verpulvert"').

2L Nicht die Digitalisierung der Dwclryclgltung, sondern der übergang auf speicherprc$am-
mierte steuerung habe den "entscheidenden Fortschrittu gebächi Graiit rsad: fi).
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anstrengung den Akteuren als der geeignete Modtts erschien, die Uzsi-

cherhe{ten zu lcontrohieren. Aus einer nationalen Perspektive, speziell

aus dem Blickwinkel der Bundespost, stand dte Entwicklung unter lcei'

nem hohen Zeitdruck, da der ausgereifte EMD-Wähler, ergänzt um mehr

und mehr elektronische Komponenten, durchaus in der Lage war, einen

anverlässigen Betrieb des wachsenden Telefonnetzes noch für längere

Zeit nt gewährleisten.
Die Gemeinschaftsentwicklung des EWS war in dieser Form in

der deutschen Telekommunikation durchaus ein Novum. Frühere Ver-

mittlungstechniken waren "im Wettbewerb" entstanden, obwohl auch

sie übei viele Jahre entwickelt wurden. Die mangelnde formale Klarheit
und Transparenz der Kooperationsbeziehungen zwischen der Post und

den Entrvicklungsfirmen, die Scherer aus einer bestimmten lechtsdogma-

tischen und verfassungspolitischen Perspektive kritisiert, war vermutlich
konstitutiv für die Kooperation..Da weder in den 60er Jahren noch in
den frühen 70er Jahren Klarheit über die technischen Spezifikationen
des Endprodukts henschen konnte, wollte man das Konzept für den

technischen Fortschritt offenhalten. Dies war in einem informell gehal-

tenen Arangement leichter möglich als auf der Basis detailliert spezifi-
ziefiq formäler Vereinbarungen. Für Außenstehende wurde eine Inter-
vention in den Entwicklungsprozeß dadurch allerdings exhem schwierig.
So kann es nicht überraschen, daß sogar der Postverwaltungsrat elstmals

sichtbar tätig wurde, um aufzuklären, warum das Kogperationsprojekt
fehlschlug. Ahnliche,s gilt für den Bundesrechnungshof, den Bundestag

und die Bundesregierung.
War in der frühen Nachluiegszeit der Versuch, voneinander unabhän-

gige, zum Teil konkurrierende Firmen in einem Kooperationsverband
zuiammenzubringen, der den Wiederaufbau des Telefonsystems plante,

relativ erfolgreich, so galt dies beim EWS zumindest für die zweite
Hälfte der 70er Jahre bis zur Einstellung des Projekts nicht mehr. Der
Markt, für den vor allem Siemens und SEL planten, war nicht tnehr

nur dei bundesd,eutsche, zamindest schien dieser keine allzu großen

Wachstumschancen mehr zu bieten. Die Notwendigkeit ständiger Anpas-

sung der Entwicklungen an den raschen technischen Fortschrin wu
unter dem Primat der Einheitstechnik besonders langwierig und aufwen-

dig. Mit den Anpassungslasten wuchsen zumindest für die Firmen nicht
gtäictrzeitig die erwartbaren Erträge. Mit Sicherheit wuchsen zunächst

iur die Aufwendungen, die unter den Kooperationsparhern aufgeteilt
werden mußten. so wurde mit der Dauer des Projekts die Kooperation

immer mehr zur Fessel als zur Chance, und die immer wieder unter-
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drückte Konkunenz zwischen den Firmen, in diesem Falle insbesondere
zwischen Siemens und SEI lebte wieder auf.

Die rasche technische Entwicklung, mit der die gewachsene Koopera-
tionsstruktur unter den von der Bundespost gesetzten Bedingungen kaum
schritt halten konnte, bot die chance, geboles aber auch, elnei eigenen
weg zu gehen. sEL deklarierte diesen als Forschungsaktivität imlnter-
nationalen verbund der ITT-Töchter, und Siemens verwies auf potentiel-
le weltmarktentwicklungen, für die sich das unternehmen "au-f eigenes
Risiko" rüsten müsse. Im Gegensatz zlJr frtihen Nachkriegszeit, i-n der
man zum gemeinsamen Aufbau bereit war, behinderte dieses Mal die
heimliche Konkurrenz zunehmend den Informationsaustausch über das
Gemeinschaftsprojekt. Auch die Bundespost bekam, als sie erkannte,
daß sie vielleicht auf die falsche Technik setzre, Grund, Informationen
zurückzuhalten, um den eigenen wirtschaftlichen schaden zu begrenzen.
so waren es zunehmend wirtschaftliche Motive der Araeurq iicht zu
lcooperieren, obwohl ihre Einschäaung der technßchen EntwiöHung und
ihre öl<onornßche Bewertung verschiidener varianten sehr öhnlici war.

Bei aller Relevanz der suche nach "internen" Faktoren, die die bun-
desdeutsche Entwicklung erkläre.n, sollte nicht übersehen werden, daß
im internationalen vergleich der übergang von verschiedenen elektrome-
chanischen zu schließlich volldigitalen vermittlungssystemen in unter-
schiedlichen Konstellationen recht ähnliche probleme bereitet hat. Die
Tendenz, die jeweils auftretenden probleme den nationalen Rahmenbe-
dingungen in den usA, in Frankreich, Großbritannien oder Schweden
zuzurechnen, ist sehr ausgeprägt, und in der Tat gibt es auch im Hin-
blick auf die konkrete Problemlage und die strategien, diese zu behen-
schen, gewisse institutionell bedingte unterschiede (vgl. Granstrand/
Sigurdson 1985; Morgan \987; Täng 1989; Webbei -teSOu; 

Ziegter
1e8e).

Doch findet sich auch ein beträchtliches Maß an übereinstimmung.
Dies könnte eine ursache darin haben, daß bei allen unterschieden di--e
ökonomische "Governance"-struktur der Terekommunikation in den
verschiedenen Ländern doch sehr ähnlich ist22. wahrscheinlich sind es

22 "Govemance refers to the several institutional mechanisms through which firms as
compl,el organizations have come to deal with other organizations oi actors in rcsponse
to- ptoblems of resource scarcy\ 

7nd inform4tion comptexityu (IlollingswortlV LinCterg
L985:221)' Die Tblekommunikation isi nach den Kriierien dei teioei Autoren, zuminl
dest bislang nahezu wcltweit durch die Dominanz relativ großer Unternehmery'Verwal-
tungen und einen relativ hohen Grad technischer Komplexitlt gekenrzeichnet. In solchen
Konstellationen finden sich in der Tbrminologie der Äutoren foischerreise relativ stark
ausgeprägte staatlich-hierarchische, korporative und/oder'tgoväinance mechanisms" vom
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aber neben institutionellen ebenso sehr technische Faktoren, die die

relative Übereinstimmung bewirken. Der ungewohnt rasche Wandel in
der Mikroele}tronik in Verbindung mit der Tatsache, daß er seinen

Schwerpunkt außerhalb der Telekommunikation hat, stellte die Betreiber

von großen Telekommunikationsnetzen und die Produzenten entsprechen-

der fechnik in vielen Uindern vor ganz ähnliche Probleme. Technischer

Zustand und Wachstumstempo der Netze konfrontierten die Akteure zwar

zu unterschiedlichen Zeitpunkten, aber doch alle gleichermafien mit der

Notwendigkeitn technisch innovative uisungen zu finden, ohne daß sie

den "technology pool" genau übersehen konnten und ohne daß die dort

vorhandenen Optionen problemlos in die vorhandenen Telekommunika-
tionssysteme integriert werden konnten (vgl. Mayntz L988a)ß.

Obwohl, um auf die Bundesrepublik zurückzukommen' die Post

den Ausstieg aus dem analogen EWS eindeutig auch aus eigenem wirt-
schaftlichen Interesse betrieb - von der zumindest mittelfristigen wirt-
schaftlichen Überlegenheit digitaler ..Systeme wal man inzwischen
allseits überzeugt - betonte sie in der Öffentlichkeit rhre indastiepoliti-
sche Verantwortung als Großkunde der deutschen Fernmeldeindustrie.

Durch ihr Nachfrageverhalten dürfe sie nicht dazu beitragen,,daf3 tech-

nisch die Weicheriin die falsche Richtung gestellt werdenu. Indirekt
räumte sie damit ein, zu lange am analogen EWS festgehalten zu haben.

Intern wurde die Schuld insbesondere dem FTZ angelastet, was u.a. zur

Folge hatte, daß Einkauf und Beschaffung im FTZ und im Postministe-

rium neu organisiert, vor allem konzentiert, und einige Kompetenzen

TVp der "clans", während marktförmigo oder assoziative Mechanismen eher schwach

ausgebildet sind (Hollingswortfl Lindberg 1985: ?t4:2-246),

23 Diihistorischen iJngeiöhzeitigkeiten könnten in einer Zeit sehr raschen technischen

Wandels und damit einer sich söhnell ändemden technisshen Opportunitätsstruktur allein
schon die Erklärung daflir liefern, daß gewisse Unterschiede in den nationalen oder

regionalen Bntwicklungsmustern auftreten. Da ein systematischer internationaler Ver-

glöich, der auch technisihe Faktoren "infomiert" mit einbezieht, in der Tblekommunika-

iion, aber auch in vielen anderen technisch geprägten Bereichen noch aussteht, läßt sich

die Frage nach den relevanten Kausalfaktoren nicht beantworten.

24 Dieser Ä.rgumentation folgte auch der Bundesrechnungshof, der in_für len Postminister

aus frtiheön Erfahrungen eher unerwarteten Form Absolution erteilte, Es milsse, so der

Rechnungshof, mit Blick auf den gesetzlichen Auftrag des llinisters. "als unbedenklich
gewertetiverden, daß er in Kenninis der technologischen Fortentwicklung.das EWS-

konzept weitgehend zugunsten der baldigen Einfährung des moderneren und tgislung1fä-
higerei digita'ien SysteÄs aufgegeben hat". Der Verpflichtung des Ministers, "mit seinen

Sy-stemtoizeptiondn und Investiiionsentscheidungen den Exportchancen" dtr Fernmelde-

iridustrie Reöhnung zu tragen, komme erhebliches Gewicht zu. Beim Festhalten am

EWS-Konzept häti-en die dlutschen Firmen "gegonüber der ausländischen Konkunenz

zurücKalleni müssen @undestagsdrucksache IV978: 1'14).
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vom FTZ in das Ministerium verlagert wurden (vgr. scherer 19g5: 455-
460). Auch bei den beteiligten Firmen hatte äei Mißerfolg mit dem
analog_en EWS neben den finanziellen einige personelle und oiganisatori-
sche Konsequenzen. so wurde bei sierneni der Bereich Eritwicktung
teilweise umstrukturiert.

Insgesamt hielten sich alle Beteiligten jedoch nicht allzu lange mit
der velgangenheitsbewältigung auf. Hierzu brieb jetzt auch keini Zeit
mehr. Es ging vielmehr {arum, dte Einfiihrung digitarer vermittlungssy-
steme schnellstens vorzubereiten. Daß siemens, aber insbesondere3El
im Jahre 1979 nicht mehr völlig unvorbereitet waren, ist bereits deutlich
geworden. Auch die Bundespost hatte vor der offiziellen Bekanntgabe
des Ausstiegs aus der analogen Technik, wie gezeigt wurde, teieits
begonnen, sich auf den neuen Kurs einzustellen. so känn es auch nicht
überraschen, daß schon einen Monat danach in einem Beitrag aus dem
Forschungsinstitut amFlzin der "Zeitschrift für das post- und'Fernmel-
dewesen" einer größeren Öffentlichkeit die zentralen Komponenten eines
digitalen vermit{ungssystems vorgesteflt und Einführungistrategien dis-
kutiert wurden (Besier/ Heuer/ Kettler I97g).

Bevor die Einführung konkret geplant werden konnte, mußten aller-
dings im Netz der Bundespost einietzbare vermittlungssysteme zur
lerfügu1g stehen und beschafft werden. Nachdem sich dä icooperative
EntwicklungsverfahLren nicht bewährt hatte und auch die Hauptkonkurren-
ten sEL und siemens keine Bereitschaft erkennen ließen, in diesem
Bereich, in den sie bereits investiert hatten, zu kooperiet"n. *"r e,s für
die Bundespost nicht schwierig, auf. Konhtrrenz zu-setzerts. So konnte
die Bundesregierung schon am 15.3.1979 auf.eine entsprechende Anfrage
des Abgeordneten Friedmann (cDU/csLD im Bundästag erklären, dle
Post entwickele nicht gemeinsam mit einer Firma oder mähreren Firmen
$s leue system, sondern habe sich ftir eine Bereitstellung digitaler
vermittlungstechnik auf der Basis von Konkurrenzangeboten 

"its.hird"n.Es werde ein Probebetrieb ausgeschrieben. "Ein di-gitales system, das
unter deutschen Netzbedingungen sofort einsatzbereit-wäre, isi am Markt
nicht vorhanden".

.Die industriepolitßche verantwortung, dre sie für sich reklamierte,
gebot es einerseits, ein export-, also weltmarktfähiges produbnachzufra-
gen, andererseits aber auch, dieses bei einem däutschen [Internehmen
zu kaufen. Die Betonung der weltmarktfähigkeit implizierte auch, daß

25 Damit konnte sie auch ordnungspolitischer Kritik entsprechen. Sich selbst setzte die
Post hierdurch allerdings keineileli Konkurrenz aus.
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das strikte Prinzip der Einheitstechnik aufgegeben werden mußte, weil
es zu viele spezifische Anforderungen des Postnetzes zur Entwicklungs-
grundlage gÄmacht hätte. Es wurde, um die liebgewonnelg und für die

Setriebli=chän Praktiker beruhigende Vorstellung von Einheitlichkeit nicht
gänzlich zu opfern, durch das Prinzip der funktionalen Einheitstechnik

ärsetzt. Dieses verlangt die Austauschbarkeit der Baugruppen unter-

schiedlicher Hersteller in einem vorgegebenen Funktionszusammenhang

und/oder einheitliche Schnittstellen (Ueckert 1981: 176).

Die Rahrnenbedingyngen technischer EntwicHung für die Bundespost

hatten sich also eingängs der 80er Jatrre deutlich geöndert Standards

des weltmarktes und nicht die spezifischen Anforderungen des Telefon-

netzes der Deutschen Bundespost sollten auch die deutschen Entwick-
lungsaktivitäten leiten, wenngleich die Vermittlungstechnik rn einem

zwJiten schritt dann diesen Bedingungen anzupassen war. Von den

inzwischen auf dem Weltmarkt verftigbaren Sytemen entsprach verständ-

licherweise keines den Spezifikationen der Post, da die Hersteller nicht
damit rechnen konnten, in Deutschland Vermittlungstechnik für öffentli-
che Netze verkaufen zu können. Diese Systeme wollte die Post aber,

wie enrrähnt, aus industriepolitischen Gründen auch nicht kaufen. Sie

zo g ausschließlich " fachkundige und leistungsfühige Herstellerfi rmen

mil einem überwiegenden Fertigungsanteil in der Bundesrepublik" in
Betracht, wobei diese "im Interesse einer Intensivierung des Wettbe-

werbs" nicht aussschließlich aus dem Kreis der traditionellen Lieferanten

für öffentliche Fernvermittlungstechnik stammen mußten26. Außerhalb

dieses Kreises gab es in der Watrrnehmung der Post allerdings nur noch

eine einzige, und zwar die Firma TeKaDe (einschließlich Felten & Guil-
leaume) in Nürnberg, die zum Philips Konzern gehörle.__

Im'August 1"97f forderte das FTZ die Firmen DeTeWe, SEL, Sie-

mens, TeKaOe und Telenorma schriftlich auf, "ein Angebot über die

Lieferung und den Aufbau je einer kleinen und einer großen digitalen

Fernvermittlungsstelle abzugeben" (tloffmann/ HiIz 1980: 16). In einem

späteren "Präsentationsverfahren" sollten allerdings maximal drei Bieter

Ulrtictsictrtigt werden, um den Aufwand für die Fimren und die Bundes-

26 Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage von Abgeordneten der CDUiCSU

zur Einführung der digitalei Fernwahltechnik. Die- Bundesregierung bo-gründete aucll
warum sie sicf, auf inbeutschland produzierende Firmen beschränkte. Sie verwies auf

Versuche, "zu gegenseitigen Abspra-chen zur Liberalisierung {er_öffentlichen Einkäufe

von Einrichtunlen Oes fernmet{ewesens zu kommen, sowohl im Rahmen der-EG-Kom-
mission als arich bei der Verhandlungen der GAFT-Runde in Genf", A-ufgrund der

"nationalen Eigeninteressen anderer Länder mit eigener_Fernmeldeindustrie" seien die

Versuche erfollglos geblieben @undestagsdrucksache VIIV2789: 4).
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post vertretbar zu halten. Obwohl ja einige analoge EWS-Anlagen in
ortsnetzen eingesetzt werden sollten, wurden in der Ausschreibung nicht
nur Fernvermittlungs-, sondern auch ortsvermittlungssysteme nachglfragt.
Es war also nicht daran gedacht, die analoge Technik längerfriitig zu
beschaffen (vgl. KleirV Scheib 1982: 195-198).

Angebote wurden von SEL, TeKaDe und Siemens unterbreitet,
wobei sich DeTeWe und Telenorma dem Angebot von Siemens
anschlossen. Die Post akzeptierte alle drei und setzte als letzten Abnah-
metermin für die Präsentationsanlagen Ende Mai 1982. sie ließ außer-
dem durchblicken, daß, auch weil mit einem weiteren erheblichen
wachstum des Fernsprechnetzes nicht mehr gerecbnet würde, höchstens

119i der dr_e_i. Sysgerye im Netz eingesetzt, also gekauft, würden (vgl.
Hoffmann/ Hilz 1980). Dies dokumentierte bzw. demonstrierte die här-
tere Gangart, die die Post in Zukunft einzuschlagen beabsichtigte, wobei
sie allerdings weiterhin rein national agierte.

Jedoch gab es auch hier einschränkende Bedingungen. Die post
war bei dringendem Bedarf nicht mehr in jedem Falle bereit, auf deut-
sche Entwicklungen zu warten, wenn ausländische Produkte kurzfristig
einsatzfähig waren (vgl. Dohmen 1980). Dies war zwar im großen Tele--
fonnetz nicht sehr wahrscheinlich, dafür aber in den kleineren sondernet-
zen, wie im folgenden Abschnitt gezeigt wird, durchaus möglich.

Paketvermittelte Datenkommunikation

Das Angebot der Bundespost an Diensten der Datenkommunikation
wirJctg]1 den späten 70er Jahren zwar auf den ersten Blick umfangreich
und differenziert, wurde aber nicht sehr intensiv genutzt27. Insbesondere
Datex-L, das ja speziell für die vermittelte Datenkommunikation geschaf-
fen wurde, entwickelte sich recht schleppend2s. Ein Grund niätür tag
in den bei allen Datenkommunikationsdiensten der Bundespost als relativ
hoch empfundenen Gebühren, die ein Ausweichen auf den versand von
Datenträgern mit der in der Bundesrepublik traditionell sehr zuverlässig
und schnell arbeitenden "gelben" Post nahelegte.

Das Gebührensystem für die Datendienste hatte insgesamt auch ver-
zerrende Effekte. So war Datenübertragung im Telefonnetz innerhalb

27 Siehe oben IV4l Diversifizierung in neue Märkte.
Za !^i91 galt.aber auch ftir entsprechende Dienste im europäischen Ausland (vgl. Benedetti

1981"1 15).
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eines Ortsnetzes konlurrenzlos billig, solange es für Ortsgespräche kei-

nen zeitlakt (8 bzw. 12 Minuten) gab. Man konnte etwa eine verbin-
dung von einäm Terminal zu einem Rechner aufbauen, die, wenn man

sie 
-nicht 

abbrach, einmalig 23 Pfennig Übertragungsgebühr kostete.

Die dabei belegten teuren vermittlungseinheiten wurden im Grunde

nicht gebrauchtf da die Leitung den Charakter einer Standleitung hatte.

Im Dätex-L war diese situation im Hinblick auf die Gebühren nicht

gegeben, doch wurde auch dieser Dienst in der Regel rucht, wie man

[äi=te vermuten können, zur Datenkommunikation mit allen möglichen

Partnern, sondern ebenfalls nur zwischen je zwei festen Punkten benutzt,

wenn die Alternative einer auf Dauer festgeschalteten Leitung höhere

Kosten verursacht hätte2e. So waren also nicht nur die Verbindungen

in den von der Post an Private überlassenen Stromwegen sowie diejeni-

gen im Direktrufnetz, sondern auch viele verbindungen in den wählnet-
Zen exklusiv zwischen jeweils ganz bestimmten Datenstationen geschal-

tet. Die den vermittelten Netzen zugrundeliegende Philosophie des

"jeder mit jedem" entsprach also nicht den konlceten Nutzungsmustern,

wodurch der Einsatz aufwendiger Vermittlungstechnik prinzipiell in
Frage gestellt wurde.

biJ grundsätzlichen Probleme der Angebote an Datenkommunika-
tionsdiensten der Bundespost spricht in einem 1979 veröffentlichten Arti-
kel der im Ministerium für paketvermittelte Datenkommunikation zustäin-

dige Koordinator Hillebrand an. Ohne dafJ er es so explizit formuliert,
kö-nnte man seinen Beitrag als ein Plädoyer verstehen, fflr erfolgreiche

Datennetze Abschied von den verffauten Vorstellungen der Telefonlann'

munikation zu nehmen. Die für die Datenkommunikationbenutzten bzw.

mitbenutzten Netze, das Telefon-, das Telex- und das Datex-L-Netz

seien leitungsvermittelte Netze, die sich aus dem Fernsprec,bnetz entwik-
kelt hätten. Unabhängig von dem konlaeten technischen Ubertragungs-

modus werde eine bestimmte Bandbreite einer Leitung exklusiv reser-

viert, wenn auf Anforderung einer Endeinrichtung die verbindutg zrt

einer anderen Endeinrichtung hergestellt werde. "Danach wird in eine

transparente Übertragungsphase umgeschaltet, in der das Netz die in es

hineinfließenden Informationen transparent mit so wenig Veränderungen

wie möglich weiterleitet" Qlillebrand t979: 24t).

29 "Leitungsvermittelte wfihlverbindungen werden ?ls 
geschaltete LgttynseS !9nutrt' wenn

sie bei feringen monatlichen Betriebsstunden billiger als festgeschaltete lnitungen sind"

(Hillebrand t979t 233).
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so ist es schon immer bei der sprachübertragung im Telefondienst
gewesen. Beim Telefonieren spielt es dann keine Rofe mehr, in welcher
sprache die Beteiligten kommunizieren, d.h. der Modus der übertragung
variiert nicht mit der sprache, sondern ist konstant. wenn der Emi'fänl
ger die sprache des senders spricht, ist die Kommunikation erfolgreich.
In homog-enen sprachgebieten können so Netze eingerichtet we.räen, in
denen je{e1 mi! jedem telefonieren kann. Die traisparenten überira-
gungsverfahren in leitungsvermittelten Datennetzen laisen ebenfalls alle
möglichen sprachen, in diesem Falle unterschiedliche Datenformate,
codes usw., zu. Allerdings sprechen die Datenendgeräte, die niemali
den strikten einheitstechnischen Anforderungen der felekommunikation
unterworfen waxen, da sie auch nicht in eriter Linie für Kommunika-
tionszwecke konstruiert wurden, keineswegs immer dieselbe Sprache.
Damit ist "verkehr natürlich nur möglich zwischen Datenendeinrichtun-
gen, die außer den Konventionen der schnittstellen zum Datenübertra-
gungsnetz erhebliche weitere Absprachen zu codes, prozeduren, Forma-
tenrsw- g_9.l1offen haben" (Hillebrand L979: z4l). Grundsätzlich mußten
auch die Ubertragungsgeschwindigkeiten übereinstimmen.

In der Datenkommulikat!9n gab und gibt es also Kompatibilitötspro-
bleme verschiedenstel {rt, die aus der sprachkommunikation garzticn
ulbgf1*lwgen (vgl. ciller 1988). Was Tetefonieren erst .r-5gü.htr,
nämlich der verzicht auf irgendwelche formalen Veränderungen einei
Nachricht, konnte Datenkommunikation gerade erschweren oä". ,ogar
unmöglich machen. Hi* kam noch, daß Dialoganwendungen in lei-
tungsvermittelten wählnetzen dadurch (auch gebtihrenmtißi!) benach-
teiligt waren, daß die abzusendenden odei zu emlfangenden Dätenströme
oft sehr kurz waren,-während_der Leitungsaufbau jeweils relativ lange
dauerte.- Bei festgeschalteten Leitungen war die Nutzungsintensität dä
vorgehaltenen Kapazität über Zeit sehr gering (vgl. Eliäs 197g: 53).

soweit auf stromwegen der Bundespöst oäei ii ihrem Direktrufnetz
plvate vermittelte Datenkommunikation erfolgte, wurde diese mit dem
Verfahren der Paketven{tllung mit privaten [echnern realisiert (Hille-
brand 1979:233)30. Auc! in den öffäntüchen Netzen des Auslands do-
minierte dieses verfahren3l, das erstmals in dem großflächigen amerika-

30 Die größeren.-Computerhersteller konnten alle entsprechende, untereinander allerdings
nicht kompatiblg, systeme anbieten (?.8.: IBM s\a oigiiar Eq"ip";il pEct{si
lperry univac DCA, Siemens_TRArrsDArA sEL cNA) ivgr. aäyslcrrral rsssy.31 so waren in den usA in den 70er latuen rrELnNBr und'tVilaNet' in nefueu gägan_
gen, in Kanada wurden DATAPAC und INFoswITCH angeboten, uno 

-rrankreictr

eröffnete 1978 das TRANSPAC (vgt. Hillebrand L98t: 2Lt)i
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nischen Forschungsnetz ARPA (Advanced Research Projec! Aggt"v)
breitere Anwendung gefunden hatte. Dennoch setzte man bei der Bun-

despost einige JahrJläng fast völlig alf leitungsvermittelte Datendienste

(vgi. Staudinger/ lnhwasser 1974: 401). 
.

Ein Anstoß, über ein paketvermitteltes Netz nachzudenken, kam aus

der Europäischen Gemeinschaft, wo seit 1971 Überleryngq angestellt

wurden, wissenschaftlich-technische Informationen in Datenbanken zur

Verfügung zu stellen und hierauf einen direkten Zugriff zu ermöglichen.

Im nfrn3ilg 1975 beschloß der Ministerrat einen Aktionsplan, der die

Errichtung eines Europäischen Netzes für wissenschaftlich-technische

Informatiönen (EURONET) vorsah (vgl. Schneider/ Werle 1989b). Be-

dingUng *ar rnon Anfang an, ein Paketvermittlungsnetz-zu errichten, "da

mai siötr von dieser Technologie nicht nur die Lrlsung aller Kompatibili-

tätsprobleme, sondern auch eine für den gewünschten Zweck besonders

vorieilhafte Gebührengestaltung versprach" (schwall 1979: 57). Man

entschied sich schließlich für ein System, "das sich sehr eng an die für
die französische verwaltung entwickelte TRANSPAC-Technologie 1ll_-

lehnt" (schwall 1979: 68). An den Planungeldes_Netzes, das-1979/80

in Betrieb genommen wirrde, war auch die Bundespost beteiligtR In
Frankfurt uÄrde eine von vier Datenpaketvermittlungsstellen des EURO-

NET der EG eingerichtet.
Nachdem sich ein Bedarf an einem paketvermittelten Datexdienst

abzuzeichnen begann, beschloß die Bundespost im Herbst 1978, "das
Dienstleistungsangebot des vorhandenen Datexnetzes um Leistungsmerk-

male der Datenpaketvermittlung zu enveitern". Eine enlspreclende Ver-

ordnung wurde vom Verwaltungsrat im Dezember 1978 gebilligt (tlille-
brand Isls: zll1. Zu jener Zeit waren auch bereits die vorbereitungen

für ein Pilotvorhaben in Berlin (BERNET) abgeschlossen, das ein paket-

vermitteltes Rechnerverbundnetz für die dortige Wissenschaft bereitstel-

len und die Realisierbarkeit offener Systeme der Datenkommunikation
testen sollte. Nach einem "Wettbewerb zwischen mehreren Anbietern

des Weltmarktes wurde das Vermittlungssystem SL10 der kanadischen

Firma Northern Telecom ausgewählt, mit deren Technologie auch das

kanadische öffentliche Netz DATAPAC realisiert ist" (Hillebrand 1981:

213).

32 Der oben enrähnte Postingenieur Hillebrand, ein Promotor volp49lvsqnittgltef Daten-

kommunikation, war 1976 ah deutscher Delegierter in der EURONET-AtbeitsgrupPe

in Paris.
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Wie bereits arvor bei anderen neuen Diensten richtete die Post beim
Arbeitsausschuß für Datenfernverarbeitung beim FTZ einen beratenden
fubeitskreis ein. Dieser "Teilnehmerarbeitskreis Datex-P" bildete vier
Ad-hoc-Gruppen, die sich unter anderem mit den Angeboten der Herstel-
ler, den Bedürfnissen der Anwender und den technischen Zulassungsver-
fahren beschäftigten (Hillebrand 798t: 223-226).

Die technßchen Merlqnale der Pakewermittlunfs als Grundlage des
Datex-P-Dienstes der Bundespost bestehen zunächst darin, daß die von
Datenendeinrichtungen zu versendenden Informationen I'gestückelt" und
als Pakete an die Vermittlungsstelle geschickt werden. Die Pakete enthal-
ten auch für den Transport erforderliche Verwaltungsinformationen. ln
den schnellen Vermittlungsrechnern, die mit Eingangs- und Ausgangs-
pufferspeichern versehen sind, werden die Steuerinformationen ausge-
wefiet und die Pakete zur Zielvermittlungsstelle weitergeleitet. Aus der
Warteschlange im Ausgangsspeicher werden die Pakete fortlaufend auf
die lritung gegeben. Die Ubertragung erfolgt also von Speicher zu
Speicher, wobei die Sendegeschwindigkeit auf allen Leitungen unter-
schiedlich sein kann. Auf den Leitungen werden für die Pakete eines
Absenders keine Frequenz- bmr. Zeillagen zum Empfänger hin fest
reserviert, in diesem Sinne wird also keine Iritung wie bei der [.ei-
tungsvermittlung "durchgeschaltetr', vielmehr bestehen die Verbindungen
nur "virtuell". Die Pakete verschiedener virtueller Verbindungen werden
b_eim Transport zejtlich ineinander verschachtelt und Leitungen (logische
Kanäle) nur für die effektiv benötigte kurze übertragungszeit der Pakete
zugeteilt (statistisches Multiplexverfahren). Die verschiedenen speicher-
vorgänge verzögern den praktisch nicht, da zwischen den
Vermitflungsstellen sehr hohe in der
Regel 64 kbit/sec, erreicht werden. Um zu mrrumle-
ren, werden jeweils mehrere bits in
übertragung), die eine automatische

Rahmen ansammengefaßt (Rahmen-
Fehlerkontrolle und Fehlerkonektur

ermöglichen.
Den Teilnehmern werden sowohl Wähl- als auch Festverbindungen

angeboten. Da alle Verbindungen virtuell existieren, können auch Fest-
verbindungen, immer wenn sie gerade frei sind, für andere Teilnehmer
genutzt werden. Der Weg der Pakete einer größeren Sendung muß au-
ßerdem nicht identisch sein. Die Pakete können über verschiÄdene Iri-
tungln und verschiedene Vermittlungsrechner ans Ziel gelangen. Da bei
der ubertragung immer vermittlungsrechner und speichervorgänge betei-

33 Die Dantellung stüut sich weirgehend auf Hillebrand (Hillebrand L979; L98l).
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ligt sind, lassen sich Geschwindigkeiten endgerätespezifisch varüeren
und auch Codes, Prozeduren, Protokolle usw. wandeln. So kann zwi-
schen ursprünglich nicht kompatiblen Datenstationen und Terminals
Kommunikation ermöglicht werden. Diese über den reinen Vermitt-
lungs- und Übertragungsvorgang hinausgehende Dienstleistung bildet
eine Grundvoraussetzung für die Realisation "offener Netze", gleichzeitig
ist sie ein Beispiel für einen Mehrwertdienst ("value added service").

Det Zugang von anderen Datennetzen bzw. von nicht für den Paket-
dienst geeigneten Endgeräten in das Datex-P-Netz wird über sog. PAD-
Einrichtungen (packet assembly disassembly) hergestellt. Hier werden
die Pakete, die das schnelle Netz benötigl, geschnürt und auch wieder
ausgepackt, wenn die Daten an andere Netze übergeben werden. Das
Datäx-P-Netz ist also hoch intelligent, sebr schnell und konnektiv3a.
Struktur und funktionaler Aufbau des Datex-P-Netzes sind in Schaubild
Y.2 sktzziert.

Die Position der Bundespost, Datex-P als Ergänzung und Erweite-
rung des bestehenden Angebots und nicht als die zentrale Infrastruktur
von Datenkommunikationsmöglichkeiten schlechthin zu verstehen, ob-
wohl viele andere Uinder ausschließlich Paketvermittlung praktizierten,
war das Resultat einer langjährigen Präferenz der lritungsvermittlung
und der Integration des langsamen Telex und erster digitaler Datendien-
ste in das von der Telexanwendung geprägte IDN. rller stand das voll-
digitale EDS als Vermittlungssystem zur Verfügungl5. Dieses deutsche

System, das ja bereits "für die FTZ-Ingenieure ein vollständiges Umden-
ken erforderlich" machte, weil "sofort der große Schritt vom Direktwahl-
system zur'rechnergesteuerten' Vermittlungstechik getan wurder', ent-
sprach dem Wunsch "einheitlicher Betriebsführung" (Kunze L989:73).

34 Tlotzdem garantiert es damit noch nicht, daß "jeder mit jedem" Daten austauschen kann.
Hierzu ist ein festes Architekturmodell erforderlicb, innerhalb dessen sich die Festseuung
herstellerspezifhcher Hardware- und Sofh*,arestandards bewegt. Das sieb€n-Bbenen
Modell (Open Systems Interconnection: OSI) der Intemational Standardization Organiza-
tion (ISO) bietet einen solchen Rahmen @ffelsberg/ Fleischmann 1986; Heigert 1988;

ausfüMich Tbnenbaum 1989). Der Basisdienst Datex-P10 der Bundespost mit den
Übertragungsgeschwindigkeiten 2,400, 4.800, 9.600 und 48.000 bit^ec erfüllt die
Normen des CCITT für die drei untercn Ebenen der OSl-Architektur. Die Prctokolle
hierfür (phpikalische Steuerung, Leitungsstcuerung und Paketsteuenmg) sind im wesent-
lichen in den X.25-Empfehlungen des CCITT festgelegt (zur Bntstehung des X.25
siehe SiörV Zwimpfer 1985). Endgeräte mit einer X.25-genormten Schnittstelle können
in Datex-P Daten austauschen (vgl. Albensöder 1987: 90-95). Zugang zum Datex-P ist
außerdem über die PAD-Eiüichtungen möglich. Ohne die Beachtung eines Mnimums
an Standards ist "offene Kommunikation" also niemals realisierbar,

35 Siehe oben IV.3: Elektronische Datenvermittlung und NeEintegration.
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Nachdem erst 1976 im Datex-L neben der Ge,schwindigkeit von 200
auch 300 bit/sec angeboten wurden, kamen dann tg78l79 auch höhere
Geschwindigkeiten bis 9.600 bit/sec hinzu. Das asynchrone wurde um
ein leistungsfähigeres synchrones- Zeitmultiplexverfahren für die Durch-
schaltung der lritungen ergänzt36.

Schaublld Y.2: Struktur und funktionaler Aulbau des Datex-p-Netzes
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Protokollöni GeEchwlndlgkoltsanpasEungr u.a.

Nicht nur die Bundespost, sondern auch die Herstellerfirmen des
EDS, Siemens und sEl setzten überwiegend auf das leitungsvermittelte
verfahren für das öffentliche Datennetz. Entsprechend hatten sie, als
die Bundespost nun doch auch Datex-P einführen wollte, kein direkt
für den öffentlichen Paketverkehr brauchbares system anzubieten. Die
Post mußte und konnte also die vermittlungstechnik für Datex-p interna-
tional ausschreiben3T. Dies tat sie im April Lgls für eine erste Ausbau-

36 Heute wird auch die Geschwindigkeit von 64 kbit/sec angeboten (vgl. Baur L982: r7L).
37 Allerdings hatte sie zuvor rtden vom Liefenrert her umfängreichdren Tbil, nämlich die

übertragunptechnischen Einrichtungeq bei der Deutschen Femmeldeindutrie im Rahmen
der Besglgffungen ftir das integrierte Tbxt- und Datennetz in Auftrag gegeben" Qlille-
brand 1981: 195).
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stufe mit 17 vermittlungsstellen für den Anschluß von 2.000 Datenend-

einrichtungen, wobei sie sehr kurze Fristen für Lieferung und Installation
setzte. Bereits im August desselben Jahres erteilte sie Northern Telecom,

das bereits den Vermittlungsknoten für das BERNET geliefert hatte, den

Auftrag für das System SL10. Im August 1980 wurde das Netz, das

in Düsieldorf zusätdich ein Netzkontrollzentrum und eine Auslandskopf-
vermittlungsstelle hatte, für den Probebetrieb freigegeben3s. Gebühren-

pflichtig wurde die Benutzung im September 1981.- 
Das zunächst nur für maximal 13.000 Teilnehmer im Vollausbau

geplante System mit etwa 600 Anschlüssen je Netzknoten erlebte ein
ilstürmisches Wachstum". An einigen Standorten mußten später bis zu

sechs Knoten parallel betrieben werden (Kunze L989: 74). Schaubild
Y.3 zeigt, wie sich die Datendienste der Bundespost insgesamt entwik-
kelt haben. Trotz der hohen Wachstumsraten liegt Datex-P gemessen

an den Anschlüssen zwar vor Datex-L, ist aber noch erheblich weniger
verbreitet als die Datenanschlüsse im Telefon- oder im Direkfufnetz".
Dies hat eine Ursache darin, daß das System strukturell zu klein geplant

war.
So plante die Bundespost schon bald ein Nachfolgesystem, das sie

Anfang 1985 erneut weltweit ausschrieb. Von den zunächst sieben An-
bietern, darunter Philips und Nixdorf, w?ihlte die Post zwei Firmen für
einen Präsentationswettbewerb aus Q-atzell Schreiner 1988). Diese

waren Siemens einerseits und Northern Telecom (NT) zusammen mit
AEG-Olympia, inzwischen eine Tochter von Daimler-Benz, andererseits.

NT/AEG offerierten mit dem DPN 100 ein ganz erheblich schneller

arbeitendes System als das im Datex-P-Netz der Bundespost bereits von
NT installierte. Siemens offerierte mit dem EWSP eine eigene Neuent-
wicklungao.

Der rund einjährige Präsentationsbetrieb begann im April t987. Da
das neue Datex-P auf maximal rund 150.000 Teilnehmer, die in der

zweiten Hälfte der 90er Jahre erwartet werden, ausgelegt wird, ist es

auch finanziell interessant. Das Auftragsvolumen für die Vermittlungssy-

38 Tbchnische Merkmale des Systems SL10 (hienu Hillebrand 1981: 195-210; Bergmann

1986: 1051-1071) sollen, da nur das grundsätzliche Verfahren der Paketvermittlung als

einer neuen vermittlungstechnischen Option interessiert, hier nicht behandelt werden'

39 Hier konkurrieren leistungsfähige Netze privater Firmen, Beim Datex-P gab es neben

den regglären Anschlüssen am 30.9.1988 noch rund 11,000 lbilnehmer, die über Kenn-
worte (password) und die Benutzung der PAD-Binrichtungen einen Zugang aus dem

Tblefonnetz haben (Kunze L989t 74).

40 Weitere Binzelheiten, insbesondere die technischen Unterschiede der beiden Systeme,

können hier nicht mehr behandelt werden,
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Schaublld V.3: Enturicklung der Datendienste (ZahI der Datenstationen)
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steme wird auf 300 bis 500 Mio. DM geschätzt. In den 90er Jahren soll
die Nachfolgetechnik bei möglichst pioblemloser zusammenarbeit mit
dem existierenden Datex-P Teilnetz eingeführt werden.

Sowohl Siemens als auch NT/AEO konnten bereits Verkäufe auf
dem weltmarkt nachweisen und hatten auch in der Bundesrepublik
schon vermittlungsanlagen installiert, bevor der präsentationswettb-ewerb
abgeschlossen war41. Beide Akteure verwiesen zudem auf eine große
zahl von Arbeitsplätzen, die in ihren Fertigungsstätten in der Bu-ndes-
republik gesichert würden, wenn sie den Auft1ag erhielten. Das FTZ
bemühte sich, bei der Durchftihrung des wettböwerbs jegliche "un-
gleichbehandlung der Anbieter auszuschrieß en" (Latzell söhieiner 1 9gg:
44). Det Postminister zögerte zunächst noch mit seiner Entscheidung,
da die Angelegenheit größere internationare publizität bekam. sclüieF-
lich, im Juli 1988, folgte er dann, wie bei der post üblich, den Empfeh-
lungen der Techniker des FTZ, die bei ungefähr gleichen preisen der

4t DPN 100 bei der Bundesanstalt für Flugsicherung, EWSp bei der Deutschen Bundes-
_bll"' Ygl' zur öffentlichen_l9r_olly' Där spieger]Nr.23/LSBB l"veruissin gitumpft'),
wirtschaftswoche, Nr. 12fl.9-gg ('Zweikampf im Datennetz"), iunlachau, 

-Nr. 
slisgg

("Underdog gegen Amtsbaufirma").



beiden Systeme leichte technische Vorteile des EWSP konstatiertenaz.

Die Firma siemens wurde als "systemlieferant" ausgewählt (Kunze

L989 74). Die Pakewerminlung hatte sich dnnit als gewj.chtige Alterna-
tive zur' Leirungsvermittlung, zumindest in der Datenkommunikation,
etabliert.

Digitale Vermittlungssysteme

Bei den digitalen Vermittlungssystemen für das Telefonnetz hatte die

Firma Siemens, wie es zunächst schien, mit noch mehr Konlurrenz als

in der Datenkommunikation an rechnen. Allerdings verzichteten hier die

traditionellen Hersteller Telenorma und DeTeWe schon sehr früh auf

eigene Systementwicklungen, weil für Unternehmen ihrer Größenord-

nung, "ein derartiges Entwicklungsvorhaben in der öffentlichen Technik

einJn unverhältnismäßig hohen materiellen und personellen Aufwand"
bedeutete hätte (Gfuke 1987: 100/101). Sie beteiligten sich an dem digi-
talen elektronischen Wäihlsystem (EWSD) von Siemens. Jedoch war
neben SEL mit dem System 12 zunächst auch noch TeKaDe im Rennen.

Auf Messen Anfang der 80er Jahre hatte die Firma TeKaDe, hinter der

Philips stand, ihr System DIV 200/400 im Detail vorgestellt (Mayer

1983)43. Als Newcomer ohne spezifische Erfahrungen mit dem sehr

großen Netz der Bundespost schaffte sie es jedocl nich! den kurzen

Termin, den die Post allen Wettbewerbem für die Bereitstellung gesetzt

hatte, einzuhalten.
So gingen schließlich nur die Systeme von Siemens und SEL' nach-

dem sie einen inhaltlich und zeitlich definierten l-asttest bestanden hat-

ten, in einen einjährigen Präsentationsbetrieb. Beide Firmen installierten
1982, wie von der Post verlangt, in zeitlichem Abstand von rund sechs

Monaten erst im Fernnetz und dann im Ortsnetz je eine große und eine

kleine Vermittlungsanlage. Die Systemauswahl durch die Post orientierte
sich an der technischen Leistungsfrihigkeit und am Preis der Systeme.

Das Verfahren fand international große Beachtung (vgl. Hoffinann 1983).
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42 Siehe FAZ vom 5.?.1988: "Bntscheidung über Ausbau des Datonvermittlungssystems

aufgeschoben".
43 Die-Muttergesellschaft Philips gründete im Herbst 19&i mit Atr&T eine gemeinsame

Gesellschaft zur Produktion und Vermarktung öfrentlicher digitaler Vermittlungssysteme
(Scherer 1985: 453), Philips vorsuchte gleichzeitig die Organisation_ihrer deutschen

iöchter durch die Ö'rUnOuig der Philips-Kommunikatioru Industrio (PKI) zu straffen

(Rauh 1987: 211),
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Die beiden präsentierten systeme überstanden den Testbefüeb mit
Erfolg. Von der Funktion her waren sie im prinzip gleichwertig. so fand
sich die Bundespost in einer situation, die in mancher HinsichlÄhntictr-
keiten zu einer fast vierzig Jahre zurücHiegenden Situation aufwies.
Damals stand sie vor der Alternative, w&ihrer- öder schaltervermittlungen
einzuführen. siemens bot den Edelmetall-Motordrehwähler (EMD)än,
w?ihrend standard Elektrik, also die heutige SEL, einen Kdordinäten-
schalter (Ks 53) entwickelt hatte. von der Funktion her waren die bei-
den systeme ähnlich, obwohl sie sich konstruktiv erheblich unterschie-
den. Die Post, damals geleitet vom Prinzip. der Geräteeinheitstechnik,
entschied sich für den EMD von Siemens4a.

- ^Djesg 
prinzipielle Restriktion hatte sie inzwischen aufgegeben, so

daß sie sich, was dann auch geschah, für die Modelle beider-au-ch dieses
Mal wieder konkunierenden Firmen entscheiden konnte. Die technischen
spezifika der funktional sefu ähnlichen vermittlungssysteme brauchen
deshalb_auch nur ganz kurz behandelt zu werdenas. beide systeme sind
natürlich programnxgesteuert (sPC). sie sind in kleinen unä auch sehr
großen 

-vgrmitt-lulqsstellen einsetzbar. Ihre maximale Kapazität liegt
jeweils bei rund 100.000 Teilnehmerleitungen bzw. 60.000 verbindungi-
leitungen zwischen vermittlungsstelljn. Die Durchschaltung in den Köp-
pelnetzen erfolgt im Zeitmultiplexa6.

system 12 unterscheidet sich vom EWSD vor a[em in dem modula-
ren Aufbau mit verteilter steuerung. Die steuerungsaufgaben werden
auf eine vielzahl gleichberechtigter steuereinheiten v:erteitt. Jedes
Modul hat seine steuereinheit undist weitgehend "autonom'r, während
beim EWSD ein zentraler Koordinationsprozessor mit dem S*itctring
floc_gs9r_(ssP) als Herzstück die Aufgaben der Ziffernauswertung füi
die verkehrslenkung, der verzonung füi die Gebührenbestimmung-und
der steuerung des verbindungsaufbaus übernimmtaT. Dies hat zur F'olge,

44 Siehe oben III.2: Zur Vermittlungstechnik, und IIL5: Die Bntscheidung fitr den Vermitt-
lungswähler (EMD) von Siemens.

45 Die O1ry1eltryg [siert, wenn nicht anders vermerlt, auf Hoffmann L9g4:37-49i Berg-
. - Tryn 1986: 704-743; Bocker/ Martin 1987; Brendel/ Mecklinger 19g7.46 Dabei werdenallerdings Raumstufen (R) und Zeitstufen (Z) kom[iniert, *ährend wech-

sel der Zeitstufe bedeutet, daß "innerhalb" derselben Vieffäihteitung die Zeitlage gewech-
selt wird, bedeutet Weclrse.l der Raumstufe, daß bei Konstanz der-znittage AiE üeffactr-
leitung gewechselt wird (Besier/ Heuer/ Kettler L979t 3L). Die KoppänCue sind in
b.eiden systemen, wenn auch konstruktjv verschieden, so ausgelegt, äu's aliö Bingänge
alle Ausgänge eneichen können. eugbrcem gibt es keine p"ri*Ipiririn Ünterschiede

.- zwischen den Koppelnetzen der orts- und dei Fernvermitthingrsyrt.m". 
-

47 Insgesamt hat da$ EWSD grö_ßere li,lnlichkeit mit dem arui'oionzeft des analogen
EWS, als das beim System 12 der Fall ist.



daß die Probleme der Zuverlässigkeit und Betriebssicherheit in der Wei-

se gelöst werden, daß die zentralen Funktionseinheiten gedoppelt instal-

lier'i werden, während die stärker dezentrale, strikt modulare Struktur

des system L2 auf. derartige Doppelungen in der Regel nicht angewiesen

ist.
Es ist müßig, darüber zu spekulieren, welches System die Post aus-

gewählt hätte, wenn sie weiterhin das strikte Prinzip der Einheitstechnik

ierfotgt hätte. Trotz ursprünglich großer Envartu_ngen schien sEL
sciließüch damit zuftieden gewesen zu sein, neben Siemens zumindest

auch noch anm Zuge zu kommen (vgl. Raggett 1980).
waren Vermittlungssysteme lange zeit relativ einfach und übersicht-

lich, so hatten sie mit-der Entscheidung der Bundespost, für die Zukunft
voll auf digitale speicherprograrnmierte Anlagen zu setzen, auch im
Telefonnetz eine eihebliche Komplexität eneicht Wie die Systeme auch

immer im einzelnen konstruiert sind, vereinigen sie, wie das Schaubild

Y.4 zeigl, inzwischen eine größere Zahl von Funktionsblöcken in sich.

Di{Durchschaltung, die im Koppelnetz realisiert wird, bewirkt die

Konzentration und Oiä Expansion 
-des 

Teilnehmerverkehrs sowie die

Richtungsauswahl$. Der Funktionsblock der Signalisierung dient dem

Austausöh vermittlungstechnischer Informationen zurischen verschiedenen

Vermittlungsanlagen und mit den Endgeräten.Die Steuerung, dte zentral

oder dezentral angeordnet sein kann, kontrolliert die Funltionen der

Vermittlungsantage und produziert auch Informationen, die vom Signali-

sierungsteii an andere Teile des Netzes weitergegeben werden. Der

Funktionsblock Teilnehtnerzugang enthält die sog. Teilnehmersätze,

die fiir den Anschluß von Teilnehmereinrichtungen gebraucht werden.

Hier werden auch Hilfsfunktignen wie die ErzeugUng von Hörtönen oder

Ansagen erfüllt. sehr wichtig ist in technisch heterogenen Netzen die

Schn*tstetlenfunktion. Sie e.rledigt unter anderem die Analog/Digitat-
wandlung, ermöglicht den Übergang zwischen zweidrähtigen auf vier-
drähtige Leitungen und bewirkt das Multiplexen und Demultiplelen
der Leitungen. Die Synchronßation und Talnerzeugung sichert bei digita-
len Vermittlungssystemen den Rahmen- und Bitsynchronismus, um lnfor-
mationsverluste zu vermeiden, und verteilt die Takte an die durchlaufen-
den Informationsblöcke. Der Block Überwachungsfunlctione4 adtnini-
strative Funlctionen schließlich ist vor allem für den Netzbetreiber von

Bedeutung. Hier erfolgt unter anderem die Gebührenerfassung.
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48 Die Funktionen werden bei Bergmann skizziert und erläutert @ergmann 19ffi:2L82,L9).
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Schaublld V.4l Funlitionale Struktur komplexer Vermittlungssy$teme

Synchronisation
Takterzeugung

Durchschaltung

(Konzentration, Vertei lung,
Expansion)

Funktionen lür
Tellnehmerzugang

Hilfsfunktionen
3ignalisierung

Administratlve Funkfl onen
Ü benrachungsf unktionen

Steuerung

Quelle: Bergmann 1986: 218

Parallel zur Auswahlprozedur der Vermittlungssysteme bereitete die
Bundespost ihren Einsatz im Netz vor. Dabei oiientierte man sich aus
praktischen uberlegungen an der überkommenen hierarchischen Architek-
tur, obwohl die intelligenten vermittlungsanlagen wegen ihrer Möglich-
keit zur verkehrslenkung diese eigentlich obsolet maaht4e. Eine kurzfri-
stige Erneuerung des ganzes Netzes war ausgeschrossen. Die Lieferfir-
men hätten nicht die Möglichkeit gehabt, die systeme in kurzer Zeit
zu produzieren. vor allem aber wäre die schnelle umstellung kaum
3u.fin-anzieren gewesen. sie hätte zudem den Ersatz vieler noch lange
Zeit funktionsfähiger Komponenten erfordert, was nicht nur in dön
Augen des Bundesrechnungshofes eine verschwendung von Ressourcen

49 I'Iiil ein,digitales Netz ist es nicht notwendig, bei diesen starren Hierarchieebenen zu
bleiben. Vielmelu ergeten sich mehrere Alternativeq das neue digitale Netz zu gestalten.

!9 isl 
9s z.B. möglic[ alle Knoten des FernneEes völlig geiährangig zu bähandeln.

Die einfachste Möglichkeit des Überganges von einem anal-oien zu einä dicitalen Netz
besteht darin, Struktur und Knoten des bestehenden Netzei zu übemehmän" (Besier/
Heuer/ Kettler L979: 29).
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bedeutet hätte. So argumentierte der L,eiter der Abteilung Fernmelde-

we.sen des Postministeriums, Arnold, da nur etwa 30Vo der Anlagen der

Vermittlungstechnik äilter als 10 Jahre seien und eine Lebensdauer von
25 Jahren zu erwarten sei, wäre es "wider alle vernunft, Auswechslung
und Aussonderung bestehender Systeme im großen Stil betreiben zll
wollentt. Den Gesamtwert der technischen Anlagen im Fernmeldebereich

bezifferte er mit rund 60 Mrd. DM (Arnold 1981a: 26).ln der Industrie
gab es allerdings zumindest vereinzelte Stimmen, die für einen_möglichst

iaschen Ersatz der alten durch neue Anlagen im Sinne der "schöpferi-
schen Zerstörung" plädierten (so Ptank 1983: 30-32).

Um die Anpassungskosten für den Einsatz der digitalen Vermitt-
lungssysteme möglichst gering zu halten, war vorgesehen, lg in eine

digitalisierte übertragungstechnische Umgebung einzupassen. Die Prinzi-
piän, die bereits für den Einsatz des analogen EWS entwickelt worden
warenso, konnten auf die Digitalisierungsstrategie übertragen werden.

Übertragungs- und Vermittlungstechnik -sollten lcoordiniert eingeführt
werden (Htict</ Keil/ Socher 1984: 3O2)s1. Vor die Alternative gestellt,

die "Inseistrategie" oder die "Overlaystratege" zup5fulen, entschied man

sich für eine eher vorsichtige "pragmatische Strategie")2. Danach soll
der "Erweiterungsbedarf" möglichst rasch auf digitale Technik umgestellt
werden. "Hierbei wurde dem Fernverkehr, der noch über ein erhebliches

Wachstumspotential verfügt, besondere Priorität verliehen" (Hilzl Klein
1984: 65). Der Serieneinsatz für die digitale Fernvermittlungstechnik
wurde für die zweite Hälfte 1984 und für die digitale ortsvermittlungs-
technik für die erste Hälfte L985 vorgesehen (Hoffmann 1984: 49).

50 Siehe oben IV.3: Probleme bei der Entwicklung des BWS. VgL auch Blankenbacly'

Stegmann L91L: L96.
51 Diei hat nicht immer nw unmittelbare Vorteile. So reduziert sich im FernneE auf den

Koaxialkabeln wegen der gößeren Bandbreite digialer Übertragung {ie_IGpazität um

nahezu 50Vo, wenn man die normale PCM-Tbchnik anwendet und die Regetreratoren

in den vorhandenen Verstärkermuffen in$talliert. Man muß entweder die Regenerator-

abstände verküzen oder aufirendigere Codiewerfahren anwenden, will man keine Kapa-
zitätseinbuße erleiden (Oawron L98/l 345).

52 Die Inselstrategie siehi eine Digitalisierung jeweils räumllch begreruter Tbilbereiche

des NeEes vor. Hier müssen dann alle Komponenten unabhängig von ihrem Alter erseEt

werden, Die Overlaystrategie beinhaltet eine Überlagerung des analogen Netzes mit
einem dilnnen, weitgespannten digitalen NeE. So können in ktrzer Tnit Ende-zu-Ende

Verbindungen gesch-altet werden, doch sind die Kosten pro Anschl 'B_zunäcbsl_sehr hoch,

weil gleici'eiriflächenübergreifendes Neo vorgehalten werden muß (Hilzl Klein 1984:

606s).
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Das diensteintegrierende digitale Netz (SDN)

Mit den Fortschritten, die in den 70er Jahren in der digitalen übertra-
gungstechnik und in der digitalen vermittlungstechnik erziert wurden,
gewann sehr schnell das Konzept der "Integrationtt an Bedeutung. Beim
ccITT befaßte man sich seit Anfang der 60er Jahre zunächst noch
zögerlich, dann aber seit 1968 in der "Special Study Group D (pulse
code modulation)" mit zunehmender Intensität mit digitalen-verfahren.
Es wurde sehr bald deutlich, daß die Integation von-übertragung und
vermittlung auf digitaler Basis der schlüssel dafür sein könntä, "to
reduce overall costs considerably" (Lalou L976: 49).Die isolierte Digita-
lisierung einzelner Netzkomponenten oder Funktionen erschien hingägen
weniger geeignet, die Vorteile dieser neuen Technik zum Tragen zu
bringen.

schnell erweiterte sich das Konzept der Integration. "The possibility
of integrating all services in a single digital network is undef examina-
tion", hieß es noch mehr im sinne einer Ankündigung als in der über-
zeugung konkrgter Machbarkeit in der Mitte der 70er Jahre beim ccITT
(Lalou 1976: 49). wenn Datennetze ohnehin, weil bei ihnen bereits die
Ausgangsinformationel digital vorlagen, bald in aller welt volldigital
würden und nun ähnliches für Telefonnetze grundsätzrich möglich und
wirtschaftlich attraktiv schien, obwohl hier die Analog/Digital-wandlung
erforderlich war, warum sollte man dann nicht auch diJNetze zrsam-
menlegen und in ihnen alle Dienste abwickeln können? Ab Lg77 befaßte
man sich beim ccITT im Zusammenhang mit der Erarbeitung von stan-
dards für das digitale integrierte Fernmeldenetz rn verschiäenen stu-
diengruppen mit der Idee des ISDN. Eine bedeutende Ro[e spielte hier
der Postingenieur Irmer vom Ylz, der bereits L972 zum voisitzenden
der special study Group D und danach zum chairman der heutigen
Kommissiol_xu[ gewählt wurde, die 1980/g1 offiziell die Führun-gs-
funktion im Hinblick auf die Koordination der ISDN-relevanten Arbeii-en

i3$Kf$Sffi#.*en 
und die Erarbeitung expliziter Standards für das

International war also ISDN in den ausgehenden 70er Jahren bereits
ein wichtiges Thema. Aber auch in der Bundesrepublik gewann es
sc!:ref] an-Bedeutung, nachdem Anfang L979 dre analoge veimittlungs-
technik offiziell zu den Akten gelegt worden war. ISDN erreichte nach

53 Irmer wurde 1979
lungstechnik beim

Proryktleircl ftir die Einftihnrng digitaler übertragungs- und Vermitt-
FTZ. Seit Januar 1985 ist er Direktor des CCITT.-
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all den Problemen und Mißerfolgen der technischen Entwicklung im
Telefonbereich eine hohe Symbolkraft, bot es doch die Möglichkeit' der

Öffentlichkeit za zeigen, daß man nicht nur in der Lage war, digitale
Technik zu entwickeln und einzusetzen, sondern diese auch als Basis

der Entwicklung eines zukunftsorientierten technischen Infrastrukturkon-
zepts für die Informationsgesellschaft zu benutzen.- 

War ftir die Techniker und Ingenieure der Post das ISDN zumindest

"eine folgerichtige Weiterentwicklung des digitalen Fernsprechnetzes"

(Rosenbröck 1984) mit "kalkulierbarem" wirtschaftlichen Risiko, wenn
der Ausbau "nachfrageorientiert" erfolgte (Maschke/ Zellet 1986: 13),

so bot er für die deutsche Fernmeldeindustrie eine sehr attraktive Zu-
kunftsperspektive. Vor allem die Firma Siemens, deren EDS-Vermitt-
lungstächnik einen wesentlichen Bestandteil des integrierten.Text- und

Datlnnetzes (IDN) bildetsa, plädierte für weitere Integration)r. Der eta-

blierte Lieferant großer Fernmeldeverwaltungen wies frühzeitig und

unverblümt auf die Vorteile des ISDN für seine Kunden hin. So konsta-

tierte der Ingenieur von Sanden, Leiter des Llnternehmensbereichs Kom-
munikationstechnik bei Siemens, vor internationaler Audienz auf der

TELECOM 79 in Genf im September t979, ein weltweites rasches An-
wachsen privater Datennetze, da die öffentlichen Netze häufig unzurei-
chend seien. Dies gehe einerseits zu Lasten der Produzenten von Tele-

kommunikationstechnik, da die privaten Netze oft von Computer-Herstel-
lern installiert würden. Andererseits werde so auch die Position der

öffentlichen Netzbetreiber geschwächt, die nicht nur nicht am Wachstum

der Datenkommunikation partizipieren könnten, sondern auch Einbußen
in ihren Telefon- und Textdiensten befürchten müßten (von Sanden

t98}t 212)s6,

54 Siehe oben IV.3: Elektronische Datenvermittlung und Neuintegration.
55 ISDN wird bei Siemens bereits im GeschÄftsbericht 1981 erstmals ganz offiziell enpähnt.

"Seine Standardisierung macht mit uruieren grundlegenden Beiträgen gute Forßchdtterl
(Geschäftsbericnt rggr: 27). Auch sEL, das zusammen mit der belgischen Bell Tble-

fhone Manufacturing Company im ITTVerbund die Hauptlast der Ennricklung des

Systems 12 getragen hat, preist bereits 1981 das System mit seiner "beispiellosen Tbch-

nölogie" als ndas universelle Vennittlungssy$tem der Zukunft für die integrierte Ubertra-

gung von Sprache, Tbxt, Daten und Festbild" an (Geschäftsbericht 1981: 19; vgl. auch

Geschäftsbericht 1982: 7 ß, 24-2ß),
56 ,,If a special data network is designed to handle combined communication, it will also

be abtö to interconnect ordinary telephone subscriberc. Thus it is possible that private-

restricted networls will in future carry not only data but also the entire spectrum of
communication traffic, including voice, text, between the connected subscribers, ... If
the trend toward rcstricted networks continues, the global public switching networls
could in the long run be starved of traffic, thus putting their viability at risk, since it



Siemens und SEI die zu Beginn der 80er Jahre - berechtigl - hoff-
ten, ihre digitalen Vermittlungssysteme der Post verkaufen zu können,
sahen im Zusammenhang mit ISDN die Mögtichkeit, als relativ spät
Gekommene in der digitalen Vermittlungstechnik nun einen Vorsprung
in der welt dadurch zu gewinnen, daß sie ihre Systeme praktisch direkl
ISDN-f?ihig machten. Die anderen Hersteller von Telekommunikations-
technik in der Bundesrepublik, die am Geschäft mit den neuen vermitt-
lungssystemen nur untergeordnet oder gar nicht beteiligt waren, konnten
damit rechnen, sich im attraktiven Markt der ISDN-Endgeräte, Neben-
stellenanlagen und In-House-systeme mehr als schadlos zu halten, insbe-
sondere wenn die Post diesen kontrollieren bzw. hohe Marktanteile
erzielen könnte.

Die Bundespost konnte hoffen, mit ISDN mehr als nur ein moderni-
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siertes Telefonnetz anbieten zu können und so die Entwicklung privater
Netze für mehr oder weniger
tenkommunikation durch das

geschlossene Benutzergruppen in
Angebot leistungsfähiger eigener

der Da-
Dienste

Arnol{ bereits

zu stoppen. Die Idee des ISDN, ein Abkömmling des generellen Gedan-
kens der Integration, ließ sehr schnell noch umfassendere Integrations-
vorstellungen speziell bei der Bundespost wachsen. Das zunächst noch
zögerlich entstehende Breitband-Ver teilnetz ("Kabelfernsehen"), für das

könnte Teil eines zukünfti-die Post ohnehin das Monopol beanspruchte,
gen integrierten Breitbandnetzes werden Diese strategische Über-
legung machte_ der Abteilungsleiter im
1981 explizitsT.

Zunächst blieb die Integration jedoch auf die schmalbandigen Netze
konzentriert und Fixpunkt technischer Definitionen, planungen und stan-
dardisierungsbemühungens8. wtihrend sich die vermittlunls- und über-

is-precisely. the subscribers from the commercial sector who cunently generate most
of the traffic for these netwotksil (von Sanden 1980: 213).

57 "Die aus technisch^Mirtschaftlichen Gründen heute vorhandilnen unterschiedlichen Netz-
formen werden eines Tbges in einem einzigen breitbandigen digitalen FernmeldeneE
einmünden, Damit werden sich heute immer noch sehr kontioversleführte Diskussionen
um unterschiedliche Netzträgerschaften für Individual- und Verteilkommunikationsnege
zugunsten des alleinigen Netzträgers Deutsche Bundespost erübrigen" (Arnold 1981a:
27).

58 Die folgende Skizzierung de,s ISDN wird sehr kurz bleiben und auf die Behandlung
einiger weniger Probleme-zugespita werden. Dies soll nicht darüber hinweg6uscheri
daß die Liste der technischen, ökonomischen, politischen und inzwischen aich benut-
zungsrechtlichen Arbeiten zum ISDN, sowohl national als auch intemational, täglich
llnger wird. ISDN verlangt einige komplexe signalisierungstechnische Andenmgen'und
Erweiterungen, die, vereinfacht_arsgedräch, durch die Dien$teintegration und Aie-Oigita-
lisierung der Tbilnehmeransclrlüssö notwendig werden. Sie erfoidern vor allem eine



tragungstechnische Integration des Telefonnetzes auf digitale.r._Basis

im Prinzip auf die Vermittlungsstellen und die sie verbindenden Uberfa-
gungsleitungen beschlän}t, bezieht das ISDN die Teilnehmeranschlußlei-
tungen und sämtliche Endgeräte in die Digitalisierung mit ein.

-Das 
diensteintegderende Digitalisierungsprojel:t hat den Ausgangs-

punkt und seinen Schwerpunkt im Telefonnetz und orientiert sich somit

last zwangsläufig an den technischen Gegebenheiten und den Nutzungs'
mustern dieses Netzes. Es ist damit ein leitungsvermitteltes und kein
paketvermitteltes Netz. Die Anschlußleitungen vom Teilnehmet ztLr

nächstgetegenen Ortsvermittlungsstelle sind im bundesdeutschen Telefon-
netz, wie auch in vielen anderen Ländern, Zweidrahtleitungen. Sie flä-
chendeckend durch Vierdrahtleitungen oder breitbandige Kupfer- bzw.

Glasfaserverbindungen zu ersetzen, gilt als besonders aufwendig. Deshalb

bildet das vorhandene Anschlußnetz der Kupferdoppeladern den einen

Ausgangspunkt für die Bestimmung der Basiskapazitilt im Teilnehmeran-

schlußbereich. Die Zweidrahtleitungen erlauben die Ubermittlung digita-

ler Informationen mit einer Nettobibate von 144 kbit/sectv. Den anderen

Ausgangspunkt konstituiert 6is dsmin ante Nutzung des Telefonnetzes,
näimlich Sprachkommunikation. Bei den üblichen PCM-Ubertragungsver-
fahren erfördert die Sprache eine Bandbreite von 64 kbit/sec@. Also l?ißt

sich die Teilnehmeranschlußleitung mit zwei Kan?ilen mit Sprachkapazi-

tät sowie einem 16 kbit/sec Zeichen- bzw. Signatisierungskanal bele-

Anpassung und Erweitenrng der Software der digitalen Vermittlungssysteme' aber

auih zrsäüliche Hardwarekomponenten zum digitalen BenuUeranschlgß hin (vgl. Bocker
L987t t49-I59). Insgesamt ist ISDN eher ein neues NeE- und Dierrstekonzept-als eine

vermittlungsteöhnisclhre Innovatioq obwobl sich natlirlich die Grenzen zmischon Vermitt'
tungs- unü' tlbertragungstechnik nur noch bezüglich der llardwaro, nicht jedoch in
geöicl der SoftrvarE uiO trier speziell der Signalverarbeitung einigermaßon klar ziehen
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lassen.
59 Weitere 16 kbit/sec stehen ftlr Betriebs- und Synchronisatiorsinformationen zur Verfü'

gung (Rosenbrock 1984: 534-537)'
60 Siehe oben IV.3: Raumvielfach und Zoiwielfach'
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gen61. Im allgemeinen spdcht man von den beiden Basiskanälen und
dem Signalisierungskanal (B+B+D).

Mit dem Signalisierungskanal zum Teilnehmer hin besitzt dann das
gesamte digitale Netz eine von der Informationsübertragung im engeren
sinne getrennte signalisierung. Zwischen den vermittlungssfeüen können
die Signalisierungskanäle getrennt von den dazugehörigen lritungsbün-
deln für die Sprach- oder Datenüberfagung geführt werden. Das fur die
signalisierung im ISDN besonders wichtige sog. D-Kanal-protoko[ war
Gegenstand intensiver Standardisierungsbemühungen im CCI'TT62. Es
legt das Dienstekonzept und wichtige Netzeigenschaften fest, dient der
Irnkung der Informationen vom sender zum Empfänger, der fehlerfreien
ubertragung, der Identifikation der verschiedenen Dienste und weiteren
Aufgaben.

ohne daß also irgendeine Teilnehmeranschlußleitung zusätzlich ver-
legt werden muß, wird im Tbilnehmerbereich die Kapazität des Telefon-
netzes rnindestens verdoppelt. Es können also neben der Sprache z.B.
auch Daten oder Texte und auch Festbilder oder langsam bewegte
Bilder gleichzeitig zu einem Teilnehmer übertragen werdön. Der ISDN-
Teilnehmer verfügt mindestens über einen Basisanschluß mit den er-
wähnten beiden Basiskanälen und dem D-Kanal.

An den Basisanschluß, der grundsätzlich mit einer einheitrichen Ruf-
nummer versehen ist, lassen sich bis zu acht verschiedene ISDN-End-
geräte, die mit zusätzlichen ziffen ähnlich wie bei Nebenstellenanlagen
angesteuert werden, anschließen. Entsprechend können unterschiedliche
Dienste wie Telefonieren, Fernkopieren, Datenaustausch zwischen com-
putern oder das elektronische ubermitteln von Texten je nach Endgeräte-
konfiguration über denselb.en Anschluß, und zwar jeweils zwei gleichzei-
tig, genutzt werden. Die lJbertragungsgeschwindigkeit von 64 kbit/sec

6L Hier wird das übliche Codierungsverfahren unterstellt. Inzwischen ist es kein Problem
mehr, Sprache mit der "adaptive differential pulse code modulation (ADpCM)" so zu
codieren, daß 

.S-prache ohne eualitätsverlust mit 32 kbit/sec übertrajen werdön kann.
Bei weiterer verbesserung der codierungsverfahren wird damit gärechnet, daß die
Übertragung bald auch mi-t fO mit/sec geiinE grmer L986t 272),'

In den Beratungen des CCITT wurde eine zeiilang für die Bele'gung der Tbilnehmer-
anscltlußleit-ung.elwogen, statt_des.doppglten BasiskÄnals eine zeitmritiplexe Nutzung
dieser Bandbreite für unterschiedliche Informationsflüsse 

"u 
uemrendän. Mit die"sei

variante wäre jedoch der ohnehin komplexe steuerungsaufuand zusätzlich so sehr
belastet worden, daß sie fallen gelassen wurde (Schwaäer L9g7:3t2).

62 Das Ende 1984 verabschiedete "cclTTLZentralkanal-Zeichengabesysteh Nr. 7'r mußte
bereits modifiziert werden, was die schwierigkeit der Festleging kbmpbxer standards
dokymentiert (rmer 1987; Einzelheiten zum Zeichengabesysiem-bei Böcker 19g7: 149-
177).
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liegl in aller Regel deutlich über den bisher in Netzen der Bundespost

üblichen Werten. Eine international standardisierte einheitliche Schnitt-
stelle (So) trennt Netz und Teilnehmer. Diese über eine ("Kommunika-
tions"-)Steckdose realisierbare Schnittstelle, die sich im Monopolbereich
der Bundespost befindet, bildet den Netzabschluß, an den teilnehmer-
seitig (gegebenenfalls über einen sog. passiven Bus) die verschiedenen

Endgeräte, sofern sie technisch zugelassen sind, angeschlossen werden

können. Sind die Endgeräte nicht direkt ISDN-fähig, benötigen sie zum
Betrieb Terminal-Adapter. Dies gilt fast ausnahmslos für die bisher
existierenden Endgeräte des Telefonnetzes. Die Telefone des ISDN-Ba-
sisanschlusses müssen digital sein. Analoge Apparate lassen sich nicht
verwenden (vgl. Rosenbrock 1984: 554-559).

Bei mittleren bis größeren Nebenstellenanlagen sind mehrere Basisan-
schlüsse erforderlich, die sich durch einen lsDN-Primämultiplexanschluß
ersetzen lassen. Dieser realisiert auf einer Verbindung mit 2 Mbit/sec
30 Kanäle mit je 64 kbit/sec lGrpantät sowie einer Signalisierungqkana!
von ebenfalls 64 kbit/sec. Die Übertragung läßt sich im Prinzip auf zwei
Kupferdoppeladern ausführen. Auch hier gibt es einen de4.nierten Netz-
abschluß und eine standardisierte Teilnehmerschnittstelle"'.

Bei aller Komplexität der sich aus den vielf?iltigen Möglichkeiten
eines diensteintegderenden Netzes ergebenden Probleme des Netzbe-
triebs, der weitgehend international festgelegten Standards folgen soll,
lassen sich die meisten der gelösten und noch zu lösenden technischen
Probleme relativ klar definieren. Mit dem ISDN stehen dem 'rDurch-
schnittsteilnehmer" Übertragungskapazitäten zur Verftigung, die mit
2 x 64 kbit/sec auch den Bedarf vieler größerer Nutzer der Datenkom-
munikation problemlos decken. Wenn Endgeräte, gleichgültig wer sie

hergestellt hat, die definierten Schnittstellenstandards des ISDN erfüllen,
sinä sie miteinander kompatibele.

63 Die Skizzierung der verschiedenen Tbilnehmeranschlässe, Schnittstellen usw orientiert
sich an Rosenbrock. Sie solt hier nicht weiter vertieft werden (vgl. Rosenbrock 1984:
522-529, 537-542).

Die Frage, wo im Netz das "Hoheitsgobiet" der Neubetreiber endot und dasjenige
der Benutzei beginnt, ist in den USA anders geregelt als in den mei$ten europäischen
Staaten, soweit jäweils ISDN existiert ban. geplant ist. So gehört die Kommunikations-
steckdose in Europa, wie vom CCITT empfohlCn, zum Netzbereich, während die Federal

Communications 
-Commission 

(FCC) in den USA diese und weitere Komponenten des

tritungsaruchlusse^s noch dem Tbilnehmeüercich zurpchnet (vgt. Wigand t988; 42143).

64 Das würcn sie natürlich auch bei Beachtung von Standards, die von andcrer Stelle
geseEt werden, wenn sie entsprechend umfassend und detailliert sind.
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ob ein technisch relativ perfektes System wie ISDN, wenn es denn
einmal vollständig realisiert ist, auch dem Aufivand entsprechend genutzt
wird, ist eine Frage, die die Tbchnilcer und Ingenieure, fldrr die di-e Inte-
grltiol gelegentlich eine Art selbstzweck zu sein scheint, nur einge-
schränkt interessiert (hat). Darin wird erneut deutlich, daß die orienlie-
rung-an der ProzetSinnovation gegenüber der produhinnovation domi-
nierto". Die Nutzungsvorstellungen orientieren sich an dem bestehenden
spektrum der Telekommunikationsdienste und der Möglichkeit, diese
mit höherer Geschwindigkeit und über einen einzigen ansctrtn abzuwik-
keln, was die Nutzungskosten senken könnte. In gewisser weise neu
ist die-Übertragbarkeit- von Festbildern und langsaäen eewegbildern,
obwohl dies z.B. auch b'ereits im Telefonnetz rntt dem Bildscirirmtext-
$rryt möglich ist. Eine Reihe von Features, die die Herstellung von
Verbindungen für den Teilnehmer erleichtern wie Kurzwahl oder fuahl-
wiederholung, aber auch die weiterschartung von Anrufen oder die
Zwischenspeicherung für die Erledigung von Aufträgen, sind, wie viele
andere technische Möglichkeiten, nicht ISDN-spezifrsch, sondern auch
in ginem digitalisierten Telefonnetz mit analogen Teilnehmeranschlüssen
realisierbar, insbesondere wenn die Endgeräie relativ intelligent sind66.

Bereits im März 1982 gab die Bundespost der deutschen Fernmelde-
industrie ihre Absicht bekannt, ISDN naih vorliegen der entsprechen-
den standards des ccITT zunächst in einem piloprojekt zu teiten und
gpäte_r serienmäßig einzuführen (vgl. Enquete-Kommisiion 1 9g3 : 27 -zg).
Ein Jahr später sind dann "in enger Äbstimmung mit der deutschen
Fernmeldeindustrie die für die värschiedenen Netzkomponenten des
ISDN .benötigten FTZ-Richtlinien und technischen Lieferbedingungen
erarbeitet worden" (Rosenbrock t9B4 573). Noch im Dezmbei 19g3
wurde die Beschaffung für die erste phase des für die Dauer von zwei
Jahren geplanten PiloElojekts in den ortsnetzen Mannheim und stuttgart
gingeleitet. Je eine ISDN-vermittlungsanlage sollte von siemens und
sEL installiert werden 

_Die Ausliefemng dei verschiedenen Komponen-
ten begann im Jahr L986, und offizien wurden die versuchsanlagen

65 Vgl. oben IV3: Technische Innovation und betriebliche Interessen.
66 So kann die Rufnummer-für_eine Wahlwiederholung ebensogut im entsprechend ausgerü-

steten Tblefon wie in der Ortsvermittlungsstelle gespeich;rt werden. Der prinzipielle
"Durchbruch" in Richtung auf zusätzliche Möglählieiten innerhalb des bistehänden
Dienstespektrums gelang bereits mit dem Einsr,ilz speicherprogramtngi*iroert i (sfcj
vermittlungssysteme, auch wenn sie auf analoger Basis durcisci'alteten"(vgl. Haist 19g0:
!8'12). ln einer Welt elektromechanischer -Vermittlungssysteme 

und* *-r:;telligenter
Endgeräte wäre z'8. die in SPC-Systemen unproblematiicne Anrufweitenchalton! nur
mit sehr großem Aufwand oder irir Handbetrieb möglich ge*riJn.



stufenweise im Verlaufe des Jahres 1987 in Betrieb genornmen. An der

Einrichtung der Testsysteme, die jeweils über 350 Teilnehmer hatten,

waren sehr viele Lieferfirmen, auch aus dem Bereich der Computerher-

steller, beteiligt. Sie lieferten Endgeräte verschiedenster Art, Terminal

Adapter und ii:beffagungstechnische Einrichtungen (vgl. zu den Einzel-

heiten Kahl 1987).
Im Gegensatzh den natürlich sehr wichtigen technischen Planungen

und Versuihen blieben Nutzungskorwepte, Fragen der Akzeptanz, aber

auch möglicher Risiken zumindest in den frühen Phasen der Vorberei-

tung des ISDN ledigli,qh am Rande interessierende und schwierig zu

hanähabende Problerie6T. Auch die im engeren Sinne betriebswirtschaftli-
chen Risiken der Bundespost und der Firmen, die sich hier engagierten,

wurden mit der eingängigen Formel vom ISDN als der "folgerichtig3n
Weiterentwicklung äes 

-Ogitaten 
Femsprechnetzes" (Rosenbrock 1984)

weitgehend aus geblendet.

2 Neue Märkte durch neue Technik und neue Technik durch

neue Märkte: Wechselwirkungen von Technik und

Ökonomie

In der Bundesrepublik hatte sich zu Eeginn der 80er Jahre, ausgelöst

durch die ölprelshise der Jahre 1979 und 1980, die wirtschaftliche
Situation wieäer deutlich gegenüber der zweiten Hälfte der 70er Jabre

verschlechtert. Nach noch L,SVo realem Wachstum im Jahr der Bundes-

tagswahl6s 1980 gab es im folgenden Jahr ein Nullwachstum. 1981 sank

dÄ B*ttotoziatproOukt real sögar umLVo (vgl. Scharpf' 1987:185-191)i

Auch in vielen anderen Industriel?indern war die I-age so schwierig, dafJ
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67 So konnte Rosenbrock 1984 weder Dienstemerkmale genauer spezifiziercu noch zu

Tbrifen oder Gebühren verbindliche Aussagen machen (Rosenbrock L984:. 5701572),

während er technische Fragen sehr ausfilhrlich diskutierte.

68 Kanzler Schmidt konnte se-inen Stimmenanteil mit der SPD teicht um 0,3 Punkte auf

42,,gEo erhöhen. Gtoßer Sieger war die FDB die Nl LO,6E| ihl zweitblstes Nachkriegs-

erliUnis eneichte, Insgasaüt grng rtie sozialliberale Koalition {eutlicl_t gestärkt aus der

Wähl hervor. Die Bnticheirluig -von CDU/CSU, den doch $ehr stark polarisierenden

bayerischen Ministerpräsidente-n Strauß als Kanzlerkandidaten zu nominieren, enn'ies

;i.h nr nicht erfolgieich (Kistler 1985: 384). Die Partei bitßte mehr als vier Punkte

ein und en€ichte nich 44,i%. Die fflnon, die eßtmals in Erscheinung traten, erbielten

L,SVo der Stimmen.
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sich Bundeskanzler schmidt auch außerhalb des rüahlkampfes nicht
scheute, die I-age als "Weltwirtschaftskrise" zu bescbleiben.-

National und international verstärkte sich die suche nach wachs-
tumspotentialen, die vor allem im Dienstleistungsbereich und hier ganz
speziell im "Informationssektor'r vermutet wurden. Information und
deren Kommunikation wurden als eine zenfiale Basis moderner, postin-
dustrieller Ge.sellschaften angesehen. In vielen Gutachten, wissensöhaftli-
chen Prognosen und strategischen Konzepten rückten mit dem wirt-
schaftsgut Information auch die technischen Hilfsmittel seiner produk-
tion, Speicherung, Verarbeitung, Übermittlung und Kommunikation in
das Zentrum der Aufinerksamkeit. Informations- und Kommunikations-
techniken können danach nicht nur dazu beitragen, den Informations-
sektor zu rationalisieren und effizienter za gestalten, sondem auch die
Produktion und verteilung von Informationen auszubauen. An der
schwelle des Zeitalters der Telematik bekommen die Techniken damit
doppelte Relevanz: sie bilden die Basis ftir die schaffung einer kapazi-
tätsstarken hocheffizienten Infrastruktur, die von einer zunehmend infor-
mationsintensiven wirtschaft und Gesellschaft benötigl wird, und sie
sind hochw_ertige Investitionsgüter, deren Entwicklung und pioduktion
und deren verkauf auf dem heimischen Markt sowiö dem weltmarkt
die dringend erwünschten Akzeleratorwirkungen auslösen können (vgl.
u.a. Darzin 1978; Porat L978; Bell 1979; Nora/ Minc L979; parter
1981; OECD 1981; Beniger 1986).

Die Bundespost als Zugpferd von Konjunktur und Wachstum?

Die Bundespost hat traditionell zwar immer besonders ibre Infrastruktur-
aufgabe betont, sie hat aber auch auf ihre Bedeutung als Auftraggeber
der fernmeldetechnischen Industrie, deren produktion und Beschäfügung
vor allem sie sichere, hingewiesen. Auslandskäufe von fernmeldeteöhni--
sc!e1 Komponenten blieben seltene Ausnahmen der Regel, den Bedarf
auf dem heimischen Markt zu decken. Der Auftrag an Northern Telecom
fär die Datex-P vermittlungsanlagen im Jabre tg19 ist eine solche Aus-
nahme. Der Kreis der inländischen Lieferfirmen blieb, wie im verlaufe
dieser Arbeit deutlich geworden ist, immer sehr krein. Für die weitge-
hgnd im Ausland angesiedelte computerindustrie war es, auch wenn sie
wie rBIVI Tochtergesellschaften in der Bundesrepublik haben, fast un-
möglich, in den Kreis der Lieferanten von netztechnischen Komponenten
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einzudringen6e. Die recht spektakuläre Ausnahme bildet hier Anfang der

80er Jahre der Auftrag der Bundespost an IBM, die Bildschirmtextzen-
tralen zu liefern, obwohl auch sEL lange zeit sehr aussichtsreich im
Rennen 1ag7o.

Im Zuiammenhang mit der Einstellung des analogen EWS hatte

die Bundespost sehr explizit ifue industriepolitische Verantwortung be-

tont. Sie dürfe durch ihr Beschaffgngsverhalten nicht dazu beitragen,

daß Produkte entwickelt werden, die nur national, aber nicht auf dem

Weltmarkt abgesetzt werden könnten. Die hohen Entwicklungskosten
komplexer Vermittlungssysteme erforderten unbedingt weltmarktfähige
ProdukteTl. Diese im Prinzip richtige Argumentation wirkte eleganter

und in der Öffentlichkeit entlastender als die schlichte, aber mindestens

ebenso richtige betriebsegoistische_Begründung, wegen der mittelfristigen
technischen und wirtschaftlichen Überlegenheit digitaler Systeme sei es

nicht sinnvoll, sich mit einer Entscheidung für analoge Vermittlungstech-
nik Kostenvorteile entgehen zu lassen.

Die spezifische Situation, in der sich die Bundespost in den ausge-

henden 70er und beginnenden 80er Jahren befand, war durch ein relativ
hohes Mafi an Kompatibilität zwischen industriepolitischer Verantwor-
tung und betrieblichen Interessen der Post gekennzeichnet (vgl. Lüthje
L986: 67-71). Man suchte neue wirtschaftliche Betätigungsfelder, um

auf die Zeit nach der Marktsättigung beim Telefondi.enst vorbereitet
zu sein, und dieser Dienst brachte die Umsätze und Uberschüsse, die

für eine Finanzierung entsprechender Projekte erforderlich waren. Die
auf. !\Vo erhöhten Ablieferungen der Post an die Bundeskasse bremsten
zwar zunächst den Gewinnanstieg, doch war die mittelfristige Perspek-

tive sehr günstig.
Die Optionen neuer wirtschaftlicher Betätigung, die sich bereits in

der zweiten Hälfte der 70er Jahre abzeichneten, walen dre Breitbandver-
lcnbelung und der Bildschirmtextdienst. Später kam dann noch das /SDIV

hinzu. Politisch besonders umstritten war die Breitbandverkabelung, weil

69 Bei den Bndgeräten, speziell der Datenkommunikatiotl, war die Situation etwas Slirylig:l'
70 Siehe: "Der-Gelbe Riese macht Geschäfte mit Big Blue" (Schneider 1989: 115-119).

Im Bereich der Verwaltung hat die Post tibrigens frühzeitig ganz überwiegend auf
Datenverarbeitungsanlagen dei Firma IBM gesetzt, obwolrl sie deshalb immer wieder
auf politische Kriiik gestoßen war, So bezeicbnete es Dr. Sinn von der CDU/CSU bereits

amb.Z1967 in eineiSiuung des Postausschusses als "erschütternd", daß der überude-

gende Tbil der damals 37 EDv-Ailagen der Post uqn,IBil! Sgkt$ wordensei, obwohl
Siemens und AEG-Tblefunken in diesem für die Zukunft der deutschen Industrie so

wichtigen Bereich ebenfalls tätig seien'

TL Siehe oben V.1: Die kuve Karriere des analogen EWS'
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sie in unmittelbarer Bgziehulc zu1- mgdienpolitischen Auseinandersetzung
um die Zulassung privater Rundfunk- und Fernsehstationen stand. Dai
$go_T"lt der Post, daß durch die Kabel der Empfang der Fernseh- und
Rundfunkprogmmme qualitativ verbessert und dadurcl erweitert werden
könne,. daß regional begrenzte öffentlich-rechtliche programme bundes-
weit eingespeist werden könnten, stieß insbesondere üei der spD auf
skepsis. Dort argumentierten einige Abgeordnete, daß einmal von der
Post _geschaffene Kapazitäten aucfi zur Auslastung dräingten. Die post
schaffe mit der verkabelung die Grundlage für priiate nünt- und Fern-
sehangebote. Dem hielten politiker der cDu/csü entgegen, daß es nicht
angehe, mit der Post Medienpolitik zu betreiben. sieleitangten eine
zld'gige Verkabelung.

In dieser brisanten Frage entschied die Bundesregierung im septem-
ber L979, ein von der Post geplantes projekt der väflverfabelung von
elf.städlen zu stoppen, das Ergebnis vön pilotprojekten abzuwarten
und zunächst nur bedarfsorientierl kleinere Bereicle in Form von Insel-
\etzen 

-zu 
ve$orgen. Hierfür sprach nach Ansicht der Bundesregierung

auch, daß nach einer gewissen wartezeit die verkabelung dann äuf dei
Basis der, verglichen mit dem Kupferkoaxialkabel, mooelneren und lei-
stungsf?ihigeren Glasfaser erfolgen könne. von der opposition wurde
diese Maßnahme als "verkabelungsstopp", "Mißbraucli äes postmono-
pols" und "Zensur durch Techniki kritiiiertT2.

Auch die vorbereitungen für die Einführung des Bildschirmtextdien-
stes 

-waren medienpolitisch belastet, doch wurden hier Kompromisse
geschlossen, die die Yrlt.!"glg_gn _ryr eine relativ ntgige eiirnihrung
schafften 

_(schneider 1289: r27 -Lis). yerzogerungen 
"ri"6"n 

si"n at"r-
dings dadurch, daß IBM aus technischen crtinoön Lielertermine nicht
einhalten konnte und aucl a9 !91!i!cten Dekoder für die Fernsehgeräte
verspätet verfügbar wurden. r983l}4 konnte der Dienst schließliih ge-
startet werden (Schneider 1989: 139-143).

.Z:{ff9rn_Zeirpunkt war durch die näue Regierung von CDU/CSU
und FDP'r in Bonn auch der "verkabelungsstopf" kass'iert worden. Der

z2 !o in den..Bund€sragsdebatten am 27.6.19g0 und am zo.3.tggL, als sich besonders

f:r"p-ll:111!g]itil.ryl re:n ensasi€rte cDU_Abgeordnere schwarz_schilling, seitlvöu stellvertretendes Mitglied des Bundestapawschusses filr das Post- und Fernmelde-
wesen, hervortat.

73 Grtißer werdende Differenzen zwischen SPD und FDP in der Wißchaftspolitik führten
im Herbst-1982 9oq d"ß die Liberalen vor allem auf Betreiben von wiön"it *inirtq
Graf Iambsdorff die Koalition aufktindigten. Kanzler schnidt, Orie"fÄc F.bruar die
yltrayenlrnee 

-gestellt 
und damals noci die zustimmung ueiaei-rio.ritiäÄrr.ruon.n

gerunden natte, überstand am 1.10.1992 das konsffultive Mißffauensvotum der opposi_
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neue Minister für das Post- und Fernmeldewesen, schwarz-Schilling

(cDu), war fest entschlossen, nun forciert verkabeln zu lassen/*. Damit

ietzte är die Pläne in die Tat um, die bei der Bundespost bereits längere

Zeit existierten, aber aus politischen Gründen nur recht schleppend um-

gesetzt werden konnten.
Das Projekt ISDN wurde von der neuen Regierung soübernommen,

wie es bis dahin geplant war. Anders als Breitbandverkabelung und auch

Bildschirmtext wai es j edoch von grundsätzlicher industiepolitis cher

Bedeutung. Die Förderung technischer Entwicklungcn mit {em ziel, dte

wettbewJrbs- und Exporitauigkeit der deutschen wirtschaft zu verbes-

sern, fällt schwerpunktmäßig in den Aufgabenbereich des Bundesministe-

riums für Forschung und Technologie. Schon in der zweiten Häilfte der

70er Jahre drängte das BMFT, dessen Förderungsmittel 19c!t begenzt

waren und zum größten Teil in andere Bereiche flossen, die Post, Tech-

nikentwicklung a:uf der Basis der Mkroelektronik zu fördern. Das BMFT

erkannte auch-frühzeitig den ipternationalen Trend zu digitalen Techni-

ken in der Telekommunikation und versuchte, die Post dazt za bewegen,

sich hier st?irker zu engagieren.
Die Bundespost bliJb zunächst sehr zurückhaltend und w_ar erstmals

im Rahmen des Progtamms "Technische Kommunikation"Ts in etwas

größerem Umfang beieit, sich finanziell ry engagieren._Sie-betonte aber

Jehr deutlich, siJ werde "ausscbließlich Projekte der Nachrichtentech-

tion nicht mehr, da die Mehrheit der FDP-Abgeordneten gegen ihn und für den neuen

Kanzler Kohl itimmte. In den vorgezogenen Nouwablen des Bundestages im März

fS$ wurOe die "Regierung der rg'Iende-u bestätigl. CDU/CSU vet*sg{*. sich auf

48,8Vo rndverfehltenlie abiolute Mehrheit nur um sechs Mandate. Die FDP $ngege&
erlieblich durch den Koalitionswechsel belastet, verlor rund ein Drittel ihres Stimmen-

anteils und eneichte noch7,OVo. Auch die SPD bitßte deutlich Stimmen ein und sank

.or ss,z 7a. Erstmals schafiten die Grilnen mit 5,6vo den Eirzug in den Bundestag'

Sie bildeten neben der SPD die Opposition.
74 Schon an24.ll,L982 erklärte er vor dem Postausschuß, für da$ Wirt$chaftsjahr 1983

würden 1 Mrd. DM für die Breitbandverkabelung eingesetzt. Vom Postverwaltwgslat

sei der Haushaltsplan einstimmig genehmi$ worden. 
-Die 

Verkabetung- erfolge-wie-in

Großbritaonien oirO f'rantreicn mit foaxiättatel& da es rm Toit kein Angebot der

Wirtschaft gebe, das einen Glasfaseranschluß im Ortsnetz zu ökonomischen Preisen

ermOgliche.-Die Post werde mit der Verkabolung keine Medienpolitik betreiberl sondern

orientiere sich an der Nachfrage.- 
ln Orn folgenden Jahrpn ivurden jeweils zwischen 1 und 1,3 Mrd. DM in die

Breitbandverkaüelung investiert. 1987 eneichten die Irwestitionen 1,5 Mrd. DM. In den

Jahren 1981 und rgöz hingegen hatten die Ausgaben nur jeweils rund 250 Mio. DM

betragen.
ls iiogämm der Bundesregierug zur Fördenrng_ 

-von 
Forschung und Entwictlung im

geröich der technischen Kommunikation L978-t982.
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nik finanzieren, die der Erforschung oder Anwendung von Systemen,
Geräten und Komponenten für Fernmeldenetze der Deutschen Bundes-
post dienen. Produktentwicklungen w_erden grundsätzlich nur im Rahmen
von Anwendungsprojekten gefördert"76. Das strategisch wichtigste Projekt
der Post war hier zweifellos der Systemversuch für ein "Breitbandiges
Integriertes Glasfaser-Fernmeldeortsnetz @IGFON)" überwiegend zum
Zwecke der Individualkommunikation, weil er die Federführung der
Bundespost im Bereich der Breitbandkommunikation herausstellte.

Für die Zeitvon 1983 bis 1986 sollten in diesem mit rund 150 Mio.
DM ausgestatteten Versuch in sieben Großstädten kleine digitale Glas-
faser-Pilotnetze mit insgasamt rund 350 Teilnehmern eingerichtet werden.
In dem Netz sollten gleichzeitig Rundfunk- und Fernsehkanäle (verteilte
Kommunikation) sowie Telefon-, Text- oder Datenkanäile und ein Fern-
sehtelefonkanal mit Farbfernsehqualität (vermittelte Kommunikation) zur
Verfügung gestellt werden (Kanzow 1981b; Naab 1982). Es wurde be-
tont, daß es sich bei BIGFON um keinen Akaeptannrersuch handele,
sondern daß vor allem der Anschluß vieler Teilnehmer mit unterschiedli-
chen Endgeräten getestet werden solle. Da nur wenige lristungsmerk-
male vorgegeben seien,_könnten verschiedene Systemkonzepte im Wett-
bewerb getestet werdeil7. BIGFON war 

^Nar 
ein erster scliritt in Rich-

tung_ auf ein "Integriertes Breitband Fernmeldenetz 0RFlg", doch hatte
die Post Anfang der 80er Jahre noch keine klare diesbezügliche System-
konzeption (Naab 1982: 183-185).

Dies war im Hinblick auf die technische Gestaltung des ISDN an-
ders. Hier lagen zwar auch noch lange nicht alle erforderlichen tech-
nischen standards (international) fest, doch gab es weitgehende Klar-
heit über die zu lösenden Probleme. So konnte die Bundespost auch
öffentlich zusichern, ISDN mittelfristig anzubieten. Die entsöheidende
Frage war, in welchem Zeitrahmen das vorhaben verwirklicht werden
sollte. während das BMFT und auch die Fernmeldeindustrie mit optimi-
stischen Prognosen die Post zu einer angebotsorientierten strategiä, also
zu einem sehr schnellen Ausbau, drängten (vgl. Mettler-Meibom 1986:
308-313), war bei der Bundespost trotz aller Risikobereitschaft auch eine
starke Tendenz feststellbar, wie beim Telefonsystem eine nachfrageorien-
tierte strategie, dre durchaus auch am Prinzip der flächendeökenden

76 Programm Tbchnische Kommunikation, s. 9 (lleworhebung durch den verfasser).
77 so staatsseketär Elias am 24,3.L982 vor dem postausschuß. Folgende Firmen warrn,

ryTFil in Projektgemeinschaften, an dem Versuch beteiligt: Siemäns, SEL, pKI, eeC-
Tblefunken, fubaa.Iixdorf/Blaupunkt/IGbelmetall und Krone,/euante (vg. Kanzow 1981b;
Naab 1982).
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VersorgUng odentiert wal, at verfolgen. Man argumentierte, Infrastruk-
turinvestitionen hätten ohnehin grundsätdich Angebotscharakter. Die
investiven Vorleistungen dürften aber nicht so $oß werden' daß sich

bei zurückbleibender oder anders als erwartet entwickelnder Nachfrage

die Kapazitäten als übermäßig $oß oder technisch falsch ausgelegt

erweisen würden (vgl. Neumann/ Schnöring 1986: 75-78).
Die Ausbaupläne für das ISDN, die in den Jahren 1984 und 1985

bekannt gegeben wutden, stellen einen Kompromiß zwischen den

beiden möglichen Strategien dar, sind aber doch deutlich vorsichtiger

formuliert, als gelegentlich behauptet wird (2.8. Borchardt/ Gottschalk
1988; vgl. auch Kubiceld Rolf 1986: 175-240; Kubicek/ Mettler-Meibom
1988). Insbesondere hat sich die Bundespost explizit vorbehalten, die

Ausbauziele den Marktentwicklungen entsprechend nach oben oder unten

zu korrigiereils.
Sehr definitiv ist nur die Festlegung auf dre Digitalisierung des Tele'

fonneaes, soweit sie. prozeßinnovativen Charakter hat. Die vollständige
Digitalisierung der Übertragungssysteme zwischen den Vermittlungs_ell-

ricltungen, ob auf Kupferkabeln oder auf Glasfasern, ist für das Jahr

2000 gäphnt7e. Bereits im Jahre 1988 "überschritt die rechnerische An-
zahl von Sprechlreisen im digitalen Netz (64 kbit/sec) die des analogen

Netzes Q,4 llllz) im Endausbau" (flars 1989: 66). Mit dem Einsatz

digitaler Vermittlungssysteme wurde 1985 begonnen. Hi.er hängt die
Umstellungsgeschwindigkeit auch von Vorleistungen im llbertragungs-
bereich ab, weil Analog/Digital-Wandlung möglichst selten notwendig
werden soll. Da an jede Fernvermittlungsstelle jedoch "im Schnitt 150

L,eitungsbündel" angeschlossen sind, müssen diese im Prinzip alle digi-
talisiert sein, wenn die entsprechende Vermittlungsanlage eingebaut

?8 So heißt es in der vom BMFT 1984 veröffentlichten "Konzeption der Bundesrcgierung

zur Förderung der Entrwicklung der Mikoelekfionik, der Informations- und Kommu-
nikationstechniken" zum Ausbau von ISDN: "Die Deutsche Bundespost beabsichtigt'

ISDN ab 1985 zu erproben und ab 1987 einzufilhren, beginnend in geschäftlichen

Zentrcn. Spätestens 10 Jahro nach Einführungsbeginn soll ISDN überall im Bundesgebiet

anbietbar iein. Die Bundespost wird die Voraussetzungen ftir einen nachfrageotien-
tierten Ausbau des ISDN sChaffen, wobei ars heutiger Sicht bis 1995 eine Nachfrage
von 3-4 Mio, ISDN-Anschlüssen zu erwarten ist, DBP und Industrie halten aus heutiger

Sicht dieses Ziel für marktgerccht eneichbar. Die Zielsetaotg wird ranlvierend allc
nvei J ahre den jaoeils erwatteten NochlrageentwicHtngen angepaft (S. 58/59i Hervor-
hebung durch den Verfasser).

79 Das Pöstministerium hat seine Pläne in zvrei Broschüren 1984 (uKonzept der Deutschen

Bundespost zru Weiterentwicklung der Fernmeldeinfrastruktur) rmd 1985 ('Mittelfrisriges

ProgmÄm für den Ausbau der iechnischen Komnrunikationssystemo") einer grüßeren

Öffentlichkeit bekannt gemacht.
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werden- soll (Schön L986: 2L). so werden immer noch auch analoge
vermittlungsar_rl_agen neu installiert. Allerdings- soll deren Anschaffrrig
in der ersten Hälfte der 90er Jahre ausraufJnso. Nach den plänen dei
Post ist mit einem vollständigen Ausbau des Fernmeldenetzes mit digi-
taler vermittlungstechnik erst im Jafue 2020 zu rechnen. Dies liegt ä
dem hohen umstellungsaufwand für die ortsnetze, in denen runo d.zoo
vermittlungsanlagen ausgewechselt werden müssen. Das Fernnetz mjt
rund 480 vermittlungsstellen soll hingegen bereits zur Jahrhundertwende
vollständig digitalisiert sein.

Die erforderlichen Investitionen für die Digitalisierung des Telefon-
netzes sind schwiefig n schätzen. 1985 kalkulierte die post in ihrem
mittelfristigen Ausbauprogramm die Aufwendungen für den zeifiaum
1986 bis 1995 auf 35 bis 40 Mrd. DM, wobei soiohl Erneuerungs- als
auch.Erweiterungsinvestitionen berücksichtigt sind. Im Jahre 19g? gab
der Abteilungsleiter im Postministerium, schön, den Aufivand für 

-tlie

Digitalisierung einschließlich der von ihm als "relativ gering" bezeich-
neten Zusatzinvestitionen für ISDN bis zum Jahre 20i0 mi] rund 140
Mrd. DM an. Ihren Barwert für das Jahr seiner Berechnungen bezifferte
er auf rund 52 Mrd. DM bei einem Anschaffungswert äes gesamten
Fernsprechnetzes von etwa 100 Mrd. DM (schön 19g6: 1,6-i0). Eine
beschleunigte^Digitalisierung der ortsnetze, oie inzwischen einsthaft
erwogen wirdo', brächte für die Industrie zusätzliche Nachfrageimpulse,
würde aber die Gewinnlage der post wegen der Notwendigkeii von
solderabschreilyng9n belastens2. Der mittelfristigen Ertragskrait der post
yäre- di9 beschleunigte Prozeßinnovation jedoch nicht äbträglich. Die
fgn{eratlghreibungen wären lediglich eine Art verspäteter Freis, den
die 

_P_o11für das lange Festhalten am analogen Ews ä entrichten hätte.
ISDN benutzt das digitalisierte Fernmeldenetz bzw. setzt dessen

Digitalisierung voraus. Da diese ohnehin als sinnvoll und wirtschaftlich
betrachtet wird, müssen der Integration zunächst lediglich die Kosten

80 Filr L988 weist die Post 2,1 Mrd, DM an Investitionen für Vermittlungsanlagen aus.Mit 1,1. Mrd. DM übersliegen die Ausgaben für digitale systeme ."iä.rr die Auf-
wendungen für_ analoge vermittrungstectrnit lcescnertsbericüt rsss, sd;. 

- -

SL So heißt es in dem neuen uZukunftskonzept Inf-ormationstechnik" der Buidesregierung,
das vom BMFT und vom Bundesministerium für Wirtschaft teOerftifuenä-erarUeitet und
1989 veröffentlicht wurde, daß das Fernverbindungsnetz wie geplant im r*,r. zooo,
das ortsnctzjedoch nicht erst 2020, sondern "nach häutigem rUriurigffinä *enige rahre
später! al$ das Fernnetz voll digitali$iert sein soll (S. 9g).82 Dies hat Ar&T in den.usAiriKauf 

_gurommen und dirrch die beschreunigte Digi-
la^hjrierulq 1988 erstmals Verluste in frOtre von rund 1,6 Mrd, $ ars!.*iesen. nir
1989 zeichnet sich ein Rekordgewinn ab,
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angerechnet welden, die zusätzlich für die Einrichtung des N-etlabschlus-
pJ 1r.n. Kommunikationssteckdose) beim Teilnehmer und die ISDN-

spezifischen Erweiterungen der vermittlungsstellen 9{st9h9n. Hier wer-

den " mit zunehmender 
-Teilnehmerzahl" deutliche "Preisdegressionen"

enwartet (Schön 1986: 19). Dennoch sind die Kosten so beträchtlich,

daIS die Bundespost die Vermittlungsanlagen nicht routinemäßig mit den

ISDN-Komponönten ausstatten l{Qt, sondern auf dem nachfrageorientier-

ten Ausbau zu behanen scheintE3. Mit geringer zeitlicher Verzögerung

gegenüber dem ursprünglichen Plan wurde ISDN im März 1989 offiziell
in-Betrieb genommen. An den einschließlich Berlin acht Standorten von

ZentralveniittlungSstellen gng je eine ISDN-fiihige Ortsvermittlungsstelle

mit je 1.000 Ansötüußmcigtichkeiten an das Netz. "In der Anfangsphase

können ISDN-Teilnehmei außerhalb der zunächst begrenzten Zahl von

ISDN-Anschlußbereichen in sogenannter Fremdanschaltung an die

nächstgelegene ISDN-fähige Ortsvermittlungsstelle herangeführt wer-

6"nrr8a-pui"h den weiteren-Ausbau von ISDN in den Vermittlungsstellen

und durch das verfahren der Fremdanschaltung soll ISDN bis 1993

bundesweit flächendeckend angeboten werden können. Im Verlaufe des

Jahres 1989 erfolgte der Ausbäu recht zügig. Am Jatuesende war eine

Kapazität von gut-400.000 fuischlußmöglichkeiten geschaffen. 78 Ver-

trt$ärif;;lSlen" 
dauon 26 auf der Orts- und 52 auf der Fernebene waxen

Wo es um die beschleunigte Einführung von Prozeßinnovationen

geht, ist die Bundespost durchäus bereit, der von ihr reklamierten indu-

Jtriepolitischen Verantwoltung zu entsprechen. Beim ISDN hingegen

tefindet sie sich in dem typischen "Innovationsdilemma" von Unterneh-

men, die Innovationen'kissenschaftlich-technischer Rationalität" mit
den Anforderungen "ökonomischer Rationalität" in Übereinstimmung

bringen müssen @ammert 1988b: 29-34). Die Post ist hin- und hergeris-

sen 
-zwischen 

der Hofftrung, daß neue Technologien neue Dienste und

83 Im Mittelfristigen Programm für den Ausbau der technischen Kommunilotionlsystgme- 
1S. ZSl zitiert-rtas Poslministerium eüre Untersuchung von-Nixdorf,.nach der bei einer

ätrt ion 400,000 Basisanschlüssen don "öffentlichen Netzinvestitionen mindestens

ver$eichbare private Investitionen" in Endgeräte. gegentlberstehen *tltd;".o,' Diase von

NifOorf auf f,+ VtrC. DM geschätzte Summle bildet einen Anhaltspunkt für die Kosten

des ISDN.
a+ Vittiif""g im Heft ilL989 der Zeitschrift fitr Post und Tblekommunikation: "Digitale

Vermittluigstechnik als Voraussetzung fqt ISPN" (-S-. 65/66)'-. 
-.85 Hiervon *trden z5 Anlagen von sEL instatliert (system 12)' Die-iPrigen 53 sind

St;6; uor typ EWSD.-Sig wurden von Siemens (3f, Tblenorma (10) und DeTbWe

(ö) aufgebaut (SONreport Nr. 2, Februar L99Ot 2-4).
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neue Anwendungen schaffen (vgl. Gissel 1986: 18), und der Befürch-
q$: n_1" Tösung vor den Problemen gefunden zu haben (vgl. Zeidler
1986: 57). Trotz der Betonung der Eigenschaft von ISDN als einer
Produktinnovation hat die Bundespost bislang im wesentlichen das pro-
zeßinnovative Potential der Integration unterschiedlicher Netze aufge-
zeigt. so können mit Hilfe von ISDN Netz- und Diensttibergange übir-
ttlrytg und Verbundkommunikation ermöglicht werden 1SätrOn fleO:
26127). Neue Produkte im sinne neuer, erst durch das ISbN realisier-
barer Dienste werden nur selten erwähnt. Die noch vor wenigen Jabren
häufig geäußerte Erwartung, ISDN werde schon j.990 runä 500.000
Teilnehmer haben (vgl. Friedrichsen 1986: 66), wäre zwar vermutlich
technisch zu erfüllen, doch spricht Ende des Jahres 1989 nichts dafür,
daß diese Zahl auch nur annähernd eneicht wird.

DafJ die Realisation neuer technßcher Mögtichkeiten nicht automa-
tisch zusätzliche Geschäfte ganntiert, die auch zumindest ihre Kosten
decken, mußte die Bundespost sowohl beim Bildschirmtext (Btx) als
auch bei der Breitbandverkabelung erfahren. obwohl sich die Diänst-
Itirlulg "Kabelfernsehen" mit 4,6 Mio. angeschlossenen bei insgesamt
11,7 Mio. anschließbaren Haushalten Ende des Jahres 1988 zum zweit-
größten Dienst nach dem Telefondienst entwickelt hat, bringt sie, nicht
T\2t"\ wggen der mit knapp 40Vo relativ niedrigen Anschlußquote, er-
hebliche Defizite. Im Jahr 1987 beliefen sie sich, wie das pos-nniniste-
rium dem Verwaltungsrat erstmals offenlegtg auf rund 1,3 Mrd. DM.
Damit bestätigten sich die negativen Prognosen des Bundesrechnungshofs
aus dem Jahre 1984, der 1988 in einem weiteren Gutachten voraussagte,
bei günstigsten Bedingungen werde die Post nach 23, bei realistisc[en
Annahmen jedoch sogar erst nach 34 Jahren Gewinne erzieren. Mit dem
Argument, neue Dienste der Telekommunikation bräuchten in der Regel
eine längere defizitäre Anlaufphase, hält Postminister Schwarz-Schilling
an dem eingeschlagenen Verkabelungstempo fest86.

Diese Konsequenz ist beim Bildschirmtext nicht erforderlich, da die
bereits geschaffenen IGpazitäten für erheblich mehr Teilnehmer ausrei-
chen, als der Dienst bislang verzeichnen kann. statt der in den frühen
80er Jahren für das Ende des Jahrzehnts prognostizierten zwei Mio.
Teilnehmer waren es im Frühjahr 1989 runa iso]00087. Der Bundesrech-

86 Ende März 1989 war bei 5 Mio. Anschlüssen die Anschlußdichte auf. 4t,4vo gestie-
gen. Mit gut 12 Mio, Haushalten waren über 47vo aller Haushalte an oaj rauetneu
anschließbal d.h, das Kabel war hier bereits an das Haus bzw, die wohnung herange-
fülnt, die Aruchlußmöglichkeit aber ungenutzt.

87 Zum Jahresende werden knapp 200.000 Tbilnehmer erwartet.
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nungshof konstatierte jährliche Verluste in dreistelliger Millioncnhöhe
undänen Kostendeckungsgrad von nur LLVo fut das Jahr 1987 (Schnei-

der 1989: 13). Nachdem die Investitionen in Btx 1986 mit 161 Mio.
DM ihren Höhepunkt erreichten, wurden sie bis 1989 auf 100 Mio. DM
zurücksenommen. Die Einnahmen für 1989 schätzt die Post auf 45 Mio.
DM88. bas wechselseitige Warten der potentiellen Anbieter von Btx-
Diensten auf viele Teilnehmer, der potentiellen Teilnehmer auf attraktive
Dienste und preislich günstige Endgeräte und der Endgerätehersteller
auf viele Käufer hat möglicherweise alle so sehr gelähmt, daß die von
der Bundespost aufgebauten Kapazitäten bei weitem nicht ausgelastet

sind. Die Post konnte und wollte keine weiteren Vorleistungen erbringen
und insbesondere nicht selber nach französischem Vorbild einen eigenen

Informationsdienst anbieten und Btx-Geräte in größerct Zahl kostenlos

zur Verfügung stellen. Neben diesen und anderen Gründen (vgl. Schnei-

der L989) könnte auch schlicht mangelnder Bedarf eines Massenpubli-
kums für Btx Ursache für den Mißerfolg sein.

Der mit viel weniger hohen Erwartungen und mit minimalen investi-
ven Vorleistungen der Post gestartete Telefaxdienst entwickelt sich hin-
seqen relativ erfolereich. Ende 1989 hatte die Teilnehmerzahl rund
iOö.oOO erreichtse, ivas nicht zalelzt auf die einfache Benutzung und
die aggressive Preiskonkurrenz vol allem derjapanischen Hersteller der

Endgeiate, aber auch guf den hohen technischen Stand der Geräte, die

eine relativ schnelle Übertragung ermöglichen, und die internationale
Standardisierung des Dienstes zurückzuführen ist. Hier scheint die kriti-
sche Masse eneicht zu sein, die weitere technische Verbesserungen
der Telefaxgeräte induziert und eine rentableZ:usalzrlutntng des Telefon-
netzes gestättet (vgl. Zwißler 1989)e0.

Die Frage, ob ISDN sich eher wie Btx oder eher wie Telefax ent-

wickelt, wobei es sowohl im Erfolgs- als auch im Mißerfolgsfalle eine
größere Dimension eneichen wird, beschäftigt inzwischen viele Exper-

88 Diese Angaben machte der parlamentarische Staatsseketär Rawe am 22.LL.1988 in
der schrifllichen Antwort aui eine Anftage des Abgeordneten Briefs @ie Grtinen).

Aus den Angaben geht hervor, daß seit 1983 rund 700 Mio. DM in Btx investiert

wurden. Die-Binnahmen aus dem Dienst betrugen im gleichen Zeitraum rund 120

Mio. DM (zitiert aus Heft 1/1989 der Zeitschdft für das Po;st- und Femmeldeweserl

s. 41),
89 Die Pbst hatte bei der Einführung des Dienstes im Jahre 1979 mit weniger als 200.000

Tbilnehmern für 1990 gerechnet' Siehe oben IV'1: Neue Massendienste?

90 Allerdings zeichnet sich eine gewisse Substitutionswirkung gegenüber dem Tblexdienst

ab, dessCn Tbilnehmerzahl iruwischen leicht rückläufig ist.



Tlansformation 295

tenel. sie lenkt die Aufmerksamkeit auf das problemfetd ISDN, auf das
sich große betriebswirtschaftliche und gesamtwirtschaffiche Hoffnun-
gen richten. sowohl am prinzipiellen Konzept der Diensteintegration in
einem Netz als auch an der speziellen ISDN-Lösung eines leitungsver-
mittelten, 11 der sprachkommunikation ausgerichteüen Konzepts hat es
frühzeitig Kdtik gegeben.

ISDN ist kein Dienstekonzept, das die vorhandene technische (Netz-)
Infrastruktur besser auslastet, also den "load factor" erhöht, ei nimi
vielmehr als Netzkonzept im ersten schritt zu einer Enveiterung der
Kapazität. so sieht der Basisanschluß eines Teilnehmers zwei Nutzka-

1al9 mit je 64 kbit/sec Kapazität vore2. Damit wird die Kapazität der
Teilnehmeranschlußleitung verdoppelt, obwohl gerade dieser Teil des
Netzes den geringsten Auslastungsgrad aufweistet Auch für viele Klein-
anrvendungen der Datenkommunikation entstehen Überkapazitäten, da
64 kbit/sec nicht benötigt werden. Die Datendienste mii niedrigerer
Bitrate "müssen durch Leerbit auf diese Bitrate aufgefüllt werden"@e-
sier/ Heuerl Kettler L979:29). Dies mag für die Teilnehmeranschlußlei-
tung unerheblich sein, für die übertragung zwischen den Vermittlungs-
stellen bedeutet es jedoch verschwendung von möglicherweise alternaliv
belegbarer 

-Kap 
azität. ATlerdings sinken die reinen übertragungskosten

vor allem durch den Einsatz der Glasfaser ständig. Bandbreiie und üuer-
tragungsdistanz als Kostenfaktoren der Telekommunikation verlieren ent-
sprechend zumindest relativ an Bedeutung (vgl. Maier/ Mattheiß/ Dorn
L987). Für bestimmte Großanwender der Dätentommunikation werden
die Kapazitäten des ISDN selbst bei Benutzung eines primärmultiplex-
anschlusses nicht ausreichen (vgl. Nussbaum/ Noller 1986).

Im umfeld der Großanwender und einiger Hersteller von Datenverar-
beitungsanlagen hat sich deshalb frühzeitig - mit schwerpunkt in den

91 
-sg lragt die Zeitschrift Funlschau im November 19g9: "wann geht die puste aus?"
(Heft 23/L989).

92 Die Möglichkeit, auch noch den D-Kanal teilweise zu benutzen, soll hier ausgeklam-
mert werden.

93 Viele Bjmrihungen der Netzarchitehen waren bislang darauf gerichtet, den von nur
einem Tbilnehmer nutzbaren Tbil einer Leitung mojiictrst ukrizu zu iralten. Hiezu
dienten diverse Vorfeldeinrichtungen wie Konzentratdren oder Wählsterneinrichtungen

."19 
fd:l auc]1 lgplef und Viereranschlüsse. Einq wenn auch von der Bundesp.-ost

bisher nicht offiziell zygelassele Möglichkeit, die analoge Tbilnehmerleitung besser
auszulaste& ist die wechselnde Benutzung eines Ansclüusles für Tblefon und-Tblefax.
Inoffizielle schätzungen gehen davon aG, daß die "Dunketziffer" der Faxteihehmer
mit einem einzigen Tblefonanschluß über 100.000 liegt.
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USA - auch Widerstand gegen ISDN formierte4. Viele Komponenten
eines ISDN lassen sich auch in intelligenten Nebenstellenanlagen und

lokalen Netzen realisieren, müssen also aus der Sicht bestimmter Teil-
nehmer nicht im öffenflichen Netz angeboten, sondern können intern

auf die spezifischen Bedürfnisse des Nutzers optimiert werdel (vgJ.

Bohrn/ Schöd Tenzer L987:209'213). Aus diesem Grunde hat sich z.B.

IBM, das mit SNA bereits seit Mitte der 70er Jahre eine eigene weit
verbreitete Kommunikationsarchitektur anzubieten hat, von Anfang an

sehr zurückhaltend gegenüber ISDN geäußert und es nur als eine von

mehreren lxlsungen der Probleme im Bereich der Datenkommunikation
akzeptiert (Michel 1986; 1987).

In dem.Angebot herstellerunabhängiger Standards liegt das Risiko,
große Teilmärkte nicht bedienen zu können, aber auch die Chance, viele
Kunden zu gewinnen, die sich nicht an bestimmte Hersteller binden

wollen. So k-önnten sish schließlich auch zögernde oder oppositionelle
Hersteller gezwungen sehen, bei ihr.en Systemen die Schnittstellenbedin-
sunqen des ISDN zu beachten. Dies setzt aber neben dem flächendek-
[rnätn Angebotes von ISDN zweierlei voraus. Erstens müssen die

Schnitßtellenbedingungen im Prinzip akzeptabel und technisch wenig
umstritten sein. Hier gibt es im Bereich der Bundespost, europaweit und
weltweit noch Probleme (vgl. Adetmann 1987; Frensch 1987; Wes@hal

1989; Wigand 1988). Zweitens muß frtihzeitig eine größere Zahl von

ISDN-Teilnehmern gewonnen werden.
Auch und insbesbndere hier gibt es spezifische Schwierigkeiten. Sie

liegen weniger auf der Transportebene als auf der Ebene der Dienste,

wo ia neben der Endgeräteschnittstelle auch die Kommunkationsproto-
koll-e festgelegt sind. Die großen Fernmeldedienste der Post sollen natür-
lich auch im ispt{ angeboten werden. Ih're Nutzung setzt jedoch ISDN-
fähige Endgeräte volaus. Die Teilnehmer müssen sich diese Geräte

entweder beschaffen oder ihre vorhandenen Anlagen mit Hilfe von Ter-

minal-Adaptern anpassen. Diese Adapter werden, soweit bereits vorhan-

den, von der Post gegen Entgelt zur Verfligung gestellt. Gleichzeitig
muß gewährleistet sein, dafJ ISDN-Teilnehmer möglichst mit Hilfe ent-

94 Zu den ursprünglichen Gegnern, zumindest eines ISDN mit Universalitätsanspruch,

cehört bzw gehörte auch Northem Tblecom (Nrssbaunr/ Noller 1986: 9; Gottschalk

isAqt 121, Nf hatte, wie dargestellt, den Datex-P-Dienst ftir die Bundespost eingerichtet,

war abei beim Nachfolgeauftrag dann nicht mehr zum Zuge gekomrnen. Siehe oben

V.1: Paketvermittelte Datenkommunikation.
95 Auch zur Zeit noch fast völlig fehlende internationale Verbindrmgen mtissen schnellstens

geschaffen werden.
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sprechender Dienst- oder Netzübergänge die Kommunikationsbeziehungen
mit den Partnern, die nicht mit übergewechselt sind aufrechterhalten
können. Geräteanpassungen und Netzübergänge sind somit eine wichtige
Voraussetzung für die Bereitschaft der Kunden, die bereits Dienste der
Post nutzen, zum ISDN überzuwechseln (vgl. Lydorf 1987). Beide Vor-
aussetzungen sind bislang erst teilweise erfüllt. Eine kurzfristige Lrisung
der Probleme wird es nicht geben, sie ist bei manchen Diensten nicht
einmal geplant. Dies spricht der Leiter des ehemaligen Referates ISDN-
Koordination im Postministerium, Kahl, auch ganz offen an, indem er
die Orientierung des ISDN am Telefondienst betonte6. Während Dienst-
und Netzübergänge, soweit bislang realisiert bzw. vorgesehen, für den
Benutzer in der Regel keine Mehrkosten verursachen, ist dies bei den
Geräteanpassungen anderseT.

Der Wechsel von einem konventionellen zu einem ISDN-Dienst
bringt in der Regel Kosten mit sich, und er kann mit einem Verlust an
Kommunikationsmöglichkeiten verbunden sein, da bei wichtigen Diensten
zumindest für eine längere llbergangszeit die Entwicklung isolierter
ISDN-Inseln droht. Es gibt also beträchtliche ',entry barriers, für ISDN
und zudem partiell unabh?ingig davon auch noch "exit barriers" bei
einigen konve^ntionellen Diensten wegen des Verlusts von Kommunika-
tionspartnernes. Die schon bei ganz neuen Diensten zum Teil beträchtli-
chen Startprobleme bis zum Eneichen einer kritischen Masse, ab der
die Netzexternalitäten einen Dienst zunehmend attraktiv machenee, ver-
größern sich also noch, soweit ISDN-Dienste konventionelle Angebote

96 "Das ISDN wird aufgrund seiner Entstehung als Weiterentwicl:hng des Fernsprech-
netzes die Diensprofile mancher 'Nicht-Tblefonie-Dienste', die auf den Leistungsum-
fang der Spezialnetze (Datex-L, Datex-P) abgestäEt sind, nicht yelt rcalisiercn kd-nnen.
... Die Entscheidung, welche Dienste und welche Netze in Anspruch genommen werden,
muß dem Anwender überlassen werden. Im Sinne einer innerbetrieblichen Strategie zum
Vermarkten der verschiedenen, teilweise konhtrrierendenDierstleistungen wid das ISDN
von der Deutschen Bundcspost mehr und mehr als Verkaufs- und Beratungsschwerpunl:t
positioniert'r (Kahl 1989: 16; Hervorhebung durch den Verfasser).

97 Die von der Post zur zeit angebotenen Terminal-Adapter kosten um die 1.000 DM
(vgl. ISDNreport Nr. 4, April 19891 34-37).

98 Die 5oryrplr von und der Zusammenhang zwischen 'exit barriers' und "entry barriers"
wurden im Zusammenhang mit der Theorie de$ natürlichen Monopols fär die Anbieter-
s.eite 

-entwickelt 
(vgl. Eatod Lipsey 1980). sie lassen sich, wie hier angedeutet, auf

die Nutze$eite übertragen (vgl. Dybvigi Spatt 1983; Karzl Shapiro 19!6b). In der
ökonomischen Theorie wird diese Problematik ganz allgemein mit dem Konzept der
"switching costs" analysiert (vgl. Gilbert 1989: 506-508),

99 Dies wird beim Bildschirmtext ausführlich analysiert (Schneider 1989; vgl. auch Anto-
nelli 1989).
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substituierenlm. Der Verweis auf die vor allem wegen der hohen Über-
tragungsgeschwindigkeit und auch der Diensteintegration möglichen be-
trächtlichen Kosteneinsparungen beseitigt dieses Dilemma nicht, zumal
die Endgeräte, solange sie in geringer Stückzahl produziert werden, noch
sehr teuer sind101. Darüber hinaus verhindert in vielen Fällen das "Tarif-
gefüge" des ISDN, das "dem des analogen Fernsprechnetzes entspricht"
(Kahl 1989: 19), daß durch den Wechsel Gebühren gespart werden.
Anwendungen der Datenkommunikation benötigen oft nur wenige Sekun-
den, werden aber so tarifiert, als hätten sie die volle Zeit, die für eine
Gebühreneinheit im Telefondienst zugrunde gelegt wird, in Anspruch
genommenl@.

Neben denjenigen, die die Post als Zugpferd des Binnenwachstums
betrachten und deshalb auf forcierte Investitionen auch in das ISDN
drängen (Reinhard/ Scholz/ Thanner 1983:127-21i9; Scholz 1986), for-
dern angesichts der spezifischen Einftihrungsprobleme einige Experten,
daß die Bundespost nicht nur aus gesamtwirtschaftlichen Gründen, son-
dern auch in ihrem eigenen betrieblichen und wirtschaftlichen Interesse

erheblich verstärkte Vorleistungen erbringtlß. Abgesehen davon, daß

die Bundespost bei der Erschließung neuer Märkte - trotz aller Publi-
city - traditionell eher vorsichtig und zögerlich agiert hat1s, waren auch

100 Das Wachstum des einen Dienstes hat einen negativen externen Effeh für die Tbilneh-
mer des anderen Dienstes, wenn beide substitutiv sind und keine kostenlosen Ubergäuge
zur Verfügung stehen. Würden die Dienste von unabhängigen Organisationen angeboten,
wäre ruinöse Konkunenz eine mögliche Folge.

101 So kosten schnelle Tblefaxgeräte der Gruppe 4 (filr ISDI'| bei der Post mindestens
10,000 DM (IsDN-report Nr, 4, April L989t 35/36).

102 Inzwischen gibt es bei der Post Überlegungen, in einem ilTbrif 90" frühestens 1991

unter dem Schlagwort "spitzabrechnung" fürjede lSDN-Verbindung eine zeitunabhängige
Bereitstellunpgebühr unterhalb der jetzigen Tblefongebühr von 23 Pfennig und eine

zeitabhängige Sekundengebühr zu borechnen (Gehrhoff 1989: 65). Tbchnische Probleme,
differenzierte O€bührensysteme zu realisieren, gibt es in speicherprogrammierten Syste-
men praktisch nicht mehr.

103 Besonden eindringlich tut dies der (nach dem Regierungswechsel L9Aß3 arsgeschie-
dene) ehemalige Abteilungsteiter im Postministerium, Arnold, in seiner neuen Rolle
als Untemehmensberater. ISDN sei ein "Status I - Netzil, das unabhängig von ärvor
existierenden Tbrminals und Verkeh$arten geplant werde und deshalb erhebliche Investi-
tionen benötige, ohne daß schnell nennenswerte Einnahmen ezielt werden könnten.
Deshalb sei eine "Längs-Subventionierung" aus gewinnträchtigen Diensten nicht nur
zulässig, sondern sogar erforderlich (4st16 1986; 1987). Neben Arnold fordem einige
andere Experten zudem eine Beteiligung des Bundes an den Anlaufkosten und Anlauf-
risiken in der Weise, daß er für eine gewisse Zeit auf einen Tbil der Ablieferungen
verzichtet.

104 Ihrc Erfahrungen waren ja auclt, wie in dieser Arbeit mehrfach deutlich wurde, nicht
sehr positiv.
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die rechtlichen Rahmenbedingungen nach dem postverwaltungsges€tz
und die formalen Kontrollaktivitäten des Bundesrechnungshofs-einer
flexiblen unternehmerischen strategie, die gezielt auf Risikö setzt, nicht
gerade förderlich.

Di_esbezügli"h 
"T9 

Anderung herbeizuführen, konnten die parallel
zur Planung des ISDN sich verstärkenden politischen Aktivitäten in
Richtung auf eine Neuordnung des bundesdäutschen Telekommunika-
tionssektors, geeignet sein. sie wurden in jedem Fall in dem Bereich
als wichtig angesehen, in dem der produktinnovative charakter von
ISDN genutzt werden sollte, um moglichst schnell eine große Teilneh-
merzahl zu erreichen. Die innovativen Diensfe werden in der Regel als
Mehrwertdienste (value added sewices) bezeichnet. wenn auch oii ver-
wendung dieses Begriffs nicht einheitlich ist, so ist doch nach überwie-
gendgr Meinung für Mehrwertdienste kennzeichnend" daß sie nicht nur
der ubertragung und einfachen vermittlung von lnformationen dienen,
sondern z.B. darauf aufbauend diese weiterverarbeiten, automatisch abru-
fen, speichern, modifizieren, transformieren,'rAntworien" zurücksenden,
auf Abruf bereithalten oder an eine vielzahl von Empflingern verteilen.
In dgr Regel sind computer an der produktion des MehnFerts beteiligt.

solche Dienste wurden zwar auch von der post, überwiegend jedöh
von Privaten angeboten (Bohm/ schön/ Tenzer 19g7:227-2{61.I-et"terc
waren in ihren Entfaltungsmöglichkeiten durch die Monopoliechte der
Post eingeschränkt, auch wenn diese zunehmend liberal agierte. von
einem "offenen wettbewerbsmarlät" (Bohm/ schön/ Tenzer- 19g7) für
Mehrwertdienste konnte zumindest im verhältnis von Bundesposf und
privaten Anbietern nur mit erheblichen Einschränkungen geiprochen
werden. Als "spieler" und gleichzeitig "schiedsrichtei, wa-r die post
immer darauf bedacht, zu verhindern, daß ihr irgendwelche Einnahme-
v.etlu9t9 aus privater "Konkurrenz. entstanden. Sie selber mußte, wenn
sie Mehrwertdienste in größerem und differenzierterem umfang anbieten
wollte, mit ordnungspolitischen Einwänden und schwierigkeitei rechnen,
weil gegen sie als übermächtigem Konkurrenten privatä wettbewerber
nur schwer eine Chance hätten.

Trotz ihrer immer etwas argwöhnischen Haltung gegenüber privaten
Diensteangeboten fing die postim Zusammenhang mit ispN allmählich
an,.ne!91.den 

Irö-glichen substitutiven auch stärker die komplementären
und additiven Effekte einer vielfalt privater Dienste, die ein einzelnes
Großunternehmen kaum zu entrvickeln und anzubieten in der Lage wäre,
zu entdecken (vgl. Neumann/ von weizsäcker 19g2). Beim ISöN muß
und kann sie, vor allem wegen der zunehmenden verbreitung von perso-
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nal-Computern, auf diese Mehrwertdienste hoffen, die vielleicht die

Kapazitäten auslasten. Auch um selber hier verstärkt tätig werden zu

können, kann sie private Angebote nicht monopolistisch blockieren, da

sonst mit SicherhCit der Bundeswirtschaftsminister intervenieren würde.

Durch die Integration der Netze und Dienste im ISDN kann die

Post somit ihre Monopolstellung bezüglich der Netzträge$chaft sichern,

ein Festhalten am Dienstemonopol könnte hingegen die Auslastung des

Netzes verhindern und damit Defizite verursachen, die die Post erneut

und auf Dauer zum Bittsteller beim staatshaushalt werden LießeLos. Die
technische Integration von Negen und Diensten, die gleichzeitig ihre

Entkoppelung bedeutet, und die Möglichkeit, Mehrwertdienste sowohl

mit inäligenten Netzen als auch mit intelligenten Endgeräten zu reali-

sieren, Iäßl die technßchen Gründe für eine organßatorische Integration
von Netz- und Dienstträgerschaft erodieren. Die Tendenz eines integrier'
ten technischen GroBneUes zur (Jnterauslasruzg, insbesondere wenn es

unter dem infrastrukturpolitischen Primat der flächendeckenden Versor-

gung aufgebaut wir4 laBt auch die gesamtwirtschaftlichey wle die ein'
-zetiirtsciaftlichen 

Gründe für ein umfassendcs Monopol obsolet werden.

Zwar steigän die "sunk coststr wegen des hohen Investitionsbedarfs für
das einheittiche Netz, doch sinkt die "asset specificity" des Netzes be-

züglich der Dienste, obwohl die im ersten Schritt starke Orientierung

Oei tSpN am Telefondienst dem genzen Netz immer noch den Charakter

eines "dedicated network" fih diesen Dienst verleiht (vgl. Williamson
1989). Hiervon abgesehen bewirken technische und ökonomische Fakto-

ren gemeinsam beüachtet beim ISDN also, daß das Netzmonopol stabili-
siert, das Dienstemonopol als umfassendes Monopol jedoch erschüttert

wirdl6.
Während ISDN, an dessen Erfolg auch die Lieferfirmen ein gtoßes

Interesse haben, einen entscheidenden Bezugspunkt der Aktivitäten der

Post bildet, ist es um das integrierte Breitbandnea (IBFN) etwas

ruhiger geworden. Eine Integration der breitbandigen verteilnetze (Ka-

105 In bemerkenswerter Klarheit weisen Bohm ua. darauf hin, daß "nur die F\nktion des

Übertngens als Tbil des Übermittelns von lnformationen ... heute noch eindeutig als

Funktioi seDarat auscewiesen werden kann, Das Vermitteln als anderer Be.standteil des

übermittelß ist sowöN bei öffenttichen als auch bei privaten Mehrr*ertdiensten integrs-

ler Be,Ttandteil dq$ Dien$tes und kann daraus nicht isoliert werden" @obnV SchötV

Tbrzer 1987: 241). Demnach kann das Netzmonopol im Zweifel nur das Ubertragungs-,

aber nicht das Vemlittlungsmonopol umfassen'
106 Dies bedeutet Wettbewer6 zr*,isihen verschiedenen Diensten, die teilwoise ähnliche

Funktionen erfüllen. Wettbewerb auch innerhalb eines Dienstes wird nicht rmbedingt

begünstigl,
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belfernsehen) in ein umfassendes Netz, usprünglich ab Lgg2vorgesehen,
steht kaum noch zur Debatte, weil die Mitbenutzung dieses Nötzes für
interaktive zwecke technisch große Probleme bereiletlfr. Realistischer
bleibt ein breitbandiges ISDN, das verschiedene Formen der interaktiven
Bewegtbildkommunikation (2.8. videokonfer erzen) in einem wählnetz
ermöglicht ,(vgl. _Brüninghaus/ Kern 1986). Hier hat die Bundespost
jedoch bereits L984 anm Ausdruck gebrachi, dafj der Ausbau des Bieit-
band-ISDN zwar geplant sei, aber nicht nur nachfrageorientiert.sondern
auch rentabilitätsorientiert edolgen sollelm. Einiog. Glasfaser-'overlay-
Netz, das seit 1.986 als vorläufer-Breitbandnetz (140lvlbit/sec) ausgebaut
wird und ebenfalls im Bau befindliche örtliche overlay-Netzö verüindet,
wurde L989 in einer ersten stufe als wählnetz mit 16 Breitbandvermitt-

fynssgle^t191-zu_versuchszwecken in Betrieb genornmen (schwarz-schil-
ling 1989)'-. In einem speziellen Testnetz (BERKOM), das 19gg/g9
mit zunächst 30 Teilnehmeranschlüssen in Bärrin eingeichaltet wurde,
sollen Anwendunsen, Dienste und Endgeräte getesteiwerden (ullricli
lggg)110.

Internationalisierung der Telekommunikationsmärkte

Die Telekommunikation dient der schnellen überwindung räumlicher
Distanzen zamzwecke des Nachrichtenaustauschs bzw. der kommunika-
tion. Je grgßer die zu überbrückenden Entfernungen sind, desto größer
ist in der Regel vor allem der Zeitgewinn, denlechnische gegJnüber

107 Etwas weniggl d-irBkt formuliert ist das schon aus dem Konzept zur Weiterentwicklung
der Fernmeldeinfrastruldur von 1984 herauszulesen (S. 6f). hin Z*unnstonzept Inforl
mationstechnik der Bundesregierung von 19g9 heid,t es, äas IBFN, trdas Verteil- und
Individualkommunikation zusÄmmenführen soll, ist zur Zeit nur als Option zu bewerten"
(s, 100).

108 Dies sind die Formulierungel in {9r Konze-ption der Bundesregierung zur Förderung
der Eltuticklung der Mikoelektronik, der Införmations- und foönuni[ationstechnikei
vol 1984 $. 59; Hervorhebung durch den Verfasser). Während an der Rentabilität des
schmalbandigen ISDN also offenbar nicht gezweifeli wird (vgl. Maschke/ Z*ller t9f36),
ist das bei der Breitbandkommunikation a-nders,

109 Den investiven Aufivand hierfär beziffert die Bundesregierung in ihrer Antwort vom
22'7,L988 auf eine Anf:age der Fraktion Die Grünen äum d'taFoN-projih auf ca.
2 Mrd. DM bis 1990 (Bundestagsdrucksache lA/2697:2).

L10 Die Durchschaltung grfolgt,gigith auf elektronischer Bajis, allerdings nicht mehr nur
wie heim schmatbandig:n ts.!N leitungs- bzw. kanalorieniiert, sonöm auch im sog.
asynchronen Thansfer-Mode (ATM). Leitungsvermittlungsansctrlilsse wurden von SEL
und PKI, Af,\4-Vermittlungen von Siemenslnstatliert 1v!t. Oescnaftsbericht der Firma
siemens ftir 1989: 19). Einzelheiten können hier nichi äetr uetranaett *rrurn.



konventioneller Kommunikation, z.B. der brieflichen Mitteilung, bringt.

Je größer der zu überwindende Raum ist, desto_größer. sind allerdings

auc! die Probleme technischer Kommunikation. Diese liegen einerseits,

was hier nicht interessiert, in den Sprachbarrieren und andererseits im
technischen Bereich. Spätestens an den Grenzen eines nationalen Ho-

heitsbereichs endet in der Regel auch der Einflußtereich einer Fernmel-

degesellschaft, die in ihrer Dorräne technische Übertragungs- und ver-

miltlungsstandards festlegen und durchsetzen kann. Gab es oft schon

in größäen, historisch g-ewachsenen nationalen Netzen Probleme, die

für die Kommunikation notwendige Kompatibilität aller Netzkomponen-

ten herzustellen und zu sichern, so galt und gilt dies erst recht für eine

internationale Koppelung der Netze. In den Staaten mit großen Telefon-

netzen und Teilnähmerzahlen hatten sich frühzeitig national orientierte

Herstellerfirmen etabliert, die ibren Heimatmarkt versorgten und sich

um Exporte in diejenigen staaten bemühten, die keine eig€le Fernmelde-

indusnje hatten. Die nationalen, in vielen Ufurdern staatlichen, Fernmel-

degesellschaften deekten wie die Deutsche Reichs'bzw. Bundespost

ihrln Bedarf bei den wenigen heimischen Unternehmen, die die notwen-

digen technischen Komponenten produzierten. Dies begünstigte-bei aller

grundsätzlichen funktionalen Einheitlichkeit eine weltweite Differenzie-
rung übertragungs- und vermittlungstechnischer standards, die umso

folgenreichersein konnte, je durchgängiger die nationalen Netze automa-

tisiert waren.
Die Möglichkeit der automatischen Durchwahl eines Gesprächs,

die das starkl Wachstum des Fernverkehrs in vielen Ländern begünstigl

oder sogar überhaupt erst bewirkt hatte, konnte angesichts sich unter-

scheidender Standards ohne entsprechenden bilateralen oder multilatera-

len Koordinationsaufwand in der internationalen technischen Kommuni-
kation nicht gewäbrleistet werden. Im Bereich des Post- und Fernmelde-

we,sens gibt es seit mehr als einem Jahrhundert internationale oglnisl-
tionen, Jpeziell die International Telecornmunication Union (fl't) mit
weltweitlnzwischen rund 160 Mitgliedern, die solche Aufgaben erftillen
(vgl. Codding/ Rutkowski L982). Der bereits mehrfach genannte CCITT
ilJberatendei Ausschuß für den Telegrafen- und Fernsprechdienst gehört

zur ITU. In Europa bildete sich Ende der 50er Jabre die CEPT"', in
der auf der Basis von Verwaltungsabkommen zwischen den nationalen

Post- und Fernmeldevenvaltungen inzwischen 30 Organisationen zt$am-

mengeschlossen sind (vgl. Koller t979).

302 Kapitel V

111 Confdrence Europdenne des Administrations des Postes ot des Tdldcommunications'
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ITU und CEPT sind Bestandteile eines internationalen Telekommu-
nikationsregimes, das die Domänen der nationalen Telekommunikations-
monopole respektiert und über multilaterale verträge und vielfliltige,
formal zwar unverbindliche, faktisch aber doch häufig bindende Empfeh-
lungen die internationale Telekommunikation organisatorisch (2.8. ver-
rechnung von Gebühren im internationalen verkehr) und technisch regu-
liert. In diesem Regime1l2 wurden z.B. die "Probläme einer weltweiten
Fernwahl" (Pausch 7962) trühzeitig diskutiert und weitgehend gelöst.
Damit war die technische Basis geschaffen, daß im Telefonverkehr die
Auslandsgespräche rasch wachsen konnten (vgl. Arnold rgTs). Dieses
rasche wachstum trat dann auch ein. während im Bereich der'Bundes-
post die zahl dq Ferngespräche (In- und Ausland) zwischen 1975 und
1988 um den Faktor 2,5 stieg, verfünffachte sich die Zahl der abgehen-
den Auslandsverbindungenll3.

Nicht nur der Telefonverkehr, auch die internationale Daten- und
Textkommunikation nimmt rasch zu. Die zahl der internationalen Miet-
leitungen und Festverbindungen lag im Jahre 1988 knapp über 4.000.
Dieses wachstum, ein typisches Beispiel für die wechJelwirkung von
"technology,push" und "demand pull" (vgl. Dose 1988), ist einärseits
eine Folge der verbesserten technischen Kommunikationsmöglichkeiten
und resultiert andererseits aus einem zunehmenden Kommuni-kationsbe-
darf im internationalen Geld- und warenverkebr sowie in der interna-
tional koordinierten Produktion multinationaler Konzerne.

Neben dieser evolutionären Ausdehnung der konventione[en Formen
technischer Kommunikation ist in den letzten Jahren vor alem imzu-
sammenhang mit datenbankbasierten Mehrwertdiensten die Möglichkeit
entstanden, Telekommunikationsdienstleistungen international zuhandetn.
Die meisten Anbieter dieser Dienste betreiben keine im engeren sinne
eigenen Netze, sondern nutzen entweder das vorhandene Anglbot öffent-
licher Transportdienste wie Datex, Bildschirmtext und Datenübertragung
im Telefonnetz oder/und konfigurieren ein Netz aus von Netzbeneiberi
gemieteten Übertragungswegen-. In diesem können sie dann die Dienste
und bei Bedarf auch die Ubertragung und die Vermittlung nach eigenen
standards aufbauen. Hier gab und gibt es allerdings weltweit immer
noch Einschränkungen verschiedenster Art, mit deren Hilfe die Betreiber

Y^4: "lI Koluept des internationalen Regimes Srein 1982; Krasner 1982; Keohane
t982; Haggad/ Simmons 1987; Kohler-Koch 1989.
Yon 2,4vo im Jahre 195 stieg der Anteil des gebührenträchtigen Auslandsverkehrs
am gesamten Fernverkehr über.3,-Ivo (1980) und 4,0% (Lggs) auf nahezu 5vo (L988),
was fast genau 600 Mio. Verbindungen entspricht.

7t2

LL3
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der öffentlichen Netze die von ihnen selbst angebotenen Dienstleistungen
vor Konkurrenz (und auch Tarifarbitrage) schützen wollen. Zu solchen

von manchen Diensteanbietern als Restriktion empfundenen Nutzungsbe-
dingungen der Netzbetreiber gehören technische-Standards, vor allem
*"i'n ti" die Gestaltung der Endgeräte tangieren114, und die Tarife für
die Nutzung des Netzes.

Im Prinzip stimmen Netzbetreiber, Diensteanbieter und Nutzer darin

überein, daß sowohl kapazitätsstarke Netze als auch gewisse technische

Standards erforderlich sind, um die infrastrukturellen Voraussetzungen

für eine internationale Entfaltung des Informationssektors zu gewährlei-

sten (vgl. Hüttig L989: 2L4-218). Dieser umfaßt nicht nur den Betrieb

der Neüe und Dienste, sondern natürlich auch, und in einer expansiven

Phase im ersten Schritt sogar insbesondere, die Produktion, Bereitstel-
lung und Installation der Kapazitäten. Hier können und müssen Econo-
mies of Scale genutzt werden, um -die zum Teil sehr hohen Entwick-
lungskosten der\etzkomponentenlls einsclrließlich der (multifunktiona-
len) Endgeräte und auch spezialisierter Dienste zu amortisieren. Dadurch
entsteht ein Druck, nationale (und sektorale) Marktdifferenzierungen,
soweit sie eine protektionistische Abschottungswirlrung habenn zu über-
winden. Er wird noch dadurch verstärkt, daß mit dem steigenden Ent-
wicklungstempo der Optoelektronik im Hintergrund eine Technik lauert,
die die Wirkung einer "killer technology" bekommen kann (Mayo
1985b)116. Dies zwingt zu einer Planung mit kurzen Amortisationszeit-
räumen. Die resultierende Tendenz zur Internationalßierung der MärHe

fir atle vermittlungs- und übertragungstechnischen Komponenten und

für die Endgeräte der Telekomrnunikationsneae eröfhet vielfältige Chan-

cen, aber auch Risiken für die ökonomischen Akteure.
Es gibt unter den Wirtschaftsexperten pralctisch niemand mehr, der

dem beträchtlich gewachsenen Informations- und Kommunikationssektor

114 Im Extremfall wird dies über ein Endgerätemonopol praktiziert. Siehe hierzu auch

oben IV.4l Neue Massendienste?
115 Das Vorstandsmitglied von Siemens, Baur, bezeichnet den Aufir,and für digitale

Vermittlungssysteme als ftinf- bis zehnmal so hoch wie für die Entwicklung,aral9ler
Anlagen. DieEntrnicklung des EWSD hat rund 2 Mrd. DM gfus!9t, und mit derselben

Sumäe wird gerechnet, wenn das System auf länderspezifische Bedingungen ausSgricltet

werden muß (zitiert aus "highTbctl special" 1/88r "UmsäEe wie in der Autoindustrie",
s. e4).

116 In Verbindung mit der Glasfaserübertragungstechnik könnten Vermitthlgssysteme,
die breitbandrt optoelektrcnisch durchschalten und wirtschaftlich.produziert werden

können, die bJsteliende technische Infrastruktur in der Tbtekommunikation sehr schnell

entwerten.
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nicht auch für die Zukunft ein erhebliches wachstum prophezeit. Den-
noch herrscht die Überzeugung vor, daß es in diesä irozeß neben
Gewinnern auch verlierer geben wird. Dies gilt für unternehmen und
vielleicht ganze Branchen ebenso wie für Staaten und Regionen. In
diesem Zusammenhang spielen Martferschließungs-, Marktöffnungs- und
Abschottungsstrategien eine große Rolle. Die internationale Festlegung
technischer standards ist ebenso ein Element dieser strategien wiö aie
internationale Neustrukturierung der informations- und kommunikations-
technischen Industrierr/. In beidem ist auch die bundesdeutsche fernmel-
detechnische Industrie involviert. So hat sich insbesondere Siemens bei
der internationalen standardisierung des ISDN gemeinsam mit der Bun-
despost stark engagiert.

SEL, viele Jahre mehrheitlich im Besitz von IT! ist im Rahmen
der Neuorganisation dieses Konzerns, der erfolglos eine öffentliche ver-
mittlungsanlage für den amerikanischen Markt entwickelt und dadurch
viel Geld verloren hat, vor rund vier Jahren an die französische Alcatel-
Gruppe verkauft worden. sEL produziert und vertreibt, auch mit gewis-
sen Exporterfolgen, das system l?weite4 obwohl Alcatel in Frankreich
noch ein anderes digitales vermittlungssystem herstellt118. Die Firma
siemens hat sich vor rund zwei Jahren in den amerikanischen Markt
für private Nebenstellenanlagen (einschließlich Vermittlungstechnik)
"eingekauft", indem sie von IBM die Firma Rolm übernahml sie ver-
treibt ihr EwsD, das den "Bellcore standards'r der regionalen Bell oper-
ating.companies angepaßt wurde, mit wachsendem Erfolg in den ubA.
Inzwischen scheinen auch die anfänglichen schwierigkJiten einer ge-
meinsamen Übernahme der britischeriFirma plessey, äem Hauptproäu-

117 Diese Prozesse systematisch zu analy.sieren, wtirde den Rahmen dieser Afteit sprengen.
Die intemationale Standardisierung innerhalb und außerhalb des Tblekommunitatiöns-
regimes ist ebenso wie dcr Wandel dieses Regimes selber bislang noch fast gar nicht
ryFfrylt_yorqgl (vgt. aber Crane L979; Sirbu/ Zwimpfer 1985; S-olomon 1984; Berndt
1986; OECD 1987)' Hingegen ist das deskriptive Wissen über die andauemden Umstruk-
turierungsprozesse in der informations- und kommunikationstechnischen Industrie be-
qryltlli.h (2.B. Scibenas/ Payne 1986; ECE t987; Nery' Neumanry' Schnöring 1987;
OECD 1988; Charles/ Monk/ Scibenas 1989: 65-94; Hagedoorn 1989: 137_160;-Orand;
1989: 84-93).

11-8 Das System 12 bildet eine zentrale Basis des Umsatzes der sek stark von öffentlichen
A$traggn, speziell der Bundespost, abhängigen Firma, die in anderen Bereichen, nicht
zuletzt in der Bürokommunitation, einigc Probleme hat. So wurde nach einem insgesamt
schwierigen Geschäftsjahr 1988, wie sEL in einem Aktionärsbrief im Novembe; 19g9
mitteilt, dieTal'i der Beschäftigten innerhalb eines Jahres bis zum 30.9.19g9 um rund
1'500 auf ca. 27,500 reduziert. Für das system 12 weist die Firma zu diesem Tbrmin
den, gemess.en am Gesamtumsatz von rund?,5 Mrd. DM, beträchtlichen Auftragsbestand
von 850 Mio. DM I'allein von der Deutschen Bundespost'r aus.
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zenten des digitalen Vermittlungssystems "System X" für British Tele-

com, durch diE britische General Electric Company (GEC) und Siemens

aus dem Weg geräumt zu sein (vgl. Morgan u.a. 1989). Neuerdings

engagiert sich Siemens zudem über die im Juni 1988 gggruldete hun-

dertpiozentige Tochtergesellschaft VASCOM (Gesellschaft für_internatio-

nale Telekommunikationsdienste) als Anbieter internationaler Mehrwert-
dienste, betont aber, nicht mit Betreibern öffentlicher Datennetze in ein

unmittelbares Konkurrenzverhältnis eintreten zu wollen.
Auch die Bundespost beginnt, im Bereich der Mehrwertdienste inter-

nationale Kontakte zu knüpfen. So hat sie mit France Telecom das ge-

meinsame Unternehmen EUCOM gegründet, an dem beide je zur Hälfte
beteiligt sind. EUCOM soll speziell den internationalen Markt für sog.

netzfeine Mehrwertdienste, insbesondere für branchenspezifische Daten-

verarbeitungsanwendungen mit Netzbezug, erschließen. Die Bedienung

des Marktes soll jeweils durch von EUCOM zu gründende Tochterge-

sellschaften erfolgen (von der Heyden/ Tiedtke 1989).

Ihren zentralen Aktionsbereich sieht die Post allerdings weiterhin

in der Bundesrepublik als Trägerin des Telekommunikationsnetzes und

im Aufbau des ISDN. Nicht nur in diesem I-ande, sondern auch in
anderen, vor allem westeuropiüschen Staaten, setzen die großen Netzträ-
ger seit der zweiten Hälfte der 80er Jahre zuminde,st auch auf ISDN.
Hierbei half und hilft innerhalb der Europäüschen Gemeinschaft die

politische Unterstützung der EG-Kommission. Wirtschaftlich wirkt
ISDN, wenn es denn erfolgreich wird, als ein strategischer Zug der

Netzträger des "upgrading of the network in a way that raises barriers

to entryr' (Noam t9S9:276). Die Bundespost hat mit dem Plan und der

inzwischen begonnenen Integration aller Dienste in ein annächst schmal-

bandiges und dann vielleicht auch breitbandiges digitales Netz nicht nur
wirtschaftliche, sondern auch politische Banieren gegen eine Schwä-

chung ibrer Position enichtet. Diese war fast parallel zur Entstehung

der technischen Pläne für das ISDN seit der zweiten Hälfte der 70er

Jalue zunehmend in die ordnungspolitsche und industriepolitische Schuß-

linie geraten.
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3 Mobjlisierung von Wachstumsreserven zur übenvindung
der ökonomischen strukturkrise: staatsinterventionismuJ
und Deregulierung

Der durch den technischen wandel ausgelöste, in den 70er Jahren
rasch stärker werdende Bedarf an neuen Dienstleistungen technischer
Kommunikation wurde von der Bundespost zwar fuültzeitig erkannt,
jedoch nur teilweise und aus der sicht äer Nutzer zum Tei auch zu
schwert?illig befriedigt. Die Post setzte ztnächst, wie bereits gezeigt,
atf. Mitbenutzung des Telefon- und ursprünglich auch des Telexnetzes
ftir diesen neuen Bedarf, der überwiegend auf Datenkommunikation
gerichtet war. Dies bot sich auch deshalb an, weil dadurch kurzfristig
99hr große Netze, deren Auslastung zudem erhöht werden konnte, zui
Verfügung standen. sieht man einmal davon ab, daß die Netze für an-
dere Zwecke als die Datenkommunikation optimiert waren, was einige
technische Probleme und Restriktionen speziell hinsichtlich der übelr-
tragungsqualität im Telefonnetz verursacüte, so war es insgesamt das
sehr umfassende verständnis der Post von Mitbenutzung, daJneue Nut-
zungen nur sehr selektiv begünstigte. Mitbenutzung bedeutete, daß die
traditionellen Nutzungen zental und dominant für die Bedingungen
waren, die dann auch für neue Dienste in demselben Netz galten (vgt.
Arnold 1981b: 2012t, 9Z).

so galt die überkommene Tarifstruktur des Telefondienstes im prin-
zip auch ftir die wählverbindungeir der Datenkommunikation. Ebenso
yydg dig als Endgerätemonopol beim Telefon geläufige vorstellung,
daß der Netzabschluß posteigen sein müsse, auf die Datlnkommunika-
tion übertragen, wo sie gleichzeitig als Modemmonopol und als Zulas-
sungsvorbehalt für die Endgeräte "hinter dem Modem" operationalisiert
wurde. Für solche M9n9n9lansprüche ftihrte die post regelmäßig ,,netz-
technische", "betriebliche" und auch ,wirtschaftliche" drunde ä'n (2.8.
Arnold 1981b: 72173). zu den letzteren mußte in der ersten Hälfte der
70er Jahre wohl auch die extrem ungünstige Gesamtsituation der post
gezältrt werden, die sie daan zlvirang, überall dort, wo Einnahmen in
Aussicht standen oder sonst der AuJfail zusätzlicher Einkünfte drohte,
Monopolansprüche zu erhebenlle.

_ Beim Modem argumentierte die post zusätzlich, daß dieses in Form
des vom Endgerät getrennten posteigenen Netzabschlusses besser als
andere lilsungen geeignet sei, schniitsteflen zu garantieren, die nicht

1L9 Siehe oben IV.4: Diversifizierung in neue Märkte.
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der Innovation unterlägen. Damit bilde das Modem einen Puffer, der

sowohl auf der Netzseite als auch auf der Endgeräteseite alle Innova-
tionen zulasse, die sich nicht auf die Schnittstelle auswirkten. Um diese

Pufferfunktion zu sichern, müsse "die vollständige Integration von Mo-
dems in Datenendeinrichtungen abgelehnt werdenr' (Arnold 1981b: 98).

Kdtik an ihrer juristisch klaren und von den obersten Gerichten bestätig-

ten Position ließ die Post nicht gelten. Nur bei dieser Regelung könne

sie Endgeräte problemlos zur Anschaltung an das Netz zulassen. Es

genüge jeweils die Erfüllung der Schnittstellenbedingungen, eine weitere

iechnisChe Festlegung durch die Bundespost erfolge nicht (Arnold 1981b:

e6).- 
Es gibt viele Beispiele solcher, zumindest auf den ersten Blick, tech-

nisch und prozedural einsichtiger Argumente, die die Post für bestirnmte
Regelungen angeführt hat. Auch wenn sie selber aus ihnen im Einzelfall
keinen besonderen Nutzen ziehen konnte, waxen die Regelungen in ihren
Wirkungen weder verteilungsneutral noch innovationsindifferent. Mit
zunehmender Verwendung der verschiedenen Komponenten der Kommu-
nikationstechnik in privaten Datennetzen und Kommunikationsanlagen
gab es zwar speziell für Endgeräte auch Absatzmögliclrkeiten außerhalb

der öffentlichen Netze, doch blieben diese weiterhin sehr wichtig. Bei
den Modems war die Bundespost direkt Käufer, der die Geräte wie ein
Zwischenhändler oder eine l,easingfirma dem Nutzer der öffentlichen
Datenkommunikationsdienste überließ. Hersteller von Modems außerhalb

des traditionellen Kreises von Lieferfirmen der Post mußten befürch-
ten, nicht in dem Maße zum Zuge za kommen, wie dies ohne Monopol-
anspruch der Post durch direkten Verkauf an die Nutzer vielleicht mög-
lich gewesen wäre. Produzenten gar, die Datenendgeräte mit integriertor
Modems anzubieten hatten, konnten nicht mit für den Export werbewirk-
samen Postaufträgen rechnen. Die Post kaufte die Geräte nicht und
versagte ihnen zudem die technische Zulassung für ihr Netz, auch

wenn die integrierten Modems die Schnittstellenbedingungen erfüllten
und/oder in anderen Ländern an öffentliche Netze angeschlossen werden

durften. Bestimmte technische Integrationslösungen für Endgeräte hatten

deshalb im Bereich der Bundespost kaum eine Chance.
Von einigen Computerherstellern und dem sie organisiersnden Ver-

band, dem VDMA, wurde die Praxis der Bundespost Ende der 70er

Jahre immer heftiger kritisiert. Insbesondere die damals vor allem im
Bereich der mittleren Datentechnik rasch expandierende mittelständische
Firma Nixdorf, die hier eine Nische zwischen den großen Computerher-

stellern, den großen Fernmeldeunternehmen und der Bundespost gefun-
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den hattelm, zog sehr lautstark gegen die, wie es hieß, an zentralisti-
schen und einheitstechnischen sowie an deutlich erkennbaren Eigeninter-
essen ausgerichteten Lösungen der Post zu Felde. Diese erschwerten,
so Nixdorf, die Integration von Nachrichtentechnik und Datenverarbei-
tung in gravierender Weise (Grande 1989: 199). Auf solche Anwürfe
reagierte die Post typischerweise mit juristischen fugumenten, indem
sie sich speziell auf ihren am Gemeinwohl orientierten gesetzlichen
Infrastrukturauftrag berief .

lon der juristischen zur politischen Auseinandersetzung um das
Telekommunikationsmonopol

In den 70er Jahren waren alle versuche, die Bundespost mit rechtlichen
bzw. gerichtlichen Mitteln zu einer signifikanten Ancirung ihrer position
im Bereich der Endgeräte oder sogar der Dienste zu wringen,mehr oder
weniger dcutlich gescheitert. Das galt weithin für den privatrechtlich-
vertraglichen wie für den verwaltungsrechtlichen Bereich. Auch das

iäXtffi:f?itlngsgericht 
beanstandete die monopolistische Regulierungs-

Nachdem Anfang der 70er Jahre außerdem die Reform der postver-
fassung gescheitert war und auch die anschließende technologiepolitische
Entdeckung der Bundespost in der Arbeit der Kommission fur den Aus-
bau des technischen Kommunikationssystems (KtK) einen mehr deklama-
torischen als strategischen Niederschlag gefunden hatte, wuchs das Inter-
esse vor allem an dem segment Telekommunikation der Bundespost in
der zweiten Hälfte des Jahrzehnts in dem Maße, wie dort einersäits die
Gewinne und andererseits die wirtschaftliche Macht zunahmen. Auch
wenn die Post Tendenzen erkennen ließ, ihr Monopol liberal zu hand-
haben, stellte sich die Frage, ob gewinnträchtige Aufgaben, die durchaus
nicht der Daseinsvorsorge für den normalen Btirger, sondern der Ab-
wicklung finanzieller oder kommerzieller Transakiionen über vernetzte
Datenstationen oder Telefaxgeräte dienten, exklusiv und umfassend öf-
fentliche Aufgabe seien. Das subsidiaritätsprinzip, sei es nun ordolibera-

120 In dieser Nische scheint es inzwischen sehr eng geworden zu sein, Nixdorf ist in wirt-
schaftliche schwierigkeiten.geraten und wird von siemens übemommen. Entgegen
den Annahmen der "Population Ecology" (flannan 19gg: 9g-100) wird sich also liieäer

- ^- :iqn"l eine große und alte Organisation eine relativ kleine und junge Firma einverleiben.
121 siehe oben IV.2: Erfolglose Aktionen gegen die monopolistischä stellung der post.
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len oder katholisch-sozialen Ursprungs, sollte auch für die Telekommuni-
kation zumindest dort gelten, wo es sich lohnte.

Die Bereitschaft, das in einer privatkapitalistischen Wirtschaftsord-

nung legitime unternehmerische Gewinnstreben zu fördern, mindestens

aUeiAJmit der zunehmenden Differenzierung und Expansion des Tele-

kommunikationssektors verbundene quasi automatische Erweiterung des

Monopolbereichs der Bundespost zu stoppen, wurde erstmals beim Bun-

deswiitschaftsminister in der Auseinandelsetzung mit dem Postminister

um die Beteiligung der Post am Markt für Fernkopierer deutlich sicht-

barrn. Das Wrtschaftsminßterium, zam damaligen Zeitpunkt und auch

heute noch in der Hand der FDP, verfolgt seit Ludwig Erhard in der

Regel einen betont marktwirtschaftlichen Kurs. Bei den Telefaxgeräten

gelang es dem Ministerium zwar nicht, die Post wie ursprünglich beab-

iictrtigt ganz von einer Marktbeteiligung fernzuhalten, die Beschränkung

ihres Marktanteils auf nicht mehr als rund 20vo sicherte jedoch genü-

gend Spielraum für private Konkurrenzla.
Es waren zunächst insbesondere dte Wirtschaftsminister der Bundes-

I änder, die hier anknüpften14. In einer sitzung am 30.1.L979 beschäftig-

ten sie sich mit den "ordnungs- und wettbewerbspolitischen Problemen

der Tätigkeit der DBP auf dem Telekommunikationssektor" (stoll 1982:

15)t's. Die Initiative für diese Aktivitäten ging von den CDU_-regierten

Ijindern Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz aus.

Die anderen Bundesländer, auch die SPD-regierten, verhielten sich ko-
operativ. Schon im März 1980 beschloß die Konferenz der Wirtschafts-
tttinittet, einen Vorstoß des Bundesrates zur Anderung der $$ 12 und

L4 des Postvenvaltungsgesetzes volzubereiten. Sie wollten den Herstel-

L22 Siehe oben IV.4: Neue Massendienste?

123 Diesen Anteil eneichte die Post allerdings später im Wettbewerb mit privaten Anbietern
niemals, Er lag vielmehr immer bei rund 107a.

L24 Zwot, am 11,5.19?8, hatten die Regierungschefs der Länder boreits gefordert, bei den
pilotprojekten für die Breitbandverkabelung altemative Netzträgerschaf_ten zuzulassen'
pamit viurde das Netzmonopol der Bundespost in der verteilten Breitbandkommunikation
in Frage gesteut (stoll 1982: 15).

125 Bine von den Ministern eingesetzte Arbeitsgruppe unter der Leitung des kndgs Hessen'

in dessen sozialliberaler Regierungskoalitiön l(arry (FDP), gleichzeitig auch lvlitglied
des Postvenyaltungsrate$, Wirtschaftsminister war, untersuchte "otdnungs- und wettbe-

werbspolitische Piobleme der Enichtung neuer und der Erweiterung, bestehender

Diensie der Deutschen Bundespost auf dem Gebiete der Tblekommunikation". "Der
Arbeitskreis setzte sich aus Facüreferenten der Länder für Wirtschaftspolitik, Verkehrs-

politik rmd Kartellrecht zusammen. An den Sitzungen_haben in beratender Funktion
'Vertreter 

des Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen, des Bunde'sministers

für Wirtschaft und des Bundeskartellamts teilgenommen" (Graffe/ Bilgmann L980: 204).

Im Februar 1980 legte die Arbeitsgruppe ihren Bericht vor.
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lern von lldgeräte1 einen Rechtsanspruch auf Zulassung ihrer Geräte
zum Anschluß an Telekommunikationsnetze verschaffen]Ferner sollte
die Bundespost grundsätzlich die fernmeldetechnische oder betriebliche
Notwendigkeit ihrer Teilnahme an neuen Märkten für Endgeräte, von
denen sie anderenfalls ausgeschlossen bleiben sollte, gegeiüber dem
wirtschaftsminister und dem Bundesrat nachweisen. näiäö Einführung
neuer und der Anderung bestehender Dienste sollten der Bundeswirt-
schaftsminister von Anfang an beteiligt und die behoffenen Länder
frühzeitig untenichtet werden. zudem wurde eine institutionelle Tren-
lung {er Beschaffungs- und Zulassungsfunktion, die bislang weitgehend
beim FTZ konzentriert war, gefordert. Auch soilten privaö Netzträger-
gesellschaften nicht grundsätzlich ausgeschlossen wärden.

,. . 
Di*g Forderungen liefen faktisch auf eine tlmstrukturierung (Libera-

lßierung) des Endgerätemarktes durch Zurückdrängung der Bindespost
und.eine Trennung von Hoheits- und Betiebsfuntaiön ii diesem Bereich
so.*r: auf eine grundsätzliche Begrenzung dei Netzmonopols auf vermit-
telte Netze hinaus. sie entsprechen in ihrem Tenor dei stellungnahme
des Bundesrates vom 30.tL.I979 ntm Zweiten Hauptzutachten der
Monopolkommission aus dem Jahre 192g1%. während äer Bundesrat
jedoch ausschließlich ordnungspolitische Argumente benutzt, indem er
speziell auf die "konzentrationsfördernde" wiikung des Nachfrageverhal-
tensstaatlicher Monopolunternehmen, "z.B. durch Bevorzugung iinzelner
Großunternehmen oder durch verwendung von Einheitste"chnlken" ver-
weist, finden sich bei den wirtschaftsministern explizite Hinweise auf
die Bedeutung der technischen Kommunikation fiir die "Innovations-
fähigkeit und internationale Konkunenzfähigkeit der deutschen wirt-
schaft" und die "sicherung bestehender" sowiJ"schaffung neuer Arbeits-
plätze" (Graffe/ Bilgmann 1980: 20j1204). Auch diäse Argumente
haben zurar eine deutliche ordnungspolitiscfie Dimension, doch lassen
sie zusätzlich eine industriepolitische Akzentuierung erkennen.

L26 Das Gutachten der Kommission nach g 24b des Ge,setzes gegen wettbewerbsbeschrän_
kungen behandelt probleme der untemehmenskonzentration'irider sunoesrepublik. unter
*.*^f.91,lJellungnahme heißr es: "Der Bundesrat r.ou.rrrrcitnü-n'.rätgti, oi,
Auswertung der B. etätigungsfelder staatlicher Monopolunternehmen, z.B. der De-utschen
nundespost' Die Ubemahme neuer Dienste durch staatliche Monopolunternehmen verhin-dert den Wettbewerb einer vielzahl von Unternehmen auf deri beiioüä*n'rraa*trn.
sie stellt eine Form der Unternehmenskonzentration durch hoheitliche-rou o*.rrn t *,
dieser Märlde für das staatliche Monopor dar und r.t oortai-är"J.hiJiäweit sicrrprivatwirtschaftliche Unternehmen betäiigen wollen und zu einer uusrrictrenäro Befriedi-gung der Nachfrage in der Lage sind" (Bundesratsdruclcsaclre äaii,- y'rrrtusq.
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wenn auch insbesondere die niedersächsische Ministerin für wirt-
schaft, Breuel (CDU), mit Aktivitäten "in Richtung ryf .y-eitgehe4g
privatisierung g,roner teile der öffentlichen wirtschaft" (Kuhn 1986:

174) die a[rtüeinpolitische Diskussion zu diesem Thema stimulierte,

Ulie6 die Reionanzim Bereich der Telekommunikation zunächst verhal-

ten und beschränkte sictr weitgehend auf einen Disput der Experten127.

Postminister Gscheidle venvieJ im Hinblick auf den Zulassungsanspruch

für Endgeräte, den die Wirtschaftsministerkonferenz rechtlich festschrei-

ben lasön wollte, auf das "geltende Recht". Danach sei die Post ohne-

hin gehalten, "Zulassungsantrige ausschließlich nach technischen, betrieb-

üchän und iechtlichen-Gesich:tspunkten zu prüfen", und ihre Entschei-

dungen seien "jederzeit gerichtliCh nachprüfbar" (Graffe/ BilgPann 1980:

2067207). Neben den bireits eingangs erwähnten von der Post immer

wieder iorgebrachten netztechnischeq betrieblichen und wirtschaftlichen

Gründen tür itue Beteiligung am Endgerätemarkt verwies der Minister

zudem noch darauf, daß sie hierdurch "die Entstehung privater Oligopole

verhindern" und "Kleinbetrieben, die über keine eigene Verkaufsorganisa-

tion verftigen, den Marktzugang eröffnen" könne (Gscheidle 1980:

L7 I tg).Deir Bundeswirtschafßminister warf er indirekt Kompetenzüber-

schreftung vor. Er habe "sein Mitrvirkungsrecht beim Gebührenteil von

Benutzun-gsverordnungen stillschweigend auf den Teil der übrigen Benut-

zungsbedingungen unä damit^auf die gesante Dienstgestaltung ausge-

dehit" (Gsätreidle 1980: 28)14.
Besonders beharrte der P6sfninister auf dem "Alleinrecht" afit "Über-

mittlungsnetz, das aus Übertragungs- und Vermittlungseinrichtungen

samt ägehtiiigen Liegenschaften und Gebäuden" bestehe und das

"Rumpfs-tück elnes jedJn Telekommunikationsdienstes" bilde. "Planeri-
schesziel" sei es, dieses Netz über ISDN zum IBFN auszubauen. "Ein

127 Deshalb encbeint es als nicht angemessen, die Einzelinitiativen der Ministerin in Verbin--- 
O*i.irarJandrren hier genainten kritischen Positionen als eine Art uGeneralangriff

aufäas Fernmeldemonopoln (Crrande 19891 199) zu interpretieren' So sprach sich der

Arbeitskreis Fernmeldewesen äer Wirtsshaftsministerkonfercnz, der sich im Spätsommer

1980 noch einmat konstituierte, um sich mit AnderungSvorschlägen von Frau Brouel

für das Fernmeldeanlagengesetz zu befassen, in seinem 1982 vorgelegten Bericht fär

die uneingescnrenkte B-eibähaltung de,s Netzmonopolg und geggn einen generellon Aus-

Jrrurtß or-r Bundespost von den näuon Endgeräterirärkten aus-(vgl. Grande..1989: 202).

HrciOingr sollte die Post nur noch in seftenen Ausnahmefällen Endgeräte anbieten

können.-Um diesen Markt weiter für den Wettbewerb zu öffnen, sollte im Fermeldeanla-

gengesetz eine definitorische Tlennung zwischen Neu und Endgeräten vorgenommen

werden (Kuhn 1986: 175).

L28 In der Tü beschrUnkt sich die Einvernehmensregelung in $ 14 PVenvG auf "Rechtsver-
ordnungen über Gebührenu (siehe Anhang).
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solches einheitliches Überrnittlungsnetz kann nur dann flächendeckend
und wirtschaftlich sinnvoll ausgebaut werden, wenn die Errichtungs- und
die Betriebskompetenz bei einem Träger liegen. Dieser Träger ist in der
Bundesrepublik Deutschland die Deutsche Bundespost. Sie muß das auch
in Zukunft ohne jede Einschränkung bleiben" (Gscheidle 1980: 15/16).

In diesem Punkt konnte der Minister auf die Zustimmung des DIHT
rechnen. Dieser hatte Anfang 1980 in einem Schreiben an den Vorsit-
zenden der Konferenz der Wirtschaftsminister der Länder, den bayeri-
schen Minister für Wirtschaft und Verkehr Jaumann, mitgeteilt, bei
"Breitbandkabelnetzen" sei "nicht anders als bei Schmalbandnetzen"
an der rrGesamtverantwortung der Bundespost für die Infrastruktur der
Telekommunikation in der Bundesrepublik festzuhalten". Entspreche die
Post jedoch dieser Verantwortung nicht, müsse ein Rechtsanspruch auf
Genehmigung eines privaten Breitbandkabelnetzes geschaffen werdenl2e.

Einen gewissen Höhepunkt eneichte der Disput der Experten mit
dem Sondergutachten der Monopoll<ommission 13o über "Die Rolle der
Deutschen Bundespost im Fernmeldewesen", das diese auf Wunsch
des Bundesrates und "verschiedener Verbände" vorlegte (I\donopolkom-
mission 1981: 9). Die Kommission unter dem Vorsitz des Hamburger
Professors für Volkswirtschaft, Industrie- und Gewerbepolitik Kantzen-
bach prüfte nicht nur das Nachfrageverhalten, sondern auch die Ange-
botspolitik der Bundespost, da beide Bereiche "unhennbar" miteinander
verbunden seien. Sie stützte sich in ihrer fubeit vor allem auf Gutach-

129 ft]esr Anmerkung bezieht sich auf mögliche negative Auswirkungen des im September
1979 von der Bundesregierung erlassenen "Verkabelungsstopps" für das Kabelfernsehen.

Der DIHT plädierte außerdem für einen langfristig angelegten "Kommunikations-
lvegellan" analog zur Bundesverkehrswegeplanung, derin Abstimmung zwischen Bund,
Ländern und allen übrigen interessiefien Kreisen, vor allem der Wirtschaft, den weiteren
Ausbau der Tblekommunikationsnetze ermöglichen sollte. Gleichzeiiig sprach sich der
pt{t g9ge1 eine stärkere formale Beteiligung der Bundesländer an Entscheidungen
im Bereich der Bundespost aus, Probleme sollten informell im Rahmen eines Bund/Lln-
der-fubeitskreises ausgeräumt werden (vgl. auch Klett 1980).

130 Die Kommission wurde 1974 zur regelmäßigen Begutachtung der Entwicklung der
Unternehmenskonzentration unter wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten geschaffen.
sie besteht aus fünf Mitgliedern, Ihre Berufung erfolgt aufgrund von g z+ des Gesetzes
gegen wettbewerbsbeschränkungen auf Vorschlag der Bundesregierung durch den Bun-
despräsidenten.
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ten131 und auf Anhörungen von Vertretern von Unternehmen und Ver-
bäinden132 (Monopolkommission 1981: 10-12).

Schon in der Begründung des Gutachtens wird auf den "raschen
technologischen Wandel" verwiesen, der die "Gefahru mit sich bringe,
daß die Bundespost ihren Monopolanspruch auf sich neu entwickelnde
Kommunikationsmärkte ausdehne, wodurch diese "bisher unregulierten
Bereiche einer Ordnung durch Wettbewerb entzogen" würden (Monopol-
kommission 1981: 9). Das verhältnismäßig schnell im laufe des Jabres

1980 erstellte Gutachten bewegt sich in einem Spannungsfeld avischen
empirisch-analytischer und ordnungspolitisch-norsrativer Argumentation.
Seine "wettbewerbs- und rechtspolitischen Folgerungen" gehen davon
aus, daß im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung "einem funk-
tionsfähigen Wettbewerbsprozeß Vonang einzuräumen ist vor jeder Art
staatlicher Planung und Regulierung" QVlonopolkommission 1981: 15).

Für die weitere Diskussion waren speziell die folgenden, sich über-
wiegend auf das Angebotsverhalten der Post beziehenden Schlußfolge-
rungen der Kommission wichtig (Monopolkommission 1981: speziell
L7-Le):

- Wegen der erzielbaren Verbundvorteile sei die Zulassung von Wett-
bewerb im Netzbereich "zum gegenwäirtigen Zeitpunkt volkswirt-
schaftlich nicht vertretbarrr.

- Innerhalb des bestehenden Netzes solle durch eine "erweiterte Zu-
lassung von Spezialnetzen" und die "generelle Zulassung der Weiter-
vermietung von lritungen" die Möglichkeit geschaffen werden,
daß sich "ähnlich wie in den USA" eine "Dienstleistungskonkurrenz"
entwickelt.

- Im Endgerätebereich solle verstärkl Wettbewerb vor allem dadurch
ermöglicht werden, dafi die Bundespost von den Märtten für Teil-
nehmereinrichtungen grundsätzlich ausgeschlossen wird. Lediglich
der einfache Telefonhauptanschluß solle hier eine Ausnahme bilden,

131 Hierzu gehörte die Arbeit der drei Nationalökonomen von Weizsäcker, Knieps und
Müller über "Die Rolle des Wettbewerbs im Fernmeldeber€ich", die der l(ommission
Ende Januar 1980 vorgelegt und später itr überarbeiteter Form publiziert wurde (Knieps/
Müller/ von Weizsäcker 1981).

132 Darunter der BDI, der VDMA, der TYBI, der DIHT, die DPG und der Verband der
Postbenutzer.
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ffiH:tr träf#äi 
zulässig sein müsse, daß die Apparate privat

- Als Netzbetreiber solle die Bundespost das technische Zulassungs-
recht für die Endgeräte behalten. Als Kriterien für die Zulassung
düften aber ausschließlich Betriebssicherheit, Netzschutz und Kompa-
tihilität herangezogen werden. Bei Erfüllung dieser Bedingungen
sollten die Hersteller einen Anspruch auf Zulassung haben.

In einer ersten schnellen Stellungnahme zur fubeit der Monopolkommis-
sion betonte die Bundespost zunächst einige Rechtspositionen. Sie ver-
wies darauf, daß die Kommission I'kein gesetzliches Mandat" habe, das
Angebotsverhalten der Post zu prüfen, da das Femmeldewesen als ver-
waltungsmonopol "nicht dem kartellrechtlich relevanten Bereich der
unternehmerischen Wirtschaft" zugehöre. Sie, die Bundespost, sei "mit
dem Bundeskartellamt" der Meinung, daß ihr Dienstleistungsangebot

1|lt 0"t 9esetz gegen Wettbewerbsbeschr?inkungen unterliege (Arnold
1981b: 770-L73, 177). Zur Bestätigung ihrer Rechtsansicht konnte die
Post ein Gutachten des Münchener Rechtsprofessors Badura vorlegen
(Badura 1981). Als staatliche Leistungsverwaltung sei sie im übrigen
in besonderem Maße an Recht und Gesetz gebunden, das sie auch be-
achte13a.

Insgesamt, so wurde weiter argumentiert, mache die post von ihren
Rechten im Bereich der Endeinrichtungen "nur maßvoll Gebrauch" und
ermögliche so Wettbewerb. Konkunenz im Bereich der Dienste gebe
es bereits bei Spezialnetzen für bestimmte Anwender, und anderJ ah
in den usA werde ein breites spektrum öffentlicher Dienste bzw. Netze
(2.B. Datex-L und Datex-P) vorgehalten, das private Angebote überflüs-

133 Diese Position unterscheidet sich deutlich vom Vorschlag in dem Gutachten zur Rolle
des wettbewerbs, in dem explizit gefordert wird, die Fost als Mitbewerber auf den
Endgedtemärhen zuzulassen, eine Mßbrauchsaufsicht einzuführen, um Verdrängungs-
wettbewerb zu verhinder4 und die unternehmens- von der Regulierungsfunktiön äer
Post zu trcnnen' um zu verhindern, daß sie gleichzeitig Spieler-und Scfiedsrichter ist

- . $rytryl Müller/ von Weizsäcker L98L 125:740; vgl. auih von Weizsäcker 1984).
134 weiterhin wurde kritisiert, daß die Monololkommlssion durch die Ausklammerung

der reinen Postdienste 'rvon vornherein diä Sicht auf wichtige Probleme verhindertn
habe (Arnold 1981b: 167), Nach all diesen Vorbehalten ließ sich die Bundespost
schließlich auf die-Argumente der Kommission ein, Sie erklärte ihre übereinstimrnung
mit der grundsätzlichen 4*mgr, daß ein funktionsfähiger wettbewerb vorrang vor
staatlicher Regulierung habe. Vielen kritischen Aussagenler Kommission stimmle die
Bundespost hingegen nicht zu, wobei sie immer wieder auf fehlende Beweise verwies.
Dies betonte sie vor allem im Zusammenhang mit der Behauptung der Kommission"
es bestehe die Gefahr, daß die Post die Zulassungskompetenz miilbraiche, um die eigene
Stellung im Endgerätebereich zu stUrken (ArnölC 1931b: 191).
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sig mache (Arnold 1981b: 193-199). Datan, daß die Kommission ihr
Oä Netzmonopol zubilligte, übte die Post natürlich keine Kritik135.

Die direkte parlamentarische Resonanz auf das Gutachten der Mono-
polkommission blieb relativ gering. Im Postausschuß und im Wirtschafts-

äusschuß wurden die angesprochenen Probleme und Forderungen in
mehreren Sitzungen diskutiert, ohne dafJ sich wesentliche neue Aspekte

ergeben hätten136.- 
So blieben als unmittelbares Ergebnis der Diskussionen lediglich der

Beschluß der Bundesregierung vom 8.4.1981, an einer Beteiligung der

Bundespost am Endgerätemarkt festzuhalten, und die wiederholten Ver-

lautbarungen, daß eine Novellierung der gesetdichen Grundlagen-{9r
Telekommunikation zumindest nicht vordringlich sei (vgl. Grande 1989:

2041205). Um der Forderung der uinderwirtschaftsminister nach einer

Trennung der Beschaffungs- von der Zulassungsfunktion bei Endgeräten
zu entspiechen, wurde von der Bundespost, ohne dafi sie die damit

verbundene Kdtik an ihrer Praxis akzeptierte, ein "Zentralamt für Zulas-

sungen im Fernmeldewesen (ZZF)'in Saarbrücken eingerichtet (tigtz
19W). Nach technischen Vorgaben, die überwiegend vom FTZ erarbeitet

werden, nimmt das ZZF, das am t,7.t982 die--Arbeit aufnahrn, die Zu-
lassungen vor (vgl. Neumar/ Friedrich 1988)137.

135 Bezeichnend ftir die Strategie des korporativen Akteurs Butrdespost ist die Ausslge,

die ein Ministerialdirigent aus dem Ministerium einige Jahre späler formulierte: "Die
DBP ist eine Monopolienn altung; jeder Monopolist vetsucht natätlich, Monopolbereiche

zu halten. Auch dile Deutsche Brindespost hat die,ses Bestrcben" (Krath 1986: 97).

136 In der Sitzunc des Postausschrsses am 18.2.1981 betonte Staatsseketär Blias, daß

eine Anderunfder gesetrlichen Grundlagen für das Fernmeldewesen selbst dann nicht
notwendig wf,re, winn man alle Vorscfuäge der Kommission realisieren wollte. In
dersetben-sitzung betonte Staaßselsotär Scblecht vom Wirßchafßministerium, auch soin

Haus halte wie dle Kommission und das Postministerium eine Zulassung von Parallelnet-

zen für nicht sinnvoll, da speziell die Brpitbandnetze hohe lnvestitionskosten verusach-
ten,

137 Auch der teilweise und schrithveise Übergang zu einer Tbrifierung von Festverbin-

dungen bzw. Mietleitungen nach der Nugüngszeit und nicht mehr nur pluschal nach

der-Entfernung (und dem Volumen), der durch einar entsprechenden Beschluß des

Postverwaftun6rates am 4.9.198L eingeleitet wurde (flutter 191?' kann als Reaktion

auf die Liberalisierungsfordenrngen ftir den Bereich der Fernmeldedienste interpretien
werden. Während Par.üchaltarife-eine mit rteigender sffektiver NuEungsdauer stetSeqd!

Tbrifarbitrage gegenüber ver$eichbaren "öffen{ichen" WÄhl-verbindungcn, deren Tbrife

immer eine-Ze-it[omponente-enthslten, ermöglicheg wird dieser Etreh {gryh die neue

Tbrifierung gedämpff. Damit kann sich die Post liberaler im Hinblick auf die Vermietung

und die tYüuong ihrer lritungen verhalten, ohne immer nur Substitutionswirkungen

zu ihren lastenlefürchten zu müssen (vgl. NeumanrV von Weizsäcker 1982). Wichtig

und immer wieder heftig umstritten ist in Oiesem Falle dann die Höhe der Tbrife.
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Dennoch war eine politische Dislcussion in Gang gekornmey die
eine blolJe jurßtisch-kompetenzrechtliche sichtweise derbrobleme nicht
mehr alaeptierte und durch die das Fernmeldemonopol als staatliches

telygltunglmonopol unter Druck geriet. Vor dem Regierungswechsel
im Jahre 1982 speiste sich die Diskussion vor allem aus zwei euellen.
Die eine war medienpolitisch eingefärbt und wurde durch den "verkabe-
lungsstopp" angeheizt (vgl. snow L982). Die andere hatte eine vor allem
wirtschaftswissenschaftlich-ordnungspolitische Basis und wurde zuneh-
mend durch die Abwendung vom Keynesianismus und die importierte
Deregulierungsdebatte inspiriert (vgl. Scharpf 1987 : 36-60; trümbruch
u.a. 1988). Beiden war gemeinsam, daß es immer auch um den Zusam-
menhang staatsinterventionistischer strategien und die Mobilisierung von
Innovations-, Wachstums- und Beschäftigungspotentialen ging.

Die medienpolitische Dislansion erlebre, soweit sie die Täre[ommuni-
kation und die Rolle der Bundespost betraf, einen Höhepunkt in der
fubeit der Enquete-Kommßsion "Neue Informations- und kommunika-
tionstechniken" des Bundestages, die, obwohl sie eine vielzahl von Fra-
gen behandeln sollte, "immer wieder - häufie auch unausqesprochen -
orientieryngsmuster aus dem aktuellen strtit um ae &oörung des
Rundfu:rksystems und um die Netzausbaushategie (Kupfer- versus-Glas-
f-ase1!abel)' aktivierte (floffmann-Riem 1988:- oa). stnon der Einsatz
der Kommission, über die im Bundestag am20.3.Lg81 debattiert wurde,
war kontrovers. so argumentierte der spätere vorsitzende der Kommis-
sion schwarz-schilling (CDIJ), sie diene nur dem Zeitgewinn und der
Ausllaryn9rung diesbezüglicher Probleme in der Regiärungskoalition.

Die Arbeit der Kommission, die im März 1983 durch e-inen "Zwi-
schenbericht"_abgeschlossen wurde, soll hier nicht näher analysiert wer-
den (v_gl. Hoffmann-Riem 1988; Mettler-Meibom 1986: 294-nA; En-
quete-Kommission 1983). sie war überschattet von den internen proble-
men der Regierungskoalition, aber auch einer SpD, "die sich auf dem
weg zum verlust der Regierungsmacht befand" und nicht die Kraft
hatte, ihre "industriepolitische Aufbruchstimmung auf einen Nenner mit
der gesellschafts- und medienpolitischen skepsis zu bringen" (Hoffinann-
Riem 1988: 63).

Mit dem Regierungswechsel verlor die Kommission ihren vorsitzen-
den, der Postminister wurde und dem sein Parteifreund Linsmeier nach-
folgte. sie verlor aber bald darauf auch ihre parramentarische Basis, da
vorgezogene Neuwahlen für den Bundestag anstanden, und sie erlebte
einen verlust, zumindest aber eine Transformation eines Teils ihres
Konfliktstoffes, da der neue Minister unverzüglich den "verkabelungs-
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stopp" aufhob. Mit dieser Aktion verstummten auch die bis dahin noch

weitgehend medienpolitisch motivierten Forderungen, dag Netzmonopol

der Bundespost im Bereich der breitbandigcn verteilten Kommunikation
einzuschränken oder ganz ztL beseitigen"".

Die wirtschaftswissenschaftlich geprägte ordnungspolitische Dislan -

sion, die deutlich weniger stark rein national orientiert war, bekam nach

der "Wende" hingegen neuen Schwung, da nun die Möglichkeit in Sicht

kam, daß einer wissenschafflichen Umorientierung praktische institutio-
nelle Anderungen folgten. Diese würden vor dem staatlichen Telekom-

munikationsmonopol nicht haltmachen, zumal in wichtigen Industrie-
staaten deutlich sichtbare Deregulierungs- und Liberalisierungsplozesse

in diesem Bereich eingesetzt hatten.

Internationale Deregulierungstendenzen und Europäisierung des

Regulierungsbereichs

Den Deregulierungsauftakt hatten die Amerikaner gemacht. Bereits An-
fang der 60er Jahre hatten einige wirtschaftswissenschaftler in den

usa aamit begonnen, die wirkungen der Regulierung bestimmter wirt-
schaftsbereiche zu untersuchen. Sie kamen zu dem Ergebnis, "that regu'
lation was sometimes irrational, and often was used as a means of
cartel management" (Horwitz L989:206). Über einen längeren Zeitraum

entwickelte sich dann in einem Zusammenspiel von wissenschaftlicher
Expertise, unternehmerischer Marktöffnungsstrategie und politischem

Mächtinteresse eine breite Deregulierungsbewegung, die auch vor dem

traditionell stark regulierten Telekommunikationssektor mit dem über-

mächtigen vertikal integrierten privaten Monopolisten AT&T nicht Halt
machte (Horwitz 1989). Sie ftihrte schließlich zur Entflechtung des Kon-
zerns mit Wirkung vom 1.1.1984.

Die fubeiten über die konkreten Ursachen, den Prozeß und die FoI-
gen der "Divestiture" von AT&T füllen inzwischen Regale. Wichtig ist
im Zusammenhang mit den Entwicklungen in der Bundesrepublik vor
allem die Tatsache, daß die amerikanische Deregulierungspolitik einen

doppelten Diffusionseffekt hatte: einen handelspolitischen und einen

kognitiven. Zum einen war sie Auslöser und legitimatorische Grundlage

138 Der medienpotitische Konflih war zwar nicht aus der Welt, hatte aber die telekom-

munikationspolitische Arena verlassen (vgl zu solchen Tlansformationsptozessen

Nedelmann 1982).
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einer internationalen Telematik-offensive der usA mit ökonomischen
und politischen Mitteln (vgl. z.B. Schilter L98Z:97-Lgg; OECD 19g3;
schnöring 1986), die auch die Bundesrepublik unter Anderungs- bzw.
Anpassungsdruck setzte. zum anderen wurde sie als "spezifisc[ ameri-
kanische wirtschaftspolitische Antwort" auf die "weltweiten technologi-
schen.umwlilzrlngen" (wieland 1985: 1) ntm zenftalen Bezugspurirt
derjenigen akademischen Kreise, die eine "übenegulierung" där Tele-
kommunikation in der Bundesrepublik vermuten ünd deshalb bemüht
1in{, "Deregulierungspotentiale" aufzudecken und Möglichkeiten der
'uberalisierung"_ {es institutionellen Rahmens auszuroten (Busch 19g6;
Knieps 1985; L987; Wie]and 1988; vgl. auch Grande 1989:'104-1L6;re

In diesem letzteren sinne war die wirkung des amerikanischen Mo-
dells stärker als in handelspolitischer Hinsicht, zumal die Bunddsrepublik
von deneinseitigen Liberalisierungsmaßnahmen in den usA nicht profi-
tierte. Die Handelsbilanz mit den usA für Erzeugnisse der Telekommu-
nikation war aus der sicht der Bundesrepublik in den 80er Jahren, so-
w_eit Paten vorliegen, immer deutlich defizitär. 1986 betrug das Defizit
263 Mio. DM, und auch in den Jahren zuvor bewegte es slch bei nicht
allzu stark schwankenden Import- und Exportraten immer in dieser Grö-
ßenordnung (Schnöring 1988: 135-138)t40.

Neben den amerikanischen Entwicklungen sind auch innerhalb der
E-uropäischen Gerneinschaft mit.zunehmender Intensität Initiativen in
Gang gekommen, die auf eine Anderung des national fragmentierten
status quo zielen. Erste Initiativen der EG-Kommission relchen in die
70er Jahre zurück und zielten, eher handelspolitisch motiviert, auf eine
Harmonisierung von Tarifen und eine Liberalisierung der vergabebestim-
mungen für öffentliche Aufträge auch in der Telekommunikation. Ver-
hältnismäßig erfolglos wurde versucht, den Gemeinsamen Markt, wie
er in den Römischen verträgen vereinbart worden wat, ztL realisieren.

L39 Erste vorbereitende offensive Aktivitäten im Bereich der Wissenschaft diagnostizierte
ein kompromißloser Verteidiger des Femmeldemonopols bereits in der bloße"n Tbtsache,
daß das rrtenommiertert Max-Planck-Institut ftir ausHidisches und intemationales privat-
recht im Februar 1980 eine wissenschaftliche Tbgung zum Thema "Kommunikation ohne
Monopole" aöhielt.(Stoll19B2 ,16; vgl. zu der Tbgüng Mestmäcker, Hrsg., 19g0). Auch
{1e^Molgqolkommission hatte die Situation in den-USÄ anatysiert (titono"päfmminission

_ .^ ,1_?9t, 
7.7-90; {niepV Müller/ von Weizsäcker 1981.).

L40 Weltweit war die bundesdeutsche Au8enhandelsbitmz in der Tblekommunikation je-
doch immer-eindeutig positiv. Die Liberalisierungsmaßnahmen in den usA, wie auch
spätel in anderen ländern, griffen immer zuerst und manchmal fast ausschiießlich im
Bndgerätebereich. Davon_ profitierte vor allem Japan, das aber auch unabhängig von
solchen Maßnahmen große Exporterfolge erzielen-konnte (vgl. Neul schnoring" iesl).
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Erst die "industriepolitische Entdeckung des Telekommunikations-
bereichs,' Ende der ?ger Jahre brachte einen Umschwung (Scbneider/

werle 1989b: 253-267; vgl. auch Ramsey 1981). Nach zunächst eher

defensiven Aktionen, die darauf gerichtet walen, zu verhindern, d4ß die

nationalen Fernmeldemonopole immer stärker wurden, ging die Kommis-

sion seit etwa 1983 zunehmend in die Offensive.
Dabei half ihr zum einen eine freihandels- und wettbewerbsorientierte

Rechtsprechung des Europiüschen Gerichtshofs (schulte-Braucks 1987;

Mestnräcker ßgl; vgt. auch otto 1989). Zum anderen gelpg es ibr,

die amerikanische Telematikoffensive und auch die japanische He.raus-

forderung so zu dramatisieren, dafj in den Mitgliedsl?indern die Uber-

zeugung-wuchs, nur eine gemeinsame Aktion unter Führung der EG

köüe den europäischen Markt für die einheimische Indushie retten und

die Basis für eine eigene Exportoffensive bilden. Auf dem intematio-

nalen Markt für Införmations- und Kommunikationtechnik habe, so

wurde und wird von der EG-Kommission argumentiert, die Gemeinschaft

nur im letzteren Bereich gute Chancen; auch dies allerdings nur' wenn

die nationale Zersplitterung der Märkte überwunden werden könne (vgl.

Cowhey/ Aronson 1986; Schneider/ Werle 1989b).

oie rommission übernahm die optimistischen ProgEosen verschiede-

nor Wirtschaftsexperten, die ein überproportional starkes Wachstum des

Telekommunikatiönssektots vorhersagen. Danach soll der Anteil dieses

Sektors am Bruttosozialprodukt von rund 3Vo Qvlitte der 80er latug) Uis

zum Jahr 2000 auf TVolteigen (vgl. z.B. Narjes 1989: 166). Die Mög-

lichkeit, dieses Wachstumspotentiat auszuschöpfen, wurde jedoch sowohl

von der Kommission als auch von den Experten an die Bedingung einer

Liberalisierung der M?irkte, insbesondere für Endgeräte, und einer Har-

1aonirir*ng der Netze und Dienste der Telekommirnikation geknüpft14l.

141 Die strategischen Überlegungen wurden zu einem beüächtlichon Tbil durch Untersu-- - .h*grn ünd Gutachten-dei Beratungsunternehmens Arthur D. Little geprägl,_Bin

wichiiges Gutachten fitr die EG-Kommission ("European _Tbleco.mmrrnications. 
Stra-

tegic Issues and Opportunitie,s for the Decade Ahea{") lege die. Firma 1983 vor'

nöhdem sie kulz äuvor für das deutsche Bundesministerium fttr Forschung und

fr"ttttotogir eine ähnlich akzentuierte Arbeit abgeschlossen hatte ("F&B-Politik der

wichtigstän Industrieländer im Tblekommunikationssektor"). Auch--das.Deutsche ln-
stitut iür Wirtschaftsfonchung @IW) war berpits in der ersten Hälfte der 80er Jahre

fär die EG-Kommission tätig(;.B, irit Oen Gutachten "Economic Evalustion of the

irnpr"t of t"toommunicatiois investment in the Communities" im Jahrt 1984). Später

g.i.* auch die Bonner Firma Scientific control sylteqP Qc!) mit dem ehemaligen

Äbteilungsleiter im Postministerium Arnold beratenden Einfluß'
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Lange Zeit blieben die im CEPT organisierten Europäiischen postver-
waltungen eher auf Distanz zu den Aktivitäten und pl&inen der EG-Kom-
mission. Nicht zuletzt die Deutsche Bundespost versuchte, sich mit kom-
petenzrechtlichen Argumenten gegen potentielle Interventionen abzuschir-
men (Rottmann 1.987; vgl. auch Kuhn 1980; Dohmen lgSZ). Man koor-
dinierte sich lieber im cEP! das die nationalen Domänen-respektierte,
als daß man sich dem Dictum der EG-Kommission untenvarr $öhneioeri
werle 1989b). so erschien noch 1985 vielen Beobachtern'eine "EG-
Telekommunikationspolitik allenfalls langfristig realisierbar" zu sein142.

Mit der verabschiedung der Einheitlichen Europäüschen Akte, die
am t.7.1987 in Kraft getreten ist, und mit der darin förmell festgeschrie-
b9n9l Einigung der Mitgliedsstaaten auf den Europäüschen Binnenmarkt
bis Ende L992wurde die politische Position der EG-Kommission erheb-
lich gestärkt (schneider/ werle 1989a). Dies war mit bedingt durch und
wirkt nun zurück auf die Telekommunikationspolitik.

Nach der vielzahl einzelner Aktivitäten in- diesem Bereich fanden
die strategischen Überlegungen der EG -Kornrnission inihrem,, Grünbuch
über die Entwicklung des Gerneinsatnen MarWes ftir Tetekommunilca-
tionsdienstleßtungen und Telelammunilationsgeröte, imJuni 19g7 einen
zusammenfassenden zukunftsgerichteten Ausdruck (vgl. ungerer 19gg).
obwohl das Grünbuch den formal relativ unverbindlichen -status 

einer
"Mitteilung" der Kommission hat, fand es große Beachtungla3. Etwas
plakativ ausgedrückt kombiniert es ordnungs- und infrastrukturpolitische
"neoliberale" mit indusfiepolitischen "neomerkantilistischen" Konzepten,
die der Telekommunikation einen internen wachstumsimpuls geben und
gleichzeitig die Exportchancen der in der EG ansässigen Telekommuni-
kationsindustrie durch gezielte Maßnahmen verbessern sollen (schneider/
Werle L989a: 428).

Das Grünbuch enthät eine Reihe von vorschlägen und Empfehlun-
qen jl $e Mitgliedsstaaten, die auf eine deutliche umstrukturierung
der Telekommunikation zielen @G-Kommission 1987: 100/101):

- Grundsätzliche Beibehaltung des Netzmonopols der nationalen Tele-
kommunikationsgesellschaften.

142 So lautet der Titel eines Beitrags im "Wochenbericht 34185" des Deußchen Instituts
für Wirtschaftsfonchung 1OtW).

L43 In der Bundesrepublik wurde es dem ?arlament vorgeleg @undestagsdrucksache )ü/930)
und war Gegenstand einer öffentlichen AnhörunfdeJ fostausschisses.
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- Akzeptierung eines Dienstemonopols bei sog. Basis-oder^Grulddien-

sten. bies isimindestens das Monopol beim Sprach(Telefon-)Dienst.

- Im Rahmen der ftir die Nutzung der Netzinfrastruktul zu setzenden

Bedingungen fieier nationaler und internationaler Wettbewerb bei

allen sonstigen Diensten.
- Klare technlsche und benutzungsrechtliche Normen, die den Netz-

betreibern und den Diensteanbietern auferlegt werden, um Kompatibi-

lität und einen offenen Netzzugang (open Network Provision - oNI))
zu sichern.

- Freier wettbewerb bei den Endgeräten, national und international,

an dem sich die nationalen Telekommunikationsgesellschaften beteili-
sen dürfen. vom wettbewerb können einfache Telefone für eine

Üb"rg"ngt"eit ausgeschlossen bleiben.
- Trennun! noneitti"trer und betrieblicher Tätigke-iten bej den Netzbe-

treibern fFernmeldeverwaltungen), um Neutralität insbesondere bei

der Zulassung von Endgeräten, aber auch von Diensten zu gewährlei-

sten.

Abgesehen von der internationalen Komponente unterscheiden sich

dieJe Empfehlungen nur wenig von den Schlußfolg,erulg9n 9:r bundes-

deutschen Monolokommission aus dem Jahre 1981. Atleldilgs stellte

sich die EG-Konimission sehr explizit auf den Standpunkt, daß die Fern-

meldeverwaltungen rechtlich wie private Unternehmen zu behandeln

seien und der Wöubewerbsaufsicht unterlägen, was sie auch dazu beweg-

te, im Einzelfatl mit gerichtlichen Mitteln gegen diese unternehmen

vorzugehen oder zuminäest gerichtliche Sanktionen anzudrohen. Dennoch

wirkei die Positionen auf äen ersten Blick weitreichender, als sie es

wirklich sind. Mit der Respektierung des Netzmonopols und des Mono-
pols beim Telefondienst hat die Kommission die qaupteinnahmequellen

äer großen Fernmeldeverwaltunge!, darunter die Bundespost, unberührt

gelaisen (vgt. Grande L989: L2ll4. Außerdem erkennt die Kommission,

Inzwisctrdn ge,stützt durch eine äntsprechende Empfehluog -d9t 
Minister-

rates vom Dlezember 1986, die wichtige Rolle der Fernmeldcverwaltun'
gen für ein europaweites ISDN an. Auf die Bedeutung 9in9s. entspre-

ött"nO integrierten Netzes für die Europiüsche Gemeinschaft hatte die

Kommission erstmals bereits 1977 hingewiesen. Sehr frtihzeitig hatte

LM Ztdemwird die schnelle Umsetzung und Umsetzbarkeit des Konzepts de-r Kommission,

obwotrl es durchaus nicht unbeeiiflußt von den nationalen Fernmeldeverwaltungcn

entstanOen und deshalb auch nicht total gegen diese gerichtet ist, durchaus bezvseifelt

(Neumann 1987).
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sie auch betont, daß nur die Fernmeldeverwaltungen die finanziellen
Mittgl und die Durchsetzungskraft hätten, ein solches Netz aufzubau-
en145.

Hier zeigt sich erneut, daß ISDN neben der aus der sicht vieler
Techniker optimalen Netz- und Diensteintegrationslösung gleichzeitig
die Garantie zu bieten scheint, das wirtschaftlich so wichtige Netzmono-
pol auf Dauer zu zementieren. Den politischen Regulierungsanspruch
hinsichtlich der Bedingungen des Gebrauchs des Netzes, sfezieit oer
mit ihm bzw. in ihm handelbaren Dienstleistungen und der an das Netz
anschließbaren technischen Geräte, hat allerdings die EG-Kommission
für sich reklamiert und teilweise realisiert. Dies wird auch durch die
Gründung des "European Telecommunications standardisation Institute
(ETSI)" im Jahre 1988 symbolisiert, das in Zukunft die voraussetzungen
für innerhalb der EG einheitliche und für alle Länder verbindliche Zul-as-
sungsprozeduren und standards schaffen soll16. Mit der geographisch-
technischen Erweiterung des Kommunikationsraumes erweiteri siih also
auch der Regulierungsray9. Dies ist jedoch weder eine zwangsläufige
Folge neuer technischer Möglichkeiten, noch muß es notwendi-gerweiie
in der tendenziell zentralisierten Form geschehen, die sich bei-der EG
abzeichnet. solche Regulierungen könnten ebenso gut kooperativ verein-
bart werden, wofür CEPT und ccITT durchauJ Beispiele sind (vgl.
schneider/ werle L989a)ta7 . Die Europiüsierung des Reguiierungsbereicls
ist also im wesentlichen ein Korrelat öines poliiischen ünd ökontmischen

L45 Bei aller Betonung von Freihandel und Wettbewerb werden also zum einen die gewach-
senen Struk1uren und Interessen, insbesondere hinsichttich der Netze, weitgehendrespek-
tiert. so heißt es 1986 in der Begrlindung für die "Empfehlung des fiates tibei die
koordinierte Einführung des diensieintegliere{9n digitaien Ferimeldenerzas (sDN)
in der Europäischen Gemeinschaft - auf-dem Weg zrieinem europaweiten Tblematik-
markt -", das ISDN werde als "nattirliche FortenJwicklung des värhandenen Netzes't
betrachtet. Es solle "kein eigenes, vom heutigen'lblefonnei=z unabhängiges Netz" sein,
sondern dieses allmälrlich ersetzen (Bundestägsdrucksache NS933t öyl Zum anderen
wird auch auf die Notwendigkeit einer "engeren Zusamnenarbeit zwischen der Fernmel-
deindustrie und den Veruraltungen und andrkannten privaten Betreibem, die Fernmelde-
dienste anbieten, auf G_emeinschaflsebene,'hingewiesen @unoestagsoröksache )v5933:
2). Es soll also zwar Konkunenz, aber auch-intensive'Kooperation gesiCnert werden.

L46 Die Aktivitäten der EG im Bereich der standardisierong *erden häufilg als gegen IBM
gerichtet interpretiert, da die EG im Verfolg der Philosoplie offener Neüe d.fr Ref.t"*-
rahmcn osl benutzt, der nur teilweise mit dem sNÄ von IBM kompatibel ist (vgl.
Cowhey/ Aronson 1986).

L47 Bezngen auf Netze, Dieryte und Endgpräte könnten sie zu einem großen Tbil auch durch
f.rygrh.r Lösungen, die nur ein Minimum an standards uno Transparenz beztiglich
der schnittstellen benötigt (2.8. Gateways, Dienstübergängr, rurminri-Äoäpt"r) sutstitu-
iert werden,
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Integrationsprozesses in der spezifischen institutionellen Form der EG.

DieJer Prozeß macht vor der Telekommunikation nicht Halt und hat in
der Bundesrepublik zu einer Reform der Poststruktur beigetragen.

Die Poststrukturreform

In der Bundesrepublik vollzog sich das Ende der sozialliberalen Koali-
tion 1982 seht rasch, und es wurde explizit auch von der FDR die die

marktwirtschaftliche Ordnung ausbauen und die staatlichen Sozialaus-
gaben abbauen wollte, was so mit der SPD nicht möglich slhi91, herbei-
gefüht. Nach der Bundestagswahl 1983 wurde dann das Projglt "Post-
itrukturrefotm" in erst noch recht zögerlicher Weise in Angritr genom-

men. Postminister Schwarz-Schilling (CDU) hatte nach seinem Amtsan-
tdtt Anderungen des Fernmeldeanlagengesetzes (FAG) zwar in Erwägung
gezogen,jedoch keineswegs dezidiert angesteueft. Eine Liberalisierung,
Jo del Minister, sei auch im Rahmen eines unveränderten FAG möglich'
wenn man es entsprechend liberal anwende, also soviel wie möglich
an die Privatwirtschaft delegiere. Damit sei die "Wende" dann auch

schon weitgehend vollzogen (vgl. Grande 1989: 206).

Binige Beobachter interpretierten diese Außerungen so, daß totz der

"marktwirtschaftlichen ideologischen Dispositionen" der "konservativ-
liberalen" Regierung (Grande 1989: 188) die Wende bei der Bundesptst
wohl "ausbleiben" werde (Webber 1986b). Allerdings dr?ingten dte FDP,
das Bundeswirtschaftsrninisteriurn und das BMFT aus anm Teil unter-
schiedlichen Motiven auf eine institutionelle Reform (Webber 1986b).

Dieses Drängen hatte zur Folge, deß die Bundesregierung in ihrem unter
der Federführung des BMFT entstandenen Bericht "Informationstechnik"
im März 1984 ankündigte,'sie wolle, eßtens, in Erwartung hoher Inno-

vationsraten durch intensiven Wettbewerb im Endgerätebereich diesen

weiter liberalisieren und insbesondere "bei Endgeräten die liberale Zu-
lassungspolitik fortführen" und, zweitens, prüfen, "ob ftir die Hoheits-
und Unternehmensaufgaben der DBP neue Strukturen gefunden werden
können, die ein rascheres Reagieren auf technische, wirtschaftliche und
politische Entwicklungen ermöglichen". Hierzu wolle sie "eine hochran-
gige Kommission mit vertretern aus wirtschaft, wissenschaft und Politik
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einsetzen, die bis Ende 1985 einon Bericht zu diesen Fragen erarbeiten
soll, der auch die Entwicklung in anderen uindern bertiökicltigtut*.

Zusammensetzung und Aufgabenstellung der im März 1985 äinge-
setzten Regierungslrornmßsion Fernmeldewesen waren in der Regierung
nicht unumstritten. Nachdem die Kommission erstmalig im April dessel--
ben Jahres zusarnmentrat, lag ihr Arbeitsauftrag natürlich fest, allerdings
war 9i19 Bee_ndigung der Arbeit noch im Jahr 1985 ausgeschlosseir,
zumal die Aufgabenstellung auch zienrliche vage blieb. Die Kommission
sollte die I'gegenwärtige und zukünftige Aufgabenstellung" sowie "um-
fang, Grenzen und Struktur staatlicher Aufgaben" im Beieich des Fern-
meldewesens untersuchen, sie sollte die "siaatliche Rahmensetzung für
die Erfüllung von privatwirtschaftlichen Aufgaben" in diesem Bereich
diskutieren, und sie sollte die "organisatorischen, wirtschaftlichen und
rechtlichen Voraussetzungen für eine anforderungsgerechte und rationelle
Erledigung der staatlichen Aufgaben durch diö Bundespost" angeben.
Dabei beschränkte sich der untersuchungsbereich auf das Fernmelde-
wssen, und hier sollten die grundgesetzlich vorgegebene Zuständigkeit
des Bundes sowie die im PVerwG festgelegten Grundlinien der verfas-
sung der Bundespost die Ausgangsbasis der Arbeit der Kommission
bildgn (Regierungskommission 1987: 9).

Den Vorsitz der z'uöLfl<öpfigen Kommission übernahm professor
witte, der inzwischen über reiche Erfahrungen in Gremienarbeiten für
die. Bundespost verfügte. Neben dem Betriebswirt wtte gehörten zwei
weitere wissenschaftliche Experten, der Jurist Möschel (wirtschafts- und
Handelsrech0 u4 der Ingenieur Ruge (Integrierte Schaltungen) der
Kommission an. Die politischen parteien wurdön durch vier ve-rtreterlae
repräsentiert, wobei auffüllt, daß die Grünen fehlten. Für die postgewerk-
schaft (DPG) .1a!m ihr stellvertretender vorsitzender stegmülleian den
Beratungen teil. Die wirtschaft bzw. die wirtschaftsverbäide schließlich
wurden von vier Vertretern repräsentiertlso. Als sachverstitndiger des
Postministeriums hat staatssekretär Florian, der schon Mitte dör 60er
Jahre verbindungsmann des Ministeriums 

^r damaligen Sachverständi-
genkommissionttr war, regelmäßig an den sitzungen teilgenommen. von

L48 I'Konzeption.der Bunde-sregerung zur Förderung der Entwicklung der Mikroelektronik,
der Informations. und Kommunikationstechnikän", S, 63/64.

149 stoiber (csu, chef der. Bayerischen stastskqnzlei), Hauser (cDU, stellvertretender
Vorsitzender der Bundeshgsfraktion von CDU/CSLD, fertsctr_tiouer'(FDp) und Glotz
(SPD, Bundesgeschäftsführer der partei).

150 Necker (BDI), wigand (zvBl), schwade (Verband von Aufbaufirmen fär Femmelde-
_ _ 11tl9Srn1 und Tbnahe (Commenbank).
l5L siehe oben IV.L: Politische Resonani der wachstumslaise der post.
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der Kommission wurde erwartet, daß sie "die Meinungen aller für diese

Fragestellung relevanten gesellschaftlichen Gruppen elmittelt und in ihre
Überlegungen einbezieht" (Regierungskommission 1987: 9).

Die Kommission hat eine Vielzahl von Sachverständigen und Interes-

senvertretern schriftlich und mündlich einvernommen, ein gloßes Hearing
veranstaltet, Gutachten erstellen lassenls2 und Informationsreisen nach

USA, Japan und Großbritannien unternommen. Damit hat sie drei
Länder besucht, in denen, wie für die USA skizziert, relativ weitqehende

Liberalisierungs- und Deregulierungsmaßnahmen erfolgt waren
Wtihrend der Arbeit der Kommission setzte albnählich auch eine

öffentliche politische Diskussion zum staatlichen Telekommunikations-
monopol ein. Allerdings dominierten noch die Experten, die inzwischen
überwiegend eine Einschränkung das Monopols und Uberalisiffungsmaß-
nahmen fotdertenl5a. Auf Druck der EG-Kommission undum eine mög-
liche Niederlage vor dem Europäischen Gerichtshof zu vermeiden, lok-
kerte die Bundespost ihr Modemmonopol und gab auch ihren zunächst

sogar vom Wirtschaftsminister, wenngleich widerwillig, akzeptierten
Anspruch auf das Monopol am neuartigen schnurlosen Telefon auf
(Schulte-Braucks 1988: tiltS; Schneider/ Werle t989b:-?62: vgl. auch

Wiechert 1986: t42-t50; Mestmäcker 1988: 540-546)1ss.

L52 Darunter befand sich auch die Auswertung einer "Anwonderbefragung" durch das Wis-
senschaftliche Institut für Kommunikationsdienste (WIK) der Bundespost (vgl. Regie-

rungskommission 1987: 153-161).
153 Ins&sondere die im vorigen Abschniff nicht mebr behandelte Entwicklung in Großbritan-

nien, also einem Mitglied der EG, war wichtig. Sie indizierte gleichzeitig, wie schnell

sich die intemationalen Rahmenbedingungen in der Tblekommunikation änderten" Bereiß
1982 erhielt dort das I'Mercury'r-Konsortium unter der Fähnrng der Firma Cable &
Wireless erne Ltzenz zum Aufbau und Betrieb eines unabhängigen Femmeldenetzes'

Dies bedeutete, daß die konservative britische Regierung Netzkonkunenz gegen British
Tblecom @T) zuließ. Im Jahre 1984 wurde BT dann in eine Aktiengesellschaft umge-

wandelt vrn XVo der Anteile an Private verkauft. BT wurde also teilweise privatisiert
(vgl. Heuermanry' Neumann 1985; auch Grande 1989).

154 So verlangte der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen

Entwicklung in seinem Herbstgutachten im Jahre 1985 eine Marktöffnung nicht nur
bei den Bndgeräten, sondern auch bei den Diensten sowie die Zulassung prh/ater Netz-
gesellschaften (vgl, hierzu und ftir weitere Beispiele Grande t989:2ll-2[4).

155 Beim Modemmonopol batte der Postverwaltungsrat in einem der ganz seltenen Aus'
nahmefälle seiner Praxis gegen eine Vorlage des Postministers, die auf eine Libera-
lisierung zielte, gestimmt. Nun mußte, da der Minister dem Beschluß des Verwaltunp-
rates wi=rlerspracll die Bundesregierung die letzwerbindliche Bntscheidung treffen' wie
es das PVerwG vorschrpibt. So erhielt sie die Möglichkeit, mit einem Votum zugunst€n

der mit der EG-Kommission in einem Vergleich ausgehandelten liberaleren Lösung ih're

eigene liberale Position unter Beweis zu stellen, was sie dann auch tat'
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Im Vorfeld der Bundestagswahl versuchte dann die DpG mit dem
slogan "sichert die Post - Rettet das Fernmeldewesen" die Aufmerksam-
keit der breiten Öffentlichkeit auf die Pläne der Bundesregierung ar
lenken (van Haaren 1986). Das Postministerium verwies daräuf, oil es
bei der Reform um einen umfassenden gesellschaftlichen Konsens be-
güh!-sei (vgl. Grande 1989: 2I2-2I4).Im "heißen" Wahlkampf spielte
das Thema fast keine Rolle. Erst nach der wahl vom Februar 1987, in
der die Regierungskoalition bestätigt wurde1s6, kam die Debatte in
Schwung.

Kurze Zeit nachdem die EG-Kommission der Bundesregierung und
dem Bundestag das Grünbuch übermittelt hatte, legte dre Regierungikom-
mßsion Fernmeldewesen ihre überlegungen undyorschrige zui ,,Neu-

ordnung der Telel<omrnunikation" im september L987 vor. Einleitend
verweist der Bericht darauf, daß die Neuordnung "nicht als einmaliger
Eingdff, sondern als ein lernender Prozeß" verJhnden werde (Regle-
rungskommission 1987: vII). Der Bundespost wird bestätigt, "eine tech-
nisch hochwertige, zuverlässige und fläclendeckende Infrastruktur der
Telekommunikation realisiert" und den "Ausbau des bestehenden Netzes
für digitale und integrierte Dienste eingeleitet" zu haben. Aber die Kom-
mission betont gleichzeitig, daß "nur eine verstärkte orientierung des
Dienstleistungsangebots am Kommunikationsbedarf zur intensiven Nut-
zung der neuen Infrastruktur fiihren" werde (Regierungskommission
L987: L).

Damit akzeptiert sie die ISDN-Ausbaupläne der post157, spricht aber

^Die.Monopolproblematik 
beim schnurlosen Tblefon war am 6.2.lggs Gegenstand

ausführlicher, aber letztlich ergebnisloser Erörterungen im Postausschuß. Zuvor hatte
Hoffie (FDP) am 29.LL.t984 im Bundestag den Monopolanspruch kritisiert und ,'Ent-
sraatlichung und Privatisierung" auch im Bereich der pöst gefordert. Nach Beendigung
des Konflikts um diesen punkt qttanq Kohn (FDp) am27.Ll.tgt36 im Bundestag,;wii
haben es als hilfreich, aber auch als beschämend'empfunden, daß erst der Druck aus
Brüssel die Deutsche Bundespost. zu einem Venicht aüf ihr Monopol beim schnurlosen
Tblefon veranlaßt hat", Bei der überprüfung des Regulierungsrahmens des Fernmelde-
wesens dürfe auch die europäische und internationale Ebenä nicht vergessen werden.
Dieser Bereich unterliege "schon heute" dem Recht der EG im Hinblickäuf die Freiheit
des waren- und Dienstleistungsverkehrs und das gemeinsame wettbewerbsrecht.

L56 Allerdings büßten CDU/CSU über vier Prozentpufüte ein und erreichten noch 44,3 Vo.
Die FDP konnte sich wieder (auf 9,1%) verbessäm. Die SPD verlor leicht und eneichte
noch 37,0vo, während die Grünen ifuen stimmenanteil deutlich aluf. g,3vo steigerten.

157 sie relativiert sie aber auch, indem sie zeigt, daß man "nicht von der vorstelluig eines
einzigen homogenen Netzes als Infrastruktir ausgehen kann. Vielmehr existiert bereits
heute eine Vielzahl von Netzen unterschiedlicher tlchnischer Gestaltung und Zweckwid-
mung' Die Differenzierung wird mit der fortscheitenden Nutzung vän breitbandigen
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gleichzeitig aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive-9i1 Prgble4 an, das

ii"n nit de-n Netzbetreiber als ein betriebswirtschaftliches darstellt, näm-

lich die Auslastung von ISDN. Die intensive Nutzung derrteuen Infra-

struktur, auf die de Post angewiesen ist, um die hohen Investitionen

zu amortisieren, kann durch Diensteangebote der Post allein überhaupt

nicht garantiert werden. Sie erfordert vielmehr, Y.*s man bei der Post

bereitiAnfang der 80er Jahre zu erkennen begannrsE, zusätzliche private

Diensteangebote.
obwohl die Regierungskommission ihrer Aufgabenstellung entspre-

chend nur anm Femmeldebereich detailliertere Empfehlungen vorlegt,

drängt sie auf eine organisatorßche Tlennung dicses_!,eyichs. (TELE'

KOü) vom postwesenOie Subventionen der TELEKOM an den Post-

bereiäh sollen innerhalb von fünf Jabren stufenweise abgebaut werden.

Die TELEKOM soll nicht privatisiert werden, sondern Bestandteil des

Sondervermögens des Bundes bleiben und als ffinllichey Unternehmen

gefüht werdän. Die Leitung soll ei1 vo_rstand übernehmen, der von

äinem Venvaltungsrat, der afmählich die Funktionen eines Aufsichtrates

übernimmt, kontio1iert wird (Regierungskommission 1987: 111-115).

Diese und einige weitere organiiatorische Vorschläge, die_auf eip Ande-

rung des pVeivG zie1en, beschäftigten die spätere Reformdiskussion

minäestens ebenso stark wie die eher ordnungspolitischen, auf Anderun-

gen im Fernmeldeanlagengesetz gerichteten Ausführungen' 
-

Die zentralen ordningspotitisihen Empfehlungen du Kommission

entsprechen im Tenor Oenienigen, die bereits von der Monopolkommis-

sion und dann von der EG-Kommission unterbreitet wurden (Regierungs-

kommission L987 : 4-6, 82-110):

- Die TELEKOM behält das Netzmonopol. sie muß Mietleitungen

(Festverbindungen) zu angemessenen und wettbewerbsfähigen Bedin-

gungen bedarfsgerecht überlassen.
- bi"-tnlJgKoM behält das Monopol am Telefondienst. Bei allen

anderen Dienstleistungen ist Wettbewerb zugelassen.

- Alle Endgeräte, auch der analoge Telefonanschluß, werden im wett-
bewerb, a:n dem sich die TELEKOM beteiligen kann, angeboten' Sie

werden von einer selbständigen, dem Minister unterstellten, Behörde

zugelassen.

Glasfaserstrecken und Satelliten unterschiedlicher Leistungsfähigkeit noch zunehmen"

(Resierungskommission t987 : 7 6).

ß8 }i;fi; ;d; v.z, pi, Bundespost ats Zugpferd von Konjunktur und wachsrum?
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- Die Unternehmensaufgaben werden gehennt von den Hoheitsauf-
gaben, die das "Bundesministerium für Post und Telekommunikation"
als eigenständiges Ministerium wahrnimmt.

Insgesamt unterbreitet die Kommission 47 Empfehlungen, die auch
einen großen Teil der aus den grundsätzlichen Vorschlägen re,sultieren-
den Konsequenzen ftir die Unternehmensführung der TELEKOM, für
deren Verhältnis zum Bund und für einen fairen Wettbewerb mit priva-
ten Unternehmen umfassen.

Bei den Dienstleistungen der TELEKOM unterscheidet die Kommis-
sion zwischen M onopolleistungen, Pflichtleßtungen und freien Leisnn-
gen. Als Monopolleistung, deren Erbringung ausschließliches Recht der
TELEKOM ist, wird nur der Telefondienst im Sinne einer "Punkt-zu-
Punkt-Verbindung zur ausschließlichen Übertragung des gesprochenen
Wortes (reine Sprachübermittlu.g)" festgelegt (Regierungskommission
1987: 90). Pflichtleistungen sind solche Dienste, die aufgrund eines
Gasetzes oder einer Rechtsverordnung von der TELEKOM erbracht
werden müssen, weil ein öffentliches Interesse daran besteht, daß sie
flächendeckend und in der Regel auch international standardisiert zur
Verfügung stehen. Solche Pflichtleistungen können die bereits bestehen-
den Angebote wie Telex, Teletex, Bildschirmtext, aber auch neue Dien-
ste sein. Privater Wettbewerb ist hier zulässig. Freie Leistungen unterlie-
gen der ausschließlichen unternehmerischen Disposition der TELEKOM.
Das Unternehmen muß hier dieselben Iritungskosten für Fest- und
Wählverbindungen kalkulieren, die es privaten Anbietern in Rechnung
stellt. Für einen fairen Wettbewerb spielt insbesondere in diesem Bereich
die Höhe der Tarife eine entscheidende Rolle (Regierungskommission
7987: 92-99)tse.

Zwar sind die Empfehlungen der Kommission fast immer mit deutli-
cher Mehrheit oder einstimmig verabschiedet worden, doch gab es bei
den zentralen Fragen des Netzmonopols und des [Jmfangs von Dienste-
monopolen gegensötzliche Standpunkte. Der Antrag, nach einer angemes-
senen Ubergangszeil" Lizenzen für konkunierende Netze zu vergeben,
fand, wie auch die in die entgegengesetzte Richtung zielende Forderung
eines Ausschlusses von Wettbewerb zu den von der TELEKOM zu
erbringenden Pflichtleistungen, bei einem Stimmenverhältnis von 6:6

159 Die Kommission schlägt vor, die nutzungszeitabhängigen Thrife für Festverbindungen
I'im Interesse einer Aktivierung des Wettbewerbs im Netz" nach und nach deutlich zu
senken (Regierungskommission t987t 9T).
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jeweils keine Mehrheitlo. Für eine weitergehende Liberalisierung plä-
dierten dann in einem ansammen mit dem Kommissionsbericht veröffent-
lichten Sondervotum die Kommissionsmitglieder Fertsch-Röver (FDP),
Möschel (uristischer Experte), Necker (BDD und Terrahe (Commerz-
bank). Darin verlangen sie "Wettbewerb auf allen Ebenen des Fernmel-
dewesens" und für den Fall der Beibehaltung des Netzmonopols Wett-
bewerb bei allen Diensten, also auch beim Telefondienst. Organisatorisch
und rechtlich sollen Netzbetrieb und Dienstebetrieb der TELEKOM
getrennt werden161. Die Autoren anerkennen das Bestreben des Vorsit-
zenden Witte, der in der Frage des Netzmonopols mit ihnen gestirnmt

hatte, einen politisch konsensföhigen Bericht zu erstellen (R'egierungs-
kommission 1987: t34-t39). Daß dies nicht ganz gelang, indiziert das

ablehnende Votum zum Gesamtbericht durch Glotz (SPD) und Stegmül-
ler (DPG). Während ersterer noch den "Grundgedanken der Kommission"
begrüßt, "im Bereich der Femmeldedienste und Endgeräte verstärkt Wett-
bewerb zuzulassen", an dem sich die Bundespost beteiligen kann, sieht
letzterer in dem Gesamtkonzept, das sich an I'abstrakten wirtschaftstheo-
retischen Prinzipien" und an "Partikularinteressen ökonomisch einflußrei-
cher Gruppen" ausrichte, eine Maßnahme, die "auf eine Zerschlagung
bewäbrter Grundstrukturen des Post- und Fernmeldewesens" ziele S'egie-
rungskommission 1987: L40-L49).

Bei allen Unterschieden im Detail stimmen das Gutachten der Mono-
polkommission, das Grünbuch der EG-Kommission und nun der Bericht
der Regierungskommission in zentralen Punkten überein. Wollte man
die Vielzahl neuer Möglichkeiten, die sich aus der technischen Entwick-
lung ergaben, wirtschaftlich wachstumsfördernd und gewinnbringend
nutzen, so mußten die institutionellen Rahmenbedingungen der Telekom-
munikation in der sich abzeichnenden Richtung verändert werden. Trotz
allen ordnungspolitischen Engagements und Eifers der "Deregulierer"
und aller Befürchtungen und Beschwörungen der kompromißlosen Ver-
teidiger des Status quo schien sich eine Linre abzuzeichnen, die I'nicht

160 Diese Abstimmungsergebnisse dtirfen nicht überbewertet wetden, da die Zusammerrset-
zung der Kommission nicht repräsentativ für die politisch zuständigen Bntscheidungsgre-
mien war und dies auch nicht sein sollte. Sie indizieren aber, wo relevante Konlliktlinien
verlaufen (vgl. hierzu und zu anderen Aspekten der Kommissionsarbeit Grande L989:
2LO-224),

161 Dieser Vorscilag getrennter Netzbetriebs- und Dienstegesellschaften im Sinne einer
TELEKOM-NeEe und einer TBLEKOM-Dienste war bereits Anfang der 80er Jahre ins
Gaspräch gebracht worden (vgl. Pausch 1981).
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fft'irffiT:ä;l;1ä{ 
kisung' konzipiert, sondem von den politischen

Die zeit schien also reif zu sein für eine Entscheidunc. In der Tat
ließ Postminister schwarz-Schilling bereits bei der üuergäue des Ab-
schlußberichts der Regierungskommission am 16.9.19g7 ärkennen, daß
er nun zügig die Poststrukturreform realisieren wolle. r'In enger Abstim-
pung mit den betroffenen Ressorts, also dem Finanz-, Wirtschafts-,
Justiz- und Innenministerrr werde er, entsprechend dem Aufnag dei
Bundeskanzlers, bis Anfang 1988 eine Kabinettsvorlage erstellri, a"
im sommer im Parlament beraten und Anfang 19g9 uägesetzt werden
könne. Der Minister betonte seine übereinstimmung mit dän Empfehlun-
gen der Kommission. _Au9h er wolle grundsätzlich am Netzäonopol
festhalten, halte jedoch eine Lockerung dort für vertretbar, "wo ivir
innovativen Anwendungen auf die sprünge helfen können". bies gelte
für neue "drahtlose" Netze, also für bestimmte Formen der satelliten-
kommunikation und für das "begenzte Feld des Mobilfunks", wo weite-
re Netzträger zugelassen werden könnten163. Mit Ausnahme des Telefon-
dienstes solle es bei den Diensten wettbewerb geben, an dem sich die
Post beteiligen könne. Der Endgerätebereich sölle,'belbstverständlich
unter Beteiligung der Deutschen Bundespost nach eigener unternehmeri-
scher Entscheidung", vollkommen riberalisiert werden. Ebenfalls in über-
einstimmu_ng mit der Regierungskommission sprach sich der Minister
zudem dafür aus, die nutzungszeitabhängigen farife für Mietleitungen
deutlich zu senken und mittelfristig auf ein anderes Gebührenprirüip
überzugehenls. Die vom Postminiiter entwickelte position wurde in

162 so formuliert es Glotz-Jür den Bericht der Regierungskommission, obwohl er diesem
_ __ $cht. zugesrimmt hat (Regierungskommission lea1r.i+01.
L63 Damit entsprach er einer Forderung, die die "uberalisierer', in der Regierungskommis-

sion in ihrem Sondervotum erhobön hatten. sie hatten verlang, orÄ"uriof""lularen
Funktelefon - ausländischen lorb!{ern folgend - Konkunenz iugetassen werden" solle
(R.egierungrkommission t9B7: L37), Die Entwicklung oas naoBiiruni<s- qFunktrl.fon,
zellulares Telefon) in den 80er lahren im sog. B-Netiund c-Netz ist in äieser Arbeit
rucht behandelt worden. Ende 19gg gab es gut 120.000 (davon rund 10o.oo0 im 19g5/g6
i.n B3trie! genommenen C-Neo) Funl<telefoi-, zumeist Äutotelefonanschlässe im sereich
gg BItd-tspo,sl (v91. 

{eg_aj 1j89). Für die nähere zukunft ist ein eurolawiit r Oigitutrt
Netz @-Uejz) im g0O-MHz-Bereich geplant. vorbereitungen sino irn {amren der cEpr

-_. yld {e1-EG getroffen ygden (Klingtdr 1989; Schulz üeS; Mülle, i98D.-
L64Die F$3ryg 99r Mi.1tgf_.ibt aftedruch-im Bu[etin är, n*Orrr.f,.rung vom

L6.9,7987 (Nr, 89, S.770njD.
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ihren Grundzügen wenig späJer ry9h v1m SllhyerttTdiq_:T1t#t B"-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung elseptiert^'- 

Wenigär Beaähtung als die auf eine Anderung des Fernmel9t4lgtl-
gesetzes FeC> zielenäen Aktivitäten fanden zunächst die in der Offent-

ii.trt 
"it 

nur zOgerlich bekannt gemachten Pläne d.es Ministeriurns, die

Bund.espost or{anisatorßch nei zu stuldurieren. Neben der Trennung

von Hoheits- uird Untr*ehmensaufgaben sah bereits ein im Herbst 1987

von der ministeriellen Arbeitsgruppä Verfassung;/Recht konzipierter Vor-

entwurf eines "Entwurf(s) einös Gäsetzes über die Unternehmensverfas-

sung der Deutschen Bundespost" eine Aufgliederung der Bundespost

in drei 'töffentliche Unternehmen mit den Bezeichnungen:

Deutsche Bundespost POSTDIENST
Deutsche Bundespost POSTBANK
Deutsche BundesPost TELEKOM"

vor. Jedes Unternehmen sollte nach diesem Entwurf voq einem Vorstand

unter Mitwirkung eines Aufsichtsrats geleitet werden16. Ln Jahreswirt-

schaftsbericht 19-88 der Bundesregierung vom 29.1.1988 wurde das Vor-

haben explizit, aber eher beiläufig als ein Aspekt.der gfPlante.n Neuord-

nung des posi- und Fernmeldewesens erwähnt (Bundestagsdrucksache

XJlt733:18/19).
Am 1.3.1944 t"gt" das Poshinisterium den hektographierten "Ent-

wurf eines GesetzeJzur Neustrukturierung des Post- und Fernmeldewe-

sens und der Deutschen Bundespost (Poststrukturgesetd" zusammen mit

einer langen Begründung und der "Konzeption der Bundesregierung zur

Neuordning dei Telekommunikationsmarktes" der Offentlichkeit vor.

Der Referentenentwurf sieht im Unterschied zu den ersten Vorentwürfen

als Klammer für die drei unternehmen (in Artikel 1 $ 7 Abs. 1) ein

Direlaorium vor, das aus den Vorstandsvorsitzenden der Unternehmen

gebildet wird. Dies kann als eine erste Reaktion auf Anwürfe der DPG,

äie Bundesregierung wolle die Post zerschlagen, interpretiert werden

(Grande L989:227).' Noch vor der Verabschiedung eines Gesetzentwurfs durch das Bun-

deskabinett im Mai 1988 setzte eine breite Diskussion der Grundzüge

165 In seiner AuseinanderseEung mit dem Bericht der Regierungskommission plädiert der--- 
Säc-fr"iotanOigrnot allerdinfs noch etwas akzenruierteials dCr Postminister flir Wettbe-

werb am Raide des Netzüonopols der Bundespost. Der,"Rand-wettbewerbrr könne

riät-rOäfi.iä*iiJe im faUe aei Znitzu einem "Systemwettbewerb" alternativer Infra-

stnrkhrön ennrickeln, In jedem Falle erzeuge er einen erwünschten Konkunenzdruck

fUt Oro Nrt"ronopotistenilanresgutachten üC//88 vom 2'11.1988. Bundestagsdruck-

sache )ü/1317: 195-198).
feO.CttikfiS1Abs.2*O'$gAbs, 1des"Entwurfs"derArbeitsgruppevom22.10.1987.
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der Reform ein, die dann auch den gesamten Gesetzgebrrngsprozeß be-
gleitete und hier nur summarisch behandelt werden soll167. Der Entwurf
wurde im September 1988 mit der Stellungnahme des Bundesrats an
den Bundestag geleitetls. Der federführende Bundestagsausschuß für
das Post- und Fernmeldewesen fübrte Ende November 1988 eine große
öffentliche Anhörung zu dem Reformpaket durch, nachdem er bäreits
wenige Monate vorher, im Februar, ein Hearing zum Grünbuch der EG-
Kommission veranstaltet hatte. verglichen mit früheren Beratungen über
legislative Anderungen im Bereich- der Post, z.B. beim schließiich ge-
scheiterten versuch einer Reform der Postverfassung Anfang der 7öer
Jahre16e, hatte sich der Kreis der relevanten Akteure rinruti"täusgewei-
tet. zum Hearing über die Poststruktuneform lud der Ausschuß über
50 Verbände, Firmen, Behördenvertreter und sachverständige ein. viele,
di-9 si9!r zu {en Fragen der Abgeordneten äußerten, hatten bäreits rängere

Qffenlliche stellungnahmen erarbeitet, auf die sie sich dann bezogen.

llas Ergebnis der Auseinandersetzungen und Diskussionen, das gegen-
über der ursprünglichen Bundestagsvorlage noch einmal an elnigen
Punkten geänderte Poststrukturgesetz, trat am 1.7.1999 in Kraft, nachdem
Bundestag und Bundesrat im Frühjahr zugestimmt hatten.

Der im engeren Sinne ordnungspolitßche Teil des Gesetzes war
nach den vielen Diskussionen im vorfeld relativ unumstritten. Jedenfalls
gab es kaum noch neue Argumente. Der modifizierte g 1 des FAG
schränkt das Ausschließlichkeitsrecht des Bundes, Fernmeldeanlagen zv
errichten und zu betreiben, ein. Das Netzmonopof das ursprüngliöh mit
dem Netz auch die Dienste und Endgeräte umfaßte, wird in $ 1 Abs. 2
auf die "Übertragungswege einscilie6lich der zugeh<irigen Ab-schlußein-
richtungenrr sowie auf Funkanlagen reduziert. Nach g 2 Abs. 2 muß

167 Eine etwas ausführlichere Darstellung zusammen mit einer ordnungspolitischen Be-
urteilung.findet sich bei Grande (crrande L989t 224-?16; vgl. auch Dd.ninbächer 19gg;
und bereits Webber 1986b).

168 Bundestagsdruclsachen ){Jn854 und 2855. Das Poststrukturgesetz (PStruhC) besteht
als sog. Artikelg€setz aus insgesamt sieben Tbilen, von denen Cie ertiiet vier bis siebe4
die übenviegend formal prozeduraler Natur sind, hier nicht weiter interessieren. Dei
erste.Tbil (4q I enthÄlt das I'Gesetz über die Unternehmensverfassung der Deutschen
Bundespost" @VerfG). Er e$etzt das Postverwaltungsgesetz und zielt auT eine Organisa-
tionsreform. Im zweiten Tbil (Art, 2) finden sich B-eslimmungen, die das ',Gesetz über
das Postwesen" vom Juli 1969 ändem bzw, an die neuenledingunsen. z.B. eines
dreigeteilten Unternehmens, sachlich und terminologisch anpassen, öeräritte Tbil (Art.
3) schließlich, der im engeren Sinne die Rolle deistaates-in der Tblekommunikation
neu festlegt, enthält die entsprechend revidierten Bestimrnungen des Femmeldeanlagen-
gesetzes,

169 Siehe oben IV.2: Politik und Recht im Streit um die postverfassung.
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der Bundesminister für Post und Telekommunikation die Genehmigung

für die Enichtung und den Betrieb von "satellitenfunkanlagen, die zut
Übermittlung von Daten niedriger Bitraten bestimmt sind", erteilen.

Durch die Beschr?inkung auf Bitraten bis maximal 15 kbit/sec soll
Sprachkommunikation in den Satellitennetzen ausgeschloslen, der "Rand'-
iettbewerb" aber gefördert werden. Hierzu dient auch die von der Re-

gierung in ihrer Konzeption zur Neuordnung des Telekorymunikations-
marktJs geäußerte Absicht, "im geplanten europaeinheitlichen zellularen
digitalen Funktelefonnetz (D-Netz, Errichtung ca. L99tl92) leben der

fglgfONd einen weiteren Anbieter" zuzulassen (Bundestagsdrucksache
){J,12855:5). Von dieser bereits nach dem alten FAG bestehenden Mög-
lichkeit der Lizenzrrergabe hat der Postminister inzwischen Gebrauch

gemacht und Ende 1989 an ein Firmenkonsortium unter der Führung

äes Düsseldorfer Mannesmann-Konzerns die Lizetw für das sog. D2-
Netz vergeben.

Die Sprachkommunikation bleibt im übrigen als Telefondienstnono-
pol (Vermittlung von Sprache für andere) bei der TELEKOM, während

äile änderen Telekommunikationsdienstleistungen über Fest- und Wähl-
verbindungen der TELEKOM von "jedermann" erbracht werden können
($ 1Abs.-a). Diese Dienstg, die auch mit Hilfe von privaten_Anlagen
vermittelt werden können170, müssen dem Minister bei Aufnahme oder

Anderung lediglich innerhalb eines Monats schriftlich angezeigt werden

($ 1a Abi. 1). Es gibt also keinerlei Lizensierungsverfahren.Die_Libera-
iisi"rurg dei Dieiste schließt aber auch eine Beteiligung der TELEKOM
in den neuen Märkten nicht aus.

Auch bei den Endeinrichtungen, die, wenn sie zugelassen sind, nach

$ 1 Abs. 3 FAG jedermann enichten und betreiben dart ist die TELE-
KOM nicht vom Wettbewerb ausgeschlossen. Die Liberalisierung des

Endgerätemarhes umfafJt auch den einfachen Telefonhauptanschluß,
wobli hier allerdings das Monopol erst am t.7.1990 ausläuft ($ 25).

Schließlich schafft das novellierte FAG auch eine neue Rechtsgrund-

lage für das Verhältnis der Post bzw. der TELEKOM zu ihren Kunden.

Waren die Rechtsbeziehungen bislang öffentlich-rechtlicher Art, so sind
sie entsprechend $ 9 in Zukunft in der Regel "privatrechtlicher Natur".
Fih sfiöitigkeiten sind dann die ordentlichen Gerichte und nicht mehr

die Verwaltungsgerichte zuständig.

170 Das Netzmonopol der TELEKOM ist also ein reines Übertragungsmonopol. Das

Vermittlungsmonopol besteht nur beim Tblefondienst.
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All diese Anderungea des FAG, die weitgehend den Empfehlungen
der Regierungskommission Fernmeldeu/esen entsprechen, waren bereits
im Referentenentwurf vom März 1988 enthalten-und sind im verlaufe
der parlamentarischen Beratungen nicht mehr geändert worden. Dies gilt
auch für die von der Regierungskommission übernommene unterschei-
dung zwischen Monopolleistungen, pflichtleistungen und freien Leistun-
gen, die im einzelnen in demjenigen Teil des pStruktG definiert sind,
der 

-$e 
Ngqorganisation des Unternehmens Bundespost regeltl71.

Natürlich war die Novellierung des FAG in nichtung auf mehr,
aber doch begrenzten wettbewerb nicht unumstritten. bostrninister
schwarz-schüing (cDU) bezeichnete schon vor dem Bundesrat am
8.788 (591. s-itzung) dre Reform als notwendigeAnpassung an technisch
und wirt s chaft spolitis ch b edin gte int ernationir e E itwickl 

":n 
gen Man sei

mit der Beibehaltung das Netzmonopols ohne Revisionsvörbehalt und
dem Festhalten am Telefondienstmonopol teilweise hinter den Empfeh-

lngen der Regierungskommission zurückgeblieben. zudem gebe ös im
Gegensatz zur Bundesrepubtik "nirgendwo, wo eine postreforä gemacht
wird, eine weitere Zuordnung dieser beiden Monopolbereiche är einer
staatlichen Verwaltung ".

Die ^sPD stand einer gewissen Neustrukturierung des Bereichs nicht
yöllig lbtelneryf gegenüber, kritisierte aber den eingeschlagenen Weg
heftig. In der Bundestagsdebatte über den Entwurf-des pS-truktG ari
22.9.L988 bezeichnete__der Abgeordnete Börnsen die Novellierung des
FAG als überflüssig. wenn man etwas hätte ändern wollen, mttJdies
bereits in der 

^vergangenheit im Rahmen der bestehenden Gesetze erfol-
gen können''". rn derselben Debatte verdeutlichte der sprecher der
FDP, Funke, daß die Liberalen "eine Auflockerung des Netzmonopols

L7t lm FAG wird lediglich eine Art wettbewerbsschutz fär die von der TELEKOM zu
9rlringenden Pflichtleistungen vorgesehen. wenn die TELEKOM durch Konkunenz
Privater bei diesen tristungen wägen bestimmter Auflagen, z.B. flactrendeckendes
4nSelol bei Tbrifeinheit im Raum, Nachteile erleidet, die-sie'nicht durch Erträge aus
den. Monopoldiensten kompensieren kann, dann kann der postminister lurch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates den wettbeweöem bestimmte
t3rgnig-ttung_en hinsichtlich der Angebos- und preisgestaltung auferlegen, um die

__- Nachteile zu beseitigen (g la Abs, 2).
172 Br erklärte, "vieles wäre im Rahmeri der bestehenden oesetzo umsetzbar gewesen -

lo .lr. die Freigabe des Endgerätemarktes, die uneingeschränkte Tbilnahme der
Bund€spost an diesem. Markt, die fryryrieisere NuEung vin Netzen oir Eunoespost
und die stärkere Beteilig'ng 

-von 
spezielle-n-Dienstleistuigsanbietern. Schon heute'gibt

es ja einige hundert private Mehnrertdiensteanbieter".
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qewünscht" hätten und Koalitionsrücksichten verhindert hätten, dies zu

iealisierenl?3.
von den im Parlament repräsentierten politischen Parteien lehnten

allein die Grünen das PStruktG von Anfang an insgesamt ab. Der Abge-

ordnete Briefs bezeichneto die ordnungspolitischen Maßnahmen als

eine "konsequent die Interessen der Wirtschaft" verfolgende Aktion, die

insbesondere den "riesigen vagabundierenden Kapitalien gtoßer Kon-

zernert neue Anlagemöglichkeiten verschaffe, die versorgung d9r Bevöl-

kerung mit Telekommünikations-, Brief- und Paketdiensten jedoch ver-

nachlä'ssige. lnsgesamt setzten sich die Grünen dafür ein, die Monopol-
stellung äer Bundespost unverändert beizubehalten, tie jedoch einer

breiten-politisch-parlämentarischen Kontrolle auch im Hinblick auf die

Einführung neuei Techniken 4r unterwerfenlTa.
Eine bömerkenswert große Übereinstimmung bezüglich der ordnungs-

politischen Zielsetzungen der Reform läßt sich bei den Bundcslöndprn

?eststellen. Sie sperrten sich nicht grundsätzlich gegen eine Neuordnung

der Telekommunikation, betonten aber sehr explizit den Infrastrukturauf-

trag der Bundespost. Deshalb beharrten sie auf einer Garantie, daß die

bislerigen DienJte der Bundespost auch in Zukunft flächendeckend und

zu eini'eittichen Bedingungen angeboten würden, und auf einer Siche-

rung des Netzmonopols. In beiden F&illen exponierte sichjnsbesondere

das-CSU-regierte Bäyern, das, um eine Aushöhlung des Telefgndienst-

monopols zu verhindern, auch der Zulassung ein99 Netzkonlunenten
im uöuittunk zunächst ablehnend gegenüberstandr/). Die uinder bzw.

1?3 Er wios auch darauf hi& daß es daragf ankommen werdo, "eine klare Tlennung von

einfachen Sprachübermittlungen und sorutigen Telekommunikationsdienstleistungen
vozunehmen, um sicherzusiellen, daß nicht weitere Monopole ent3tehe& die den

Wettbewerb unmOgUctr machen". Das Sprachmouopol mtisse -so .eng wie möglich

begrenzt werden. '\ilir hoffen, daß mit Oei finruyung_von ISDN eine neue Situation

enisteht und die Ttennung von Sprache und sonstigen Dienstleistungen obsolet wird"'

174 In diversen öffentlichen-Stellunünahmen und Prusemitteilungen sprachen sich die

Grünen für die Erhaltunc der "Bihgerpost" aus. Sie forderten und fordern irubeson-

dere die Sicherung bzw. iviederheriteliung der Gemeinwohlbindung"' 
-eine "politische

Kontro1e de,s Posi*haushalts durch das Parlament", einen "Btirgerdialog llber neue Tbch'

nologien', und ,'umfassende Mitbestimmung für die Beschäftigleu".(zitiert aus der Presso-

mittiilung Nr. 510189 vom 14.6.1989 deiFraktion der fflnen im Bud€stag)'--. .
125 Auch dei niedersächsische Minister für Wirtschaft, Ibchnologie und Verkeh4 Hircho

(FDp). dessen Partei weitercehende Liberalisierungsmaßnahmen fotderto, watnte zwar

ioi .iitrr rrbemerkenswerteri Koalition von Altsozialisten und Neomerkantilistenu, die

versuchten, ',die Dinge zu zementiorenr', betonte aber als Minister eines Flächenlandes

1*O "fr 
$t;[vertrete;des Mitglied des Postverwaltlngsrates), daß er das Errichten und

iletreiben des Fornmeldeneeäs ftir die Individualkommunikation, "entgegen manchen

Wünschen der Industrie auf absehbare Zpit ftir eine Infrastruktrraufgabe der öffentlichen
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der Bundesrat, dessen Zustimmung zum PStruktG erforderlich war, for-
derten zudem Mitspracherechte bei der Gestaltung der für die Infrastruk-
tur relevanten Dienstleistungen der Bundespost (vgl. Bundestagsdruck-
sache XI/2854: 68-75).

Während die CSU, die SPD, auch Teile der CDU und die Mehrheit
der Bundesländer die im novellierten FAG vorgesehenen Liberalisie-
rungsmaf3nahmen als das Maximum dessen betrachteten, was für sie
akzeptabel war, lehnten die Grünen und auch dre DpG sowie mit ihr
die kleineren das Personal der Post repräsentierenden verb?inde sie ab176.
Teile der cDU und die FDP forderten weitergehende Maßnahmen, und
ähntich war die Tendenz auch bei einigen wirtschaftsverbänden. yor
allem der BDI und der VDMA sind hier an nennen. Der DITIT, der in
vielen Fällen mit verbänden aus dem Handel, dem Handwerk und dem
Banken- und versicherungsbereich abgestimmte gemeinsame positionen
vethat, betonte etwas stärker als die beiden vorgenannten Akteure die
Infrastrukturaufgabe des staates, war aber auch für insgesamt mehr
wettbewerb.Det zYBrlag weitgehend auf der Linie des Geietzentwurfs.
Ähdiches galt ftir die vöm ZüEI vertretenen großen Amtsbaufirmen,
während computerhersteller wie vor allem IBM, aber auch lrhxdorf,
ähnlich wie der BDI und der vDMA für weitergehende Liberalisie-
rungsschritte eintraten.

, Erstmalig meldeten sich in diesem Reformprozeß auch Anwender-
bzw. verbraucherverbände lautstark zu wort. Die Arbeitsgemeinschaft
der verbraucherverb?inde lehnte eine Einschränkung des Nitzmonopols
durch Randwettbewerb ab und befürchtete insgesamt Einnahmeverluste
der Post, die zu Lasten der Infrastrukturaufgäben gehen könnten. Die
privatrechtliche Gestaltung der Beziehung der posl zu ihren Kunden
wurde ausdrücklich begrüßt, da sie deren haftungsrechtliche Situation
verbessere. Der verband der Postbenutzer lehnte &e Reform insgesamt
als einerseits nicht weitgehend genug und andererseits zu kompliziert
ab. Das FAG lasse auch ohne Novellierung jede gewünschte Libeialisie-
rung zu, die Beibehaltung des Telefondienstmonopols zementiere wettbe-

_ Daseinsvorsorge', halte. (Hirche L987: 76-79).
L76 In der Anhörung des Postausschusses bezeichnete die DpG die Maßnahmen zw

Neug{nun_g des Tblekommunikationsmarktes als eine "Institutionalisierung der Rosi-
nenpiqker.eil' private_r Konkunenten der Bundespost. Der freie Wettbewerb-ermöglicht
nach Ansicht der DPG also, daß sich private Aribieter in lukrativen lbilmärkten ansie-
{ef1 und der Bundespost die Defizitbereiche überlassen, in denen sie der Pflicht zur
flächendeckenden Versorgung nachkommen muß (vgl. Bundestagsausschuß für das post-
und Femmeldewesen, stellungnahmen der verbändä und Einzeßachverständigen. Bonn,
14.l.1.1988, S, 34-40).
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werbsnachteile der deutschen Postkunden. Die Deutsche Telecom, eine

Vereinigung von Großanwendern der Telekommunikation, äußerte sich

ahnlich wiäBDI und VDMA, kritisierte aber die insgesamt mangelhafte

Berücksichtigung von Benutzerinteressen.
Das Postministerium unterstützte die Vorschläge seines Ministers

weitestgehend. Das überkommene Netzmonopol der Post blieb unberührt'

wettbewerb wird es zunächst nur in den Randbereichen geben. Die

Aufgabe des Endgerätemonopols, das ohnehin relativ lückenlos nur noch

beim einfachen Telefonhauptanschluß bestand, fiel nicht allzu schwer'

da der Post im Gegenzug däs Recht zugestanden wurde, in allen Märk-
ten für Endgeräte ohne irgendwelche Einschräinkungen als Wettbewerber

aufzutreten. Ohnehin bestand die Post in ihrer fugUmentation immer

nur auf dem Monopol am Netzabschluß, nicht jedoch an den Endgerä-

Ient77. Da die Post selber keine Endgeräte produziert, wird sie Verluste

an Marktanteilen, insbesondere bei "Billiglelefonen", verschmerzen kön-

nen. Die zentrale Einnahmequelle der Bundespost, das Telefondienst-

monopol, blieb unangetastet. Bei allen übrigen Diensten ist in_Zukunft

Wettbäwerb mögtich. Dies könnte einerseits bei eingeführten Diensten,

etwa im Datexbereich oder auch bei Telefax oder Bildschirmtext, Pro-

bleme für die TELEKOM bereiten. Andererseits kann sich durch eine

Vielzahl neuer Dienstleistungen die Nutzung des Telekommunikationsnet-

zes, in dem zur Zeit dte Sprachkommunikation dominiert, deutlich inten-

sivieren. Dies verspricht zusätzliche Einnahmen für die Post als Netz-

monopolisten.
schmerzhafte ordnungspolitische veränderungen konnte das Postmini-

sterium, das sEimtliche Gesetzesäinderungen längerfristig vorbereitet hatte,

also bereits im Vorfeld verhindern. Dort, wo technische Gründc für ein

Monopol weggefatten waren oder das Festhalten an Monopolen eher

wtrtsöhaftttche i{achteite mit sich zu bringen schien, war man, zrm Teil
nach einigem taktischen Zögen, dann auch relativ schnell bereit "nach-
zugeben". Die meistenKntiker der "halbherzigen Refo@' (Grande 1989:

206) stimmten der vorgeschlagenen Novellierung des FAG zu, betonten

L77 ',Ein Endgerätemonopol ist ars technisch-betrieblichen Gründen nur solange erfor-

derlich, üe bei einäm Fernmeldedienst ein separater NeEabschluß unter Bertick-

ii"fttigi.g betriebswirtschaftlicher und technischir Gesichtspunkte nic.hl sinnvoll rca-

üsietüar 
-ist. Oas ist zumindest beim einfache! Fernsprecbhauptanschlu8 bishor der

Fall, bei dem der NeEabschluS im Fernmeldegerät integriert istr' (Ibnzer 19851

549i550). Im ISDN sind von der Post immer - auch fltr das digitale Tblefon - ge-

trennte Netrabschlilsse vorgesehen.
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aber, daß sie darin nur einen ersten Einstieg in einen weitergehenden
Lib er alisierun gsprozep sahen.

Die öffentlichen _politischen Diskussionen waren weniger von den
ordnungspolitischen uberalisierungsmaßnahmen als von där organßa-
tlonyefoln geprägt- Diese Reforrn, die schrießlich in einer Aufreilung
der Bundespost in drei als öffentliche unternehmen organisierte Teilbel
reiche, dre TELEK2M, üe posr&ANKund den posröIENS.r, resultier-
te, soll abschließend kurz skizziert werden. Auch diese Reform hat aller-
dings eine ordnungspolitische Dimension, da sie die praxis der euersub-
ventionierung defizitärer durch lukrative Dienste tangiert und eine Tren-
lung_der unternehmens- von den Hoheitsaufgaben biachte. sie definiert
den_Grad politischer und wirtschaftlicher Autonomie der Bundespost.

1y deq.n1s1dung des Gesetzentwurfs für eine neue postverfassung
erwähnt die Bundesregierung explizit den in den 70er Jahren gescheiterl
ten Reformversuch der sozial-liberaren Regierung, der auch r"f,oo darauf
gerichtet war, die hoheitliche ministerielle Aufsicht deutlich von der
unternehmerischen lritung der Bundespost durch einen vorstand zu
trennen. Diese und weitere Absichten des damaligen Reformversuchs
greife die neue Gesetzesvorlage wieder auf. Eine uäwandlung der Bun-
despost in eine Gesellschaft privaten Rechts sei "nach dem iolitischenMehrheitswillen und nach den Bestimmungen des Grundgesetes ausge-
schlossen", jedoch sei vor allem in der Telekommunikati"on mehr wett-
bewerb möglich und notwendig. Damit sich die post diesem wettbewerb
stellen könne, sei einerseits die Leitung durch vorstände als Kollegial-
organe, andererseits sclrol wegen "der Größe und vielschichtigen AuTgu-
benstellung", aber auch der ünterschiedrichkeit der Märkte,äne Tren-
nung in drei unternehmensbereichemit eigenen kitungsorganen vorge-
sehen. (Btndestagsdrucksache N.1285 4: 2g-30).

Die.Dreiteilung des IJnternehmens war in mehrfacher Hinsicht um-
stritten"o. Postminister schwarz-Schiling hatte am 3.10.19g6 in einem
Brief an die Mitglieder des Bundestagesirklärt, es sei seine feste Auf-
fassung und auch seine Jeste Zielsetzung, die Bundespost als Einheitsun-
ternehmen zu erhalten. Dies sollte nun trotz der Dreiteilung in der weise
sichergestellt werden, daß die drei öffentlichen untemehmä abweichend
vom Referentenentwurf in der Regierungsvorlage als "Teilbereiche" der
Deutschen Bundespost bezeichnet werden 1g I aus. 2) und dafJ, wie

1.78 Die in der Auseinande$eeung und/oder für das zukünftige Handeln der post bzw.
ihrer drei Unternehmen wichtigsten gesetzlichen Regelungeniind so, *ie rie schließlichvon Bundestag und Bundesrat bescrlossen wunteri im i,*ang i"i.r*"ngrr.ßt.
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bereits erwäihnt, ein gemeinsarnes DirelAoriatn geschaffen wurde. Gegen

die Dreiteilung (,'Zeischlagung") kämpfte insbesondere die DPG vehe-

ment, und hier wurde sie-fast vorbehaltslos von der SPD unterstützt.

ln CbU und CSU war es la1.ge Zeit umstritten, ob nicht POSTBANK

und POSTDIENST in einem Ünternehmen vereint bleiben sollten und

lediglich die TELEKOM abzuhennen sei. während einige, ?um Teil

gesötzt auf Gutachten, vor allem den-Verlust von Verbundvorteilen

äurch die Teilung befürchteten, stand für die DPG die Einheit ihrer

Organisation auf dem SPigllt'.-Oie 
Or"i Untornehmenlm bleiben Sondervermögen des Bundes. Sie

werden jeweils von einem Vorstand geleitet, der von einemÄu/sichtsrat
kontrolliert wird. Der Vorstand" der, unterstützt durch eine Generaldirek-

tion, die Geschäfte des unternehmens verantwortlich fübrt, wird vom

Bundesminister für Post und Telekommunikation im Einvernehmen mit
dem Aufsichtsrat vorgeschlagen und vom Bundespräsidenten auf Be-

schluß der Bundesregiärung bestellt. Die Vorstandslösung war insgesamJ
ebensowenig umstritien wi-e die Zusammensetzung les Aufsichtsrats^"'.

Dieser bestäht aus sieben Verfetern des Bundes, die vom Postuinister

benannt werden, sieben von den Gewerkschaften vorgeschlagenen Vertre-

tern des Personals, von denen mindestens vier dem Unternehmen ange'

hören müssen, und sieben Verfetern der Anwender und Kunden. In
dieser letzteren Gruppe sollen die Spitzenverbände der gew_erblichen

Wirtschaft mit vier uiO Ae Verbraucher mit avei sowie die I*ndwirt-
schaft mit einem Vertreter berücksichtigt sein. Erstmals werden also die

Verbraucherverbände als relevante Interessenverfietung explizit berück-

sichtigt.
DEr Aufsichtsrat hat nach Vorlage durch den Vorstand Beschlußrech-

te u.a. bei der Feststellung das Wirtschaftsplanes und des Jahresab-

schlusses, bei den Iristungientgelten im Monopolbereich sowie bei der

1?9 Um der Kritik der DPG zu begegnen, war die Regienurg zu gewissen Konze'ssionen- 
uJieit. In einem Spieengesprääh-bei Brurde,skanzler Kotrl in Februar 1989' an dem

die Spiuenfunktioiere rtär bpO, Oer Postminister und lbnzleramtsminister Schäuble

Eifnaimrr,, bot die Regierung sbUiegtictr an, einige Kompeleygn im.Personal- und

Sozialbercich beim Dirähorium anzrsiedeln (2.8, S 9), so daß dort ein Hauptperso-

n"fiäi CeUif6et werden kann, der bestimmte Angelegenheiten_des Personals der drei

Unternähmen einheitlich wahrünmt (vgl' Grande 1989t 235f236)'

180 lm iweifel beziehen sich dio Arsfiihirngon zu den Unternehmen der Bundespost

immer nur auf die TELEKOM'
181 Im Referentenentw.urf waren allerdings je filnf Vertreter des Bundesrats, der Gesamtwirt-

schaft, des Personals und fftnf sonstigg-vom Mnister vozuschlagende, Porsonen vorge-

sehen.
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Gründung von Tochtergesellschaftenle und Informations- und Anhö-
rungsrechte.bei der Einführung neuer Dienstmreige bzw. bei deren we-
sentlicher Anderung oder Aufgabe, bei der Einfährung grundlegender
technischer Neuerungen und bei den ftir das Unternehmen wesentlichen
Leistungsentgelten für Pflichtleistungen. Bei den Entgelten für von der
TELEKOM angebotene freie Leistungen gibt es also keinerlei fonnale
Mitwirkungsmöglichkeiten des Aufsichtsrates.

Die Grundsätze der Wr*chaftsfilhrung bestimmen, daß die Erträge
die Aufwendungen decken sollen und ein angetnessener Gewinn an
erwirtschaften ist. Neben die an die Efüllung von Infrastrukturaufgaben
geknüpfte Gemeinwohl- tritt also eine Profitorientierung. Das Kostendek-
kungsprinzip gilt für jeden einzelnen Dienst, Quersubventionierung soll
also grundsätzlich ausgeschlossen sein. S.olange dadurch keine Wettbe-
werbsverzemrngenls entstehen, können Übersihüsse aus den Monopol-
diensten in die Wettbewerbsdienste überhagen werden. Das Problem der
Quersubventionierung hat sich bei der Bundespost in der Vergangenheit
in erster Linie in der Ubertragung von überschüssen aus dem Telefon-
dienst in die Defizitbereiche Postzeitungs- und Paketdienst manifestiert.
Nach der Dreiteilung wird also das Unternehmen POSTDIENST auf
Zuschüsse aus der TELEKOM engewiesen sein. In der Vorbereitung
und Abstimmung der hier und möglicherweise in anderen Bereichen
erforderlichen Umverteilung von überschüssen nrm Zwecke des Defizit-
ausgleichs, im Gesetz als Finanzawgleich bezeichnet, liegt die vermut-
lich wichtigste Aufgabe des DireWoriuns (9 8 Abs. 4). Deses Gremiurr"
das sich aus den drei Vorstandsvorsitzenden der Unternehmen der Bun-
despost a$ammensetzt, entscheidet einstimmig. Kommt Einstimmigkeit
nicht zustande, so fällt die Entscheidung nach einer Beratung mit dem
Postminister mehrheitlich. Der Finanzausgleich, der nach den Erwartun-
gen der Bundesregierung in einigen Jahren nicht mehr notwendig sein
sollte, wird wahrscheinlich einen Fokus zukünftiger Konflikte zwischen
den drei Unternehmen bildenls.

tll Qgeen die Beschlüsse kann der Vorstand Einspruch einlegen (g 24).
183 Hierüber wachen entsprechend g 37 Abs. 4 der Postminister und der Wirßchaflsminister

im gegenseitigen Benehmen. Gegebenenfalls kann letzterpr das Bundeskailellamt ein-
schalten.

184 In der politischen Debatte um die Poststruktuneform spielte die Frage des Finanzaus-
gleichs zwischen Diensten und Unternehmen eine wichtige Rolle, wäil sie mindesteru
drei Probleme berährt. Erstens hängt vom Finanzausgleichib, ob alle Unternehnensteile
der Bundespost auch in Zukunft ihr Infrastrukturangöbot aufrechterhalten können, Zwoi-
tens beeinflussen die Modalitäten der Quersubventionierung den Rationalisierungsdruck
in den unternehmeq und dritteru tangieren sie die Bedingungen des wettb-ewerbs
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Die Trennung der hoheitlichen und politßchen von den unternehme-
rischen und betrieblichen Aufgaben wird bereis in $ 1 Abs. 1 des

PVerfG angesprochen. Nur für die ersteren Aufgaben, die auch die
Rechtsaufsicht umfassen, ist der Bundesminister für Post und Telekom-
munikation zuständig. Entsprechend den Leitgrundsätzen, daß die Unter-
nehmen im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Möglichkeiten und unter Be-
rücksichtigung der Markterfordernisse die Nachfrage von Bürgern, Wirt-
schaft und Verwaltung nach l,eistungen decken ($ a Abs. 1), legt der
Minister die mittel- und langfristigen Unternehmensziele fest. Hierbei
hat er die Grundsätze der Politik der Bundesrepublik Deutschland zu
wahren ($ 25). Der Minister muß die Beschlüsse des Aufsichtsrates
genehmigen, und er hat ein Widerspruchsrecht gegenüber Vorstandsbe-
schlüssen über Entgelte bei Pflichtleistungen. Versagt der Minister die
Genehmigung oder erhebt er Einspruch, so ist er von Fall zu Fall auf
das "Benehmen", nicht aber das "Einvernehmen" des Wirtschafts- bzw.
des Finanzministers angewiesen ($ 28).

Explizite Einvernehrnensregelungen, wie sie im PVerwG existierten,
gibt es in dem neuen Gesetz praktisch nicht mehr. Eine Ausnahme bildet
der personal- und besoldungsrechtliche Bereich. Hier bestand der Innen-
minister mit Unterstützung der Bundesländer, um die Einheitlichkeit
des öffentlichen Dienstrechts zu wahren, auf einem Zustimmungserfor-
dernis für einschlägige Rechtsverordnungen, die, wie anzunehmen ist,
auf Ausnahmeregelungen fär das Personal der drei Unternehmen zie-
lenls. Eine weitere Ausnahme findet sich im Zusammenhang mit der
Regelung der Ablieferungen. Für die Unternehmen der Bundespost be-
steht weiterhin eine Ablieferungspflicht. Allerdings soll die hieraus resul-
tierende Belastung nach einer Ubergangszeit ab 1996 derjenigen entspre-
chen, der vergleichbare Privatfirmen durch die Steuerpflicht ausgesetzt
sind. Einzelheiten der Regelung werden zwischen Post- und Finanzmini-
ster vereinbart.

zwischen privaten Unternehmen und der Bundespost. Insbesondere diejenigen Akteure,
die für eine stärkere Liberalisierung der lblekommunikation eintreten, haben sich für
kostenger€chte Gebühren und einen Abbau aller Quersubventionen ausgesprochen.

185 Hintergrund der Arseinande$eeung zwischen den Ressorts war die Meinung des

Postministers, die drei Untomehmetr brüuchten, um qrulifiziertes Personal im '!Vett-
bewerb mit Privatfirmen rekrutieren zu könnon, mehr Flexibilität im Hinblick auf BEzah-
lungs- und Beförderungsmöglichkeiten. lm GrundsaE seete sich der Innenminister durcb,
allerdings wurden kurz nach Inkrafttreten des PStruktG eine Postlaufbahnverordnung
und eine Postleistrmgszutagenverordnung erlasser; auf deren frllbzeitige Vereinbarung
der Postminister mit Erfolg drüngte. Sie schaffen eine begronzte Flexibilität.
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^ - Der ursprüngliche Gesetzentwurf der Bundesregrenrng sah kein Nach-
folgggremium ftir den Postverwaltungsrat vor. Hiergegen wehrte sich
der Bundesrat. Er forderte die Einrichtung eines pöstitrukturrats, der
aus je elf Vertretern des Bundestrags und des Bundesrats bestehen und
Mitspracherechte "in allen grundlegenden Fragen, die sich aus den politi-
schen und hoheitlichen Aufgaben im Bereich der post und des FeÄmel-
$9wesery ergeben", -!P^rl sollte (Bundestagsdrucks ache N./2g54z 7l).
Man einigte sich schließlich auf enen Infrastrurcturrat, der so ztnam-
mengesetzt ist, wie es der Bundesrat vorgeschlagen hat. Jede Landes-
regierung ist also in diesem Rat vertreten (g 32). Er wird beim Bundes-
minister für Post und relekommunikation gebitoet und wirkt bei Ent-
scheidungen von infrastruktureller Bedeutung mit. Dies gilt insbesondere

Sr {: Festlegung von Pflichtleistungen und von Rahmenverordnungen

$r die Inanspruchnahme der Dienstleistungen der unternehmen äer
Bundespost. Hier beschließt der Rat über vorlagen des Ministers, der
seinerseits im Auftrag der Regierung tätig wird. Denn das Recht, solche
und weitere verordnungen, z.B. für den schutz personenbezogener Daten
oder die Zulassungsbedingungen für Endgeräte der Telekomäunikation,
zu erlassen, steht der Bundesregierung 

^t 
(g 25 Abs. 2, $ 30)186.

Der Infrastrukturrat hat bei weitem nicht die Rechte, titef die der
Postverwaltungsrat verfügte. Durch seine schaffung wurde zudem die
Position des Bundesrats höchstens marginal verbelsert, denn in dem
ursprünglichen Regierungsentwurf waren bei den Rechtsverordnungen
Zustimmungsrechte des Bundesrates vorgasehen, die nun weitestgehänd
auf den Infrastrukturrat übergegangen sind.

Das schaubild v.5 zeigt im überblick die Kompetenz- und Auf-
gabenverteilrng irn Bereich der Deutschen Bundespoit nach der struk-
tuneform. Ahnlich wie das PVerwG von 1953 eiirtnatt das pstruktc

!!E! 1m Kontliktfau sehr lcomplizierte Entscheidungsprozeduren. solche
Konflikte sind z.B. im Zusammenhang mit dem Fininiausgleich denkbar.
so könnte im Direktorium uneinigkeit darüter herrsähen, welchen
Betrag die TELEKoM dem unternähmensbereich posTDrbNsr nx
verfügung stellen soll. In diesem Falle ist innerhalb eines Monats der
Minister beratend htnzazaaehen. Innerhalb eines weiteren Monats kann
das Direktorium über den vorschlag für einen Finanzausgleich dann
mehrheitlich entscheiden (gg 7 und 8). Eine dem vorstanäsvorsitzen-
den der TELEKOM durch Mehrheitsbeschluß auferlegte Zahlung, die

186 Dadurch werden weggefallene Einvemehmensregelungen mit einzelnen Ministerien
teilweise kompensiert.



344 Kapitel V

dieser in den Wirtschaftsplan seines Unternehmens einstellt, könnte vom

Aufsichtsrat abgelehnt w-erden. Sollte der Vorstand hier_gegen Einspruch

einlegen, könntä ihn der Aufsichtsrat innerhalb eines Monats mit Mehr-

heit lurtickweisen. In diesem Falle entscheidet der Minister endgültig

($$ zg und 24). Akzeptierte der vorstand das ablehnende votum des

Aufsichtsrates, io müßte er im Direktorium neu verhandeln. Noch kom-
plizierter können Entscheidungsprozeduren ausfallen, an denen zusätzlich

äer Infrastruktunat beteiligt is1. Oieser hohe Koordinierungsbedarf wird,
wie beim PVerwG, informelle Prozeduren der Entscheidungsbildung
begünstigen oder sogar notwendig machen.

-otwotrt die Diskussion des Pstruktc sehr intensiv und teilweise

auch sehr detailliert war und obwohl speziell die DPG die Neuordnung

des Post- und Fernmeldewesens vehement bekämpft hat, ist der vom

Postministerium erarbeitete Gesetzentwurf mit relativ wenigen Anderun-
gen von Bundestag und Bundesrat verabschiedet worden. Die opposi-
t-ion im Bundestagltimmte - auch im Postausschuß - g€gen das Gesetz,

obwohl es zeit$/äilig so aussah, als würde sich die SPD der Stim:ne

enthalten. Sie akzepierte viele Elemente der Reform, lehnte aber die

Dreiteilung der Bundespost konsequent ab (vgl. Bundestagsdrucksache

XI|43L6:73).
Im Postministerium wurde die Reform mehrheitlich akzeptiert.

Hierzu hat zunächst beigetragen, da[J im Gegensatz zum Reformversuch

Anfang der 70er Jahre die Existenz des Ministeriums niemals zur Dispo-

sition itand. Mit der Aufgliederung des Dienstleistungsbereichs in drei

Unternehmen und der Konzentration des Ministeriums auf hoheifliche

und politische Aufgabenl87, die auch diejenigen Funktiolen umfassen,

die in den USA odei in Großbritannien von unabhängigen Regulierungs-

behörden (Fcc, oFTEL) efüllt werden, haben sich für viele Mitarbeiter
des Ministäriums, speziell in denbeiden Fernmeldeabteilungen, zum Teil
interessante berufliöhe Perspektiven ergebenls. Die Neuorganisation hat

zudem auf allen Leitungsebenen zusätzlichen Personalbedarf verursacht.

18? Konsequentenreise werden nun alle Arsgaben des Ministeriums aus dem Bundes-

haustrait finanziert. Als das Ministerium noch gteichzeitig UnternehmensspiEe war,

erschien nur das Gohalt des Ministers im Haushalsplan des Buodes'

188 Allein vier Mitglieder des neunliöpfigen Vorstands der TBLEKOM wurden aus der

bisherigen Deutschen Bundespost benannt'
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Die Reform im Prozeß der Transformation

Die Poststrukturreform paßt den institutionellen Rahmen der bundesdeut-

schen Telekommunikation vorsichtig den ge?inderten technischen, ökono-

mischen, rechtlichen und politischen nationalen und internationalen Ver-

hältnissen an. Mit der volldigitalen Vermittlungstechtechnik und der

Paketvermittlung als einem speziell für die Datenkommunikation geeig-

neten und oftmals notwendigen computerisierten Vermittlungsverfahren
haben sich zusammen mit breitbandigen, zunehmend als Glasfaserstrek-

ken ausgelegten Übertragungsverfahren und weiteren Innovationen auf

der Grundlage der Mikroelettronik technische Möglichkeiten herauskri-

stallisiert, die gelegentlich als die Basis einer I'kommunikativen Revolu-
tion" betrachtet werden (Wersig 1985). Ihre Entwicklung bzw. ihre Ein-
passung in das System der technischen Kommunikation war zunächst

vor allem durch das Bestreben motiviert, mit ihrer Hilfe eine "intelligen-
te" Antwort auf die Probleme eines mit zunehmender Größe zwangsläu-
fig immer komplexer werdenden Telefonnetzes, das mehr und mehr auch

für andere Formen des Inforrrationsaustauschs genutzt wutde, geben zu

können. Dies ist auch gelungen.
Der Übergang von der analogen zur digitalen Übertragung und Ver-

mittlung hat Möglichkeiten der Kapazitätserweiterung und der Integration
bislang nach Art der Information getrennter Netze sichtbar gemacht, die

vorher nicht existierten. ISDN, die Integration aller Dienste in einem
vollst?indig digitalisierten Netz, entspricht technischen Integrationskonzep-
ten, die darauf gerichtet sind, gleichartige (digitale) Signale in einem
und nicht in mehreren Netzen zu übertragen. Es ist gleichzeitig die

strategische Antrvort des Netzmonopolisten nicht nur in der Bundesrepu-
blik auf Liberalisierungsforderungen in diesem Bereich (Noam 1989)'
Obwohl im ISDN die Sprache in die digitale Form, in der üblicherweise
Daten vorliegen, hansformiert wird, lehnt sich das Konzept in seiner
ursprünglichen Philosophie noch stark an den Telefondienst bzw. die
im Zusammenhang mit soiner Expansion entstandenen Strukturen an.

So bleiben Netzarchitektur, das Prinzip der leitungsvermittelten Durch-
schaltung und der transparenten Ubertragung, ja sogar die Tarifierung
zunächst in der Form erhalten, wie sie sich beim Telefon entwickelt
haben.

Allerdings zeichnet sich eine allm&ihliche Umorientierung sowohl bei
den Technikern und Ingenieuren als auch bei denjenigen ab, die für den

whtschaftlichen Erfolg der Netze, Dienste und Endgeräte verantwortlich
sind. Der Telefondienst, ob in analogen oder digitden Netzen, stellt
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keine technische Herausforderung mebr dar. Diese ergeben sich vielmehr
aus technischen Innovationen, die außerhalb der Telekommunikation
entstanden sind und nun unter den stichworten Datenverarbeitung und
Datenkommunikation in diesen Bereich Einzug gehalten haben. Auch
wenn das mit dem Begriff der "Telematik" bezeichnete Zusammenwach-
sen von Telekommunikation und Informationsverarbeitung bislang eher
überschätzt wurde, bleibt doch festzuhalten, daß zumindest im Bäreich
der Endgeräte die Grenzen fließend geworden sind. von diesen Geräten
prodrLzierte und kommunizierte Daten und Informationen benötigen für
ihre Llbertragung und vermittlung oftmals über die vom normalen Tele-

fonneJz angebotenen Leistungen hinausgehende Unterstütang, wie sie
in paketvermittelten Netzen angeboten wird.

Die aus dem Bereich der Datenverarbeitung im weiteren sinne resul-
tierenden neuen Formen der Kommunikation stellen also neue Anforde-
rungen an Telekommunikationsnetze, konstituieren aber auch neue seg-
mente des Marktes für Dienstleistungen und Endgeräte, die wirtschaffliJh
vor allem deshalb attraktiv sind, weil das Zusammenwirken von Netzen
und Endgeräten ofnnals die Produktion eines über die reine übertra-
gungs- und vermittlungsdienstleistung hinausgehenden "Mehrwerts" er-
möglicht. Der wirtschaftliche Konkunenzkampf um diese neuen Markt-
segmente für Geräte und Dienste, die stärker als diejenigen der sprach-
kommunikation von Anfang an intemationale Dmensionen hatten, findet
überwiegend zwischen der Telekommunikationsindustrie (einschließlich
der Fernmeldeverwaltungen) und der Datenverarbeitungsindustrie statt.

In der politischen wahrnehmung ist dies auch ein wettbewerb zwi-
schen "regulierten" bzw unmittelbar staatlich kontrollierten und "unregu-
lietten", wenn auch nicht unbedingt konkunenzwirtschaftlichen Maßsta-
ben entsprechenden Bereichen. Damit stehen unterschiedliche ordnungs-
politische Konzepte im wettbewerb einander gegenüber. Insbesondäre
die staatlichen Monopole geraten in einer Peri,ode unter Druck, in der
in den wichtigsten Industrieländern vor allem auf technische Innovatio-
n€n _anr Ixisung von Struktur- und wachstumsproblemen gesetzt und
Konkurrenz als der Mechanismus betrachtet wird, der am ehästen geeig-
net ist, Innovationen hervorzubringen und diese vor allem wirtschituiötr
zu nutzen.

Diese Konkunenz beschr?inkt sich, wie schon gesagt, nicht auf natio-
nale Märkte, sie beschränkt sich aber auch nicht äuf iechnische Geräte,
sondern umfaßt durchaus auch international handelbare Telekommunika-
tionsdienstleistungen. Der zwischenstaafl iche Handel muß unterschiedli-
ches nationales Recht berücksichtigen oder unterliegt, wie in der EG,
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einheitlichen regionalen Rechtsvorschriften, die sich von den nationalen

unterscheiden und zunehmend auch auf den rein nationalen Handel zu-

rücl$rdrken.
Trotz aller Versuche der Vereinheitlichung, Standardisierung oder

Integration werden die Telekommunikationsmtirkte national und interna-
tional differenzierter und unübersichtlicher. Die bundesdeutsche Post-

strukturreform will diesem Tatbestand Rechnung tagen, indem sie die

klassische Domäne der Bundespost, das Netz und den Telefondienst,
vor Konkunenz abschirmt, in den venneintlich inn6y41iys16n Randberei-
chen des Netzes, bei allen anderen Telekommunikationsdiensten und bei

den Endgeräten Wettbewerb zul&ißt. Aus dem Komplex Bundespost wird
die technische Kommunikation organisatorisch als TELEKOM ausdiffe-
renziert, sie wird wirtschaftlich gegenüber direkten politischen Einflüs-
sen, zumindest in den Wettbewerbsbereichen autonomisiert, und sie wird
politisch reguliert. Regulierungsbehörde, aber nicht mehr Unternehmens-

spit4g, ist das Ministerium für Post und Telekommunikation.- 
Ahdiche, wenngleich nicht identische, institutionelle Reformmaßnah-

men sind als politische Antwort auf Dgitalisierung, Datenkommunika-
tion, Internationalisierung und Wettbewerbsdruck, um einige Aspekte
der Transformation der Telekommunikation an nennen, auch in anderen

westlichen Industriestaaten eingeleitet worden (vgl. Foreman'Peck/ Mäl-
ler 1988). In diesem Sinne ist die bundesdeutsche Reform politischor

Ausdruck und nun vielleicht auch beschleunigender Faktor dieses Trans-

formationsprozesses.



Kapitel VI
Das strukturierte Zusammenspiel von Technik,
Ökonomie, Politik und Recht: bntwicklungsmuster und
Dynamik in der Telekommunikation

Nachdem in den letzten drei Kapiteln die Entwicklung der Telekommu-
nikation in der Bundesrepublik über mehr als vier Jahrzehnte ausführ-
lich dargestellt worden ist, soll nun der Versuch unternommen werden,
anknüpfend an die allgemeineren theoretischen Überlegungen des zweiten
Kapitels ein generalisierendes Fazit z;tr ziehen.

Die Klassifizierung der Telekommunikation als sozio-technisches
Infrastruktursystem, das quer zu den funktionalen gesellschaftlichen
Teilsystemen liegt, grenzt sie zunächst vor allem negativ von anderen
systemen ab. sie ist selbst kein funktionales Teilsystenr, und sie unter-
scheidet sich von anderen sozialen systemen mit Infrastrukturbedeutung,
wie dem Gesundheits-, dem Forschungs- oder dem Bildungssystem,
dadurch, daß sie, ähnlich wie die Elektrizitätsvercorgung oder das Eisen-
bahnsystem, technisch geprägt ist. Zur Umwelt hat die Telekommunika-
tion einen konkreten lristungsbezug. Sie schafft die Möglichkeit, mit
technischen Mitteln Informationen über räumliche Distanzen mit hoher
Geschwindigkeit zu übermiueln. Es steht also kein spezifisches produkt,
sondern eine generelle Transportdienstleistung im Vordergrund. Deren
technßche Bereitstellung und Erledigung ist konstitutiv für die Telekom-
munikation. Im Unterschied zur Ubertragung sind andere Leistungen wie
insbesondere die vermittlung, also die Herstellung einer Verbindung
zwischen je zwei reilnehmern, erst im I-aufe der Entwicklung technisc[
unterstützt und schließlich automatisiert worden.

Die Binnenstruktur des sozio-technischen Systems der Telekommuni-
kation entspricht, wie in Kapitel II beschrieben, in einigen Aspekten der
gesamtgesellschaftlichen funktionalen struktur, dupliziert diese aber

rycht. Das technisch, ökonomisch, politisch und auch rechtlich geprägte
Differenzierungsmuster ist nicht erst in der Nachkriegszeit entständän,
sondern hat sich bereits früher herausgebildet. Es mag sich in dieser
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Form nicht zwangsläufig einstellen, scheint 4661 rtrch typisch für grö-

ßere sozio-techniJche Infrastruktursysteme zu seinl.
Der Differenzierung auf der Systemebene entspricht eine solche auf

der Handlungsebene. Individuelle und korporative Akteure behachten
die Telekommunikation typischerweise aus einer bestimmten, oftmals
professionell geprägten Perspektive. Kollektiv können sich die Perspek-

tiven situationsabhängig oder arenaspezifisch stabilisieren. Die funktio-
nal differenzierten Handlungsbereiche und die auf sie bezogenen Orien-
tierungen der Akteure wurden in dieser Arbeit als Funlaionsfelder be'
zeichnet. Die Differenzierung der Telekommunikation in diese Funktions-
felder bedeutet nicht gegenseitige Abschottung, sondern lediglich eine

funlaionale Eigenstöndigkeit bei wechelseitiger Abhängigkeit irn Systern-

zusammenhang. Obwohl die Eigenständigkqit wegen der je spezifischen
eigenen Dynamik funktionsfeldspezifische Ubersteigerungen begünstigt,
wärden diese gerade durch die Interdependenz der Felder im System

der Telekommunikation in der Regel verhindert. Die für gesellschaftliche
funktionale Teilsysteme anscheinend typische Abwesenheit von "Stopp-
regeln" (Luhmann 1983a) wird in ihrer Wirkung durch den System-
zusammenhang der Telekommunikation also deutlich abgeschwächt (vgl.
auch Weingart 1989: L82-187). Gelegentlich finden sich allerdings Pha-
sen, in denen speziell ein gewisser technischer Perfektionismus, aller-
dings auch bereits eingeschränkt durch ökonomische Restriktionen,
durchscheint.

Diese weitgehend klassifikatorische Betrachtung sagt allein noch
nichts darüber aus, nach welchem Muster sich die Telekommunikation
entwickelt hat. Die Entwicklung stellt sich dar als eine zeitliche Abfolge
von Problemdom.inaruen die sich aus Umweltveränderungen oder als

"Resultat" vorheriger Entwicklungsschritte in der Telekommunikation
ergeben. Ob ein Problem längerfristig andauert oder nur kurzzeitig auf-
tritt und wie stark es dominiert, läißt sich nicht theoretisch herleiten.
Die Probleme dürfen auch nicht als "Pathologien" eines Entwicklungs-
prozesses verstanden werden. Vielmelu mobilisieren sie Aufrnerksamkeit
und aktivieren Handlungspotentiale. Es gibt keine festliegende Abfolge
von Problemdominanzen. Auf technische folgen also nicht zwangsläufig

t In einem Vergleich der frühen Bntwicklung des Tblefonsystems und der Elektrizi
tätsversorgung in Schweden kommt Kaijser zu vergleichbaren Befirnden. Sowohl für
den externen-Wettbewerb mit anderen Systemen als auch für die "internsl control of
the system" seien vier "p's" televant: t'price, terhnical performance, political pr€ssur€

andlegal paragraplu" (Kaijser t987t 2L122). In der Sprache dieser Arbeit sind es also

Öt<onimi6 CrriöeI fUctinik lperformance), ?olitik und Recht (paragrapbs).
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ökonomische und auf ökonomische nicht zwangsläufig politische oder
rechtliche Probleme. Allerdings zeigt sich ftir die Telökömmunikation,
daß die sehr stark auf Effizienzsteigerung und Automatisierung gerich-
teten technischen Aktivitäten, deren Resultate von Ingenieuren und Tech-
nikern in der Regel als nicht mehr reversibel betrachtet werden, in
einem gegebenen institutionellen Rahmen immer wieder ökonomische
Engpässe zur Folge haben, die eine längere Zeit andauern können. Dies
gilt insbesondere, wenn technische Innovationen stärkere Veränderungen
der existierenden Technostruktur der Telekommunikation bewirken.

In der Nachkriegszeit war in der Bundesrepublik ganz eindeutig die
Wiederherstellung der technischen Funktionsfähi gkeit der Telekommu-
nikation das zentrale Problem. In dieser Phase der technischen Problern-
dominanz konnten Techniker und Ingenieure der Post und der fernmelde-
technischen Industrie relativ autonom Pläne für den wiederaufbau und
die zukünftige Entwicklung des Telefonnetzes und des Fernscbreibnetzes
erarbeiten, die auf eine konsequente Automatisierung der Vermittlungs-
vorgänge und damit des Gesamtnetzes zielten. Der resultierende Zu-
kunftsentwurf legle die Basis für ein mäßig intelligentes Telefonnetz,
in dem die Probleme der Vermittlung von Verbindungen zunächst über-
wiegend mit netzarchitektonischen Mitteln und einem festen Kennzif-
fernplan und dann zunehmend mit intelligenter werdenden (indirekt
gesteuerten) elektromechanisch arbeitenden wählern gelöst wurden. Das
langfristig festgelegte, relativ flexibel auf einen großen Bedarf ausge-
richtete Design enthielt viele im Detail noch ungelöste Entwicklungs-
probleme, die die Techniker und Ingenieure noch lange Jahre beschäftig-
ten. Es war also vor allem ein - für technisshs Innovationen offener -
Systemplan, bei dessen Entwurf konkrete Kostenüberlegungen ebenso-
wenig eine Rolle spielten wie die Frage der politisch-institutionellen
Absicherung seiner Realisation.

Die politischen Aktivitäten im ersten Nachlriegsjahrzehnt, soweit
sie überhaupt auf die Telekommunikation gerichtet waren, beschränkten
sich überwiegend darauf, die institutionellen Möglichkeiten einer eigen-
ständigen Telekommunikationspolitik zu schaffen bzw. wiederherzustel-
len. weder die politischen Parteien noch die verbzinde hatten ein Inter-
esse, den überkommenen Rahmen, der durch die Nationalsozialisten nur
teilweise modifiziert worden war, grundsätzlich zu ändern. so elablierte
sich neben den privaten Herstellerfirmen der Telekommunikationstechnik
die Bundespost als bundeseigene verwaltung mit weitgehenden Ailein-
rechten für den Netzbetrieb und das Diensteangebot unter der Lritung
eines besonderen Ministeriums. Gerade die fehlende Dominanz politi-



352 Kapitel W

scher Probleme stabilisierte den Status quo über viele Jahre. Politische
Passivität in der Telekommunikation reduzierte die bestehenden Einfluß-
möglichkeiten der Akteure nicht, und Aktivität versprach keinen Gewinn
an Macht oder Reputation. Die passive Haltung wurde zusätzlich durch
die starke öffentlich-rechtliche Prägung der Telekommunikation begün-
stigt. Die speziell für diesen Bereich geschaffenen, teilweise über Jahr-
zetrnte gewachsenen dogmatisierten Rechtsbestände bewirkten oft, daß
politische Konflikte in Rechtsstreitigkeiten transformiert wurden, die
dann nicht mit politischen Mehrheiten, sondern von Gerichten zu ent-
scheiden waren.

Politische Auseinandersetzungen über die ohnehin schwer zugängli-
chen technischen Grundentscheidungen und über einzelne Entwick-
lungsschritte fanden langeZeil nicht statt. Direkte Interventionen in den
Prozeß der technischen Planungen unterblieben, von ganz wenigen Aus-
nahmen abgesehen, völlig und waren auch nicht intendiert. Eine solche
Ausnahme bildet die Entscheidung für den EMD-Wähler von Siemens
gegenüber einem funktional weitgehend gleichrvertigen konkurrierenden
Vermittlungssystem der Firma SEL. Hier haben das nationale telekom-
munikationspolitische Autonomieinteresse, das zwischen den verschiede-
nen politischen Gruppierungen unumstritten war, und dami.t zusammen-
hängende Gemeinwohlrücksichten - neben ökonomischen Uberlegungen
bei der Bundespost - den Ausschlag gegeben.

Die Entscheidung der Bundespost für ein einziges Vermittlungssy-
stem, entsprechend ihrem Prinzip der Einheitstechnik, wa4 wie in spä-

teren Fällen, so konzipiert, daß die Firmen, die nicht mit eigenen Ent-
wicklungen zam Ztge kamen, auf der Basis von Nachbaurechten die
Produkte des "Systemführers" ebenfalls fertigen und der Post verkaufen
konnten. Dies stabilisierte den technischen Kooperationsverband, der,

weitgehend freigesetzt von ökonomischen Rücksichten, die technischen
Planungen unter den Bedingungen begrenzten Wettbewerbs fortsetzte.
Konkurrierende Entwicklungen konnten so weitgehend nach rein techni-
schen Gesichtspunkten der Effizienz, Kompatibilität oder Zuverlässigkeit
beurteilt werden.

Als Konsequenz des ambitiösen technischen Designs, an dem die
Post, abgesehen von einigen Übergangslösungen, festhielt, und einer
als Folge der Netzexternalitäten rasch wachsenden Nachfrage nach Tele-
fonanschlüssen wurden öl<onomßche Probleme dominant. Sie lasteten
vor allem auf der Bundespost, die als Monopolist für den Ausbau des
größten Teils des Telekommunikationssystems zuständig war. Es ist
typisch für Infrastruktursysteme, die auf technischen Netzen basieren,
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daß sie in den ersten Ausbaustufen hohe investive Vorleßtungen efiol
dern, bis sie einen Status erreicht haben, der zusätzliche Nutzungen mit
relativ geringem zusätzlichen Aufwand ermöglicht. Die Post, die nach
dem Postverwaltungsgesetz verpflichtet war, ihre Ausgaben durch eigene
Einnahmen zu decken, hatte große Probleme, das für die Investitionen
benötigte Kapital zu mobilisieren, da sie über ihre ökonomischen Hand-
lungsparameter nur eingeschränkt autonom verfügen konnte. Gebühren-
elhöhungen ließen sich bis Mitte der 60er Jahre politisch praktisch nicht
durchsetzen, innovative Investitions- und Finanzierungsmodelle wurden
nicht erfunden oder ließen sich wegen des ökonomisch restriktiven insti-
tutionellen Rahmens nicht realisieren.

Die politischen Akteure, speziell der Wirtschafts- und der Finanz-
minister, gelegentlich auch der Bundeskanzler, anerkannten zwar die
infrastrukturpolitische Bedeutung der Telekommunikation, sahen sich
aber allgemeinen stabilitäts- und fiskalpolitischen Zwängen ausgesetzt.
So bestanden die Minister darauf, daß die Bundespost, wie im-Gesetz
vorgeschrieben, unabhängig von ihrer Ertragslage einen festen Prozent-
anteil ihres umsatzes an die Bundeskasse ablieferte und außerdem ihre
Gebühren weitgehend konstant hielt. Kritik der kontinuierlich in diesem
Politikfeld involvierten Akteure, Postminister, Bundestagsausschuß für
das Post- und Fernmeldewesen und Postverwaltungsrat, an dieser situa-
tion blieb daher läingere zeit ohne Resonanz, und relekommunikations-

lolitik war lediglich punlauelles unpopuläres Krisenmanagement in einem
Bereich, der den Charakter einer Pfrtinde hatte.

Erst Mitte der 60er Jahre, als sich wegen der ungelösten ökonomi-
schen Probleme der Zustand der Infrastrukturknappheit verschärfte und
lautstarken Protest in der Bevölkerung und der wirtschaft mobilisierte,
wuchs das politische Interesse an der Telekommunikation, zumindest
wurdg politischer Handlungsbedarf registriert. Ein erster politßierungs-
schub führte zu einer Einschaltung von sachverständigen, die auf die-
jenigen Probleme der Post hinwiesen, die sich aus ihrer spezifischen
institutionellen Ausgestaltung ergaben. Erst ein politischer Maihtrvechsel
in Bonn brachte dann den versuch, durch institutionelle Reformen den
unternehmerischen Handlungsspielraum der Post zu erweitern.

Anfang der 70er Jahre scheiterte der Reformversuch. Die Realisation
des politischen Plans verfing sich in rechtlichen Details, die auch von
den Juristen des Postministeriums nicht aus dem wege geräumt wurden.
sie selber wollten auch verhindern, daß im zuge dei Reform das Mini-
sterium aufgelöst wurde. Neben diesen Problemen kam als politischer
umwelteinfluß hinzu, daß die ordnungspolitische Diskussion um die
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padtätische Mitbestimmung auch die Auseina.ndersetzung um die Postre-

form belastete. Die allgemeine ideologische Uberfrachtung von Reform-
mafJnahmen, die Verrechtlichung politischer Auseinandersetzungen,
knappe politische Mehrheitsverhältnisse, ein verkürzter Wahlzyklus und
organisatorische Eigenintelessen des Postministeriums bereiteten die
Basis für effektive politische Veto-Koalitionen. Nicht durch die Entschei-
dung für die bestehende institutionelle Struktur als die unter den gegebe-

nen Umstäinden beste Ulsung für die einzelnen Akteure, sondern durch

die kompromißlose, allgemeinpolitisch motivierte Ablehnung eirzelner
Reformaspekte, trotz der generellen Anerkennung der Notwendigkeit
einer Reform der Telekommunikation, wurde der Status quo stabilisiert.

Das politische Desinteresse an der längerfristig geplanten technischen
Entwicklung der Telekommunikation, die Unfähigkeit zur politischen
Reform und die weiter andauernde ökonomische Problemdominanz wirk-
ten sich indirekl auf die Technik aus. Der äußerst enge ökonomische
Handlungsspielraum der Post zwang sie dazu, technische Veräinderungen

äußerst behutsam, langsam und strikt dem Prinzip der Einheitstechik
folgend zu integrieren. Neues mußte sich in das Bestehende einfügen,
Rüch,värtsl<ompatibilitöt und nicht schöpferßche Zerstörung wurde fotz
allgemeiner Fortschrittsorientierung zum Imperativ technischer Selektion.
Diäs bedeutete auch, daß die Post, die selbst nur über geringe For-
schungs- und Entwicklungskapazitäten verfügte, versuchen mußte, die
technischen Entwicklungen ihrer Lieferfirmen mö glichst umfassend zu
kontrollieren.

Über die weitgehende Ausschaltung von Entwicklungswettbewerb
zugunsten von kooperativen Strukturen gelang dies größtenteils. In der

schwierigen Phase des Übergangs von elektromechanischen zu elekfoni-
schen programmgesteuerten Vermittlungssystemen entstand ein solches
gemeinsames Entwicklungsprojekt, in dem unter der Ftihrung von Sie-

mens und dem Fernmeldetechnischen Zentralamt der Bundespost der
etablierte Kreis der Herstellerfirmen von Vermittlungstechnik eine natio-
nale Entwicklungsanstrengung untemahm. Dabei beobachteten die Akteu-
re durchaus die Entwicklung im Ausland insbesondere bei AT&T in
den USA. Ihre technischen Diskurse machten nicht an den nationalen
Grenzen halt, sondern orientierten sich an den zu lösenden Problemen.
Insbesondere internationale Organisationen der Telekommunikation wie
das CCITT boten den nationalen Fernmeldevenvaltungen, die ja wirt-
schaftlich nicht miteinander konkurrierten, und ihnen nahestehenden

Unternehmen Gelegenheit zum Informationsaustausch.
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Insgesamt war die Entwicklung bis in die erste H&ilfte der 70er
Jahre gekennzeichnet durch eine anf?ingliche technische Problemdomi-
nanz, die in dieser Form wohl nur als Kriegsfolgeerscheinung aufueten
konnte, und dann durch vorwiegend ökonomische Probleme, die als
Restriktionen einerseits den spielraum technischer Entwicklungen eineng-
ten und ein schnelles systemwachstum behinderten und andererseits den
politisch-institutionellen Rahmen der Telekommunikation, der z.B. die
Festsetzung von Preisen nach Marktgesichtspunkten behinderle, nvat
erschütterten, aber letztlich doch nicht änderten. Rechtliche probleme
traten nur selten deutlich in Erscheinung. Allerdings waren bestimmte
Aspekte des verhältnisses der Post zu ihren Kunden, das ein öffentlich-
rechtliches war, immer wieder Gegenstand gerichtlicher Auseinanderset-
zungen. Die Gerichte betrachteten in ihren Entscheidungen die Leistun-
gen der Post keineswegs als eine besondere Form öffentlicher Dienstlei-
stungen, bej denen privatrechtliche Aspekte von Leistung und Gegenlei-
stung im vordergrund stehen, sondern als Elemente staatlichen verwal-
tungshandelns. Dadurch wurde ökonomische Flexibilitiit z.B. in der Form
behindert, daß ein Aushandeln von individuellen Preisen, selbst wenn
dies von der Post und bestimmten Kunden präferiert worden wäre,
grundsätzlich nicht möglich war. In diesem Sinne war dte ölanomische
P robl e mdorninanz deutlich re chtlich üb erformt.

Die Arenen der verschiedenen Akteurgruppen überlappten kaum.
Technische Probleme wurden nur selten unter explizit olönomischen
Gesichtspunkten bei Beteiligung entsprechender Experten und noch selte-
ner mit Politikern verhandelt. Dies gilt auch umgekehrt. sogar im post-
ministerium, unter dessen Dach Ingenieure, Kaufleute, Juristän und poli-
tiker vereinigt sind, gab es mehr Koexistenz als Koordination der unter-
schiedlichen orientierungen. Recht deutlich und für die Akteure immer
wieder auch sichtbar waren hingegen Interdependenzen solche gab es
vor allem zwischen dem technischen und dem ökonomischen sowie
zwischen dem ökonomischen und deqr politischen Funktionsferd. Einige
verschränkungen von Technik und ökonomie wurden im verlauf der
Arbeit aufgezeigt, wobei gerade in den ersten beiden Jafuzehnten techni-
sche Gegebenheiten ökonomische Handlungsmöglichkeiten strukturierten.
Ein einmal erreichter technischer Entwicklungsstand galt als praktisch
nicht mehr reversibel. Ökonomische überlegungen könnten höchstens
den umfang des Einsatzes einer neuen Technik reduzieren oder die
Einführungsgeschwindigkeit bremsen. Politische Interventionen, die dar-
auf zielten, technische Entwicklungen in Frage zu stellen oder gar zu
verhindern, waren nahezu undenkbar. Der technische Fortschritt, der
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schließlich dazu beitrug, die Infrastrukturaufgabe der Telekommunikation
besser zu erfüllen, sollte nicht erschwert werden.

Selbst nachdem die klare technische Problemdominanz der ersten

Jahre des Wiederaufbaus nicht mehr vorhanden war, blieb also eine fut
technßcher Prtirogative erhalten, die zeitliche und sachliche Gründe
hatte. Zeitlich war es schlicht die frühzeitig erfolgte Festlegung auf die
technischen Pläne, an der sich Planungen späterer Phasen zu orientieren
hatten. Die sachlichen Gründe lagen vor allem in der speziell aus dem
Tatbestand der VerneZung resultierenden Schwierigkeit, installierte tech-
nische bzw. technisch-organisatorische läsungen grundlegend zu modifi -

zieren. So war etwa das einmal festgelegte Kenrziffernsystem mit Vor-
wahl und individueller Rufrrummer praktisch nicht mehr zu ändern,

obwohl die ursprüngliche Festlegung auch anders hätte ausfallen können.
Zudemwar die relativ geringe Flexibilität der elektromechanischen Ver-
mittlungssysteme mit ihrer fest verdrahteten Logik ebenfalls ein Fallum
des damaligen, bis in die Gegenwart ausstrahlenden, Standes der Tech-
nik.

Die Expansion der Tblel<ornmunikntion, die sich über viele Jahre

vorwiegend in einem kontinuierlichen, von der Post abgebremsten
Wachstum des Telefonsystems ausdrückte, brachte für dieses Netz
einen Komplexitätszuwachs, der zusätzliche Probleme für die Vermitt-
lungstechnik verursachte. Sie waren aber prinzipiell noch mit den vor-
handenen technischen Mitteln zu lösen. Die EMD-Wählertechnik, ergänz1

um elektronische Komponenten für die Steuerung, erwies sich als in
begrenztem Maße entwicklungsfähig. An ihr festzuhalten, wat sowohl
für die Bundespost, deren Personal damit vertraut war, als auch für die
Hersteller, die ihre Produktionskapazitäten darauf eingerichtet hatten,
zweckmäßig. Sie konnten auch wirtschaftlich Gewinn ziehen aus einer
Technik, in die sie viel investiert hatten. Das "lock-in" des EMD-Wäh-
lers reduzierte den internen Druck, technische Innovationen zu entwik-
keln, um sonst möglicherweise nicht lösbare Probleme eines wachsendes

Telefonnetzes zu bewältigen. Eine im technischen und ökonomischen
Sinne "gute" Vermittlungstechnik hat so bewirkt, daß eine "bessere" im
Vergleich zu anderen Ländern relativ lange nicht zum Zuge kam.

Der dennoch zu verzeichnende Innovationsdruck resultierte daher

überwiegend aus (Jmwelneränderungen. Milaoeleltronische B asisinnova-
tionen fanden zunächst Eingang in die Datenverarbeitung. In der Bun-
desrepublik war diese in den 70er Jahren deutlich weniger verbreitet
als etwa in den USA. Die Nachfrage nach öffentlichen Dienstleistungen
der Datenl<ommunikation wat lange Jahre gering und wurde von der
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Bundespost teilweise außerhalb des Telefonnetzes, insbesondere im "Inte-
grierten Datennetz (IDI9" bedient. Die offene Zweckstruktur der vor-
handenen, allerdings_auf andere Nutzungen hin optimierten Netze trug
zusarnmen mit der Praxis der Post, Iritungen und Netzteile für die
Datenkommunikation zu vermieten, dazu bei, den Innovationsdruck zu
reduzieren. Allerdings machten der sehr rasche internationale Fortschritt
in der Mikroelektronik und die schnelle verbesserung des preis-Lei-
stungs-Verhältnisses bei elektronischen Bauteilen vollelelcronische digita-
le vermittlungssysteme in relativ kurzer zeit in der zweiten HälftJ der
70er Jahre den verschiedensten varianten der analogen Technik sowohl
technisch als auch wirtschaftlich überlegen. Ein Fesihalten an den alten
technischen Komponenten ftir Telefonnetze hätte nicht nur für die post
ökonomische Nachteile gebracht, sondern auch die Exportmäirkte der
deutschen fernmeldetechnischen Industrie gefährdet.

Der schließlich sehr schnelle üuergang von erektromechanischen
analogen zu_ volldigitalen programmgesteuefien vemrittlungssystemen
für das Telefonnetz war eine Anpassung an wirtschaftliche unci techni-
sche umweltveränderungen, auf die sich die mit technischen und ökono-
pischen Fragen befaßten Akteure in der Telekommunikation jedoch
bereits einzustellen begonnen hatten. Der Kreis der Aheure hatte sich
\n zuge des technischen wandels allerdings auch um solche aus dem
Bereich der Datenverarb_eitung erweitert. sie verfügten ebenfalls zuneh-
mend über technisches wissen bezüglich der übertiagungs- und speziell
d:r-Vermittlungsvorgänge in der Telekommunikation, da sie m[t gan
ähnlichen Problemen bei der Konstruktion von Datennetzen konfrontiert
waren. Auch die technologiepolitische Entdeckung der Telekommunika-
tion in der Bundesrepublik durch den politischen Akteur BMFT forcierte
den Innovationsdruck gegenüber den Amtsbaufirmen und der Bundes-
post. Allerdings überlappten die Arenen, in denen die Akteure handelten,
weiterhin nur selten. Daran hat sich bis heute nur wenig ge?indert.

Ende der 70er Jahre und in den frühen 80er Jahren wärän also tech-
nische Probleme in der deutschen Telekommunikation erneut dominant.
Die neuen Möglichkeiten der Mikroelektronik mußten in die bestehende
technische Infrastruktur integriert werden, um die Restriktionen der alten
Technik überwinden und das Netz neuen Anforderungen öffnen zu kön-
nen. Anders als in der frühen Nachkriegszeit waren aber auch die mittel-
fristigen ökonomischen Entwicklungschancen für die Herstellerfirmen

Tg ^ einem gewissen Grade auch für die Bundespost davon abhängig,

9uß -tt gelang, die technischen Probleme schnell-na.lösen, zumal äis
Telefongeschäft kein allzu starkes wachstum mehr versprach. Die post
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mußte, um nicht aus dem ökonomisch attraktiven Zukunftsmarkt der

Dienste im weiten Umfeld der Datenkommunikation hinausgedrängt zu

werden, über eine technische Infrastruktur verfügen, die es ermöglichte,
diesen Markt zrt versorgen. Die Monopolisierung des Marktes mit rein

rechtlichen Mitteln wat zwar gelungen, schien aber auf die Dauer nicht

tragfähig zu sein. Die Herstellerfirmen, die als Lieferanten von Technik

solche rechtlichen Möglichkeiten praktisch nicht hatten, mvßten welt'
marktfähige Vermittlungstechnik entwickeln, um in diesem Bereich zu

überleben.
Nach langen Jahren der Kooperation in der technischen Entwicklung,

die am Ende auch zu viel Zeit gekostet hatte, spielte der Wettbewerb

wieder eine größere Rolle. ln den Unternehmen wurden technßche Be-

mühungen stärker in ökonornßche Strategien eingepapt. Hierua zähLt

auch där Plan, mit technischen Mitteln alle gegenwärtigen und zukünf-

tigen Dienste der Telekommunikation in einem volldigitalisierten Netz

zu integrieren. Die ursprünglich technische Integrationsidee des ISDN
wurde fur die Bundespost und ihre traditionellen Lieferanten auch wirt-
schaftlich und sogar politisch attraktiv. Technisch schien es keinen

Grund zu geben, fopal identische digitale Signale in getrennten Netzen

zu transportieren. Ökonomisch versprach die Integration eine bessere

Netzauslastung, auch durch die maximale Ausschöpfung von Netzexter-

nalitäten. Politisch ließ sich der Anspruch der Bundespost auf ein umfas-
sendes Netzmonopol leichter durchsetzen, wenn bestehende kleinere
Netze oder neue Netzkomponenten Bestandteil des ohnehin im Monopol
der Post befindlichen größeren Netzes wurden. Diese letzteren strategi-

schen Überlegungen entrpickelten sich vor dem Hintergrund einer zuneh-

menden Politisierung dcr Telel<ommunilwtion,
Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung dieses Sektors war in den aus-

gehenden 70er Jahren bereits beträchtlich, und sie stieg im darauffol-
genden Jahrzehnt weiter. Noch stäirker als Investitionen und Umsätze

stiegen jedoch die Envartungen an die Telekommunikation als Wachs-

tumsträger der Zulunft. Sie wurden überlagert durch allgemeinpolitische
Programme, die darauf zielten, durch mehr Markt und Wettbewerb,

Deregulierung, Liberalisierung und Privatisierung technische Innovations-

und Wachstumspotentiale freizusetzen. Auf solchen programrnatischen

Vorstellungen basierender intemationaler, speziell amerikanischel Druck'
national abgeschottete Märkte zu öffnen, richtete sich auch gjBen die

Bundesrepublik und die geschützten Marktverhältnisse in der Telekom-
munikatiön. Sie gaben einer ohnehin traditionell relativ liberalen natio-
nalen Wirtschaftspolitik in einer grundsätzlich privaten marktwirtschaft-
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lichen p_rdnunq zusätzliche Argumente für eine zurückdröngung staat-
licher Monopole.

Die technischen Veränderungen des Netzes mit digitalen Vermitt-
lungssystemen, Glasfaser- und anderen breitbandigen üuärtragungsstrek-
ken und dem ISDN, aber auch mit intelrigenter wärdenaen miltiiunt<tio-
nalen Endgeräten ttulq das spektrum von und die Anforderungen an
Dienstleistungen der Telekorrmunikation verändert. wie die technischen
Komponenten, insbesondere die Endgeräte, werden auch die Dienste
international handelbar. Mit der internätionalen Erweiterung der Mörhe
werden nationale Monopole oder Regulierungen leicht zu-einem Han-
delshemmnis, für das es keine technische Begrtindung und teilweise
auch keine technisch abgesicherte Durchsetzungs-möglichkeit gibt. Neben
dem nationalen wird auch ausländisches und lnternätionales-Recht rele-
vant. Für die Bundesrepublik ist es insbesondere das stärker dem Frei-
handel und dem wettbewerb geöftnete Recht der Europiüschen Gemein-
schaft, das zunehmend beachtet werden muß.

Je mehr all diese Entwicklungen durch Anderungen der Telekommu-
rukationstechnikbedingt sind, umso schwieriger wiü es für die traditio-
nell relevanten Akteure in diesem Bereich, den status quo zu verteidi-
gen, da sie lange zeit - durchaus zutreffend - vor aliem technische
Restriktionen als Hindernisse des wandels angeführt haben. Diese Ak-
teure haben sich daher_ auch den politischen Veränderungsbestrebungen
geöffnet, allerdings nicht ohne vorher zentrale wirtschaftfche positionen
quf Dryel abgesichert zu haben. Für die Bundespost ist es das ISDN,
das jedoch auf dem Telefonsystem aufsetzt und bäträchtliche ökonomi-
sche Risiken in sich birgt. Für die Lieferfirmen, insbesondere siemens
und sEL, sind es ihre digitalen ISDN-fähigen vermittlungssysteme und
weitere netztechnische Komponenten, für diren langfristig-e Iieschaffung
im sinne von_ systementscheidungen die Bundeslost öptiert hat unä
deren Exportchancen es nun zu sichern gilt.

Die wiederum erst nach einem Regierungswechsel und nach intensi-
verer vorarbeit durch Expertenkommissionln in Angriff genommene
umgestaltung des Post- und Fernmeldebereichs konrite ini Gegensatz
zum versuch der frühen 70er Jahre erfolgreich abgeschlossen werden.
Die politischen Mehrheitsverh?iltnisse wareir tragfühi! und zum ökonomi-
schen war technischer Reformdruck hinzugekomme-n. Di" poststruktur-
reform, die das Telekommlnikationsmonopot oer Bundespost im Bereich
der Endgeräte und der Dienste, mit Ausnahme des 'i'elefondienstes,
beseitigt und ein wenig Randwettbewerb im Netzbereich ermöglicht,
wurde von den vermeintlich besonders stark betroffenen großen amts-
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baufirmen und der Bundespost nicht mehr ernsthaft bek?impft, zumal

garu im Sinne der Prognosen der Wirgchaftssachverständigen v-on diesen

Liberalisierungsmaßnahmen Wachstumsimpulse agsglhen 
. 
sollen, von

denen sich auöh diese Akteure Profit versprechen. Im Bereich der Bun-

despost schafft die Reform mit dem öffentlichen unternohmen TELE-

KOi{ einen Akteur, der, zumindest teilweise freigesetzt von Rücksichten

auf die anderen Bereiche der Post, in partiellem Wettbewerb mit priva-

ten Unternehmen Dienste und Endgeräte anbieten und angemessene

Gewinne erwirßchaften, weiterhin aber auch seinem Infrastrukturauftrag
gerecht werden soll.

Damit ist, ähnlich wie in einigen anderen westeuropiüschenlitndern

mit gewachsenen Fernmeldemonopolen, ein weiterer Schritt det TTansfor'

*oion dcr Telekonanunilation äingeleitet worden. Die Technik, die

diese Transformation auslöste, hat ibren eher restiktiven Charakler weit-
gehend verloren. Neben der sprachkommunikation und der ubermitt-
iung.'oo schriftlichen Dokumenten erlaubt sie vielf?iltige neue Kommu-

nikätionsformen, darunter insbesondere alle möglichen Transaktionen

zwischen Maschinen. Technikentwicklung orietrtiert sich relativ stärker

als bislang an Produkt- statt an Prozeßinnovation, was ein Abgehen von

einheitsteöhnischen Konzepten impliziert. Das Angebot an Diensten und

Endgeräten erfolgt nicht mehr bloß zum Zwecke der Daseinsvorsorge

undäer Erftillung enger staatlicher Infrastruktuwerpflichtunqen in einem

eher restriktiverifi nanziellen Rahmen. Vielmehr stehen weite Bereiche

einer großen Zahl von Anbietem offen, die attraktive Anlagemöglich-

keiten-für Investitionskapital suchen uo6 damit recbnen, Gewinne mit

dem Wirtschaftsgut tecfunische Kommunikation auf Mäirkten, die für
Konkurrenz offen sin4 zu envirtschaften.

Politische Aktivitäten im Bereich der Telekommunikation werden

nicht mehr direkt in den Telekommunikationsbetieb durchgreifen kön-

nen, indem sie das Produlilspektrum oder die Preise für Dienste festle-

gen. sie werden eher regulierend den Rahmen, in dem sich die Tele-

lommunikationsmlirkte entwickeln, setzen und beobachten. Privatechtli-
che Bestimmungen, normalo Kauf-, Miet- und Nltzungsvertrhg: N'
schen rechtlich öleichen, aber auch regionale und internationale Rechts-

bestimmungen werden die Transaktionen zrryischen den Akteuren regeln.

Die Zahl där Aheure nimmt zu, viele kommen neu in den seltor Tele-

kommunikation, und sie werden internationaler. Die Ubertragung vort

Informationen und Daten mit technischen Mitteln bleibt die zenhale

Funktion dieses Sektors, allerdings kommen Leistungen wie das Spei-

chern, umformen, Kombinieren,- Abrufen, weiterleiten und umleiten
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von Informationen hinzu, die eine große wirtschaftliche Bedeutung neben
den traditionellen Infrastrukturaufgaben bekommen können. Hinzu kom-
men in solchen vielseitigen Kommunikationssystemen allerdings auch
vielfältige neue Probleme. Der Datenschutz, die flächendeckende versor-
gung mit Infrastrukturdienstleistungen oder neuo wirtschaftliche und
technische Abhängigkeiten sind einige Stichworte.

Die Transformation der Telekommunikation verschiebt deren "Lage"
im Spektrum der funktionalen gesellschaftlichen Teilsysteme in Richtung
auf das Funktionssystem Wirtschaft. Damit werden Politik, Technik und
Recht als Funktionsfelder in der Telekommunikation nicht verschwinden,
aber ölronomische Orientierungen auf der Handlungsebene und entspre-
chende Probleme auf der Systenebene werden routinernöfiig daminieren.
Die Technik wird dadurch natürlich keineswegs bedeutungslos.

Ohne dem Technodeterminismus das Wort zu reden, kann als Ergeb-
nis dieser Arbeit festgehalten werden, dafJ die Entwicklung des hier
betrachteten systems und ähnlicher größerer sozio-technischer Infrastruk-
tursysteme nicht nur in der Telekommunikation deutlich durch relativ
eigenständige technische Faktoren bestimmt wird. Technische Formen
der Funktionserftillung, die ja konstitutiv sind für diese Systeme, len-
ken die Aufmerksamkeit der Akteure immer wieder auf die in einer
gegebenen technischen systemkonstellation liegenden Möglichkeiten und
Restriktionen. selbst wenn die Perspektive der Akteure politisch, ökono-
misch oder rechtlich geprägt ist oder in einer bestimmten situation
eine solche sichtweise dominiert, bleibt in der Regel ein klarer techni-
scher Bezug erhalten. Rechtlich mag es um die Frage gehen, ob eine
bestimmte Form des Gebrauchs eines Endgerätes zulässig ist, politisch,
ob der monopolistische Betrieb des Netzes gewünscht ist, und ökono-
misch, welche Preise für eine bestimmte Form der Nutzung verlangt
werden können, Bezugspunkt bleibt eine aktuell gegebene oder zuktinftig
vorgestellte technische Systemstruktur.

Die Kopplung.der einzelnen technischen Komponenten des Systems
bewirkt, daß die Anderung bestimmter Elemente immer auf andere aus-
strahlen kann. In einem konkreten system- und Funktionszusammenhang
ist der status einzelner Komponenten unterschiedlich. In der interaktiven,
also vermittelten, Telekommunikation bildet dre vermittlungstechnik ein
ganz zentrales Element des systens. Entsprechend folgenreich sind
wandlungen dieser Technik und damit verbundene vorsüellungen dar-
über, was sie zu leisten imstande ist.

Den entscheidenden Einschnitt in der Entwicklung der Vermittlungs-
technik bildet im Zuge des Übergangs vom elektrimechanßchen zum
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elehronischen Parad,igrna die Umstellung auf speicherprogrammierte
volldigitale Vermittlungssysteme. Daß dieser Ubergang, der noch andau-
ert, ein zwar nicht unerwarteter, aber in vieler Hinsicht schwieriger und
gelegentlich auch schmerzhafter Prozeß war, sollte in dieser fubeit deut-
lich geworden sein. Durch ibn sind jedoch in der Wahrnehmung nicht
nur der Ingenieure und Techniker viele Restriktionen weggefallen, die
die alten elektromechanischen Systeme trotz aller Perfektion nicht über-
winden konnten.

Die gleichzeitige technische und ökonomische Überlegenheit der
neuen Vermittlungstechnik, die erst voll zum Tragen kommt, wenn auch
die technische Umgebung, also Ubertragungstechnik und Endgeräte in
einem wechselseitigen Prozeß angepaßt sind, hat organisatorische und
institutionelle Wandlungsprozesse in der Telekommunikation ausgelöst,
die lange Zeit f.ast unmöglich oder zumindest unnötig schienen. Der
genaue Verlauf und die Folgen dieses Prozesses, der als Korrelat der
Ausbreitung der Informationstechnologie betrachtet und als ein Beispiel
für einen nicht bloß technischen, sondern "techno-ökonomischen" Para-
dignrawechsel (vgl. FreemarV Perez 1988: 47) interpretiert werden kann,
ist keineswegs technisch determinierr. Hier gibt es deutliche nationale
Unterschiede (vgl. Hills 1989), wobei Akteurkonstellationen, Handlungs-
orientierungen, temporale Strukturen von Ereignisfolgen und institutio-
nelle Arrangements eine große Rolle spielen.
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Gesetz über dle Verwaltung der Deubchen Bundecposd
(Postvenvaltungsgesetz)

Yom ?A, Jull 1953

s1
Bezelchnung der Verwaltung

(1) Die Venvaltung des Post- und Fern-
meldewesens der Bundesrepublik Deutsch-
land ist Bundesverwaltung. Sie wird unter
der Bezeichnung "Deutsche Bundespost"
von dem Bundesminister für das Post-- und
Fernmeldewesen untor Mitwirkung eines
Verwaltungsrates nach Maßgabe 

- 
dieses

Gesetzes geleitet.

(2) Der Bundesminister für das post- und
Fernmeldewesen nimmt die öffentlichen
Rechte und Pflichten des Bundes auf dem
Gebiet des Post- und Femmeldewesens
wahr,

$2
Leltung der Yerwaltung

(1) Der Bundesminister für das post- und
Femmeldewesen ist dafür verantwortlich,
daß die Deutsche Bundespost nach den
Grundsätzen der Politik der Bundesrepublik
Deutschland, irubesonderc der Verlehn-,
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik
verwaltet wird,

- 
(2) Bei der tritung der Vemaltung der

Deutschen Bundespost ist den Interessen der
deutschen Volkswirtschaft Rechnung zu
tragen. Der Bundesminister für das posh
und Fernmeldewesen hat die Entwicklung
der verschiedenen Nachricht€nzweige innerl
halb der Deutschen Bundespost mitEinander
in Einklang zu bringen.

(3) Die Anlagen der Deutschen Bundes-
post sind in gutem Zrstand zu erhalten und
technisch und betrieblich den Anforderun-
gen des Verkehrs entsprechend weiter zu
entwickeln und zu vervollkommnen.

$3
Vermögen

(1) Das dem Post- und Fernmeldewesen
gewidmete und bei seiner Venvaltung er-

worbene Bundesvermögetr ist als Sonderver-
mögen des Bundes mit eigener Haushalts-
und Rechnrrgsfiihrung von dem ilbrigen
Vermögen des Bundes, seinen Rechten und
Verbindlichfteiten getrcnnt zu balten.

(2) Für die Verbindlichkeiten der Deut-
schen Bundespost haftet nur das Sondener-
pögen; es haftet nicht fitr die sonstigen
Verbindlichkeiten des Bundes

Verwaltungsrat
s5

Btldung und ZusammenEeEung

(1) Der Verwaltungsrat wird bei dem
Bundesminister für das Post- und Fernmel-
dewesen gebildet.

(2) Er best€ht au vierundzwanzig Mtglle-
dern, und zwar

fünf Vertretern des Deutschen Bundesta-
8st

fünf Vefiretern des Bundesrates,
fünf Vertretem der Gesamtwirßchaft,
sieben Vertr€tern des Personals der Deut-

schen Bundespost, die den bei dieser
vertretenen Gewerkschaften angehören,

je einem Sachverstäudigen auf dem Gebiet
des Nachrichten- und Finanzwesens.

(3) pie Mitgieder sind an keine Aufträge
oder Weisungen gebunden. Sie haben ihr
Amt nach best€m Wissen und Gewissen
auszuüben. Sie sind zur Verschwiegenheit
über Angelegenheiten der Deutschen Bun-
despost verpflichtet, wenn der Verwaltungs-
rat beschließt, daß oine Angelegenheit ver-
traulich zu behandeln ist.

$12
Aufgaben

(1) Der Verwaltungsrat beschließt im
Rahmen der Grundsätze des g 2 über

1 Archiv ftir das Post- und Fernmeldewesen 5, 1953: 395_400.
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1. die Feststellung des Voranschlages
einschließlich etwaiger Nachträge und
die zugehörige Entlastung,

2. die nschträ$iche Genehmigung der
über- und außerplanmäßigen Ausga-
ben,

3. die Genehmigung des Jahresabschlus-
sas ($ 19 Abs. 1) und über den Vor-
sclrlag fär die Verwend'ng eines

Gewinne,s oder die Deckung eines

Verlustos ($ 20 Abs. 5)'
4. die Bedingungen für die BenuEung

der Einrichtungen des Post- und Fern-
meldewesens einschließlich der Gebüh-
renbemessunq.

5. die Übernahte neuer, die li,nderung
oder die Aufgabe bestehender Dienst-
wteige,

6. die Duchftihrug grundlegender Neue-
rungen oder Anderung technischer
Anlagen.

(2) Über eine Vorlage des Bundesmini-
ste$ ftir das Post- und Fernmeldowe.sen im
Sinne des Absatzes t hat der Verwaltungs'
rat binnen drei Monaten zu beschlieBen
Ergeht innerhalb dieser Frist kein Be'schluß,
gilt die Vorlage als genehmigt.

(3) Der Bundesminister für das Post- utrd

Femmeldewesen hat folgende Angelegenheit
dem Verwaltungsrat zur Stellungnahme
zuzuleiten:

1. die Grundsätze üb€r die Aufnahme
von Krediten und die Übernahme von
Btlrgschafteq

2. die Höhe der Schuldentilgung,
3. die Fastlegung der Gnrndsätze flir die

Anl€gung der Rlicklageq
4. die Fastlegung der Grundsätze für die

Adegung der Postscheck- und Post-
spatguthsbotr,

5. die Gpschäftsberichte.

(4) Der Verwaltungsrat ist berechtigl, in
Frage4 die von allgemeiner Bedeutung für
die Verwaltung sind" Anträge zu stellen und
die Stellungnahme des Bunde'smini$ters für
das Post- und Fernmeldewesen herbeizufüh-
ren.

(5) Der Verwaltung;srat ist nicht befitgl,
gegen den Widerspruch des Bundesministors
ftir aas Post- und Fernneldewesen eine
Erhöhung der im Voranschlag vorgesehenen

Arsgaben herbeizuführen oder lvlaßnahmen

zu beschließen, die eine Verminderung der
veranschlagten Einnahmen verursachen.

(Q Dem Verwaltungsrat ist auf Verlangen
jedeneit über die finanzielle Lage und die
betrieblichen Verhältnisse der Deutschen
Bundespost AlJskunft zu geben; monatlicb
ist ihm eine Nachweis'ng über Einnahmen
und Ausgaben vozulegen.

$13
Begcblüsse des Yerwaltung8rates

(1) Ist der Bundesminister fär das Post-
und Femmeldewesen der Auffassung, daß

ein Beschluß des Verwaltungprates im Inter-
esse des Bundes nicht verantwortet werden
kann, kann er binnen vier Wochen den

Bescbluß der Bundesregienrng zur Entschei-
dung vorlegen. In diesem Fatl hat der Ver-
wattungsrat seinen Bescbluß schriftlich zu
begränden.

(2) Die Bundesregierung hat binnen ehel
Frist von sechs Wochen" gerechnet von der
Mitteilung des Beschlusses des Verwal-
hugsrates an den Bundesminister fär das

Post- und Fernnoldewesen, zu entscheiden'

$14
Benutzungsvemrdnungen

Der Bunde,sminister für das Post- und
Fernmeldewesen erläßt nach Maßgabe der
Bescbltlsse des Venraltrmgsrates oder der
Bunde,sregierung ($ 13) die Rechtsverord-
rungen tlber die Bedingungen und Gebilh-
ren ftir die Benutzung der Einrichrungen
de,s Post- und Fernmeldewesens @enut-
zungsverordnungen), die Rechtsverordnun-
gen tiber Gebähren im Binvernehnen mit
dem Bundesminister für rffirtschaft, die
Rechtsverordnungen tibcr Gobtthrcn fllr den

Postreisedienst im Binvemebmen mit dem
Bundesminister flir Verkobr. Die Benut'
anngsverordnuogen bedilrfen dcht der Zu-
stimmung des Bundesratos.

$15
Eaushalteftihrung

(1) Die Deubcho Bundespost hat ihrcn
Ilarrshalt so aufzrutellen und dutcbzttfllhreq
daß sie die zur Erfflllung ihrer Aufgabea
und Verpflicbfirgen notwendigen Asgaben
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aus ihren Einnahmen bestreiten kann Zu-
schüsse aus der Bundeskasse werden nicht
geleistet.

$17
Voranschlag

(1) Für jedes Rechnungsjahr ist ein Vor-
anschlag aufzustellen In dem Voranschlag
sind alle voraussichtlichen Einnahmen und
Ausgaben sowie alle sonstigen Anderungen
zu veranschlagen, die in dem Vermögen der
Deutschen Bundespost während des Rech-
nungsjahres votaussichtlich eintrcten wer-
den. Der Voranschlag erstreckt sich auch
auf die Landespostdirektion Berlin.

(4) Der Voranschlag ist von dem Bundes-
minister für das Post- und Femmeldewe,sen
im Binvemehmen mit dem Bundesminister
der Finanzen au&Is1e116n' das gleiche gilt
für nachträgliche Anderungen.

(5) Der festgastellte Voranschlag wird
dem Deutschen Bundestag und dem Bun-
desrat durch den Bundesminister ftir das
Post- und Fernmeldewesen zur Kenntnis
vorgelegt.

$18
Rechnungsflihrung und -prülhng

(1) Die Rechnung der Deutschen Bundes-
post ist nach betriebswirtschaftlichen Grund-
sätzen so zu führcn, da8 die Finanzlage
jederzeit festgestellt werden kann.

(2) Der Bundesrechnungshof übennacht
die Haushalsfährung und präft die Rech-
nung der Deutschen Bundespost.

$21
Abllefenrng

Die Deutsche Bundespost
j ährlichen Betriebseinnahmen
an den Bund zu leisten:

bei weniger als 2 Milliarden
Deutsche Mark 6
bei 2 Milliaden Deutsche
Mark und mehr 6 2ß

hat von ihren
Ablieferungen

vom Hundert,

vom Hundert.

$2s
Rechbverhältnlsse dec Personals

(1) Die Beamten der Deutschen Bundes-
post sind unmittelbare Bundesbeamte. Die

A4gestellten und Aöeiter der Deutschen
Bundespost stehen im Dienst des Bundes.

gu
Belohnungen und Yergätungen

(1) Der Bundesminister für da$ Post- und
Fernmeldewesen kann im Einvernebnen mit
dem Bundesminister der Finanzen und dem
Bundesminister des Inneflr Richtlinion filr
die Gewährung von Belohnungon in beson-
deren Fällen und ftlr besonderc Lristungen
erlassen.

Q) Der Bundesminister für das Post- und
Fernmeldewesen kann im Einvernehmen mit
dem Bundesminister der Finanzen und dem
Bundesminister des Innern Richtlinien dar-
über erlassen, inwieweit fiir die Tätigkeit
auf besonders schwierigen Dienstposten d€s
Betriebsdienstes widemrfl iche Vergätungen
gewährt werden.

$26
Abschluß von ThrlfVerhägen

Die Vergiltunge4 Löhne und Arüeitsbe-
dingungen der Angestellten und Arbeiter
sowie die Erziehungsbeihilfen für Lehrlinge
und die Unterhaltszruchiisse für Postjungbo-
ten im Bereich der Deutschen Bundespost
und der Landespostdirektion Berlin werden
durch lbrifuertrüge geregelt, die mit den
zuständigen Gewertschaften zu schließen
sind, Die Vereinbarungen sind im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister der Finan-
zen und dem Bundesminister des Innern zu
schließen, wenn sie wegen ihrar grundsätzli-
che Bedeutung geeignet sind, die Gestaltung
der l,ohn- und Arbeitsbedingungen in ande-
ren Zweigen der Bundesverwaltung zu
beeinflussen.

$31
Yeryabe von Llefenrngen und

Lelcüungen

Die Deutsche Bundespost ber{icksichtig
bei der Vergabe von Lieferungen und Lei-
stungen im Rahmen der Posthaushaltsbe-
stimmungen angemessen Industrie, Hand-
werk uad llandel jedes Landes mit dem
Ziel, die Entwicklung der Wrtschaft der
Läader zu fördern
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Gesetz zur Neustrulduderung des
Post- und Fernmeldewesens und der Deu6chen BundesposF

@ostetruldurgesetz - PStruktG)

Artlkel 1

Unternehmensverfassung der
Deutschen Bundeepost

Aufgaben und
Rechtsstellung

$1
Aufgaben

(1) Die Aufgaben der Bundesrepublik
Deutschland auf dem Gebiet des Post- ud
Femmeldewesens wetden von dem Bundes-
minister für Post und Tblekommunikation
und der Deußchen Bundespost erfüllt. Der
Bundesminister flir Post und Tblekommuni-
kation nimmt politische und hoheitliche
Aufgaben wahr; er ilbt die Rechte des

Bundes auf dem Gebiet des Post- und Fern-
meldewesens aru. Der Deutschen Bundes-
post obliegen in lVahrnebmung ihres öffent-
lichen Auftrags im nationalen und intema-
tionalen Bereich unternehmerische rmd
betriebliche Aufgaben des Post- und Fern-
meldewesens.

(2) Die Deutsche Bundespost gliedert sich
in drei Tbilbereiche, die als öffentliche
Unternehmen mit den Bezeichnungen

Deutsche Bundespost POSTDIBNST
Deutsche Bundespost POSTBANK
Deutsche Bundespost TELBKOM
geführt weden.

$3
Oqgane

(1) Organ der Deutschen Budespost ist
das Direktorium der Deutschen Bundespost.

(2) Organe jede$ Unternehmons der Deut-
schen Bundespost sind vorstand und Auf-
sichtsrat.

$4
Le ltungcgrundsätzn

(1) Die Unternehmen der Deutschen Bun-
despost haben die Nachfrage von Bürgem,
Wirtschaft und Venvaltung nach l*istungen
der Post-, Postbank- und Femmeldedienste
zu decken, Die Dienste sind unter Berück-
siclrtigung der Markterfordemisse entsple-
chend der wirtschaftlichen und technischen
Entwicklung zu gestalton. Darllber hinaus
sind Infrastruktwdienste (Monopolaufgaben
und Pflichtleistungen) und die not*,endige
Infrastruktur im Sinne der öffentlichen
Aufgabenstellung insbe'rondere der Daseiru-
vo$orge, nach den Grundsätzen der Politik
der Bundesrepublik Deutschland zu sichem
und der Entrricklung auupassen. Dabei
sind die Grenzen der wirtschaftlichen Mög-
lichkeiten der Unternehmen zu beachten. In
Wahrnebmung ihrar Aufgaben beteiligen
sich die Unternehmen am Wettbewerb.
Unter Berlicksichtigung dieser L€itlhien
sind die Untemohmen nach betriebswirt-
schaftlichen GrundsäEen zu führpn. Zur
Erfüllung ihrer Aufgaben haben die Unter-
nehmen in angemessener Weise Forschung
zu betreiben.

Direktorium der
Deutschen Bundespost

$7
Zueammensetzung

(1) Das Direktorium der Deutschen Bun-
despost besteht ars den Vorsitzenden der
Vontände der Untemebmen. ...

(2)Entscheidungen dqr Direktoriums
werden eirutimmig getroffen. Kommt eine
einstimmige Entscheidung innerhalb eines

Monats nicht zrutande, so ist nach einer
Beratung mit dem Bundesminister für Post

und Tblekommunikation innerhalb eines
weiteron Monats mehrheitlich zu entschei-
den.

2 BGBI. III 900.7
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s8
Aufgaben

Dem Direktorium der Deutschen Bundes-
post obliegen folgende Aufgaben:
1. die Festlegung von Grundsätzen über

die wechselseitige Inanspruchnahme
von Leistungen und Einrichtungen der
Unternehmen der Deutschen Bundes-
post einschließlich der Festlegung von
Grundsätzen über die Abgeltung einer
Inanspruchnahme (g 4 Abs. 2), um
insbesondere die Verbundvorteile sinn-
voll zu nutzen,

4. die Festlegung eines Vorschlags über
einen Finanzausgleich zur Aufnahme
in die Wirtschaftspläne (g 37 Abs. 3).

ge
Sozlalangelegenhelten

(1) Die in Gesetze4 Rechtsverordnungen
oder sonstigen Rechtsvorschriften enthalte-
nen Aufgaben der Kranken-, Renten- und
Unfallversicherung, des Arbeitsschutzes,
der Schwerbehindertenfi[sorge, des Jugend-
arbeits- und des Mutterschutzes werden für
die Deutsche Bundespost durch das Direkto-
rium einheitlich wahrgenommen. Die hierftir
erforderlichen Mittel werden in den Wirt-
schaftsplänen der Untemehmen bereitge-
stellt,

Vorstand
$12

Zusammensetzung und Rechtastellung

(1) Jedes Unternehmen der Deutschen
Bundespost wird von einem Vorstand gelei-
tet, dor sich für die Führung der Geschäfte
einer Generaldirektion bedient,

(2) Der Vorstand besteht aus einem bzw,
einer Vorsitzenden und weiteren Mitglie-
dern. Ein Mitglied hat insbesondere die
personelle.n und sozialen Aufgaben wahrzu-
nehmen. tlber die Tahl dq üitglieder ent-
slhlidet die Bundesregierung aul Vorschlag
des Bundesministers für Post und Tblekom-
munikation. Die Vo$tandsmitglieder sollen
Deutsche im Sinne des Artikels 116 des
Grundgesetzes sein. Sie sollen hewonagen-
de Sachkenner der Unternehmensführung
sein,

$13
Bestellung Beendlgung

(1) Der bzw. die Vorsiuende und die
weiteren Mitglieder des Vorstands wetden
vom Bundesminister fär Post und Tblekom-
munikation im Einvernehmen mit dem
Aufsichtsrat, die weiterpn Mitglieder auch
im Benebmen mit dem bzw der VorsiEen-
den vorgeschlagen, Kommt ein Einverneh-
men nicht zutande, so entscheidet die
Bundesregierung ilber die Vorschtäge. Die
Vorstandsmitglieder werden vom Bundes-
prüsidenten auf Beschh8 der Bundesregie-
rung bestellt. Die Bestellung wird mit der
Ashändigung der Ernennunpurkunde wirk-
sam.

$ls
Rechüe und Pfllchten des Vorctands

(1) Die Vorstandsmitglieder haben das
Unternehmen nach Maßgabe dieses Geset-
zes mit der Sorgfalt eines ordentlichen und
gewissenhaften Geschäftsleiters zu führen.
Sie sind für die Ftihrung der Geschäfte
gemeinsam verantwortlich.

(5) Der Vorstand hat unvenüglich
1, dem Bundesminister fär Post und

Telekommunikation

a) Beschlußvorlagen an den Auf-
sichtsrat zuzuleiten,

b) Beschlüsse dos Außichtsrats vorzu-
legen,

c) Beschlilsse über die für die wirt-
schaftliche Entwicklung wesent-
lichen Lristungsentgelte fär pflicht-
leistungen (g 25 Abs. 2) voranle-
80tr'

2. dem Aufsichtsrat Beschlußvorlagen
an den Bundesminister für Post und
lblekommunikation zuzuleiten.

Aufsicht$rat
$16

Zusammensetzung und Pfllchten

(1) Die Aufsichtsräte der Unternehmen
Deutsche Bundespost POSTDIENST und
Deutsche Bundespost TELEKOM bestehen
aus 21 Mtgliedem:
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sieben Vertreter des Bundes,

sieben Vedreter der Anwender und Kun'
den,

sieben Vertreter des Personals des jeweili-
gen Unternehnens,

(3) Die Mitglieder dürfen nur dem Auf-
sichtsrat eines der Untemehm€n angehören'

$17
Vorschlagsncht ftir dle

Mltglledechaft

(1) Die Vertreter des Bundes werden vom
Bundesminister für Post und Tblekommuni-
kation benannt.

(2) Die Vertreter der Anwender und Kun-
den werden "or Sun66smi4ister für Post
und Tblekommunikation im Benehmen mit
den Spitzenverbänden der gewerblichen
Wirtschaft, der Landwittschaft und der
Verbraucher benannt. Bei ,,. [der] TELE-
KOM sollen die SpiEenverbände der ge-

werblichen Mrtschaft mit vier Vertretem'
der Landwirtschaft mit einem Vettreter utrd

der Verbraucher mit zwei Verh€tern be-
rücksichtig werden. .,.

(3) Die Vertreter des Personals der Unter-
nehmen der Deutschen Bundespost werden
dem Bundesminister für Post und Tblekom-
munikation von den in den Untornehmon
vertretenen Gewerkschafien vorgeschlagen,
Von den Vorgaschlagenen milssen bei ...

[der] TELEKOM mindesters vier, ... dem
Personal dos jeweiligen Untemehmens ange-

hören, Für jedes Untemehmen muß sich
unter den Vorgeschlagenen mindestens eine
Frau befinden. ...

(4) Der Bundesminister flir Post und
Tblekommunikation legt der Bundesregie-
rung einen Vorschlag flir die Berufung der
Aufsichtsratsmitglieder nach lvlaßgabo der
Absätze1bis3vor.

s18
Beruflrng

Die Bundasregierung beruft die Mitglieder
de,s Aufsichtsrats.

$23
Aufgaben

(1) Der Außichtsrat hat die Geschäftsfüh-
rutrg zu überwachen und insbesonderp dar-
auf zu achten, daß dabei die GrundsäEe
des $ 4 eingebalten werden.

(3) Der Aufsichtsrat beschließt nach Vor-
lage durch den Vorstand übor

1. die Feststellung des Wirtschaftsplans
und wesentlicher Anderungerl

2. die Feststellung des Jahresabschlusses
($ 44 Abs. 1),

3. die Entlastung des Vorstands ($ 45
Abs. 4),

4. die l,€istutrgsentgelte im Briefdienst
und im Monopolbereich des Fernmel-
dewesens,

5. die Bestimnungen über die Wrt-
schaftsführung des Unternehmens
sowie die Vorschriften über die Auf-
stollung des Jahresabschlusses,

6. die Gründung von Tbchtergesellschaf-
ten, den Erwerb oder die Veräußerung
von Beteiliguogen oder Grundstücken
nach lvlaßgabe der Bestimmungen ilber
die Wirtschafsfilhrung des Unterneh-
mens,

?. die Allgemoine Geschäftsordnung für
das Untemehmen,

(a) Über eine Vorlage des ltbrstands nach
Absat 3 hat der Außichtsrat binnen zwei
Monaten zu beschließen. Ergeht innerbalb
dieser Frist kein Beschluß, gilt diese Vorla-
ge als genehmigl.

(O Den Außichtsrat leitet der Vorstand
vor seiner abschließenden Bntscheidung
folgende Angelegenheiten zur Stellungnah'
me zu:

1. die Bnfilhnrnq neuer oder eine we'
sentliche Anderung oder Aufgabe
bestehender DiensEweige,

2. die Einflihrung grundlegender techni-
scher Nouerungell

3. GrundsäEe filr die Anlogung der Post-
giro- und Postsparkassenguthabonn

4. die für die wirtchaftliche Entwicklung
des Unternehmens wes€ntlichcn IJi-
stungsetrtgelte für Pflichtleistungeq

5. den lagebericht.
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Der Aufsichtsrat ist berechtigt, binnen zwei
Monaten eine Stellungnahme abzugeben.

924
Elnspruch gegen

Beschlüsse des Aufslchhrats
(1) Der Vorstand kann gegen einen nach

$ 23 Abs, 3 gefaßten Beschluß des Auf-
sichtsrats binnen einer Woche nach Bingang
der Mitteilung Einspruch erheben, wenn ei
der Auffassung ist, daß der BescNuß wich-
tigen Interessen des Unternehmens nicht
gerecht wird, Der Vorstand hat gleichzeitig
den Bundesminister für Post und Tetekom-
munikation über den Einspruch zu unt€r-
richten.

(2) Der Aufsichsrat hat binnen eines
Monats nach Eingang des Einsprucbs nach
Anhörung des Vorstands emeut zu beschlie-
ßen, Der Beschluß ist zu begränden.

(3) Beschließt der Aufsichtsrat mit der
Mehrheit seiner Mitgieder, den Einspruch
des Vorstands zurtickzuweisen, entscheidet
der Bundesminister ftir Post und Tblekom-
munikation auf Vorlage des Vorstands
endgültig. Kommt die nach Satz i. erforder-
liche Mehrheit nicht zustande, gilt die Vot-
lage des Vorstands als beschlossen.

Bundesminister für
Post und

Telekommunikation
s2s

Poliüsche Zlelvorgaben

(1) Der Bundesminister für post und
Tblekommunikation ist dafür verantwortlich,
daß die Deutsche Bundespost nach den
Grundsätzen der Politik der Bundesrepublik

9eutschland geleitet wird, Er leg d1e ftir
die Entwicklung des Post- und Färnmelde-
wesens notwendigen und die zur tüahrung
der Grundsätze der Politik der Bundesrepu--
blik Deutschland bedeutsamen mittel- ünd
langfristigen Ziele f;Jir die Unternehmen
fest, insbesondere im Rahmen seiner Aufga-
berutellung nach g 1.

(2) Die Bundesregierung wird ermächtiE,
nach Anhörung der Untemehmen durch den
Bundesminister für Post und Tblekommuni-
kation durch Rechtsverordnung diejenigen

Infrastrukhudienstleistungen zu bestimmen,
die die Untemehmen im besonderen öffent-
lichen Interesse, vor allem aus ffinden der
Daseinsvorsorge, erbringen milssen @fl icht-
leistungen). Sie kann hierbei die wesentli-
chen Strukturen der Pflichtleistungen und
der Entgeltregelungen festlegen.

(3) Bei Wahmehmung der Befugnisse
nach Absatz 1 und 2 sind die öffentliche
Aufgabenstellung sowie die wirtschaftlichen
Möglichkeiten jedes Unternehmens zu be-
räcksichtigen.

s28
Genehmlgungsrechte des

Bundesmlnlstem flir Post und
Tblekommunlkatlon

(1) Die Beschlässe des Außichtsrats ($ 23
Abs. 3) bedürfen nach Maßgabe der gg 34
und 35 der Genehmigung durch den Bun-
desminister für Post und Tblekommunika-
tion. Er kann die Genehmigung veß&gen,
wenn ein Beschluß des Außichtsrats im
Interesse der Bundesrepublik Deutschland
nicht verantwortet werden kann; dies gilt
auch, wenn bei einem BeschftE des Auf-
sichtsrats die Bestimmungen diese,s GeseEes
und der allgemeinen Rechtsvorschriften
nicht beachtet werden (g 27). Die Genehmi-
gung des Bundesministers für Post und
Tblekommunikation gitt als erteilt, wenn
dem Vorstand nicht innerhalb von drei
Wochen nach Bingsng der Vorlage eine
Außerung des BundesministeN zugeht, Vor
Ablauf dieser Frist hat der Bundesminister
filr Post und Tblekommunikation in den
Fällen des Absakes 3 die dort genannten
Bundesminister zu beteiligen.

(2) Vorlagen de.s Vorsrands über für die
wirtschaftliche Entwicklung des Unterneh-
mens wesentliche l-eistungsentgelte fiir
Pflichtleistungen unterliegen einem Wder-
spruchsrecht des Bundesministers für Post
und Tblekommunikation. Das Widerspruchs-
recht kann unter Beachtung der gg34 und
35 innerhalb von drei Monaten nach Ein-
gang der Vorlage ausgeübt werden; dabei
hat der Bundesminister für post und Tble-
kommunikation das Benehmen mit dem
Bundesminister für Wirtschaft herzustellen.
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(3) Außer in den Fällen des S 27 bedarf
der Bundesminister filr Post und Tblekom'
munikation vor der Erteilung oder Versa-
gung der Genehmigung bei Beschlllssen des

Aufsichtsrats

1. nach $ 23 Abs. 3 Nr. 1, 2 und 5 de's

Benehmens mit dem Bundesminister
der Finanzen;

2. nqch $ 23 Abs 3 Nr' 4 des Beneh-
mens mit dom Bundesminister für
Wirtschaft.

s30
Recbtsvercrdnungen dee Poot'

und Fernmoldewesens

(1) Die Bundasregierung wird ermächti$,
nach Anhörung de[s] Untemehmen[s] durch
den Bundesministet für Post und Tblekom-
munikation durch Rechbverodnung Rah-
menvorschriften flir die Inanspnrchnabme
der Dienstleistungen der '.. TtsLBKOM ...

zu erlassen Sie kann dabei ... die Bedin-
gungen, zu denen Endeinrichtungen anzu-
schließen sind, festlegen. Hierbei sind die
Interessen der Beteiligten ausgewogen zu
berticksichtigen.

(2) Die Bundasregierung erlä8t nach An-
hörung der Untemehmen durch den Bundes-
ministir ftir Post und Tblekommunikatiotr
durch Rechtsverordnung Vorsshdften für
die Unternehmen der Deutschen Bundespost

zum Schutz personenbezogener Daten der
am Post- und Fernneldeverkehr Beteilig-
ten.

Infrastrukturrat
s32

Blldung und Zusammeneebung

desrates mässen der Regierung ifues Lande's

angehören.

s34
Aufgaben

(1) Der Infrastrukturrat wirkt ..' bei Ent-
scheidungen des Bundesministers für Post

und Tblekommunikation, die von infrastruk'
turoller Bedeutuag sind und die wosentli'
chen Belange der Länder targiercn, mit.

(2) Der In&astruktunat beschließt über
foigende beabsichtigte Bntscheidungen des

Buidesministers fllr Post und Tblekommuni-
kation:

1. Versagung der Genehnigung von
Aufsichtsratsboscblilssen [itber die
t oistungsentgelte im Monopolbereich
des Fernmeldoweseß1...,

2. Widerspruch gegen Vorlagen des

Vorstands tiber die fitr die wirschaftli-
che Entwicklung des Unternehmens
wosentlichen Leistungsentgelte für
Pflichtleistungen gemäß $ 28 Abs. 2'

(3) Der Iirfrastruktunat boschlie8t ilber
Vorlagen des Bundesministers ftlr Post und
Tblekommrmikation zu folgenden Rechbvor-
ordnurgen:

1. Festlegung von Pflichtleistungen ge-

mäß S 25 Abs. 2,

2. Festlegung von Rahmenvorschriften
fär die Inanspruchnahne von Dierut-
leistungen der Untemohmen der Deut-
schenBundespo$t gemäß $ 30 Abs. 1,

3. Festlegung von Vorschriften zum
SchuE personenbezogener Daten der
am Post- und Fernmeldeverkehr Betei-
ligten gemäß $ 30 Abs. 2.

(O Der Infrastnrktunat ist bepchtigt' itr
Angelegenheiten, die von infrastruktweller
Bedeutung sind und die wesentlichen Be-
lange der-Länder berühre& Arskilnfte ein-
zuholsn, Anträge zu stellen und Stellung-
nahmen des Bund€sministe$ fflr Post und

Tblekommrmikation herbeizuftibren.

(Q Zu Vorlagel (6s lutrd€ßministers ftir
Post und Tblekommunikation nach Absatz
2 ist innerhalb einer Frist von drei Wochon,
zu Vorlagen nach AbsaE 3 ist imerhalb
einer Frisl von zwei Monaten nach Eingang
beim InfrastruKunat zu beschließen. Die

(1) Beim Bundesminister filr Post und

Tblekommrmikation wird ein Infrastruktunat
gebildet. Er besteht aus je elf Verhetem
des Deutschen Bundestages und des Bun'
dosrates.

(3) Die Mitglieder werden jeweils auf
Vorschlag des Deußchen Bunde$tages und

des Bundesrates von der Brmdesregierung
ernannt, Die Vertroter des Deutschen Bun'
destages müssen Mit$ieder des Deutschen
Bundestages sein, Die Vertreter des Bun-
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Vorlage gilt als gebilligt, wenn ein Be-
schluß nicht fristgerecht ergeht.

$35
Beschlügse des InfißstrulduIrats

(1) Ist der Bundesminister für Post urd
Tblekommunikation der Auffassung, daß er
einen Beschluß de,s Infrastruktwnß im
Interesse der Politik der Bundesrepublik
Deuschland nicht berticksichtigen kann, hat
er seine Bntscheidung zu begründen und
den Infrastruktunat innerhalb von einer
Woche nach Eingang des Beschlusses zu
unterrichten. ln diesem Fall hat der Infra-
strukturrat innerhalb von zwei Wochen zu
entscheide& ob er seinen Beschluß auf-
rechterhält.

(2) Hält der Infrastruktunat seinen Be-
schluß aufrecht, kann der Bundesminister
für Post und Tblekommunikation binnen
einer Woche den Beschluß der Bundesregie-
rung zur Enscheidung vorlegen.

(3) Die Bundesregierung hat binnen einer
Frist von vier Wocheq gerechnet von der
Mitteilung der Aufipchterhaltung des Be-
schlusses des Infrastruktu$ats an den Bun-
desminister für Post und Tblekommunika-
tion, zu entscheiden.

Wirtschaftsfährung
$37

Gnrndsätze

(1) Die Unternehmen sind so zu leiterl
daß die Erträge die Aufivendungen decken.
Darüber hinaus soll im Hinblick auf das
nach g 41 erforderliche Eigentapital ein
angemessener Gewinn erwirßchaft et werden,

(2) Die Unternehmen sollen für die ein-
zelnen Dierute in der Regel jeweils die
vollen Kosten und einen angemessenen
Gewinn erwirtschaften, Ein Ausgleich zwi-
schen den Diensten eines Unternehmens
i$t zulässig.

(3) Zwischen den Unternehmen ist ein
Finanzarsgleich vorzunehme4 wenn eines
der Unternehmen, insbesondere als Folge
der Beachtung der Grundsätze des g-4
Abs. 1, nicht in der Lage ist, die Aufwen-
dungen aus eigenen Erträgen zu decken.
Der Finanzausgleich ist auch unter Beräck-

sichtigung von Gewinn- oder Verlustvorträ-
gen erfolglwirlsam in die Wirtschaftspläne
aufzunehmen. Dabei ist der Vorschlag des
Direltori'ms nach g 8 Nr. 4 zu berilclsich-
tigen.

(4) Ein Augleich zwischen den Diensten
nach Absatz 2 oder znrischen den Unterneh-
men nach Absatz 3 aus Monopoldiensten
zugunsten von Wettbewerbsdiensten ist
zulässig. Soweit durch eine anhaltende
spürbare Kostenunterdeckung im Wettbe-
werbsbereich die Wettbewerbsmöglichteiten
andererUntemehmen auf einem Markt ohne
sachlich gerechtfertigten Grund beeinträch-
tigt werden, trlfft der Bundesminister ftlr
Post und Tblekommunitation im Benehmen
mit dem Bundesminister für Wirtschaft,
soweit es un den Bereich des Unterneh-
mens Deutsche Bundespost POSTtsANK
geht, auch im Benehnen mit dGm Brudes,
minister der Finanze4 die erforderlichen
Maßnabmen zru Beseitigung der Beeintäch-
tigung. Uber das Vorliegen einer hiernach
Tnzulässigen B€einträchtigutrg entscheidet
der Bundesminister für Wirtschaft im Be-
nehmen mit dem Bundesminister für Post
und Tblekommunikation. Soweit es zur
Brfüllung dieser Aufgabe notwendig ist,
schaltet d6s Brürdes6inister fär Wirtschaft
das Bundeskartellamt eiq das hierzu die
Befugnis nach g 46 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen hat. Die vor-
stehenden Bestimmungen begrändea keine
Rechte Dritter; das geltende Wettbewerbs-
recht bleibt unberührt.

s3e
Grundgätze und Yorcchrlften
Itir dle Wr.tschaftsflihrung

(1) Das Rechnungswasen der Unternehmen
ist nach betriebswirtschaftlichen Grunds[t-
zen zu gestalten.

$41
Elgenkapltalausetathrn g

Das Eigenkapital der ... TELEKOM soll
mindestens ein Drittel ... des im ... Jabres-
abschluß ausgewiesenen Gesamtkapitals
betragen.
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s42
Rückstellungen, Rücldagen

und Gewlnnverwendung

(4) Zrtt Sicherung einer angemessenen

Eigenkapitalausstattung ... verbleiben Ge-

winne [im] Unternehmeg soweit das Bigen-
kapital .,. [der] TELEKOM '.. 50 vom
Hundefi ... nicht tiberscheitet. Im übrigen
entscheidet der Bundesminister für Post und
Tblekommunikation im Benehmen mit dem
Bundesminister der Finanzen über die Ge-

winnverwendung.

s43
Abllefentngen

(1) Die Unternehmen zahlen dem Bund
vom 1. Januar 1996 an eine Ablieferung,
die sich nach der Belast'ng berechnet, die
anfallen würde, wsnn sie steuerlich jeweils
wie selbständige Unt€rnehmen behandelt
würden. Einzelheiten der Berechnung der
Ablieferung vereinbaren der Bundesminister
der Finanzen und der Bundesminister für
Post und Tblekommunikation.

übergang$- und
Schlußbestimmungen

s63
Flnanzwlrtechaftllche

Übergangobesdmmungen

(1) Die Deutsche Bundespost zahlt dem
Bund bis zum 31. Dezember 1993 eine
Ablieferung in Höhe von 10 vom Hundert
der Betriebseinnahmen. Im Jahre 1993 witd
die Ablieferung nach Satr 1 um den Betrag
von 300 Millionen DM gemindert. Flir das

Jahr 1994 zahlt die Deutsche Bundespost
eine Ablieferung in Höhe von 70 vom
Hundert und ftir das Jahr 1995 eine Ablie-
ferung in Höhe von 50 vom Hundert der
im Jahre 1993 gezahlten Ablieferung.

(5) Die Aufteilung des bei Inlüafttl€ten
dieses Gesetzes vorhandenen Kapitals r€gelt
der Bundesminister für Post und Tblekom-
munikation.

(6) Den Erüffnungsbilanzen der Untemeh-
men sind die Buchwerte der Bilanz der
Deutschen Bundespost zum 31. Dezember
1989 zugrunde zu legen.
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